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MWST. 2010

1. VORDRUCKE FÜR DIE MWST.- ERKLÄRUNG FÜR
DAS JAHR 2009 – ALLGEMEINE ANLEITUNGEN

Vorwort
Der Vordruck der MwSt.-Jahreserklärung 2010 über das Jahr 2009 muss sowohl von Steuerza-
hlern, welche diese Erklärung getrennt einreichen, als auch von Steuerzahlern verwendet wer-
den, die verpflichtet sind, die MwSt.-Jahreserklärung zusammen mit dem Vordruck UNICO 2010
abzugeben.
Es wird hervorgehoben, dass ab diesem Jahr für die vereinheitlichte Einreichung der jährlichen
Erklärung der Mehrwertsteuer in Alternative zu diesem Vordruck der MwSt.-Vordruck BASE/2010
verwendet werden kann. Zur Feststellung der Steuerzahler, die den MwSt.-Vordruck BASE/2010
verwenden können, die entsprechenden Anleitung zum Ausfüllen einsehen.
Die Beträge sind in Euro anzuführen, wobei der Betrag aufgerundet werden muss, wenn die Dezimal-
zahl gleich bzw. höher als 50 Cent ist, bzw. abgerundet, wenn diese darunter liegt. Deshalb wurden im
Feld für die Angabe der Beträge nach dem Komma zwei Nullen vorgedruckt. 

Die wichtigsten Änderungen in den Vordrucken
In der Folge werden die wichtigsten Änderungen allgemeinen Charakters angeführt, welche in
den Vordrucken der MwSt.- Erklärung 2010 eingeführt wurden.

VORDRUCK FÜR DIE MWST.- JAHRESERKLÄRUNG

TITELBLATT

Es wurden die der Angabe des meldeamtlichen Wohnsitzes (natürliche Personen) und des
Steuerdomizils (juristische Personen) vorbehaltenen Felder gestrichen. In der für die Angabe
der meldeamtlichen Angaben des die Erklärung unterzeichnenden Subjekts vorgesehenen
Zeilenbox wird das Ausfüllen der vorgenannten Felder ausschließlich von im Ausland leben-
den Subjekten verlangt.
Es wurde das Feld “der stabilen Organisation zugewiesene Steuernummer” gestrichen, das für
nicht ansässige Subjekte bestimmt war, die sowohl über eine stabile Organisation als auch
über direkte Identifizierung oder Steuervertreter in Italien tätig waren.
Es wurde die Zeilenbox für die Unterzeichnung der Erklärung durch das buchhalterische Kon-
trollorgan aufgenommen.

VORDRUCK

Übersicht VA
Die Übersicht VA bestehet aus 2 Teilen. Gegenüber dem MwSt.-Vordruck/2009 sind die Zeilen
VA3, VA4 und VA7, die Abschnitte 2 und 3 sowie die Zeile VA42 nicht mehr in der Übersicht
vorhanden.
In der Zeile VA1 wurde das Feld 6 aufgenommen, das den nicht ansässigen Subjekten vor-
behalten ist, die in der Steuerperiode sowohl über eine stabile Organisation als auch über ei-
nen Steuervertreter oder direkter Identifikation tätig waren.

Übersicht VE
Die Übersicht VE bestehet aus 5 Teilen. Gegenüber dem MwSt.-Vordruck/2009 wurden die
Zeilen VE10 bis VE12 gestrichen; der Abschnitt 2 setzt sich aus 3 Zeilen zusammen; es wur-
de ein neuer Abschnitt 3 geschaffen, in dem die Gesamtbeträge der steuerpflichtigen Beträge
(Zeile VE23) und der Steuer (Zeile VE25) bezüglich den in den Abschnitten 1 und 2 hervorge-
hobenen Geschäften festgesetzt werden; in dem neuen Abschnitt 4 (Abschnitt 3 des MwSt.-
Vordrucks/2009) besteht die Zeile VE30 aus mehreren Feldern, die die detaillierte Darlegung
der Geschäfte erfordern, die Anspruch auf Plafond geben; in der Zeile VE36 wurde ein spezi-
fisches Feld für die Darlegung der im Sinne des Artikels 7 des Gesetzesdekrets Nr. 185 aus
dem Jahre 2008 getätigten Geschäfte mit zeitlich hinausgeschobener Fälligkeit aufgenommen
(MwSt gegen Kasse); der neue Abschnitt 5 (Abschnitt 4 des MwSt.-Vordrucks/2009) besteht
aus der Zeile VE40, Gesamtbetrag der ausgeführten Aktivgeschäfte (Geschäftsumsatz). Es
wurde die Zeile VE41 des MwSt.-Vordrucks/2009 gestrichen.

Übersicht VF
Die Übersicht VF besteht aus 3 Teilen. Gegenüber dem MwSt.-Vordruck/2009 wurde im Teil 1
die Zeile VF 12 gestrichen; es wurde der Teil 2 geschaffen, in dem die Angabe des Gesamtbe-
trags der registrierten Anschaffungen und Einfuhren, der Änderungen und der Aufrundungen
sowie des Gesamtbetrags der Steuer bezüglich der steuerpflichtigen Anschaffungen und Ein-
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fuhren verlangt wird. In diesem Teil wurden die Zeilen VF23 innergemeinschaftliche Anschaf-
fungen, Einfuhren, Anschaffungen aus San Marino und  VF24 für die Aufteilung der im Jahr re-
gistrierten Anschaffungen geschaffen; es wurde der Abschnitt 3 geschaffen, der im Wesen-
tlichen den Zielsubjekten der Sonderregelungen für Mehrwertsteuer vorbehalten ist, die sich
durch spezifische Festsetzungsmodalitäten der abziehbaren Steuer auszeichnen, d.h. von
Subjekten, die steuerfreie Geschäfte tätigen.

Übersicht VG 
Die Übersicht VG des MwSt.-Vordrucks/2009 wurde gestrichen.

Übersicht VL
Gegenüber dem MwSt.-Vordruck/2009 wurden im Teil 1 die Zeilen VL1, VL2, VL4 und VL5 ge-
strichen; im Teil 3 wurden die Zeilen VL32 und VL33 vertauscht.

Übersicht VO
In die Zeile VO33 wurde das Kästchen bezüglich des Widerrufs aufgenommen.

Übersicht VX
In die Zeile VX6 wurde ein Feld für die Angabe der Steuernummer des konsolidierenden Un-
ternehmens aufgenommen.

AUFSTELLUNG MWST. 26PR 

Übersicht VW
In der der Körperschaft oder Obergesellschaft einer Gruppe MwSt vorbehaltenen Übersicht wur-
den dieselben mit Bezugnahme auf die Übersicht VL dargelegten Änderungen vorgenommen.

Übersicht VY
In die Zeile VY6 wurde ein Feld für die Angabe der Steuernummer des konsolidierenden Un-
ternehmens aufgenommen.

VORDRUCK VR
Es wurde die Zeile VR8 aufgenommen, die dem Rückerstattungsantrag für den kleineren,
nicht an die Mehrwertsteuergruppe übertragbaren Guthabenüberschuss vorbehalten ist.

VORDRUCK 74bis
Es wurden die Felder abgeschafft, die der Angabe meldeamtlicher Wohnsitz (natürliche Per-
sonen) und des Steuerdomizils (juristische Personen) vorbehalten waren. Im Teil 3 der Über-
sicht AF wurden die Zeilen AF33 und AF34 vertauscht.

Die „getrennte“ (also nicht vereinheitlichte) Einreichung des Vordruckes der MwSt.-Erklärung
für das Jahr 2009 (MwSt.-Vordruck 2010) ist nur für einige Kategorien von Steuerzahlern
vorgesehen, wie:
– die Kapitalgesellschaften und Körperschaften, die der IRES unterliegen und deren Besteuerungszei-

traum nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, sowie auch Subjekte, die nicht natürliche Perso-
nen sind und deren Besteuerungszeitraum vor dem 31. Dezember 2009 abgeschlossen wurde;

– die beherrschenden und die beherrschten Gesellschaften, die im Sinne von Art. 73 die Grup-
penabrechung der MwSt. auch für Zeitabschnitte von weniger als einem Jahr vornehmen;

– Subjekte, die durch außerordentliche Geschäftsfälle bzw. durch andere wesentliche subjek-
tive Umwandlungen hervorgehen und verpflichtet sind, in der eigenen Jahreserklärung den
Vordruck der Geschäftsfälle der getrennten, aufgenommenen, umgewandelten Subjekte
usw. einzuschließen, falls diese im Laufe des Jahres an der MwSt.-Gruppenabrechnung teil-
genommen haben;

– die Konkursverwalter und die Liquidationskommissare für die Erklärungen, die von ihnen für
Subjekte eingereicht wurden, die in Konkurs geraten sind bzw. sich für jede Besteuerun-
gsperiode bis zum Abschluss der entsprechenden Konkursverfahren in einer verwaltungsbe-
hördlichen Zwangsliquidation befinden;

– die nicht ansässigen Subjekte, die einen Steuervertreter beauftragen, die MwSt.-Erklärung
für sie einzureichen;

– die nicht ansässigen Subjekte, welche im Sinne des Art. 35-ter direkt erfasst werden (siehe
Absatz 2.3, Buchstabe C);

– besondere Subjekte (z.B.: „von Tür zu Tür Verkäufer“), falls sie nicht verpflichtet sind die ve-
reinheitlichte Erklärung einzureichen, da sie Einkünfte beziehen, für welche keine Abgabep-
flicht der Einkommenserklärung vorgesehen ist;

– Subjekte, die sich durch außerordentliche Geschäftsfälle bzw. durch andere wesentliche subjekti-
ve Umwandlungen im Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum Einreichungsdatum der Erklärung für
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das Jahr 2009 ergeben haben und verpflichtet sind, die Jahreserklärung für Subjekte einzureichen,
die infolge dieser Vorfälle (Fusion, Teilung usw., siehe Abschnitt 3.3., Buchst. B) gelöscht wurden.

Darüber hinaus die “getrennte” Einreichung der Erklärung können die Subjekte in Anspruch neh-
men, die beabsichtigen, das aus der jährlichen Erklärung resultierende Steuerguthaben im Au-
sgleich zu verwenden bzw. die Rückerstattung zu beantragen (Artikel 3, Absatz 1, des Dekret
des Präsidenten der Republik Nr. 322 von 1998, wie vom Artikel 10 des Gesetzesdekrets Nr. 78
vom 1. Juli 2009 geändert).

Der MwSt.-Vordruck hat verschiedene Formblätter und besteht aus:
– dem Titelblatt, das aus drei Seiten bestehet und ausschließlich dann zu verwenden ist, wenn

die MwSt.-Erklärung "getrennt" eingereicht wird. Wird hingegen die vereinheitlichte Erklä-
rung eingereicht, muss das Titelblatt des Vordruckes UNICO 2010 verwendet werden; 

– einem Formblatt, das aus mehreren Übersichten (Übersicht VA-VC-VD-VE-VF-VJ -VH-VK-
VL-VT-VX- VO) besteht und von allen Subjekten abgefasst werden muss, um die Buchhal-
tungsangaben und die sonstigen Angaben der ausgeübten Tätigkeit anzuführen.
Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Übersicht VX „Ermittlung der MwSt.-Schuld
bzw. des MwSt.-Guthabens“ ausschließlich von den Steuerzahlern abzufassen ist, welche
die MwSt.-Jahreserklärung getrennt einreichen müssen. Subjekte, welche hingegen die ve-
reinheitlichte Erklärung einreichen, müssen die Angaben, welche in Übersicht VX verlangt
werden, in die Übersicht RX des UNICO 2010 übertragen.

Die beherrschende Körperschaft oder Gesellschaft ist verpflichtet, in der eigenen Erklärung
auch die MwSt.-Aufstellung 26 PR/2010 (welche aus den Übersichten VS-VV-VW-VY-VZ be-
steht) einzuschließen, um die Angaben zur MwSt.-Gruppenabrechnung gemäß Art. 73 und ge-
mäß MD vom 13. Dezember 1979 zu erfassen.
Subjekte, welche die jährliche Rückerstattung des MwSt.-Guthabens beantragen möchten,
müssen auch den Vordruck VR/2010 beim Einhebungskonzessionär einreichen.

Steuerzahler mit getrennter Buchhaltung (Art. 36) müssen nur ein Titelblatt und jeweils ein For-
mblatt für jede getrennte Buchhaltung einreichen. Die Übersichten VC, VD, VH, VK, VT, VX und VO
sowie der Teil 2 der Übersicht VA und die Teile 2 und 3 der Übersicht VL, sind nur einmal im ersten
Formblatt abzufassen, wobei die zusammenfassenden Angaben aller Tätigkeiten anzuführen sind.
Falls der Steuerzahler, auch während verschiedenen Zeiträumen des Jahres infolge entspre-
chender Bestimmungen, verschiedene Besteuerungssysteme angewandt hat, (z. B.: das nor-
male MwSt.-System und die Sonderbesteuerung für die Landwirtschaft), müssen mehrere Vor-
drucke abgefasst werden, damit die Geschäftsfälle jedes Besteuerungssystems getrennt an-
geführt werden können (siehe auch die Anleitungen sub der Übersicht VF).
Im oberen Teil aller Seiten jeder Vordrucke muss die Steuernummer des Steuerzahlers und die
laufende Nummer des Formblattes einer jeden Seite übertragen werden.
Bei einer Erklärung bestehend aus einem einzigen Formblatt muss auf allen Seiten die Num-
mer „01“ eingetragen werden.
Für jedes abgefasste Formblatt, müssen zudem die Kästchen in Bezug auf die abgefassten
Übersichten (am Fuße der Übersicht VL) angekreuzt werden.

ZUR BEACHTUNG: zu einer korrekten Abfassung der Erklärung wird darauf hingewie-
sen, dass die Übersicht nicht abgefasst werden muss, wenn darin keine nennenswer-
ten Daten bzw. Werte anzuführen sind. Der Wert Null ist für den Erwerb der Daten nicht
von Bedeutung. Demnach sind die Kästchen, welche die abgefassten Übersichten (am
Fuße der Übersicht VL) betreffen, in Bezug auf Übersichten mit Werten gleich Null und
bei Fehlen sonstiger geforderter Angaben nicht anzukreuzen.

Bei Verschmelzungen, Trennungen, Betriebseinbringungen oder anderen außerordentlichen Ge-
schäftsfällen oder wesentlichen subjektiven Umwandlungen des Betriebes, muss die erklärende
Gesellschaft, (die aufnehmende, begünstigte, einbringende Gesellschaft usw.) außer dem einen For-
mblatt (bzw. mehrere Formblätter) für die Angabe der eigenen Daten, auch ein Formblatt (bzw. me-
hrere Formblätter) für die Angaben der Gesellschaften einreichen, die an der Umwandlung teilge-
nommen haben (siehe den Abschnitt 3.3. „Steuerzahler mit außerordentlichen Geschäftsfällen“). 

1.3.1 – MODALITÄTEN UND FRISTEN FÜR DIE EINREICHUNG

Steuerzahler, die zur Einreichung der MwSt.-Jahreserklärung verpflichtet sind, müssen diese aus-
schließlich auf telematischem Wege einreichen. Erklärungen, welche durch ein Postamt eingereicht
werden, werden als Erklärungen auf einem Vordruck betrachtet, der nicht mit dem genehmigten
Vordruck übereinstimmt und demzufolge werden die Strafen im Sinne des Art.8, Absatz 1 des GvD
Nr. 471/1997 von 258 bis 2.065 Euro auferlegt (siehe Rundschreiben Nr. 54/E vom 19. Juni 2002).
Auf der Grundlage des Art. 8 des DPR Nr. 322 von 1998 muss die Mehrwertsteuererklärung
für das Jahr 2009 im Zeitraum zwischen dem 1. Februar und dem 30. September 2010 vor-
gelegt werden, wenn der Steuerzahler zur getrennten Einreichung der Erklärung verpflichtet

1.3
Modalitäten und
Fristen für die
Einreichung der
Erklärung

1.2
Einteilung der
Vordrucke
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ist, bzw. binnen 30. September 2010, wenn der Steuerzahler zur vereinheitlichten Einrei-
chung der Mehrwertsteuererklärung verpflichtet ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Falle einer telematischen Einreichung, die Erklärung
an jenem Tag als eingereicht betrachtet wird, an dem der Empfang der Daten bei der Agen-
tur der Einnahmen abgeschlossen ist (siehe Rundschreiben Nr. 6/E vom 25. Januar 2002).

Das DPR Nr. 322 von 1998 sieht für die Abgabe der Erklärungen bei den Vermittlern keine Frist
vor, sondern nur die Frist, innerhalb welcher die Erklärungen auf telematischem Wege bei der
Agentur der Einnahmen eingereicht werden müssen.
Es wird darauf hingewiesen, dass im Sinne der Artikel 2 und 8 des DPR Nr. 322 vom 22. Juli
1998 in geltender Fassung, Erklärungen (Vordruck VR eingeschlossen), welche innerhalb
von neunzig Tagen ab Fälligkeit der oben genannten Fristen eingereicht werden, unter Vor-
behalt der vom Gesetz vorgesehen Strafen, als gültig betrachtet werden.
Jene Erklärungen hingegen, welche mit einer Verspätung von mehr als neunzig Tagen einge-
reicht werden, gelten als unterlassen auch wenn die geschuldete Steuer aus diesen Erklärun-
gen eingehoben wird.

1.3.2 – EINREICHUNG DER ERKLÄRUNG ÜBER DEN TELEMATISCHEN DIENST

Die Erklärung kann eingereicht werden:
a) direkt;
b) durch dazu befähigte Vermittler.
Die telematischen Dienste der Agentur der Einnahmen Entratel und Fisconline können über die Inter-
net-Seite http://telematici.agenziaentrate.gov.it. in Anspruch genommen werden. Bestehen bleibt für die
Benutzer die Möglichkeit, auch weiterhin den Entratel-Dienst über virtuelle Privatnetze zu benutzen.

a) Direkte telematische Einreichung
Subjekte, welche ihre Steuererklärung selbst abfassen, können diese direkt einreichen. In die-
sem Fall wird die Erklärung an jenem Tag als eingereicht betrachtet, an dem der Empfang der
Daten bei der Agentur der Einnahmen abgeschlossen ist.
Die Agentur der Einnahmen wird als Beweis der erfolgten Einreichung eine Mitteilung übermit-
teln, in welcher der Eingang der Erklärung bestätigt wird.
Subjekte welche die Erklärung direkt übermitteln, müssen zwangsläufig folgende Dienste in
Anspruch nehmen:
– den telematischen Entratel-Dienst, falls die Verpflichtung zur Einreichung der Erklärung

der Steuersubstituten (vereinheitlichter oder ordentlicher Vordr.770) im Zusammenhang mit
mehr als zwanzig Subjekten gegeben ist;

– den telematischen Internet-Dienst (Fisconline), falls die Verpflichtung zur Einreichung der
Erklärung der Steuersubstituten im Zusammenhang mit nicht mehr als zwanzig Subjekten
gegeben ist bzw. falls die Verpflichtung zur telematischen Einreichung der anderen Erklärun-
gen gegeben ist, die vom DPR Nr. 322 vom 22. Juli 1998 in geltender Fassung vorgesehen
sind, müssen die Erklärungen der Steuersubstituten nicht eingereicht werden. 

Es wird daran erinnert, dass gemäß der Maßnahme des Leiters der Agentur der Einnahmen
vom 10. Juni 2009 die von natürlichen Personen abweichenden Subjekte die telematische
Übermittlung dieser Erklärung mit ihren beauftragten Verwaltern durchführen, deren Namen
auf folgende Weise mitgeteilt werden:
auf telematischem Wege mit dem eigenen, zu den telematischen Dienstleistungen der Agen-
tur der Einnahmen zugelassenen Rechtsvertreter;
auf Papier, indem der entsprechende Einfügungsantrag, der auf den dafür vorgesehenen Formularen
abgefasst wird, der Dienststelle der Agentur der Einnahmen vorgelegt wird, welche die Zulassung au-
sgestellt hat, wenn der Benutzer schon zugelassen ist, bzw. bei irgendeiner Dienststelle der Region, in
der die Körperschaft das eigene Steuerdomizil hat, wenn der Benutzer noch nicht zugelassen ist; der An-
trag kann sowohl vom Rechtsvertreter als auch vom rechtsgeschäftlichen Vertreter vorgelegt werden.
Die beauftragten, mit den oben beschriebenen Modalitäten ernannten Verwalter können even-
tuell weitere Benutzer ernennen, die mit der Benutzung der telematischen Dienstleistungen
der Agentur der Einnahmen im Namen und auf Rechnung der nicht ansässigen, zu Zwecken
der Mehrwertsteuer direkt identifizierte Gesellschaft beauftragt werden. Die beauftragten Ver-
walter führen diese Mitteilung nur telematisch durch und deshalb müssen sie im Besitz einer
gültigen Zulassung zum Kanal Entratel oder Fisconline sein.
Für detaillierte Informationen wird auf das Rundschreiben Nr. 30/E vom 25. Juni 2009 und dem
entsprechenden technischen Anhang verwiesen.

ZUR BEACHTUNG: Es wird darauf hingewiesen, dass nicht ansässige Subjekte, die zu
MwSt.-Zwecken die Direkterfassung im Staatsgebiet vorgenommen haben, im Sinne
des Art. 35-ter die Erklärung über den telematischen Entratel-Dienst einreichen, indem
sie die Internet-Adresse http://telematici.agenziaentrate.gov.it benützen. Was die Moda-
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litäten für die Befähigung zur Benutzung des telematischen Entratel-Dienstes betrifft,
wird auf den Abschnitt „Modalitäten zwecks Befähigung“ Buchstabe a) verwiesen. 

b) Telematische Übermittlung durch befähigte Vermittler (Beauftragte Subjekte und Gesel-
lschaften der Gruppe)

Beauftragte Subjekte (Art. 3, Absatz 3, des DPR Nr. 322 vom 22. Juli 1998 in geltender Fassung) 
Die im Art. 3, Absatz 3 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 322 vom 22. Juli 1998 in geltender
Fassung angegebenen Übermittlungsstellen sind verpflichtet, der Agentur der Einnahmen sowohl die von
ihnen für den Erklärenden vorbereiteten Erklärungen als auch die vom Steuerzahler vorbereiteten Erklärun-
gen, für die sie die Verpflichtung der Vorlage auf dem telematischen Wege übernommen haben, auf dem te-
lematischen Wege unter Nutzung des telematischen Services zu übermitteln.
Zur telematischen Einreichung der von ihnen abgefassten Erklärungen sind jene Vermittler
verpflichtet, die den folgenden Kategorien angehören:
• Personen, die im Register der Wirtschaftsdoktoren, der Buchhalter, der Wirtschaftsberater

und der Arbeitsberater, eingetragen sind;
• Personen, die zum 30. September 1993 im Verzeichnis der Sachverständigen und Experten einge-

tragen waren, das von der Handelskammer für Industrie, Handwerk und Landwirtschaft für die Un-
terkategorie der Abgaben geführt wird, und im Besitz des Doktorates in Rechts- bzw. Betriebswir-
tschaft oder eines gleichwertigen Titels bzw. Absolventen einer höheren Handelsschule sind;

• Personen, die im Verzeichnis der Rechtsanwälte eingetragen sind;
• Personen, die im Register der Rechnungsrevisoren gemäß GvD Nr. 88 vom 21. Januar 
1992, eingetragen sind;

• die Vereinigungen von Gewerkschaften der Unternehmenskategorie gemäß Art. 32, Absatz
1, Buchstaben a), b) und c) des GvD Nr. 241 von 1997;

• Vereinigungen von Subjekten, welche den ethnisch-sprachlichen Minderheiten angehören;
• die CAF der Angestellten;
• die CAF der Unternehmen;
• Personen, die gewohnheitsmäßig die Tätigkeit als Steuerberater ausüben;
• Subjekte, die in den Listen der Agrar- und Forstwissenschaftsdoktoren, der Agrartechniker

und der Agrarsachverständigen eingetragen sind.
Zur telematischen Einreichung der Erklärungen, die von ihnen selbst abgefasst wurden sind auch Frei-
berufler und Dienstleistungsgesellschaften verpflichtet, die mehr als die Hälfte des Gesellschaftskapi-
tals besitzen bzw. von denen mindestens die Hälfte der Mitglieder in Verzeichnissen, Gremien oder Re-
gistern, gemäß Dekret des Direktors vom 18. Februar 1999, eingetragen sind.
Diese Subjekte können der telematischen Einreichungspflicht der Erklärungen nachkommen, indem
sie Dienstleistungen in Anspruch nehmen, welche den Beteiligten an Gesellschaften des Nationalen
Rates, Kammern und Kollegien, die im genannten Dekret angeführt sind und den Mitgliedern, den
stellvertretenden Vereinigungen dieser und den nationalen Fürsorgekassen, zur Ausübung dieser
Verpflichtung von Seiten ihrer Mitglieder angeboten werden. Diese Subjekte müssen für die Übermit-
tlung der Erklärungen den eigenen beglaubigten Kode verwenden, wobei die Pflicht zur Übermittlung
der Erklärungen der Kunden, von den einzelnen Teilnehmern übernommen wird.
Die Annahme der vom Steuerzahler abgefassten Erklärung steht dem Vermittler frei, zudem
kann er für die telematische Übermittlung der Erklärung ein Entgelt fordern. 

Von den Gesellschaften der Gruppe übermittelte Erklärung (Art. 3, Absatz 2-bis)
Im Bereich der Gruppe kann die telematische Übermittlung der Erklärungen von Mitgliedern der Grup-
pe selbst vorgenommen werden, von denen mindestens eine Gesellschaft bzw. Körperschaft zur tele-
matischen Übermittlung der Erklärung verpflichtet ist bzw. von einem oder mehreren der Subjekte der-
selben Gruppe und zwar ausschließlich über den telematischen Dienst Entratel. Zur Gruppe gehörend
betrachtet wird die beherrschende Körperschaft (auch nicht den Handel betreibende) bzw. Gesellschaft
(auch Personengesellschaft) und die beherrschten Gesellschaften. Als beherrscht betrachtet werden
Aktiengesellschaften, Aktienkommanditgesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung,
deren Aktien bzw. Anteile im Besitz der beherrschenden Körperschaft bzw. Gesellschaft sind oder durch
andere von diesen beherrschten Gesellschaften, zu einem Anteil von 50 Prozent des Kapitals schon zu
Beginn des vorhergehenden Steuerzeitraumes, beherrscht wurden. Diese Verordnung ist in jedem Fall
für Gesellschaften und Körperschaften, die zur Abfassung der konsolidierten Bilanz im Sinne des GvD
Nr. 127 vom 9. April 1991 und des GvD Nr. 87 vom 27. Januar 1992 verpflichtet sind und für Unterneh-
men anzuwenden, die der Einkommensteuer der Gesellschaften (IRES) unterliegen und im Verzei-
chnis gemäß Absatz 2, Buchst. a) des Art. 38 des erwähnten GvD Nr. 127 und im Verzeichnis gemäß
Absatz 2, Buchst. a) des Art.40 des genannten GvD Nr. 87, angeführt sind.
Die Gesellschaft der Gruppe kann die Erklärungen der anderen Gesellschaften, die derselben Grup-
pe angehören anschließend auf telematischem Wege einreichen, wenn die Pflicht zur Einreichung
der Erklärung übernommen wird. Dieselben telematischen Einreichungsmodalitäten können Gesel-
lschaften derselben Gruppe in Anspruch nehmen, die als Steuervertreter von Gesellschaften die im
Ausland tätig sind und zwar auch dann, wenn die letzteren nicht derselben Gruppe angehören.
Es besteht die Möglichkeit, dass man einige Erklärungen direkt und gleichzeitig oder zu einem
anderen Zeitpunkt und andere Erklärungen durch Gesellschaften der Gruppe oder durch ei-
nen Vermittler einreicht.
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Gesellschaften und Körperschaften, welche der Verpflichtung zur telematischen Einreichung
durch einen befähigten Vermittler bzw. durch eine Gesellschaft der Gruppe nachkommen,
müssen nicht die Befähigung zur telematischen Übermittlung einholen.
Damit eine andere Gesellschaft der Gruppe zur Übermittlung der eigenen Erklärung beauftragt
werden kann, muss die erklärende Gesellschaft die unterschriebene Erklärung der beauftrag-
ten Gesellschaft übergeben. Die beauftragte Gesellschaft muss alle Erfüllungen, die für die au-
torisierten Übermittlungsstellen zur telematischen Einreichung vorgesehen und im folgenden
Absatz angeführt sind, berücksichtigen.
Es wird daran erinnert, dass die Gesellschaften stets über die beauftragten Verwalter und/oder
Benutzer, die beauftragt wurden, im Namen und auf Rechnung der selbigen zu handeln, mit
den oben dargelegten Modalitäten Zugang zu den telematischen Dienstleistungen haben.

Belege, welche der Vermittler (Beauftragte für die Übermittlung und Gesellschaften der
Gruppe) dem Erklärer ausstellen muss und Beweis der erfolgten Einreichung der Erklä-
rung
Aufgrund der Verfügungen, die im genannten DPR Nr. 322 vom 22. Juli 1998 in geltender Fas-
sung enthalten sind, müssen der befähigte Vermittler und die Gesellschaft der Gruppe:
• unmittelbar nach Übernahme der Erklärung bzw. nach Auftragserteilung zur Abfassung der

Erklärung, dem Erklärer die Übernahme der Verpflichtung bestätigen, dass die Daten aus der
Erklärung der Agentur der Einnahmen auf telematischem Wege übermittelt werden, wobei
anzugeben ist ob die Erklärung schon abgefasst übergeben wurde oder ob sie vom Überneh-
mer abzufassen ist. Diese Verpflichtung muss mit dem Datum und der Unterschrift des Ver-
mittlers bzw. der Gesellschaft der Gruppe versehen sein und ist auf stempelfreiem Papier ab-
zufassen. Das Datum dieser Verpflichtung, versehen mit der eigenen Unterschrift und der ei-
genen Steuernummer, muss anschließend im Feld „Verpflichtung zur telematischen Einrei-
chung“ im Titelblatt der Erklärung eingetragen werden; 

• innerhalb von 30 Tagen ab Verfallsfrist zur telematischen Einreichung der Erklärung, dem Erklä-
rer das Original der Erklärung, deren Daten auf telematischem Wege übermittelt wurden und auf
einem Vordruck abgefasst wurde, der jenem entspricht, welcher von der Agentur der Einnahmen
genehmigt und vom Steuerzahler unterschrieben wurde, zusammen mit einer Kopie der Mittei-
lung der Agentur der Einnahmen in welcher der Eingang bestätigt wird, übergeben.
Diese Eingangsbestätigung der telematischen Übermittlung ist für den Steuerzahler der Be-
weis, dass die Erklärung eingereicht wurde und muss von diesem, zusammen mit der Origi-
nalfassung der Erklärung und den entsprechenden Unterlagen für den Zeitraum gemäß Art.
43 des DPR Nr. 600 vom 29 September 1973 aufbewahrt werden, während dem von der Fi-
nanzverwaltung Überprüfungen durchgeführt werden können;

• eine Kopie der übermittelten Erklärungen muss, auch auf Informatikträgern, für den von Art.
43 des DPR Nr. 600 vom 29 September 1973 vorgesehenen Zeitraum aufbewahrt werden,
damit sie im Falle einer Überprüfung, der Finanzverwaltung vorgelegt werden kann.

Der Steuerzahler muss die Einhaltung der oben erwähnten Verpflichtungen seitens des Ver-
mittlers überprüfen, eventuelle Ungereimtheiten dem zuständigen Amt der Einnahmen mittei-
len und eventuell einen anderen Vermittler für die telematische Einreichung der Erklärung be-
auftragen, damit ein Verstoß wegen unterlassener Einreichung der Erklärung, vermieden wird.

ZUR BEACHTUNG: Es wird daran erinnert, dass für die Aufbewahrung der für die steuer-
lichen Vorschriften wichtigen Informatikunterlagen, die Modalitäten und die Vorgänge zu
beachten sind, die im Ministerialdekret vom 23. Januar 2004 und im Beschluss der CNIPA
Nr. 11 vom 19. Februar 2004 vorgesehen sind.
Es ist darauf hinzuweisen, dass die besagten Unterlagen auf Informatikträgern, deren Le-
sbarkeit über geraume Zeit garantiert ist, abzuspeichern sind, wobei die Daten zeitlich ge-
ordnet sein müssen und keine Unterbrechung zwischen einem Besteuerungszeitraum
und dem anderen vorliegen darf. Außerdem müssen die Suchfunktionen und die Abfrage
von Informationen aus den Informatikarchiven in Bezug auf den Nachname, den Vorna-
me, die Bezeichnung, die Steuernummer, die MwSt.-Nummer und auf das Datum sowie die
Decodierung dieser Daten jederzeit möglich sein. Dieser Vorgang wird durch die elektro-
nische Unterschrift und durch die Zeitangabe beendet.

Mitteilung zur durchgeführten Einreichung der Erklärung
Die Mitteilung der Agentur der Einnahmen über die durchgeführte Einreichung der Erklärung
durch den telematischen Übermittlungsdienst, wird von der Agentur der Einnahmen dem Vermit-
tler auf telematischem Wege zugesandt. Dieser Nachweis kann im Teil „Ricevute“ auf der Web-
seite http://telematici.agenziaentrate.gov.it, auf welcher die Eingangsbestätigung jeder durchge-
führten Übermittlung zur Verfügung steht, konsultiert werden kann. Die Empfangsbestätigung
kann ohne zeitliche Begrenzung (sowohl vom Steuerzahler als auch vom Vermittler) bei jedem
Amt der Agentur der Einnahmen) angefordert werden. 
Für die Überprüfung der fristgemäßen telematischen Einreichung der Erklärungen wird daran
erinnert, dass jene Erklärungen als rechtzeitig eingereicht betrachtet werden, die innerhalb der
vom DPR Nr. 322 vom 22. Juli 1998 in geltender Fassung vorgesehenen Frist übermittelt wur-
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den, jedoch vom telematischen Dienst ausgeschlossen wurden, obwohl sie innerhalb von fünf
Arbeitstagen nach der Mitteilung der Agentur der Einnahmen über den Grund des Ausschlus-
ses (siehe Rundschreiben Nr. 195 vom 24.09.1999 des Finanzministeriums – Abteilung der
Einnahmen) nochmals übermittelt worden sind.

Verantwortung des befähigten Vermittlers
Bei einer verspäteten bzw. unterlassenen Übermittlung der Erklärung sieht Art. 7-bis, GvD Nr.
241 vom 9. Juli 1997 zu Lasten der Vermittler eine Verwaltungsstrafe von 516 bis 5.164 Euro
vor, für welche im Sinne des Artikels 13 der GvD Nr .472/1997 die freiwillige Berichtigung zu-
lässig ist, wie im Rundschreiben 52/E vom 27. September 2007 erklärt.
Vorgesehen ist auch der Widerruf der Befähigung zur Übermittlungstätigkeit, wenn bei der
Übermittlung von Erklärungen oder bei Aussetzungsmaßnahmen, die von den Kammern de-
nen der Freiberufler angehört, verhängt wurden bzw. bei Widerruf der Genehmigung zur Au-
sübung der Tätigkeit seitens der Steuerbeistandszentren, schwere bzw. wiederholte Unregel-
mäßigkeiten vorkommen.

Modalitäten zwecks Befähigung

a) Durch den telematischen Dienst Entratel, eingereichte Erklärung
Für den Erhalt der Zulassung zur telematischen Dienstleistung Entratel muss:
– die Voreintragung in die Dienstleistung mittels der spezifischen Funktion, die im Abschnitt

“Wenn Sie noch nicht in die Dienstleistungen eingetragen sind …” der Website http://tele-
matici.agenziaentrate.gov.it vorhanden ist, beantragt werden;

– das Ergebnis der Voreintragung mittels der Funktion “Anhang für Büro drucken” ausgedruckt
werden; 

– der Zulassungsantrag auf der Grundlage der Benutzertypologie ausgefüllt und binnen 30 Tagen
ab Erhalt des vorgenannten Voreintragungscode bei einer Dienststelle der Agentur der Einnah-
men der Region vorgelegt werden, in der der Antragsteller sein Steuerdomizil hat, indem der Au-
sdruck gemäß vorherigem Punkt und die erforderlichen Unterlagen beigefügt wird.

Die Dienststelle stellt einen “virtuellen” Umschlag aus, dessen Nummer in der dem Benutzer über-
gebenen Bescheinigung angegeben ist. Diese Nummer zusammen mit den mittels Voreintragung
erhaltenen Angaben wird vom Benutzer verwendet, um mittels der Funktion “Erstzugriff – Datenen-
tnahme” die Entnahme der für die Erstellung der Sicherheitsumgebung erforderlichen Akkreditive
vorzunehmen und falls der Benutzer eine natürliche Person ist, für den Zugriff in die vertraulichen
Bereiche der Website für die telematischen Dienstleistungen. Bei anderen Benutzern als natürli-
chen Personen wird daran erinnert, dass die Erstellung der Sicherheitsumgebung von einem der
beauftragten Verwalter oder der beauftragten Benutzer vorgenommen werden muss.

Die Antragsvordrucke, die entsprechenden Anweisungen sowie die Liste der Dienststellen der
Agentur der Einnahmen, an die Sie sich wenden können, sind auf der Website
http://telematici.agenziaentrate.gov.it, sowie bei den Dienststellen verfügbar. Für die Lösung
der Probleme in  Verbindung mit dem telematischen Dienst Entratel können Sie auf die telefo-
nische Hilfestellung eines eigens dafür geschaffenen Callcenters zurückgreifen, das der grünen
in den von der Dienststelle bei der Zulassung auf den Zugriff der Dienstleistung ausgestellten
Unterlagen angegebenen Nummer entspricht. Es empfiehlt sich ferner, die Internetseite
http://assistenza.finanze.it sowie die Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it, für norma-
tive und technische Informationen einzusehen.

ZUR BEACHTUNG: Für die nicht ansässigen Subjekte, die sich zu Mehrwertsteuerzwec-
ken im Sinne des Art. 35-ter direkt identifiziert haben, wird die Zulassung zum telemati-
schen Dienst Entratel vom Betriebscenter Pescara, via Rio Sparto 21, 65129 Pescara
kontextuell zur Zuweisung der USt-ID-Nr. auf der Grundlage der in der Erklärung für die
Direktidentifizierung und des Ausdrucks des Anhangs, den das von der natürlichen Per-
son abweichende Subjekt nach der Voreinschreibung im Dienst Entratel ausdruckt, au-
sgestellt. Die vorgenannte Dienststelle sorgt für die Zusendung auf dem Postwege oder
für die Übergabe an ein beauftragtes Subjekt (mit geeigneter Vollmacht und eigenem
Personalpapier und des Anweisenden) des virtuellen Umschlags, dessen Nummer für
die Entnahme der für die Erstellung der Sicherheitsumgebung und, wenn der Benutzer
eine natürliche Person ist, für den Zugriff auf die vertraulichen Bereiche der Website für
die telematischen Dienstleistungen erforderlichen Akkreditive verwendet wird.
Die von den natürlichen Personen abweichenden Subjekte haben mittels der beauftrag-
ten Verwalter und/oder der beauftragten Benutzer je nach obigen Erläuterungen auf die
vertraulichen Bereiche Zugriff.

b) Durch den telematischen Internet-Dienst (Fisconline) eingereichte Erklärung
Die wichtigste Voraussetzung für die Übermittlung ist der Besitz des PIN-Kode (Personal Iden-
tification Number), der vom Steuerzahler wie folgt beantragt werden kann: 
a) über Web unter Aufruf der Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it;
b) über das Telefon, indem man den automatischen Dienst mit den Rufnummer 848.800.444 anruft;
c) über irgendein Amt der Agentur der Einnahmen.
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Die Ausstellung des PIN-Kode ist für den Erklärer zwecks Verwendung des telematischen Inter-
net-Dienstes (Fisconline) nicht bindend, da die Erklärung auch über einen bevollmächtigten Ver-
mittler eingereicht werden kann. 
Es wird daran erinnert, dass der Gebrauch des PIN-Kodes personengebunden ist und Dritten
nicht erlaubt werden darf.
Es wird darauf hingewiesen, dass auf die anderen, für den Service von Fisconline zugelassenen
Benutzer als natürlichen Personen die Richtlinien bezüglich der beauftragten Verwalter und der
beauftragten Benutzer angewendet werden.
Weitere Informationen können aus der Internet-Seite http://telematici.agenzientrate.gov.it ab-
gerufen werden.

2. ALLGEMEINE HINWEISE

Wo die Vordrucke zu finden sind
Die MwSt.-Erklärungen (einschließlich der Vordr. VR - Rückerstattungsantrag) und die en-
tsprechenden Anleitungen werden von der Druckerei der Finanzverwaltung nicht mehr ge-
druckt, sondern stehen dem Steuerzahler im telematischen Format unentgeltlich zur Verfü-
gung und können aus der Internet-Seite der Agentur der Einnamen
www.agenziaentrate.gov.it und der Seite des Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen
www.finanze.gov.it unter Einhaltung der technischen Hinweise, die im Genehmigungsdekret
enthalten sind, abgerufen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die oben genannten
Vordrucke in schwarz - weiß gedruckt werden können.
Auf der selben Internet-Seite steht den Subjekten, welche spezielle Drucksysteme für die Ver-
vielfältigung verwenden, ein elektronisches Sonderformat zur Verfügung.

Einzahlungen und Ratenzahlungen
Die aufgrund der Jahreserklärung geschuldete MwSt. ist innerhalb 16. März eines jeden Ja-
hres einzuzahlen, wenn der entsprechende Betrag höher als 10,33 Euro (10,00 Euro aufgrund
der in der Erklärung vorgenommenen Auf- bzw. Abrundungen) ist.
Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass die Einzahlungsfrist immer auf den nächsten Ar-
beitstag verschoben wird, wenn diese auf einen Samstag oder auf einen Feiertag fällt.
Die Steuerzahler können die MwSt. in einer einzigen Zahlung einzahlen oder in Raten auftei-
len. Der Betrag der Raten muss immer derselbe sein und die erste Rate muss innerhalb der
Frist, die für die einzige MwSt.-Einzahlung vorgesehen ist, durchgeführt werden. Die, der er-
sten Rate folgenden Zahlungen sind innerhalb 16. eines jeden Fälligkeitsmonats vorzuneh-
men, dabei darf die letzte Ratenzahlung auf keinen Fall nach dem 16. November erfolgen. Auf
dem Betrag der Raten nach der Ersten, ist monatlich ein fester Zinssatz von 0,33% dazuzure-
chnen (vom Artikel 5 des Dekrets vom 21. Mai 2009 eingeführte Maßnahmen), das heißt, dass
der Zuschlag der zweiten Rate 0,33%, der dritten Rate 0,66% usw., entspricht.
Falls ein Subjekt zur Einreichung der vereinheitlichten Erklärung verpflichtet ist, kann die Ein-
zahlungsfrist auf jene Frist aufgeschoben werden, die für die Einzahlung der geschuldeten Be-
träge aus der vereinheitlichten Erklärung, vorgesehen ist. Dabei wird ein Zinsaufschlag von
0,40% für jeden Monat oder jeden Teil des Monats nach dem 16. März berechnet. Außerdem
müssen die neuen Einzahlungsfristen gemäß Art. 17 des DPR Nr. 435/2001 berücksichtigt
werden (siehe Rundschreiben Nr. 51/E vom 14. Juni 2002).

Zusammenfassend kann das Subjekt, das die MwSt.-Erklärung getrennt einreicht:
– die Einzahlung in einer einziger Zahlung innerhalb 16. März vornehmen;
– die Einzahlung in Raten aufteilen und jeder Rate nach der Ersten, einen Zuschlag von 0,33%

pro Monat dazurechnen.

Andernfalls soll das Subjekt die MwSt.-Erklärung mit der vereinheitlichten Erklärung einrei-
chen, kann er:
– die Einzahlung in einer einziger Zahlung innerhalb 16. März vornehmen;
– die Einzahlung in einer einzigen Zahlung innerhalb der Verfallsfrist des Vordruckes UNICO mit ei-

nem Zinsaufschlag von 0,40% für jeden Monat oder jeden Teil der folgenden Monate vornehmen;
– die Einzahlung in Raten ab 16. März aufteilen und jeder Rate nach der Ersten, einen Zu-

schlag von 0,33% pro Monat dazurechnen;
– der Betrag der Raten, womit die geschuldeten Beträge innerhalb der für den Vordruck UNICO

vorgesehenen Einzahlungsfrist bezahlt werden, ist zuerst bis 16. März für jeden Monat oder für
jeden nachfolgenden Teil eines Monats um 0,40% zu erhöhen und nachher muss dieser Betrag
um 0,33% im Monat für jede weitere Rate nach der Ersten, erhöht werden.

Im Allgemeinen sind alle Steuerzahler, die unternehmerische bzw. künstlerische oder freiberu-
fliche Tätigkeiten gemäß Art. 4 und 5 ausüben, zur Abgabe der MwSt.-Jahreserklärung verpfli-
chtet. Für die Abgabe der Erklärung von Seiten besonderer Kategorien von Erklärern (Kon-
kursverwalter, Erben des Steuerzahlers, beherrschende Gesellschaften, infolge der Spaltung
begünstigte Gesellschaften usw.) sind die nachfolgenden Abschnitte 2.3 und 3.3. zu beachten.
Von der Abgabepflicht der MwSt.-Erklärung befreit sind folgende Steuersubjekte:
– Steuerzahler, die für den Besteuerungszeitraum ausschließlich steuerfreie Geschäftsfälle gemäß

Art. 10 registriert haben, sowie diejenigen, welche nur steuerfreie Geschäftsfälle durchgeführt ha-

2.2
Subjekte, die zur
Einreichung der
Erklärung
verpflichtet
sind und davon
befreite Subjekte

2.1
Wo die Vordrucke
zu finden sind –
Einzahlungen und
Ratenzahlungen
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ben, da sie die Befreiung von der obligatorischen Rechnungslegung bzw. Registrierung im Sinne
des Art. 36-bis in Anspruch genommen haben. Klarerweise ist die Befreiung nicht anwendbar, wenn
der Steuerzahler auch steuerpflichtige Geschäftsfälle durchgeführt hat (die sich auf Tätigkeiten mit
getrennter Buchhaltung beziehen) oder falls innergemeinschaftliche Umsätze registriert worden
sind (Art.48, Absatz 2, GD 331/1993) bzw. die Berichtigungen gemäß Art. 19-bis2 durchgeführt wur-
den oder Anschaffungen getätigt wurden, für welche aufgrund von Sonderbestimmungen, die Ste-
uer vom Abtretungsempfänger geschuldet ist (Kauf von Gold, reinem Silber, Schrott usw.);

– Mindeststeuerzahler gemäß Artikel 1, Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 vom 24.
Dezember 2007;

– landwirtschaftliche Unternehmer, die im Sinne des Art. 34, Absatz 6 von den Verpflichtungen
befreit sind;

– Organisatoren von Spielen und Veranstaltungen sowie von anderen Tätigkeiten, welche in
der Tarifliste angeführt sind, die dem DPR Nr. 640 vom 26.Oktober 1972 beigelegt ist, wenn
sie von der MwSt.-Verpflichtung gemäß Art. 74, Absatz 6 befreit sind und nicht die Anwen-
dung der MwSt. auf ordentliche Weise gewählt haben (siehe im Anhang unter „Unterhal-
tungs- und Veranstaltungstätigkeiten“);

– Einzelunternehmen, die den einzigen Betrieb verpachtet haben und keine sonstigen zwecks
MwSt. bedeutende Tätigkeiten ausüben (siehe Rundschreiben Nr. 26 vom 19. März 1985
und Nr. 72 vom 4. November 1986);

– Steuerschuldner, die in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft ansässig
sind, in Italien keine feste Niederlassung haben und die Voraussetzungen des Art. 44, Ab-
satz 3, zweiter Abschnitt des GD Nr. 331/1993 erfüllen, falls sie im Besteuerungszeitraum
ausschließlich nicht steuerpflichtige bzw. steuerfreie Umsätze getätigt haben bzw. die nicht
der Steuer unterliegen oder in jedem Fall von der Pflicht zur Zahlung der Steuer befreit sind;

– Subjekte, welche die Wahl für die Anwendung der Verfügungen gemäß Gesetz Nr. 398 vom
16. Dezember 1991 gewählt haben und für alle Einnahmen aus Handelstätigkeiten, die mit
institutionellen Zwecken verbunden sind, von den MwSt.-Verpflichtungen befreit sind (siehe
im Anhang unter „Unterhaltungs- und Veranstaltungstätigkeiten“);

– Subjekte, die außerhalb der europäischen Gemeinschaft wohnhaft bzw. ansässig sind, im EU-
Bereich nicht erfasst sind und im Staatsgebiet die Direkterfassung zu MwSt.-Zwecken gemäß
Art.74-quinquies für die Durchführung der Verpflichtungen in Bezug auf die Dienste, die sie mit
elektronischen Mitteln an Auftraggebern, die keine Steuerschuldner sind und die in Italien oder
in einem gemeinschaftlichen Staat wohnen oder ansässig sind, geleistet haben.

A - Konkurs und verwaltungsbehördliche Zwangsliquidation

Konkurs im Laufe des Steuerzeitraumes 2009
Die Konkursverwalter bzw. die Liquidationskommissare sind im Fall, dass das Konkursverfahren
im Laufe des Jahres 2009 begonnen hat, verpflichtet die MwSt.-Jahreserklärung für den gesam-
ten Besteuerungszeitraum abzufassen. Diese Erklärung besteht aus zwei Vordrucken, der erste
bezieht sich auf Geschäftsfälle, die im Teil des Kalenderjahres, vor Konkursanmeldung oder
Zwangsräumung registriert wurden (dabei nicht vergessen das Kästchen in Zeile VA3 anzukreu-
zen) und der zweite bezieht sich auf die Geschäftsfälle, die nach diesem Datum verbucht wor-
den sind. In beiden Vordrucken müssen alle Übersichten, einschließlich der Teil 2 der Übersicht
VA und der Teilen 2 und 3 der Übersicht VL, ausgefüllt werden. Die Übersichten VT und VX hin-
gegen müssen ausschließlich im Formblatt Nr. 01 abgefasst werden.
Mit Bezug auf die Übersicht VX sind folgende Fälle zu beachten:
a) Aus dem Formblatt kann eine MwSt.-Schuld hervorgehen, der jene Geschäftsfälle betrifft,

die im Teil des Jahres vor der Konkursanmeldung oder der verwaltungsbehördlichen Zwan-
gsräumung (1. Zeitraum) durchgeführt worden sind.
In diesem Fall ist in der Übersicht VX nur das Guthaben oder der Schuldbetrag aus dem Formblatt
VL anzugeben, die dem Zeitraum nach der Konkursanmeldung oder der verwaltungsbehördlichen
Zwangsvollstreckung (2. Zeitraum) entsprechen, da die Beträge aus Teil 3 der Übersicht VL der
beiden Formblätter, weder ausgeglichen noch zusammengezählt werden können;

b) Es kann ein MwSt.-Guthaben in Bezug auf den 1. Zeitraum hervorgehen.
In diesem Fall sind in Übersicht VX alle Saldobeträge zu übertragen, die zusammengezählt oder ausge-
glichen worden sind und aus dem Teil 3 der Übersicht VL jedes einzelnen Formblattes hervorgehen.

Die MwSt.-Erklärung ist getrennt von anderen Erklärungen und auf telematischem Wege einzureichen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die genannten Subjekte, in Bezug auf die im Jahresabschnitt vor
der Konkursanmeldung oder der verwaltungsbehördlichen Zwangsräumung verbuchten Geschäft-
sfälle, sowie die eigens dafür vorgesehene Erklärung zwecks Anmeldung der Forderung im Konkur-
sverfahren innerhalb von 4 Monaten ab Ernennung ausschließlich beim zuständigen Amt der
Agentur der Einnahmen auch auf telematischem Wege, einreichen müssen. Diese Erklärung
muss auf dem eigens dafür vorgesehenen MwSt.-Vordruck 74-bis, der mit Dekret vom 15. Januar
2009 genehmigt wurde und mit dem keine Rückerstattung des eventuellen Guthabenüberschusses
beantragt werden kann (siehe Abkommen Nr. 181/E vom 12. Juli 1995) abgefasst werden.

2.3
Sonderfälle bei
der Einreichung
der Erklärungen
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Konkurs nach Abschluss des Steuerzeitraumes 2009
Im besonderen Fall, in dem das Konkursverfahren im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2010
und der gesetzlich vorgesehenen Einreichungsfrist der MwSt.-Erklärung für das Jahr 2009 be-
gonnen hat, ist diese von den Konkursverwaltern oder den Liquidationskommissaren inner-
halb der ordentlichen Frist oder innerhalb von vier Monaten ab Ernennung derselben einzurei-
chen, wenn diese Frist, nach der ordentlichen Frist für die Einreichung der Erklärung, fällig ist.
Dies für den Fall, dass die entsprechende Erklärung vom Konkursschuldner bzw. von dem in
Liquidation getretenen Steuerzahler, noch nicht eingereicht wurde.
Natürlich besteht auch in diesem letzten Fall weiterhin die Pflicht, der zuständigen Dien-
ststelle der Agentur der Einnahmen ausschließlich auf telematischen Wege und binnen
vier Monaten ab der Ernennung des Konkursverwalters oder des Liquidationskommissars den
spezifischen MwSt.-Vordruck 74-bis, der kontextuell mit der Mehrwertsteuererklärung
2010 gebilligt wird, vorzulegen.

B - Auflösung der Tätigkeit
Steuerzahler, die ihre Tätigkeit aufgelöst haben, müssen im Sinne des Art. 35, Absatz 4, die
letzte Jahreserklärung im Jahr nach Auflösung der Tätigkeit, innerhalb der ordentlichen Frist
einreichen.
Außerdem wird für Unternehmen darauf hingewiesen, dass die Tätigkeit nur nach Beendigung
der Liquidierung des Betriebes, als aufgelassen zu betrachten ist.
Im besonderen Fall, dass der Steuerzahler die Tätigkeit im Laufe des Jahres 2009 aufgelöst
hat (was die Löschung der MwSt.-Nummer mit sich bringt) und er dieselbe Tätigkeit oder eine
andere Tätigkeit im Laufe desselben Jahres (mit Eröffnung einer neuen MwSt.-Nummer) wie-
der aufgenommen hat, ist er zwecks MwSt. verpflichtet, eine einzige Erklärung einzureichen,
die aus den folgenden Teilen besteht:
– einem Titelblatt, in welchem im Teil der meldeamtlichen Angaben, die MwSt.-Nummer mit

Bezugnahme auf die zuletzt ausgeübte Tätigkeit im Laufe des Jahres 2009 anzugeben ist;
– einem Formblatt (Vordr. Nr. 01), in dem alle Übersichten abzufassen und die Daten in Be-

zug auf die letzte ausgeübte Tätigkeit anzugeben sind. Die Übersichten VT und VX sind aus-
schließlich im Formblatt Nr. 01 für die Angabe beider Tätigkeiten abzufassen;

– einem Formblatt, in welchem alle Übersichten abzufassen sind um die Daten in Bezug auf
die erste, im Laufe des Jahres ausgeübten Tätigkeit anzuführen; dabei ist in Zeile VA1, Feld
1 die entsprechende MwSt.-Nummer anzuführen.

Zwecks richtiger Abfassung der Erklärung, wird darauf hingewiesen, dass man bei Vorliegen
dieses Tatbestandes auf die Anleitungen für die wesentlichen subjektiven Umwandlungen
(Abs. 3.3), zurückgreifen kann.
Die vorher genannten Anleitungen sind zu befolgen, wenn die MwSt.-Erklärung selbst oder in
vereinheitlichter Form eingereicht wird (siehe das Rundschreiben Nr. 68 vom 24. März 1999).

C - Nicht ansässige Subjekte
Nachfolgend werden die Anleitungen zwecks Abfassung und Einreichung der Erklärung in Bezug
auf die unterschiedlichen Besteuerungen angeführt, die sich auf Tätigkeiten beziehen, die der Ste-
uerzahler während des Besteuerungszeitraumes im italienischen Staatsgebiet ausgeübt hat.

Nicht ansässiges Subjekt, das seine Tätigkeit über einen Steuervertreter ausgeübt hat
In der Erklärung des ausländischen Subjektes sind die Daten des Subjektes in der Übersicht,
die für den Steuerzahler vorgesehen ist, anzugeben. Diese Erklärung muss getrennt von den
anderen Erklärungen (siehe Abs. 1.1) vom Steuervertreter eingereicht werden. Der Steuerver-
treter muss seine Daten in der Übersicht des Erklärers anführen und den Kode 6 in Bezug auf
das bekleidete Amt angeben.
Falls das nicht ansässige Subjekt im Laufe des Besteuerungszeitraumes den Steuervertreter
gewechselt haben sollte, mittels dem es seine Tätigkeit ausgeübt hat, muss die Erklärung vom
Steuervertreter eingereicht werden, mittels dem das Subjekt bei Abgabe der Erklärung seine
Tätigkeit ausübt. Dieser Steuervertreter muss seine Daten in der Übersicht des Erklärers an-
führen und alle Angaben in Bezug auf die Tätigkeiten, die das nicht ansässige Subjekt im Lau-
fe des Jahres ausgeübt hat, in einem einzigen Formblatt angeben.

Nicht ansässiges Subjekt, das die Direkterfassung im Sinne des Art. 35-ter in Anspruch ge-
nommen hat
In diesem Fall ist die Erklärung getrennt von den anderen Erklärungen einzureichen (siehe
Abs. 1.1), wobei in der Übersicht Steuerzahler, die Daten des nicht ansässigen Subjektes an-
zugeben sind. Für Subjekte, die verschieden von den natürlichen Personen sind, müssen in
der Übersicht des Erklärers die Daten des Vertreters und der Kode 1 in Bezug auf das beklei-
dete Amt angegeben werden.

Nicht ansässiges Subjekt, das seine Tätigkeit im Laufe eines Besteuerungszeitraumes
über einen Steuervertreter ausgeübt und die Direkterfassung in Anspruch genommen hat
Im Sinne des genannten Art. 17, Absatz 2, besteht sowohl die Möglichkeit einen Steuervertre-
ter zu ernennen als auch die Möglichkeit die Direkterfassung in Anspruch zu nehmen. Das
heißt, dass die Pflicht der Einreichung der Jahreserklärung in all jenen Fällen, in denen ein
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nicht ansässiges Subjekt im selben Jahr, sei es über einen Steuervertreter als durch die Direk-
terfassung in Italien Geschäfte abwickelt, jenem Subjekt obliegt, das bei Einreichung der
Erklärung die Tätigkeit ausübt. Es muss dabei eine einzige Erklärung eingereicht wer-
den, die aus mehreren Formblättern besteht, die je nach Versteuerungsart für welche sich das
nicht ansässige Subjekt entschieden hat, abzufassen sind. Zwecks Abfassung der Erklärung
in diesen besonderen Fällen werden die folgenden Anleitungen ergänzend zu den allgemei-
nen Anleitungen hinzugefügt.

1) Übergang vom Steuervertreter zur Direkterfassung 
a) falls das nicht ansässige Subjekt im Laufe des Besteuerungszeitraumes, auf wel-

chen sich die Erklärung bezieht, seine Tätigkeit zuerst über einen Steuervertreter und
nachher im Sinne des Art. 35-ter mittels Direkterfassung ausgeübt hat, muss die Erklä-
rung aus einem Titelblatt und aus zwei Formblättern bestehen:
– auf dem Titelblatt muss das nicht ansässige Subjekt, die ihm bei Einreichung des Vor-

druckes ANR zugewiesene MwSt.-Nummer angeben, die von diesem Subjekt auch bei
den MwSt.-Verpflichtungen zu verwenden ist;

– im Formblatt Nr. 01 sind jene Geschäftsfälle anzugeben, die durch die Direkterfassung
durchgeführt wurden, weshalb ausschließlich in diesem Formblatt auch die Teile 2 der
Übersicht VA, die Teile 2 und 3 der Übersicht VL, sowie die Übersichten VC, VH, VT,
VX und VO abzufassen sind, da in diesen Übersichten die vom nicht ansässigen Sub-
jekt durchgeführten Geschäftsvorfälle zusammengefasst werden;

– im Formblatt Nr. 02 sind jene Geschäftsfälle anzugeben, die mittels Inanspruchnahme
eines Steuervertreters durchgeführt wurden. In Zeile VA1, Feld 5 ist jene MwSt.-Num-
mer anzugeben, die dem nicht ansässigen Subjekt seinerzeit infolge der Einreichung
des Vordruckes AA7 oder AA9 zugewiesen wurde und vom Steuervertreter in Bezug
auf die MwSt.-Verpflichtungen, verwendet wurde.

b) falls die Änderung zwischen 1. Januar und dem Einreichungsdatum der Erklärung
stattgefunden hat, besteht diese Erklärung aus einem einzigen Formblatt. In diesem
Fall sind in der Übersicht für den Steuerzahler, die Angaben des nicht ansässigen Sub-
jektes und die MwSt.-Nummer anzugeben, die ihm bei Einreichung des Vordruckes ANR
zugewiesen wurde. In Zeile VA1, Feld 5 ist die mittlerweile gelöschte MwSt.-Nummer an-
zugeben, die vom Steuervertreter für die MwSt.-Verpflichtungen verwendet wurde.

2) Übergang von der Direkterfassung zum Steuervertreter
a) falls sich das nicht ansässige Subjekt im Laufe des Jahres auf das sich die Erklärung

bezieht im Sinne des Art. 35-ter die Direkterfassung beansprucht und nachher einen
Steuervertreter ernannt hat, muss die Erklärung aus einem Titelblatt und aus zwei For-
mblättern bestehen:
– auf dem Titelblatt müssen in dem für den Steuerzahler vorgesehenen Teil, die Anga-

ben des nicht ansässigen Subjektes und die ihm bei Einreichung des Vordruckes AA7
oder AA9 zugewiesene MwSt.-Nummer, angeführt werden. Diese MwSt.-Nummer wur-
de vom Steuervertreter für die Einhaltung der MwSt.-Verpflichtungen verwendet. Im
Teil des Erklärers muss der Steuervertreter die eigenen Angaben und den Kode 6 in
Bezug auf das bekleidete Amt angeben; 

– im Formblatt Nr. 01 sind jene Geschäftsfälle anzugeben, die mittels Inanspruchnahme
des Steuervertreters durchgeführt wurden, indem ausschließlich in diesem Formblatt
auch die Teile 2 der Übersicht VA, die Teile 2 und 3 der Übersicht VL, sowie die Über-
sichten VC, VH, VT, VX und VO abzufassen sind, da in diesen Übersichten die vom
nicht ansässigen Subjekt durchgeführten Geschäftsvorfälle zusammengefasst wer-
den;

– im Formblatt Nr. 02 sind jene Geschäftsfälle anzugeben, die durch die Direkterfassung
durchgeführt wurden. In Zeile VA1, Feld 5 ist die mittlerweile gelöschte MwSt.-Nummer
anzugeben, die dem nicht ansässigen Subjekt seinerzeit zugewiesen und von ihm ver-
wendet wurde, um den MwSt.-Verpflichtungen direkt nachzukommen.

b) falls die Änderung zwischen dem 1. Januar und dem Einreichungsdatum der Er-
klärung stattgefunden hat, besteht diese Erklärung aus einem einzigen Formblatt. In
diesem Fall ist dieselbe vom Steuervertreter einzureichen indem im Teil des Steuerza-
hler die Daten des nicht ansässigen Subjektes und die ihm bei Einreichung des Vordruc-
kes AA7 und AA9 zugewiesene MwSt.-Nummer, einzutragen sind.

Im Teil des Erklärers muss der Steuervertreter die eigenen Angaben und den Kode 6 in Be-
zug auf das bekleidete Amt angeben. In Zeile VA1, Feld 5 ist die MwSt.-Nummer anzuge-
ben, die dem nicht ansässigen Subjekt bei Einreichung des Vordruckes ANR zugewiesen
wurde als die Direkterfassung erfolgte.

Nicht ansässiges Subjekt, das seine Tätigkeit über eine feste Einrichtung in Italien au-
sgeübt hat
Die Erklärung der nicht ansässigen Subjekte, welche ihre Tätigkeit über eine feste Einrichtung
in Italien ausgeübt haben, muss mittels Vordruck Unico (vorausgesetzt, dass der Besteuerun-
gszeitraum mit dem Kalenderjahr überein stimmt) eingereicht werden, wobei das jeweilige Ti-
telblatt aufgrund der in diesem Vordruck angeführten Anleitungen abzufassen ist.
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Nicht ansässiges Subjekt, das seine Tätigkeit im Staatsgebiet, sei es über eine feste Einri-
chtung als auch über einen Steuervertreter oder durch die Direkterfassung ausgeübt hat
Infolge der im Art. 17, zweiter Absatz, vom Art. 11 des Gesetzesdekrets Nr. 135 von 2009 ein-
geführten Änderungen, die seit dem 26. September 2009 in Kraft sind, kann das nicht ansäs-
sige Subjekt keine doppelte Mehrwertsteuerposition einnehmen. Insbesondere ist es bei einer
stabilen Organisation im Staatsgebiet nicht zulässig, mittels Steuervertreter oder mittels direk-
ter Identifizierung zu handeln, um die Auflagen bezüglich der direkt von dem Mutterhaus au-
sgeführten Geschäfte zu erfüllen. Diese Geschäfte müssen nämlich in die der stabilen Orga-
nisation zugewiesenen Mehrwertsteuerposition einfließen.
Was die Vorlage- und Ausfüllmodalitäten der Mehrwertsteuererklärung für das Jahr 2009 durch
die nicht ansässigen Subjekte betrifft, die auf der Grundlage der vorgeltenden Richtlinien in Ita-
lien sowohl mittels stabiler Organisation als auch mittels Steuervertreter oder direkter Identifi-
zierung tätig waren, wird vor allem präzisiert, dass die jährliche Erklärungspflicht nur von
der stabilen Organisation mittels der Vorlage einer einzigen aus der Vorderseite und zwei
Vordrucken bestehende Erklärung erfüllt wird. Und zwar:
– auf dem Titelblatt müssen die Bezeichnung oder der Firmenname, die Steuernummer und

die USt-ID-Nr. der stabilen Organisation angegeben werden;
– im Vordruck bezüglich der stabilen Organisation (Vordruck Nr. 01) müssen alle Übersichten

bezüglich der eigenen Tätigkeit durch Angabe der Daten der im Laufe des Jahres 2009 durchge-
führten Geschäfte, auch einschließlich der Daten bezüglich mit der infolge der Ernennung des
Steuervertreters oder der direkten Identifizierung zugewiesenen Mehrwertsteuerposition im Tei-
labschnitt des laufenden Monats oder Vierteljahres, in dem die Schließung der vorgenannten
Mehrwertsteuerposition erfolgte, durchgeführten Geschäfte ausgefüllt werden. Es müssen glei-
chfalls die Übersichten VT und VX ausgefüllt werden, um die in den beiden Vordrucken, aus de-
nen sich die Erklärung bestehet, dargelegten Daten zusammenzufassen;

– im Vordruck bezüglich der infolge der Ernennung des Steuervertreters oder der direkten
Identifizierung zugewiesenen Mehrwertsteuerposition müssen alle Übersichten bezüglich
der durchgeführten Geschäfte ausgefüllt werden, wobei sich der vorgenannten Institute bedient
wird und die Daten bezüglich der bis zum letzten Monat oder Vierteljahr durchgeführten
Geschäfte umfasst, die vor dem Abschlusstag der vorgenannten Position abgeschlossen wur-
den. Darüber hinaus muss in der Zeile VA1 im Feld 1 die USt-ID-Nr. der
Mehrwertsteuerposition, auf die sich der Vordruck bezieht, angegeben werden und im Feld 6
muss das entsprechende Kästchen angekreuzt werden. Es wird präzisiert, dass in diesem Fall
für das korrekte Ausfüllen der Erklärung auf die Erläuterung in der Anleitung in Bezug auf die
Fälle der wesentlichen subjektiven Umwandlung (Par. 3.3) Bezug genommen werden kann.

3. VORDRUCKE, DIE VON DEN VERSCHIEDENEN KATEGO-
RIEN VON STEUERZAHLERN ZU VERWENDEN SIND

Wie bereits erwähnt, (siehe Abschnitt 1.2) müssen Steuerzahler mit vereinheitlichter MwSt.-
Buchhaltung, im Fall, dass sie zur Abgabe der MwSt.-Jahreserklärung verpflichtet sind, den Er-
klärungsvordruck mit mehreren Formblättern abfassen. Dieser Erklärungsvordruck setzt sich
folgendermaßen zusammen:
– aus einem Titelblatt, in welchem die Daten des Steuerzahlers und seine Unterschrift enthal-

te sind;
– aus einem Formblatt, bestehend aus mehreren Übersichten (VA - VC – VD - VE - VF - VJ -

VH - VK - VL – VT - VX - VO), die von allen Subjekten für die Buchhaltungsangaben und die
sonstigen Daten zur ausgeübten Tätigkeit, abzufassen sind;

– und dem Vordruck VR/2010, dieser ist nur dann abzufassen, wenn ein Rückerstattungsan-
trag für das MWSt.-Guthaben eingereicht wurde. Dieser Vordruck ist ausschließlich beim ge-
bietsmäßig zuständigen Konzessionär einzureichen.

Wie bereits im Vorwort erörtert (Abschnitt sub.1.2) müssen Steuerzahler, die mehrere Tätig-
keiten ausgeübt haben, für welche sie Kraft des Gesetzes bzw. durch die getroffene Wahl, die
getrennte Besteuerung gemäß Art.36 geführt haben, außer dem Titelblatt, so viele Vordrucke
abfassen, wie sie Bücher geführt haben.

Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass:
– die Daten, welche in den Teile 1 der Übersicht VA und im Teil 1 der Übersicht VL, sowie in

den Übersichten VE, VF und VJ anzuführen sind, betreffen jede einzelne getrennt geführte
Buchhaltung und müssen demzufolge in jedem Vordruck abgefasst werden;

– die Daten, die in den Teile 2 der Übersicht VA und in den Teilen 2 und 3 der Übersicht VL,
sowie in den Übersichten VC, VD, VH, VK, VT, VX und VO anzuführen sind, betreffen die ge-
samte vom Steuerzahler ausgeübte Tätigkeit und sind deshalb in einem einzigen Vordruck
zusammenzufassen und zwar im ersten abgefassten Formblatt.

3.2
Steuerzahler mit
getrennten
Buchhaltungen
(Art. 36)

3.1
Steuerzahler mit
vereinheitlichter
MwSt.-
Buchhaltung
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ZUR BEACHTUNG: Bei Ausübung mehrerer Tätigkeiten, unter welche auch eine Tätig-
keit fällt, für welche die Befreiung von der Einreichung der MwSt.-Erklärung vorgesehen
ist, besteht für letztere Tätigkeit keine Pflicht das entsprechende zusätzliche Formblatt
der Erklärung beizulegen (zum Beispiel Landwirte gemäß Art.34, Absatz 6, die Unterhal-
tungstätigkeiten gemäß Art. 74, Absatz 6 ausüben).
Hingegen sind Steuerzahler, die steuerpflichtige wie auch steuerbefreite Tätigkeiten ausü-
ben verpflichtet, in der Erklärung auch das zusätzliche Formblatt für die steuerbefreite Tä-
tigkeiten abzufassen. Falls, diese Steuerzahler für die steuerbefreiten Tätigkeiten, die Befre-
iung dieser Verpflichtungen gemäß Art.36-bis in Anspruch genommen haben, müssen sie
im Formblatt, das sich auf die steuerbefreite Tätigkeit bezieht, die buchhalterischen Daten
der Anschaffungen wie auch den Gesamtbetrag, der aufgrund des Art. 10, unter den Nr. 11,
18 und 19 angeführten steuerbefreiten Geschäftsvorfälle, für welche auch weiterhin die
Pflicht zur Rechnungsausstellung und Registrierung besteht, anführen.

Daraus geht hervor, dass sich die Steuerzahler, welche mehrere Tätigkeiten ausüben und laut
Gesetz (Art. 36, Absätze 2 und 4) verpflichtet sind, getrennte Bücher zu führen, auf den jewei-
ligen Umsatz beziehen müssen, um die regelmäßigen monatlichen oder dreimonatlichen
(nach vorheriger Wahlmöglichkeit) MwSt.-Zahlungen festzulegen.
Steuerzahler hingegen, welche durch die freiwillige Wahlmöglichkeit, die getrennte Buchhaltung
anwenden, müssen sich wegen der genannten Zwecke, auf den gesamten Geschäftsumfang
aller ausgeübten Tätigkeiten beziehen.
Folglich kann sich bei gesetzlich vorgeschriebener getrennter Buchhaltung ergeben, dass der Steuer-
zahler monatliche Zahlungen für eine Tätigkeit (oder mehrere Tätigkeiten) und dreimonatliche Zahlun-
gen für andere Tätigkeiten durchführen muss. Bei getrennt geführter Buchhaltung infolge der freien
Wahl, muss der Steuerzahler den gesamten Geschäftsumfang (alle ausgeübten Tätigkeiten betref-
fend) angeben, um die periodischen Zahlungen festsetzen zu können. Was den letzteren Fall betrifft,
wird darauf hingewiesen, dass beschränkt auf eine oder mehrere Buchhaltungen, infolge der Wahl die
Möglichkeit besteht, dreimonatliche Zahlungen durchzuführen, wenn das gesamte Geschäftsvolumen
die von den geltenden Bestimmungen vorgesehene Höchstgrenze nicht überschreitet.
Es wird darauf hingewiesen, dass die innerbetrieblichen Umschreibungen zwischen getren-
nten Tätigkeiten, nicht zur Festsetzung des Geschäftsumsatzes beitragen. Demnach müssen
die in Übersicht VE der einzelnen Formblätter angeführten Umschreibungen, gemeinsam zu
den abschreibbaren Veräußerungen der Güter in Zeile VE38 zwecks Verminderung des Ge-
schäftsumsatzes angegeben werden, da sie der Besteuerung unterworfen sind.
Es ist hervorzuheben, dass innerbetriebliche Umschreibungen der Güter zur Einzelhandelstä-
tigkeit gemäß Art. 24, dritter Absatz, (Tätigkeit für welche die MwSt. mit der sog. Aufgliederung
des Prozentsatzes verrechnet wird) sowie die Umschreibungen der Güter vom Einzelhandel auf
andere Tätigkeiten, nicht steuerpflichtig sind und nicht in Zeile VE38 anzuführen sind.
Aufgrund der für den Goldmarkt vorgesehenen Regelung laut Gesetz Nr. 7 vom 17. Januar
2000 müssen jene Steuerzahler, welche Geschäftsfälle mit Gold vornehmen, die sowohl unter
die Bestimmungen laut Art. 19, dritter Absatz, Buchst. d) als auch unter jene des darauf folgen-
den Absatzes 5-bis fallen, für die entsprechenden Geschäftsfälle getrennte Bücher führen und
zwei getrennte Formblätter abfassen, um die absetzbare MwSt. getrennt hervorzuheben.

Die Gesellschaften für die Ersparnisverwaltung gemäß Art. 8 des GD Nr. 351 vom 25. Sep-
tember 2001, umgewandelt in Gesetz Nr. 410 vom 23. November 2001 sind angehalten die Ste-
uer in Bezug auf ihre Tätigkeit getrennt von jeder anderen Steuer, die für die von ihnen eingeri-
chteten Immobilienfonds geschuldet ist, zu ermitteln und zu verrechnen. Deshalb sind diese
Gesellschaften aufgrund der in diesem Abschnitt angeführten Anleitungen verpflichtet ein Titel-
blatt, ein Formblatt mit den Daten der von diesen ausgeübten Tätigkeit abzufassen, sowie so
viele Formblätter auszufüllen, die der Anzahl der von ihnen verwalteten Fonds entsprechen.

Bei außerordentlichen Geschäftsfällen oder anderen wesentlichen subjektiven Umwandlun-
gen, ergibt sich im allgemeinen, für die an der Umwandlung beteiligten Subjekte (Fusion, Tren-
nung, Einbringung, Abtretung oder Schenkung von Betrieben, Erbfolge usw.) eine dauerhafte
Situation. In Bezug auf das Datum an dem die Umwandlungen der jeweiligen Subjekte statt-
findet, können sich die unten angeführten zwei Möglichkeiten ergeben. Für jede der Mögli-
chkeiten werden die entsprechenden Anleitungen zur Abfassung der Übersichten angeführt.

A) Änderung im Laufe des Jahres 2009
1.Falls im Laufe des Jahres auf das sich die Erklärung bezieht, außerordentliche Geschäftsvor-

fälle oder subjektive wesentliche Umwandlungen vorgenommen wurden, welche die Lö-
schung des Rechtsvorgängers (aufgenommene Gesellschaft, geteilte Gesellschaft, einbrin-
gendes, abtretendes oder schenkendes Subjekt usw.) mit sich gebracht haben, ist die MwSt.-
Erklärung ausschließlich vom Rechtsnachfolger (aufnehmende, begünstigte, einbringende
Gesellschaft, übernehmendes, beschenktes Subjekt, usw.) einzureichen.
In diesem Fall muss die Gesellschaft, die aus der Umwandlung hervorgeht (aufnehmende Ge-
sellschaft, Gesellschaft die durch die Eingliederung oder durch die Abänderung usw. entstanden
ist) den Vordruck einreichen, der aus einem Titelblatt und zwei Formblättern (bzw. aus mehreren
Formblättern, je nach der Anzahl der an der Umschreibung beteiligten Subjekte) besteht:
– im einzigen Titelblatt ist die Firmen- oder Gesellschaftsbezeichnung, die Steuernummer, sowie

die Mehrwertsteuernummer des Subjektes, das aus der Umwandlung hervorgeht, anzugeben;

3.3
Steuerzahler mit
außerordentlichen
Geschäftsfällen
(Fusionen,
Teilungen usw.)
oder anderen
wesentlichen
subjektiven
Umwandlungen
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– im Formblatt in Bezug auf den Rechtsnachfolger (Formblatt Nr. 01) sind alle Übersi-
chten in Bezug auf die eigene Tätigkeit abzufassen, indem die Angaben der im Laufe des
Jahres 2009 von Seiten dieses Subjektes durchgeführten Geschäftsfälle und die Angaben
zur Tätigkeit anzugeben sind, die vom Rechtsvorgänger für den Teil des Jahres bis zur
Abrechung, die vor der Umwandlung durchgeführt wurde, ausgeübt wurde. Zudem sind
die Übersichten VT und VX abzufassen, um darin die Daten aller Subjekte zusammenzu-
fassen, die an der Umschreibung beteiligt waren;

– im Formblatt in Bezug auf den Rechtsvorgänger sind alle Übersichten in Bezug auf die von
demselben ausgeübte Tätigkeit abzufassen, indem die Angaben zu den durchgeführten Ge-
schäftsfällen bis zum letzten Monat oder Vierteljahr bis hin zum außerordentlichen Geschäft-
svorfall oder der Umschreibung, anzugeben sind. Zudem ist in Zeile VA1, Feld 1 die MwSt.-
Nummer des Subjektes auf welches sich das Formblatt bezieht, anzugeben.

Das eingebrachte, aufgenommene Subjekt muss daher die MwSt.-Erklärung für das Jahr
2009 nicht einreichen.

2. Falls der außerordentliche Geschäftsfall bzw. die wesentliche subjektive Umwandlung nicht die
Löschung des Rechtsvorgängers mit sich gebracht hat (Teiltrennung, Einbringung, Abtre-
tung oder Schenkung eines Teiles des Betriebes) ist die MwSt.-Erklärung einzureichen:
– vom Rechtsnachfolger, wenn der Geschäftsfall eine Abtretung der MWSt.-Schuld oder

des MwSt.-Guthabens mit sich gebracht hat. Dieses Subjekt wird die Erklärung auf-
grund der unter Punkt 1) angeführten Art und Weise einreichen, indem es in Zeile VA1,
Feld 1 die MwSt.-Nummer des Subjektes angibt auf welches sich das Formblatt bezieht
und das Kästchen 2 derselben Zeile ankreuzt um mitzuteilen, dass das Subjekt weiter-
hin eine MwSt.- pflichtige Tätigkeit ausübt.
Der Rechtsvorgänger muss die eigene Erklärung ausschließlich mit Bezug auf die im Jahr
2009 vor Umschreibung der Tätigkeit der durchgeführten Geschäfte, einreichen. In dieser Er-
klärung ist das Kästchen 3 der Zeile VA1 anzukreuzen, um mitzuteilen, dass das Subjekt an
einem außerordentlichen Geschäftsfall oder an einer Umschreibung teilgenommen hat und
im Feld 4 muss das Guthaben aus der jährlichen MwSt.-Erklärung/2009 angeführt werden,
das zur Gänze bzw. zum Teil infolge des Vorfalles abgetreten wurde;

– von Seiten beider Subjekte, die von der Umschreibung betroffen waren, falls keine Ab-
tretung der MwSt.-Schuld oder des MwSt.-Guthabens vorgenommen wurde, wobei je-
der von ihnen die Daten der Geschäftsfälle angeben muss, die im Laufe des Besteuerun-
gszeitraumes durchgeführt wurden.

B) Umwandlung zwischen dem 1. Januar 2010 und dem Einreichungsdatum der jährli-
chen MwSt.-Erklärung für das Jahr 2009

In diesem Fall, nachdem die Tätigkeit für das Jahr 2009 vom Rechtsvorgänger (aufgenomme-
ne Gesellschaft, geteilte Gesellschaft, einbringendes, abtretendes oder schenkendes Subjekt
usw.) ausgeübt wurde, können sich folgende Fälle ergeben:
– bei Löschung des Rechtsvorgängers aufgrund der Umschreibung muss das dadurch en-

tstehende Subjekt (aufnehmende Gesellschaft, berechtigte Gesellschaft, entgegennehmen-
de Gesellschaft, aufnehmendes, beschenktes Subjekt usw.) zusätzlich zur eigenen Erklä-
rung für das Jahr 2009 auch die Erklärung für den Rechtsvorgänger (eingegliederte Gesel-
lschaft, geteilte Gesellschaft, einbringendes, abtretendes, schenkendes Subjekt) einreichen.
Ausgeschlossen ist der Fall, dass diese Erklärungspflicht bereits von letzterem Subjekt vor-
genommen wurde. In dieser Erklärung sind im Teil, der dem Steuerzahler vorbehalten ist, die
Angaben des gelöschten Subjekts anzugeben. Im Teil der dem Erklärer vorbehalten ist, sind
hingegen die Daten des Rechtsnachfolgers anzugeben, indem der Kode 9 in Bezug auf das
bekleidete Amt anzugeben ist.
Die für den Rechtsvorgänger eingereichte Erklärung wird getrennt von anderen MwSt.- Er-
klärungen eingereicht (siehe Abschnitt 1.1);

– falls die Umschreibung hingegen nicht die Löschung des Rechtsvorgängers mit sich
bringt ist jedes an der Umschreibung beteiligte Subjekt angehalten, eine eigene MwSt.-Er-
klärung in Bezug auf die im Laufe des Besteuerungszeitraumes 2009, auf den sich die Er-
klärung bezieht, durchgeführten Geschäftsvorfälle, einzureichen.

3.3.1 – ABFASSUNGSMODALITÄTEN DER ERKLÄRUNG BEI UMWANDLUNGEN VON
SUBJEKTEN MIT VEREINHEITLICHTER MWST.- BUCHHALTUNHG

Im Falle von Umwandlungen im Laufe des Jahres 2009, die eine Löschung des Rechtsvorgän-
gers, eine Abtretung, eine Einbringung eines Betriebsteiles usw. mit der Übertragung des
MwSt.-Guthabens mit sich gebracht haben, muss der Steuerzahler folgendes ausfüllen:
– das Titelblatt, in dem der Steuerzahler die eigenen meldeamtlichen Angaben anfü-

hren muss;
– ein Formblatt (Formblatt Nr. 01) für sich selbst in dem auch alle Übersichten in Bezug auf

die ausgeübte Tätigkeit, einschließlich der Teile 2 der Übersicht VA und der Teile 2 und 3 der
Übersicht VL, abzufassen sind. In diesem Formblatt ist auch die Übersicht VT und die Über-
sicht VX für die Zusammenfassung der Daten in Bezug auf den Betrag, der für dieses Jahr
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geschuldet ist oder als Guthaben aufscheint und sich auf Subjekte bezieht, die an der Um-
wandlung teilgenommen haben;

– ein Formblatt für jedes Subjekt, das an der Umwandlung beteiligt ist (zum Beispiel aufge-
nommene, getrennte Gesellschaft, usw.), in dem auch alle Übersichten in Bezug auf die au-
sgeübte Tätigkeit, einschließlich der Teile 2 der Übersicht VA und der Teile 2 und 3 der Über-
sicht VL, abzufassen sind.

Für weitere Erklärungen zur Abfassung der Übersichten seitens der genannten Subjekte wird
auf den Absatz 3.3.3. und auf den Absatz 3.4.2., verwiesen.

3.3.2 – ABFASSUNGSMODALITÄTEN DER ERKLÄRUNG BEI UMWANDLUNGEN VON
SUBJEKTEN MIT GETRENNTEN BUCHHALTUNGEN (ART. 36)

Im Falle, dass eines oder mehrere Subjekte, die an der Umwandlung teilgenommen haben, im
Sinne des Art. 36 mehrere Buchhaltungen geführt haben, können sich folgende Fälle ergeben:

A) Getrennte Buchhaltungen, die nur vom erklärenden Steuerzahler geführt wurden
Der erklärende Steuerzahler muss folgende Vordrucke verwenden:
1) das Titelblatt, in dem der Steuerzahler seine meldeamtlichen Angaben anführen muss;
2) so viele Formblätter für sich selbst, die der Anzahl der geführten Bücher entsprechen, wobei

nur im ersten Formblatt Nr. 01 die zusammenfassenden Angaben aller ausgeübten Tätigkei-
ten aus den Übersichten VC, VD, VH, VK und VO, sowie aus den Teile 2 der Übersicht VA und
aus den Teilen 2 und 3 der Übersicht VL, anzugeben sind. Im selben Formblatt ist auch die
Übersicht VT und die Übersicht VX abzufassen, um die gesamten Beträge, die in Bezug auf
dieses Jahr noch einzuzahlen sind oder als Guthaben aufscheinen und sich auf die Subjekte
beziehen, die an der Umschreibung teilgenommen haben, zusammenzufassen;

3) so viele Formblätter, die der Anzahl der Subjekte entsprechen, welche an der Umwandlung
beteiligt sind. In diesen Formblättern sind für jedes Subjekt alle Übersichten in Bezug auf
die ausgeübte Tätigkeit, einschließlich die Teile 2 der Übersicht VA und die Teile 2 und 3 der
Übersicht VL abzufassen, die sich auf den Teil des Jahres vor der Umwandlung beziehen.

B) Getrennte Buchhaltungen, die von einem oder mehreren an der Umwandlung betei-
ligten Subjekte geführt wurden (und nicht vom Erklärer)

Der erklärende Steuerzahler muss folgendes verwenden:
1) das Titelblatt, in dem der Steuerzahler seine meldeamtlichen Angaben anführen muss;
2) das Formblatt (Formblatt Nr. 01) für sich selbst, in dem alle Übersichten in Bezug auf die au-

sgeübte Tätigkeit, einschließlich die Teile 2 der Übersicht VA und die Teile 2 und 3 der Über-
sicht VL abzufassen sind. Im selben Formblatt ist auch die Übersicht VT und die Übersicht
VX abzufassen, um die gesamten Daten in Bezug auf den Betrag, der für dieses Jahr ge-
schuldet ist bzw. als Guthaben aufscheint und sich auf Subjekte bezieht, die an der Um-
schreibung teilgenommen haben, anzugeben;

3) so viele Formblätter, die der Anzahl der Buchhaltungen entsprechen, die für jedes Subjekt
mit getrennter Buchhaltung geführt wurden, wobei auf dem ersten Formblatt für jedes Sub-
jekt, die Teile 2 der Übersicht VA und die Teile 2 und 3 der Übersicht VL, sowie die Übersi-
chten VC, VD, VH, VK und VO abzufassen sind. Hingegen ist für jedes Subjekt, das eine
vereinheitlichte Buchhaltung zwecks MwSt. führt, nur ein einziger Vordruck abzufassen.

C) Getrennte Buchhaltungen, die sowohl vom erklärenden Steuerzahler als auch von ei-
nem oder mehreren der anderen Subjekte geführt wurden

Der erklärende Steuerzahler muss folgendes verwenden:
1) das Titelblatt, wie bei Punkt 1 der Bedingung A);
2) für sich selbst, wie bei Punkt 2 der Bedingung A);
3) für die anderen Subjekte, wie bei Punkt 3 der Bedingung B).

3.3.3 – WEITERE ERLÄUTERUNGEN FÜR DIE ABFASSUNG DER VORDRUCKE BEI
SUBJEKTIVEN UMWANDLUNGEN

ZUR BEACHTUNG: Bei einfachen Abänderungen der Daten gemäß Art. 35, welche kei-
ne substanziellen Änderungen mit sich bringen (zum Beispiel Umschreibung einer Per-
sonengesellschaft in eine Kapitalgesellschaft usw.) sind keine besonderen Modalitäten
bei der Abfassung oder Einreichung der Erklärung zu berücksichtigen. In diesem Fall
genügt es, wenn die Erklärung aus einem einzigen Formblatt besteht in dem die Anga-
ben in Bezug auf den gesamten Besteuerungszeitraum, wie in den Abschnitten 3.1 und
3.2 angeführt, anzugeben ist.

A) Spaltung
Artikel 16, Absätze 10 und darauf folgende des Gesetzes Nr. 537 vom 24. Dezember 1993 hat
die Bestimmungen erlassen, mit welchen die Anwendung der MwSt. bei Geschäftsfällen, die
eine Spaltung zum Gegenstand haben, geregelt wird. Insbesondere wird im Absatz 11 des 
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genannten Art. 16 verfügt, dass alle Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Anwen-
dung der MwSt. bei Geschäftsfällen, welche eine Spaltung bzw. die Übernahme eines Betrie-
bes oder eines Betriebskonzerns mit sich bringen, von der berechtigten Gesellschaft übernom-
men werden.
Insbesondere sieht Art. 2506 des BGB zwei Formen der Spaltung vor:
– die gänzliche Spaltung, mit welcher die getrennte Gesellschaft das gesamte Vermögen an

mehrere bestehende oder neugegründete Gesellschaften (sog. "Begünstigte") abtretet, das
zur Löschung dieser führt;

– Teilspaltung, mit welcher die getrennte Gesellschaft nur einen Teil ihres Vermögens an ei-
ne bzw. mehrere bestehende oder neugegründete Gesellschaften abtretet, das keine Lö-
schung dieser Gesellschaft mit sich bringt.

In beiden Fällen sind die begünstigten Gesellschaften verpflichtet die MwSt.-Erklärung aufgrund
der in den Abschnitten 3.3 und darauffolgenden angeführten Art und Weise, einzureichen.
Absatz 12 des Artikels 16 des genannten Gesetzes Nr. 537 von 1993 sieht eine eigene Rege-
lung in Bezug auf besondere Fälle von Betriebsspaltungen vor und setzt folgendes fest: 
"Im Falle einer gänzlichen Spaltung, die keine Betriebsübertragung bzw. keine Übertra-
gung von Betriebskonzernen mit sich bringt, werden die Pflichten und Rechte zwecks An-
wendung der Mehrwertsteuer auf die Geschäftstätigkeiten der gespaltenen Gesellschaft, ein-
schließlich Abgabe der Jahreserklärung von Seiten der gespaltenen Gesellschaft und der Za-
hlung der darin aufscheinenden Steuer in Mithaftung aller begünstigten Gesellschaften au-
sgeübt; diese Verpflichtungen können auch von der in der Spaltungsakte ausdrücklich dazu
befugten Gesellschaft erfüllt werden. Bei Fehlen dieser Angabe, wird jene Gesellschaft für die
Einhaltung dieser Verpflichtungen eingesetzt, die in der Spaltungsakte als erste begünstigte
Gesellschaft aufscheint". In diesem Fall muss die begünstigte Gesellschaft, welche die MwSt.-
Jahreserklärung für die gespaltene Gesellschaft einreicht, im Abschnitt "Steuerzahler" die mel-
deamtlichen Daten der gespaltenen Gesellschaft und im Abschnitt "Erklärer" die eigenen An-
gaben mit dem Kode des bekleideten Amtes 9 anführen.

B) Erbfolge
Im Falle einer Erbfolge müssen die Erklärungsverpflichtungen von den Erben, unter Bea-
chtung der folgenden Anleitungen, durchgeführt werden:

Steuerzahler, der im Laufe des Jahres 2009 verstorben ist
– falls der Erbe oder die Erben die Tätigkeit des verstorbenen Steuerzahler nicht weiterführen,

ist er bzw. die Erben verpflichtet, die Erklärung für den Verstorbenen einzureichen, wobei in
der Übersicht des Erklärers, die eigenen Daten und der Kode 7 für das bekleidete Amt an-
zuführen ist. War der verstorbene Steuerzahler zur vereinheitlichten Erklärung verpflichtet,
muss die MwSt.-Erklärung im Vordruck UNICO 2010 eingeschlossen werden;

– falls der Erbe oder die Erben die Tätigkeit des verstorbenen Steuerzahler weiterführen, ist die
Erklärung aufgrund der im Abschnitt 3.3 unter Punkt 1 angeführten Anleitungen, einzureichen.

Steuerzahler, der zwischen dem 1. Januar 2010 und dem Einreichungsdatum der Erklä-
rung verstorben ist
Da die Tätigkeit in diesem Fall, im Laufe des ganzen Jahres vom verstorbenen Steuerzahler
ausgeübt wurde, muss der Erbe bzw. die Erben, die Erklärung für den Verstorbenen einrei-
chen, wobei sie in der Übersicht des Erklärers, die eigenen Daten und den Kode 7 für das be-
kleidete Amt anführen müssen. Wie im Rundschreiben Nr.113/E vom 31. Mai 2000 angeführt,
muss die MwSt.-Erklärung im Vordruck UNICO 2010 eingeschlossen werden, wenn der Ste-
uerzahler zur Einreichung der vereinheitlichten Erklärung verpflichtet war.

Im Sinne des Art. 35-bis wird daran erinnert, dass die Erben innerhalb von sechs Monaten
nach Ableben des/der Steuerzahlers/in, den Verpflichtungen bezüglich seiner/ihrer Geschäfte,
die in den letzten vier Monaten vor seinem/ihren Ableben nicht erfüllt worden sind nachkom-
men können; dabei ist die Einreichung der jährlichen Steuererklärung inbegriffen.

C) Berichtigung der Absetzbeträge für Güter, die infolge von außerordentlichen Ge-
schäften oder wesentlichen subjektiven Umwandlungen erworben wurden

Aufgrund der von Art. 19-bis2 vorgesehenen Berichtigungen wird darauf hingewiesen, dass
die abschreibbaren Güter und die infolge von außerordentlichen Geschäften oder wesentli-
chen subjektiven Umwandlungen erworbenen Güter – der einzelnen Gesellschaften, die an
der Umschreibung teilnehmen und für welche die entsprechenden Formblätter abgefasst wor-
den sind – der Anzahl der Monate (bzw. Vierteljahre), auf welche sich jedes Formblatt bezieht
angeglichen werden müssen. Die erklärende Gesellschaft (zum Beispiel die übernehmende
Gesellschaft) ist verpflichtet eine Berichtigung in Bezug auf diese Güter vorzunehmen, wobei
der Gesamtbetrag der Anzahl der restlichen Monate (bzw. Vierteljahre) anzugleichen ist (sie-
he die Hinweise im Rundschreiben Nr. 50 vom 29.02.1996).
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D) Vergleichswert des Geschäftsumsatze zwecks Anwendung der MwSt. im Jahr nach
den außerordentlichen Geschäften oder den wesentlichen subjektiven Umwandlungen

Im Jahr nach der Durchführung der außerordentlichen Geschäfte oder der wesentlichen subjekti-
ven Umwandlungen, ist zwecks Anwendung der MwSt. der gesamte Geschäftsumsatz jenes Be-
steuerungszeitraumes zu berücksichtigen, in dem die Geschäftsfälle durchgeführt wurden, die aus
den verschiedenen Formblättern der Erklärung hervorgehen. Aufgrund der im DPR Nr. 633/1972
enthaltenen Bestimmungen muss man sich deshalb für die Anwendung der damit im Zusammen-
hang stehenden Vorschriften, wie zum Beispiel jene die den Status eines gewohnheitsmäßigen Ex-
porthändlers, die Anwendung der provisorischen pro-rata, die monatliche oder vierteljährliche Ver-
rechnung usw. betreffen, auf den vorgenannten Geschäftsumsatz beziehen.

3.4.1 – ALLGEMEINE HINWEISE

Beherrschende und beherrschte Gesellschaften die im Jahr, auf das sich die Erklärung be-
zieht, die Bestimmungen gemäß Art. 73, letzter Absatz und gemäß DM vom 13. Dezember
1979 in der geltenden Fassung in Anspruch genommen haben, müssen denselben Vordruck
verwenden, der für die Mehrheit der Steuerzahler für die Angabe der eigenen Daten und der
Restbeträge vorgesehen ist, die der Gruppe übertragen wurden.
Im Besonderen muss die MwSt.-Erklärung von den beherrschenden und beherrschten Gesel-
lschaften wie folgt eingereicht werden:
• die beherrschten Gesellschaften müssen, jede einzelne für sich, gemäß den Anleitungen

im Abschnitt 1.2 und ohne Anlagen beizulegen, die eigene Jahreserklärung einreichen;
• die beherrschende Gesellschaft bzw. Körperschaft muss ihre eigene Jahreserklärung

einreichen und die MwSt.-Aufstellung 26PR/2010 beilegen, in welcher die Abrechnung der
Gruppe zusammengefasst ist. Die beherrschende Gesellschaft bzw. Körperschaft ist verpfli-
chtet dem zuständigen Einhebungsbeamten die Aufstellung der Gruppenabrechnung
(MwSt.-Vordruck 26 LP/2010) vorzulegen und Folgendes beizulegen:
– eine Ausfertigung mit Originalunterschrift der MwSt.-Aufstellung 26 PR/2010, die ein Teil

der eigenen Jahreserklärung ist;
– Garantien, die von den einzelnen an der Gruppenabrechnung teilnehmenden Gesellschaf-

ten für den Ausgleich der entsprechenden Guthaben geleistet wurden;
– Garantien, die von der beherrschenden Gesellschaft für den eventuellen Ausgleich des

Guthabenüberschusses der Gruppe geleistet wurden.

Es wird darauf hingewiesen, dass die beherrschende Körperschaft bzw. Gesellschaft (sog. Da-
chgesellschaft) dem zuständigen Amt der Agentur der Einnahmen jährlich mitteilen muss, dass
sie die vom genannten Ministerialdekret vorgesehenen Sonderbestimmungen, in Anspruch
nehmen möchte.
Diese Mitteilung muss innerhalb der Frist für die Abrechnung und Einzahlung der MwSt. des Mo-
nats Januar mittels MwSt.-Vordruck 26 eingereicht werden (genehmigt mit Ministerialdekret vom 8.
Januar 1990 - veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 14 vom 18. Januar 1990) und von allen Ge-
sellschaften, die am Ausgleich beteiligt sind, als Zustimmung zum Verfahren unterzeichnet werden.
Es wird außerdem darauf aufmerksam gemacht, dass im Sinne des Absatzes 4 des Artikels 3
des MD vom 13. Dezember 1979 jede Änderung der Angaben bezüglich der beherrschenden
und beherrschten Körperschaften und Gesellschaften, von der beherrschenden Gesellschaft
innerhalb von 30 Tagen ab der Änderung selbst, im MwSt.-Vordruck 26-bis, genehmigt mit
demselben MD vom 8. Januar 1990, mitgeteilt werden muss.

Es wird mitgeteilt, dass die oben genannten Vordrucke im elektronischen Format ver-
fügbar sind und der Internet-Seite der Agentur der Einnahmen unter www.agenziaentra-
te.gov.it und jener des Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen www.finanze.gov.it en-
tnommen werden können.

Bei Gesellschaften, die in der Eigenschaft als beherrschte Gesellschaften das MwSt.-Ausglei-
chsverfahren in Anspruch nehmen können, handelt es sich ausschließlich um Kapitalgesel-
lschaften, die im Rundschreiben Nr. 16 vom 28. Februar 1986 angeführt sind. Außerdem kön-
nen, wie im Beschluss Nr. 22/E vom 21. Februar 2005 angeführt, auch jene ausländischen Ge-
sellschaften an der MwSt.-Gruppenabrechnung gemäß Art. 73 teilnehmen, die in EU–Ländern
ansässig sind, deren Rechtsform den Kapitalgesellschaften italienischen Rechts gleichgestellt
ist und durch eine Geschäftsniederlassung oder einen Steuervertreter bzw. durch die Direkter-
fassung gemäß Art. 35-ter im Staat tätig sind.
Derselbe Vordruck der Jahreserklärung ist auch von den Gesellschaften die für einen Teil des Ja-
hres an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen haben zu verwenden, dabei ist auch Teil 3
der Übersicht VK abzufassen, damit die Daten der Beherrschung hervorgehoben werden können.
Bei einer einheitlichen bzw. getrennten Buchhaltung gemäß Art. 36 oder bei Fusionen, Tren-
nungen usw. (erwähnt im Abschnitt sub. 3.3.) sind für die Abfassung der Vordrucke generell ei-
nige Besonderheiten zu beachten, die den unten angeführten beherrschenden und beher-
rschten Gesellschaften vorbehalten sind.

3.4
Beherrschende
und beherrschte
Körperschaften
und
Gesellschaften
(Art. 73)
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ZUR BEACHTUNG: Die beherrschten Gesellschaften müssen der eigenen Erklärung
weder die eigenen Garantieleistungen, noch die Bestätigung der beherrschenden Ge-
sellschaft für das ausgeglichene Guthaben beilegen. Die Beträge der verrechneten Gu-
thaben müssen von der beherrschenden Gesellschaft in Übersicht VS der MwSt.-Auf-
stellung 26 PR/2010 angeführt werden. Die Garantieleistungen für die verrechneten Gu-
thaben müssen der beherrschenden Gesellschaft zugeschickt werden.

3.4.2 – BESONDERE ANLEITUNGEN IM FALLE EINER BETEILIGUNG AN AUSSEROR-
DENTLICHEN GESCHÄFTSFÄLLEN

Eingliederung einer an der MwSt.-Abrechnung der Gruppe teilnehmenden Gesellschaft,
seitens einer Gesellschaft außerhalb der Gruppe

1) Eingliederung einer beherrschenden Gesellschaft
Wenn die Gesellschaft außerhalb der Gruppe, nicht im Besitz der von Art. 73 vorgesehenen
erforderlichen Eigenschaften gegenüber der aufgenommen Gesellschaft ist, können sich we-
chselweise folgende Fälle ergeben:
– Das MwSt.-Abrechnungsverfahren der Gruppe wird unterbrochen, folglich muss die aufneh-

mende Gesellschaft zwei Erklärungen einreichen, eine für die eigene, das ganze Jahr ausgeübte
Tätigkeit und eine für die aufgenommene, ehemalige beherrschende Gesellschaft. In dieser zwei-
ten Erklärung muss die aufnehmende Gesellschaft in der Übersicht des Erklärers, die eigenen Iden-
tifizierungsangaben mit dem Kode des bekleideten Amtes 9 und in der Übersicht des Steuerzahlers,
die Identifizierungsangaben der aufgenommen Gesellschaft anführen. In der Übersicht VK im Feld
„Letzter Monat der Beherrschung“ (VK1, Feld 2), ist der letzte Monat anzugeben, an dem die Grup-
penabrechnung durchgeführt wurde. In Zeile VA12 der eigenen Erklärung muss der eventuelle Gu-
thabenüberschuss aus Übersicht VY der MwSt.-Aufstellung 26PR/2010 der ehemaligen beher-
rschenden Gesellschaft übertragen werden, der im Laufe des Jahres von der aufnehmenden Ge-
sellschaft verrechnet wurde, damit die vorgeschriebene Garantieleistung angezeigt und der volle
Betrag in Zeile VL8 eingeschlossen werden kann;

– das MwSt.-Abrechnungsverfahren der Gruppe wird nicht unterbrochen, sondern wird mit
Hinsicht auf jenem der aufnehmenden Gesellschaft, mit getrennter Buchhaltung ohne Mögli-
chkeit den Guthabenüberschuss der Gruppe auszugleichen, gemäß den Anleitungen des Mini-
sterialbeschlusses Nr. 363998 vom 26. Dezember 1986, weitergeführt. Die aufnehmende Gesel-
lschaft wird zwei Erklärungen einreichen, eine für die eigen Tätigkeit, die im Laufe des ganzen
Jahres ausgeübt wurde und die andere für die aufgenommene, ehemalige beherrschende Ge-
sellschaft. In dieser zweiten Erklärung muss die aufnehmende Gesellschaft in der Übersicht des
Erklärers, die eigenen Identifizierungsangaben mit dem Kode des bekleideten Amtes 9 und in der
Übersicht des Steuerzahlers, die Identifizierungsangaben der aufgenommen Gesellschaft anfü-
hren. In der Übersicht VK im Feld „Letzter Monat der Beherrschung“ (VK1, Feld 2), ist der Monat
13 anzuführen. Der eventuelle Guthabenüberschuss aus Übersicht VY der MwSt.-Aufstellung
26PR/2010 der ehmaligen beherrschenden, aufgenommenen Gesellschaft kann von der aufneh-
menden Gesellschaft ab 1. Januar des Jahres nach der genannten Umwandlung, in Anspruch
genommen werden. In der MwSt.-Erklärung des Jahres, nach der genannten Umwandlung muss
die aufnehmende Gesellschaft in Zeile VA12, für den Beweis der vorgeschriebenen Garantielei-
stung, den Teil des in Anspruch genommenen Guthabens angeben und in Zeile VL8 den vollen
Betrag des Überschusses anführen.

In den genannten Hypothesen muss die Erklärung der ehemaligen beherrschenden Gesel-
lschaft in jedem Fall getrennt eingereicht werden (siehe Abschnitt 1.1).

2) Eingliederung einer beherrschten Gesellschaft
Wenn eine Gesellschaft außerhalb der Gruppe eine Gesellschaft aufnimmt, die an der Abrechnung
der Gruppe als beherrschte Gesellschaft teilgenommen hat, muss die aufnehmende Gesellschaft
nur eine Erklärung abfassen, die aus den Vordrucken für die eigene Tätigkeit und aus den Vordruc-
ken für die aufgenommene Gesellschaft besteht. Dabei müssen in Übersicht VK der aufgenomme-
nen Gesellschaft die Guthaben und Schuldbeträge angeführt werden, die von dieser Gesellschaft
während der MwSt.-Gruppenabrechnung übertragen wurden. In diesem besonderen Fall muss die
Erklärung, wie bereits im Abschnitt 1.1 erklärt, getrennt eingereicht werden.

3) Eingliederung der beherrschenden Gesellschaft seitens einer Gesellschaft, die an
der Gruppenabrechnung teilnimmt

Mit Beschluss Nr. 367/E vom 22. November 2002 wurden die Anleitungen für diese Fälle (s. g. inver-
se Fusion) für die Einreichung der MwSt.-Erklärung seitens der aufnehmenden ehemaligen beher-
rschten Gesellschaft, veröffentlicht. Wie im genannten Beschluss klargestellt, sind in diesem Fall die
Modalitäten des Punktes 1) dieses Abschnittes (im Falle einer Aufnahme einer beherrschenden Ge-
sellschaft seitens einer Gesellschaft außerhalb der Gruppe, ohne Unterbrechung des MwSt.-Abre-
chnungsverfahrens der Gruppe), anzuwenden. Im Besonderen wird die aufnehmende wie die einge-
gliederte Gesellschaft, die der Gruppe alle Schuld- und Guthabensbeträge übertragen wird, zwei ge-
trennte Erklärungen einreichen ohne dabei die Steuer, der aufgenommenen Gesellschaft gesondert
abzurechnen, da in diesem Fall beide Gesellschaften an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilnehmen.
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3.4.3 – ANLEITUNGEN FÜR DIE ABFASSUNG DER ÜBERSICHTEN VH UND VK

Die beherrschten und beherrschenden Gesellschaften, die für das ganze Jahr das MwSt.-Au-
sgleichsverfahren in Anspruch genommen haben sind verpflichtet, auch die Übersicht VH, mit
Ausnahme der Zeile VH13 abzufassen und die Verbindlichkeiten bzw. Guthaben aus den ei-
genen laufenden Abrechnungen, die der Gruppe übertragen worden sind, anzuführen.
Ist hingegen eine beherrschte Gesellschaft im Laufe des Jahres aus der Gruppe ausgetre-
ten oder wurde die Beherrschung im Laufe des Jahres eingestellt, sind in der Übersicht VH,
mit Ausnahme der Zeile VH13, die übertragenen Verbindlichkeiten und Guthaben, sowie
die Ergebnisse der periodischen Abrechnungen anzugeben, die nach diesen Vorfällen dur-
chgeführt wurden. In Übersicht VK muss auch Teil 3 abgefasst werden, damit die Daten des
Zeitraumes der Beherrschung hervorgehoben werden.

Eingliederung einer anderen an der Gruppenabrechnung teilnehmenden Gesellschaft
von Seiten einer beherrschenden bzw. beherrschten Gesellschaft
In diesem Fall muss die erklärende Gesellschaft in den Übersichten VH und VK des Formblat-
tes der aufgenommenen Gesellschaft die übertragenen Verbindlichkeiten und Guthaben an-
geben, die von dieser letzten vor der Aufnahme übertragen wurden und im eigenen Vordruck
in den Übersichten VH und VK die eigenen im Laufe des Jahres übertragenen Guthaben bzw.
Verbindlichkeiten anführen. Außerdem muss in der Übersicht VK des eigenen Vordruckes
auch der eventuelle MwSt.-Ausgleich der Schulden bzw. des Guthabens aus Teil 3 der Über-
sicht VL der aufgenommenen Gesellschaft eingeschlossen sein.
Sollte die Gesellschaft eine bzw. mehrere beherrschte Gesellschaften mit getrennter Bu-
chhaltung aufgenommen haben, muss die erklärende Gesellschaft die Übersichten VH und
VK jeder aufgenommenen Gesellschaft abfassen, die sich auf diese beziehen.

Eingliederung einer nicht an der Gruppenabrechnung teilnehmenden Gesellschaft, sei-
tens einer beherrschenden bzw. beherrschten Gesellschaft
In diesem Fall muss die aufnehmende Gesellschaft in den Übersichten VH und VK des eige-
nen Vordruckes, die Verbindlichkeiten bzw. Guthaben anführen, die von dieser im Laufe des
Jahres gemäß den im vorhergehenden Punkt angeführten Modalitäten übertragen wurden,
während im Vordruck der aufgenommenen Gesellschaft nur die Übersicht VH abzufassen ist.

3.4.4 – BEI AUFLÖSUNG DER GRUPPE – VERPFLICHTUNGEN DER EHEMALIGEN BE-
HERRSCHENDEN GESELLSCHAFTEN IN BEZUG AUF DIE IN ANSPRUCH GE-
NOMMENEN GUTHABENÜBERSCHÜSSE DER GRUPPE

Falls die Beherrschung im Vorjahr beendet wurde und die ehemalige beherrschende Gesel-
lschaft das Guthaben erst ab 1. Januar 2009 abgesetzt hat, muss diese Gesellschaft für die
genaue Ermittlung der Steuern in Zeile VL8 dieser Erklärung (MwSt.-2010) zusammen mit
dem eventuellen Guthaben des Vorjahres, den Gesamtbetrag des Guthabenüberschusses der
Gruppe aus der zusammenfassenden MwSt.-Aufstellung 26PR - Übersicht VY des Vorja-
hres (Zeile VY5 der MwSt.-Erklärung/2009) einschließen.
Sollte die Beherrschung hingegen im Laufe des Jahres 2009 beendet worden sein und sollte
die Gesellschaft den Guthabenüberschuss der Gruppe in den eigenen periodischen Erklärun-
gen im Teil des Jahres 2009 nach Beendigung der Beherrschung in Absetzung gebracht ha-
ben, muss die Gesellschaft (ehemalige beherrschende) in Zeile VL8 der vorliegenden Erklä-
rung (MwSt.-2010) den Guthabenüberschuss der Gruppe aus der zusammenfassenden
MwSt.-Aufstellung 26PR - Übersicht VY desselben Jahres (Zeile VY5, der MwSt.-Erklärung
2010) verrechnen.
Außerdem wird daran erinnert, falls das MwSt.-Abrechnungsverfahren der Gruppe im folgen-
den Jahr nicht von der beherrschenden Gesellschaft selbst erneuert wurde oder das Verfahren
im Laufe des Jahres beendet wurde, muss der eventuelle Guthabenüberschuss, dessen Rüc-
kerstattung nicht beantragt, sondern von der ehemaligen beherrschenden Gesellschaft bzw.
Körperschaft in Abzug gebracht wurde, begrenzt auf den im Jahr 2009 verrechneten Betrag, für
den die Garantieleistungen gemäß Art.6, Absatz 3, des MD 13.12.1979 zu erbringen sind, in
Zeile VA12 der MwSt.-Erklärung/2010 (siehe Anleitungen der Zeile VA12), angeführt werden.

4. ANLEITUNGEN FÜR DIE ABFASSUNG DER 
VORDRUCKE

Es wird darauf hingewiesen, dass das Titelblatt des „MwSt.-Vordruckes 2010“ verwen-
det werden muss, falls die MwSt.-Erklärung „getrennt“ eingereicht wird bzw. das Titel-
blatt der Vordruckes UNICO/2010, falls der Steuerzahler verpflichtet ist, die einheitliche
Erklärung einzureichen.

4.1
Titelblatt
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Auf dem Titelblatt sind die meldeamtlichen Angaben des Steuerzahlers anzugeben.
Das Titelblatt besteht aus 3 Seiten:
– die erste Seite enthält das Informationsschreiben für die Verarbeitung der Personendaten;
– der zweite und dritte Bogen erfordern die Angabe der Steuernummer des Steuerzahlers im

oberen Teil des Vordrucks, der meldeamtlichen Daten des Steuerzahlers und des Erklären-
den, des weiteren Wohnsitzes für die Zustellung der Urkunden, die Unterschrift der Erklä-
rung, die Verpflichtung zur telematischen Vorlage, die Angaben bezüglich des Konformität-
svermerks und die Unterzeichnung des Kontrollorgans.

4.1.1 – ART DER ERKLÄRUNG

Berichtigung und Ergänzung der Erklärung
Falls der Steuerzahler eine schon eingereichte Erklärung vor Ablaufen der Abgabefrist berichti-
gen bzw. ergänzen möchte, muss er alle Teile einer neuen Erklärung abfassen und das Kä-
stchen „Fristgemäße Berichtigung“ ankreuzen.
Ist die Einreichungsfrist der Erklärung abgelaufen, kann der Steuerzahler diese berichtigen
bzw. ergänzen, indem er gemäß den Modalitäten, die für die ursprüngliche Erklärung vorge-
sehen sind, eine neue Erklärung einreicht, die in allen ihren Teilen auf einem Vordruck abge-
fasst werden muss, der jenem entspricht, der für den Steuerzeitraum auf den sich die Erklä-
rung bezieht, genehmigt wurde.
Voraussetzung für die Einreichung einer Ergänzungserklärung ist die Gültigkeit der eingerei-
chten Erklärung. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Erklärungen, wel-
che innerhalb von neunzig Tagen ab Verfallsfrist eingereicht wurden, unter Vorbehalt der Stra-
fanwendung, gültig sind.

1) Ergänzungserklärung zu eigenen Gunsten
Im Sinne des Art.2, Absatz 8-bis des DPR Nr. 322/1998 kann der Steueryahler innerhalb der
Einreichungsfrist der Erklärung des folgenden Besteuerungszeitraumes, eine Ergänzungser-
klärung einreichen, in welcher er Fehler und Unterlassungen berichtigen kann, durch welche
sich ein höherer geschuldeter Steuerbetrag bzw. ein niedrigeres Guthaben ergeben hätte und
das Kästchen „Ergänzungserklärung zu eigenen Gunsten“ ankreuzt. In diesem Fall kann
das Guthaben, das sich eventuell aus der Erklärung ergibt, für den Ausgleich im Sinne der GvD
Nr. 241/1997 verwendet werden.

2) Ergänzungserklärung 
Dieses Kästchen muss angekreuzt werden, wenn eine Ergänzungserklärung eingereicht wird:
• im Falle einer freiwilligen Berichtigung, vorgesehen von Art.13 des GvD Nr. 472/1997, inner-

halb der vorgesehenen Einreichungsfrist der Erklärung des folgenden Jahres. Diese Erklä-
rung kann eingereicht werden, wenn keine Zutritte, Inspektionen oder Überprüfungen begon-
nen wurden und die Strafen im verminderten Ausmaß in Anspruch genommen werden kön-
nen. Davon ausgenommen sind natürlich die Zinsen;

• bei Zutreffen der von Art. 2, Absatz 8 des DPR Nr. 322/1998 vorgesehenen Bedingung, kann
der Steuerzahler, unter Vorbehalt der Anwendung von Sanktionen, innerhalb 31. Dezember
des vierten Jahres nach jenem Jahr, während dem die Erklärung eingereicht wurde, Fehler
und Unterlassungen berichtigen, durch welche sich ein geringerer geschuldeter Steuerbetrag
bzw. ein höheres Guthaben ergeben hätte

Das entsprechende Kästchen ist auch im Falle der Einreichung einer Ergänzungserklärung für
die Berichtigung von Fehlern und Unterlassungen anzukreuzen, die keine Auswirkung auf die
Ermittlung der Besteuerungsgrundlage, der Steuern und die Einzahlung der Abgaben haben
und die Ausübung der Kontrolltätigkeit nicht behindern.

4.1.2 – DATEN DES STEUERZAHLERS

In dieser Übersicht, die immer abgefasst werden muss, sind folgende Daten anzuführen:

MwSt.-Nummer
Anzugeben ist die MwSt.-Nummer, die jedem Steuerzahler zugeteilt wurde.

Sonstige Informationen
Es sind folgende Daten anzuführen:
– ist der Steuerzahler ein Handwerksunternehmen, das im entsprechenden Register eingetra-

gen ist, muss Kästchen 1 angekreuzt werden;
– befindet sich der Steuerzahler in einer außerordentlichen Verwaltung oder hat er den Steuer-

vergleich im Voraus vorgenommen, muss er Kästchen 2 ankreuzen.
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Telefonnummern und Adressen der elektronischen Post
Die Angabe der Telefon oder Mobiltelefon, des Fax und der Adresse der elektronischen Post ist frei-
gestellt. Wird die Telefon oder Mobiltelefon, der Fax und die Adresse der elektronischen Post an-
geführt, kann die Agentur der Einnahmen kostenlos Informationen und Aktualisierungen über Ver-
fallsfristen, Neuheiten, Verpflichtungen und angebotene Dienstleistungen übermitteln.

Natürliche Personen
Geburtsgemeinde (bzw. -staat im Ausland)
Die Geburtsgemeinde angeben. Ist der Steuerzahler im Ausland geboren, muss er an Stelle der
Gemeinde, den Geburtsstaat anführen und den Raum für die Angabe der Provinz frei lassen. 

VON DEN NATÜRLICHEN PERSONEN VERSCHIEDENE SUBJEKTE

Rechtsnatur

HINWEIS: in der folgenden Aufstellung sind alle Kodes der verschiedenen Erklärun-
gsvordrucke enthalten, die jedoch nur im Zusammenhang mit der spezifischen Eigen-
heit des einzelnen Vordruckes verwendet werden können. Aus diesem Grund muss das
Subjekt, das die Erklärung abfasst, den Kode anführen, der sich auf die bekleidete Re-
chtsnatur bezieht.

ALLGEMEINE AUFSTELLUNG FÜR DIE KLASSIFIZIERUNG DER RECHTSNATUR

Nicht ansässige Subjekte
Dieser Teil ist nur von nicht ansässigen Subjekten abzufassen. Der „Kode des Staates” ist aus
der Liste der Staaten zu entnehmen, die im Anhang angeführt ist. Das Feld „MwSt.-Identifika-
tionsnummer des Staates“ muss in jedem Fall von jenen ausländischen Subjekten abgefasst
werden, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ansässig sind, wobei die MwSt.-
Identifikationsnummer angegeben werden muss, die vom Zugehörigkeitsstaat zugeteilt wurde.

ANSÄSSIGE SUBJEKTE

1. Aktienkommanditgesellschaften
2. Gesellschaften mit beschränkter Haftung
3. Aktiengesellschaften
4. Genossenschaften und deren Konsortien, die in

den Registern der Präfektur und in der Kartei der
Genossenschaften eingetragen sind

5. Andere Genossenschaften
6. Wechselseitige Versicherungsgesellschaften
7. Konsortien mit Rechtspersönlichkeit
8. Rechtlich anerkannte Vereine
9. Stiftungen
10. Andere Körperschaften und Institutionen mit 

Rechtspersönlichkeit
11. Konsortien ohne Rechtspersönlichkeit
12. Rechtlich nicht anerkannte Vereine und Ausschüsse
13. Andere Personen- bzw. Gütervereinigungen ohne

Rechtspersönlichkeit (die Gemeinschaften ausge-
schlossen)

14. Öffentliche Körperschaften mit wirtschaftlicher 
Zielsetzung

15. Öffentliche Körperschaften ohne wirtschaftliche 
Zielsetzung

16. Wechselseitige Krankenkassen und Fürsorge-,
Sozialhilfe-, Rentenfonds und andere ähnliche
Fonds mit oder ohne Rechtspersönlichkeit

17. Wohlfahrtsanstalten und wechselseitige Hilfskassen
18. Krankenhauskörperschaften
19. Körperschaften sowie Institutionen für die 

Sozialfürsorge und die Sozialhilfe
20. Autonome Kur-, Fremdenverkehrs- und 

Tourismusverwaltungen
21. Betriebe der Region, der Provinz, der Gemeinde

und deren Konsortien
22. Nicht anders einstufbare im Ausland gegründete

Gesellschaften, Organisationen und
Körperschaften mit Verwaltungssitz bzw.
Haupttätigkeit in Italien

23. Einfache Gesellschaften und diesen gleichgestel-
lte Gesellschaften gemäß Art. 5, Absatz 3, Buchst.
b) des TUIR

24. Offene Handelsgesellschaften und diesen glei-
chgestellte Gesellschaften gemäß Art. 5, Absatz
3, Buchst. a) und b) des TUIR

25. Einfache Kommanditgesellschaften
26. Reedereigesellschaften
27. Vereinigung von Künstlern und Freiberuflern

28. Von Ehepartnern in Gemeinschaftsform geführte
Betriebe

29. GEIE (europäische Gruppen mit
Wirtschaftsinteresse)

50. Aktiengesellschaften, Sonderbetriebe und
Konsortien gemäß Art. 31, 113, 114, 115 und 116
des GvD Nr. 267 vom 18. August 2000
(Einheitstext der Gesetze für die Regelung der
Gebietskörperschaften)

51. Miteigentümer
52. MwSt.-Depots
53. Amateursportvereinigungen als

Kapitalgesellschaften ohne Erwerbszwecke
54. Trust
55. Öffentliche Verwaltungen
56. Bankstiftungen
57. Europäische Gesellschaft
58. Europäische Genossenschaft (EUGEN)

NICHT ANSÄSSIGE SUBJEKTE 

30. Einfache, unregelmäßige und De-fakto-
Gesellschaften

31. Offene Handelsgesellschaften
32. Einfache Kommanditgesellschaften
33. Reedereigesellschaften
34. Vereinigung von Freiberufen
35. Aktienkommanditgesellschaften
36. Gesellschaften mit beschränkter Haftung
37. Aktiengesellschaften
38. Konsortien
39. Andere Körperschaften und Institutionen
40. Rechtlich anerkannte, nicht anerkannte

Vereinigungen sowie De-fakto-Vereinigungen
41. Stiftungen
42. Wohlfahrtsanstalten und wechselseitige 

Hilfskassen
43. Sonstige Personen- und Gütervereinigungen
44. Trust
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4.1.3 – ERKLÄRER, DER VERSCHIEDEN VOM STEUERZAHLER IST (VERTRETER,
KONKURSVERWALTER, ERBE USW.) 

Dieser Teil ist nur abzufassen, wenn der Erklärer (der die Erklärung unterschreibt) verschie-
den vom Steuerzahler ist, auf den sich die Erklärung bezieht. Im Feld muss die Steuernummer,
der Kode des bekleideten Amtes und die geforderten meldeamtlichen Daten der natürlichen
Person angegeben, welche die Erklärung unterschreibt. Die Angaben bezüglich des Wohnsit-
zes müssen nur von jenen, die im Ausland wohnen, ausgefüllt werden.
Ist der Erklärer eine Gesellschaft, welche die MwSt.-Erklärung für einen anderen Steuerzahler
einreicht, muss auch das Feld „Steuernummer der erklärenden Gesellschaft“ abgefasst
werden und im entsprechenden Feld, das bekleidete Amt, der Beziehung zwischen der erklä-
renden Gesellschaft und dem Steuerzahler entsprechend angeführt werden. Dieser Fall ergibt
sich zum Beispiel bei einer Gesellschaft, die im Sinne des Art. 17, zweiter Absatz zum steuer-
lichen Vertreter eines nicht ansässigen Subjektes ernannt wurde bzw. bei einer Gesellschaft,
welche in der Eigenschaft als begünstigte Gesellschaft (gespaltete Gesellschaft) bzw. als auf-
nehmende Gesellschaft (aufgenommene Gesellschaft) den Kode des bekleideten Amtes 9 an-
führt oder bei einer Gesellschaft, welche in ihrer Eigenschaft als rechtsgeschäftlicher Vertre-
ter, die Erklärung des Steuerzahler einreicht.

HINWEIS: in der folgenden Aufstellung sind alle Kodes der verschiedenen Erklärungsvor-
drucke enthalten, die jedoch nur im Zusammenhang mit der spezifischen Eigenheit des ein-
zelnen Vordruckes verwendet werden können. Aus diesem Grund muss das Subjekt, das
die Erklärung abfasst, den Kode anführen, der sich auf das bekleidete Amt bezieht.

ALLGEMEINE AUFSTELLUNG DER KODES DES BEKLEIDETEN AMTES

Bei der Abfassung der MwSt.-Erklärung sind folgende Kodes des bekleideten Amtes zu verwenden:
• Kode des bekleideten Amtes 1 – Gesetzlicher bzw. rechtsgeschäftlicher oder 
De-fakto-Vertreter, geschäftsführender Gesellschafter;

• Kode des bekleideten Amtes 2 – Vertreter von Minderjährigen, Unfähigen oder En-
tmündigten, Hilfsverwalter, Verwalter einer ruhenden Erbschaft, Verwalter einer Er-
bschaft, die unter aufschiebender Bedingung oder zu Gunsten eines ungeborenen
noch nicht empfangenen Kindes übertragen wird;

• Kode des bekleideten Amtes 3 – Konkursverwalter, im Falle eines Konkurses anzuführen; 
• Kode des bekleideten Amtes 4 – Liquidationsabwickler, im Falle einer verwaltungsbehör-

dlichen Zwangsliquidation anzugeben.
In diesen Fällen ist gemäß Kodes 3 und 4 das Anfangsdatum des Konkursverfahrens und das Datum
der Ernennung der genannten Subjekte anzugeben. Bezieht sich die Erklärung auf das Jahr der Eröff-
nung des Konkurses oder auf das Konkursverfahren, ist das entsprechende Kästchen Art. 74-bis an-
zukreuzen. Außerdem ist in der Erklärung, die sich auf das Jahr bezieht, in dem das Verfahren abge-
schlossen wurde, das Abschlussdatum des Verfahrens anzugeben, während bis dahin das entspre-
chende Kästchen „Noch nicht abgeschlossenes Verfahren“ anzukreuzen ist. 
Für die entsprechende Erklärung (MwSt.-Vordr.74-bis), die von den Konkursverwaltern bzw. den Liquidation-
skommissaren einzureichen ist, siehe die Anleitungen des entsprechenden Vordruckes im Abschnitt 2.3;

1 Gesetzlicher, rechtsgeschäftlicher oder De-fakto-Vertreter, geschäftsführender Gesellschafter

2 Vertreter von Minderjährigen, Unfähigen bzw. Entmündigten, Hilfsverwalter, Verwalter einer ruhenden Er-
bschaft, Verwalter einer Erbschaft, die unter aufschiebender Bedingung oder zu Gunsten eines ungeborenen
noch nicht empfangenen Kindes übertragen wird

3 Konkursverwalter

4 Liquidationsabwickler (Behördliche Zwangsliquidation oder außerordentliche Zwangsverwaltung)

5 Sachverwalter (kontrollierte Verwaltung) bzw. gerichtlicher Verwahrer (richterlicher Gewahrsam) oder
gerichtlicher Verwalter in seiner Eigenschaft als Verwalter der beschlagnahmten Güter

6 Steuerlicher Vertreter, der nicht im Inland ansässigen Subjekte

7 Erbe des Steuerzahlers

8 Liquidator (freiwillige Liquidation)

9 Subjekt, das verpflichtet ist die MwSt.-Erklärung für Subjekte einzureichen, die infolge außerordentlicher
Geschäftsfälle oder sonstiger wesentlicher subjektiver Umwandlungen (Abtretung des Betriebes bzw. be-
günstigte, aufnehmende, einbringende Gesellschaft usw.) gelöscht wurden bzw. zwecks Einkommenste-
uern, vom Vertreter der begünstigten Gesellschaft (Spaltung) oder durch die Fusion bzw. Aufnahme en-
tstandenen Gesellschaft, eingereicht werden muss

10 Steuerlicher Vertreter eines nicht ansässigen Subjektes mit den Einschränkungen gemäß Art. 44, Absatz 3
des GD Nr.331/1993

11 Vormund eines Minderjährigen oder eines Entmündigten in Bezug auf die bekleidete institutionelle Funktion

12 Liquidator (freiwillige Liquidation einer Einzelfirma – Zeitraum vor der Liquidation)

13 Verwalter von Mehrfamilienhäusern (Kondominium)

14 Subjekt, das die Erklärung für eine öffentliche Verwaltung unterschreibt 

15 Abrechnungsbeamter einer öffentlichen Verwaltung 
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• Kode des bekleideten Amtes 5 – Sachverwalter, im Falle einer kontrollierten Verwaltung,
gerichtlicher Verwahrer im Falle eines gerichtlichen Gewahrsams bzw. gerichtlicher Ver-
walter, falls dieser die sequestrierten Güter verwaltet. Außerdem muss das Datum der en-
tsprechenden Ernennungsmaßnahme angeführt werden;

• Kode des bekleideten Amtes 6 – steuerlicher Vertreter eines nicht im Inland ansässigen
Subjektes. Ist der Steuervertreter keine natürliche Person, müssen im Feld „Erklärer, der ver-
schieden vom Steuerzahler ist“ die Steuernummer des Subjektes, das die Erklärung unter-
schreibt, die entsprechenden meldeamtlichen Angaben und die Steuernummer der Gesel-
lschaft angeführt werden, die das nicht ansässige Subjekt vertretet.
Hervorzuheben ist außerdem, dass die Daten des nicht ansässigen Subjektes immer in den
Feldern „Daten des Steuerzahlers“ anzugeben sind;

• Kode des bekleideten Amtes 7 – Erbe des Steuerzahlers, Art.35-bis, Absatz 1. Anzuge-
ben sind die Daten eines der Erben, wobei im entsprechenden Feld das Todesdatum des Ste-
uerzahlers anzugeben ist;

• Kode des bekleideten Amtes 8 – Abrechnungsbeamter, ist im Falle einer freiwilligen Abre-
chnung anzugeben, wobei auch das Datum der Ernennung anzugeben ist;

• Kode des bekleideten Amtes 9 – Subjekt, das verpflichtet ist, die MwSt.-Erklärung für
Subjekte einzureichen, die durch außerordentliche bzw. wesentliche, subjektive Um-
wandlungen gelöscht wurden (Abtretung des Betriebes, begünstigte, aufnehmende,
einbringende Gesellschaft usw.). Anzugeben ist der Kode des bekleideten Amtes 9, falls
das aus der Umwandlung hervorgehende Subjekt verpflichtet ist, die Erklärung für andere
durch die Umwandlung gelöschten Subjekte einzureichen, wie sich dies im Fall einer Ver-
schmelzung durch Aufnahme zwischen dem 1. Januar und dem Einreichungsdatum der Ja-
hreserklärung ergeben kann. In diesem Fall muss die aufnehmende Gesellschaft die Erklä-
rung des Jahres vor der Aufnahme der eingegliederten Gesellschaft einreichen.
In diesem Fall ist die aufgenommene Gesellschaft als Steuerzahler und die aufnehmende
Gesellschaft als Erklärer anzugeben, deren Steuernummer im entsprechenden Feld „Steuer-
nummer der erklärenden Gesellschaft“ einzutragen ist, während in den restlichen Feldern die
Steuernummer und die meldeamtlichen Angaben des Vertreters der aufnehmenden Gesel-
lschaft, anzugeben sind.

4.1.4 – SITZ FÜR DIE ZUSTELLUNG DER AKTEN

Dieses Feld ist den Steuerzahlern vorbehalten, die eine Zustellungsanschrift wählen oder eine
Auslandsadresse für die Zustellung der Urkunden oder der Benachrichtigungen der Agentur der
Einnahmen mitteilen möchten, die von denen des meldeamtlichen Wohnsitzes oder des Steuer-
domizils abweichen.
Für in Italien ansässige Subjekte wie für die im Ausland ansässigen Subjekte, die steuerlich
in Italien ansässig sind, ist die Möglichkeit vorgesehen, bei einer Person oder bei einem Bü-
ro in der Gemeinde des eigenen Steuerwohnsitzes einen Sitz zu ernennen.
Außerdem können Subjekte, die im Ausland ansässig sind und in Italien keinen Sitz für die
Zustellung von Akten bzw. keinen Steuervertreter ernannt haben, eine Anschrift im Ausland
für die Zustellung ihrer Akten oder Bescheide anführen.
Die Wahl des Sitzes für die Zustellung der Akten oder die Mitteilung einer Adresse im Aus-
land, kann auch nach der Einreichung der Erklärung mittels Übermittlung einer Mitteilung mit
Einschreibebrief mit Empfangsbestätigung an das lokale Amt erfolgen.
Sollte die genannte Mitteilung bereits dem lokalen Amt übermittelt worden sein, ist dieses
Feld nur im Falle einer Änderung der Adresse abzufassen.
In Italien bzw. im Ausland ansässige Subjekte, die für die Zustellung der Akten in Italien einen
Sitz ernennen möchten, müssen Folgendes angeben:
• die Steuernummer, den Nachnamen und den Vornamen der Person bzw. die Steuernummer

und die Bezeichnung des Büros, bei dem die Akten zugestellt werden sollen;
• die Fraktion, die Strasse, die Hausnummer, die Gemeinde, die Provinz, den Katasterkode der

Gemeinde und die PLZ der Person bzw. des Büros.
Im Ausland ansässige Subjekte, welche noch keinen Sitz für die Zustellung der Akten in Italien
bzw. noch keinen Steuervertreter ernannt haben und eine Adresse im Ausland für die Zustel-
lung der Akten mitteilen möchten, müssen Folgendes anführen:
• den Nachnamen und den Vornamen der Person bzw. die Bezeichnung des Büros, bei dem

die Akten zugestellt werden sollen;
• den Staat im Ausland mit dem entsprechenden Kode des Staates und die Adresse im Ausland

der Person bzw. des Büros. 
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4.1.5 – UNTERZEICHNUNG DER ERKLÄRUNG

Dieses Feld, das der Unterschrift vorbehalten ist, enthält die Angabe der Anzahl der Formblätter
aus denen diese MwSt.-Erklärung besteht. Die Kästchen für die abgefassten Übersichten befin-
den sich am Ende der Übersicht VL.
Die Unterschrift auf der Erklärung muss vom Steuerzahler, vom gesetzlichen, vom rechtsge-
schäftlichen Vertreter oder von einem der erklärenden Subjekte, die in der Aufstellung „Kode
des bekleideten Amtes“ (siehe Abschnitt 4.1.3) angeführt sind, im entsprechenden Feld, gut le-
serlich angebracht werden.
Die Daten des Subjektes, das verschieden vom Steuerzahler ist und der Kode des bekleideten
Amtes, müssen im Feld, das dem Erklärer vorbehalten ist, welcher verschieden vom Steuerza-
hler ist, eingetragen werden.
Mit Bezug auf das Kästchen „ÜBERMITTLUNG DES TELEMATISCHEN BESCHEIDES“ hat
das Gesetzesdekret Nr. 159 vom 1. Oktober 2007, umgewandelt in Gesetz Nr. 222 vom 29. No-
vember 2007, den Artikel 2-bis des Gesetzesdekretes Nr. 203 vom 30. September 2005 abge-
ändert und verfügt, dass die Aufforderung zur Abgabe von Klarstellungen, vorgesehen von Art.
6, Absatz 5 des Gesetzes Nr. 212/2000, falls sich durch die Überprüfung der Erklärungen, die im
Sinne der Art. 36-bis des DPR Nr. 600/1973 und Art. 54-bis des DPR Nr. 633/1972 durchgeführt
wurde, eine geschuldete Steuer bzw. ein niedrigerer Rückerstattungsbetrag ergibt, der Bescheid
auf telematischem Wege dem Vermittler zu schicken ist, der zur Übermittlung der Erklärung be-
auftragt wurde und der Steuerzahler den Antrag gestellt hat (telematischer Bescheid).
Die oben genannten Vermittler müssen die betreffenden Steuerzahler rechtzeitig und in jedem
Falle innerhalb der von Art. 2, Absatz 2 des GvD Nr. 462/1997 vorgesehenen Frist über das Er-
gebnis in der Mitteilung der Unregelmäßigkeiten informieren.
Hat der Steuerzahler für die Übermittlung des telematischen Bescheides keine Wahl getroffen,
wird die Anforderung von Erklärungen mittels Einschreibebrief mit Empfangsbestätigung an sei-
nen Steuerwohnsitz gesandt (Mitteilung von Unregelmäßigkeiten).
Die Geldstrafe auf Beträge, die infolge der Überprüfung von Erklärungen geschuldet ist, beträgt
30 Prozent der nicht entrichteten bzw. mit Verspätung entrichteten Steuern und wird auf ein Drit-
tel (10 Prozent) reduziert, wenn der Steuerzahler die geschuldeten Beträge innerhalb 30 Tagen
ab Erhalt der Mitteilung von Unregelmäßigkeiten entrichtet.
Die genannte Frist von 30 Tagen läuft, im Falle der Wahl für den telematischen Bescheid, nach
dem sechzigsten Tag der telematischen Übermittlung an den Vermittler ab.
Durch die Wahl der Übermittlung des Bescheides an den vertrauenswürdigen Vermittler, kann
ein qualifizierter Freiberufler die Ergebnisse der Kontrolle der Erklärungen überprüfen.
Der Steuerzahler kann diese Befugnis ausüben, indem er das Kästchen „ÜBERMITTLUNG DES TELE-
MATISCHEN BESCHEIDES“ in der Übersicht „UNTERZEICHNUNG DER ERKLÄRUNG“, ankreuzt.
Der Vermittler seinerseits nimmt die Übermittlung des telematischen Bescheides an, indem er
das Kästchen „ENTGEGENNAHME DES TELEMATISCHEN BESCHEIDES“ im Teil „VERPFLI-
CHTUNG ZUR TELEMATISCHEN EINREICHUNG” ankreuzt.

4.1.6 – UNTERZEICHNUNG DER KÖRPERSCHAFT BZW. DER BEHERRSCHENDEN GESELLSCHAFT

Im Falle einer Gesellschaft, die an der Gruppenabrechnung teilnimmt, muss die Erklärung
auch von der Körperschaft oder der beherrschenden Gesellschaft unterschrieben werden. Hat
die Beherrschung das ganze Jahr über angedauert, muss die Erklärung auf dem Titelblatt un-
terschrieben werden. Ist die Beherrschung im Laufe des Jahres beendet worden, muss die Er-
klärung am Ende der Übersicht VK unterschrieben werden.

4.1.7 – VERPFLICHTUNG ZUR TELEMATISCHEN EINREICHUNG

Dieser Teil ist nur vom Vermittler, der die Erklärung übermittelt zu abfassen und unterschreiben.
Der Vermittler muss Folgendes übertragen:
• die eigene Steuernummer;
• handelt es sich um ein CAF, die eigene Einschreibungsnummer im Register;
• das Datum (Tag, Monat und Jahr) der Verpflichtungsübernahme zur Übermittlung der Erklärung.
Außerdem muss im Kästchen, das die telematische Einreichung der Erklärung betrifft, der Ko-
de 1 angeführt werden, wenn die Erklärung vom Steuerzahler selbst bzw. der Kode 2, falls die
Erklärung vom Subjekt, das die Übermittlung vornimmt, abgefasst wurde.

4.1.8 – SICHTVERMERK

Dieser Teil muss für die Anbringung des Sichtvermerks abgefasst werden und ist dem Veran-
twortlichen des CAF bzw. dem Freiberufler vorbehalten.
In den entsprechenden Feldern muss die Steuernummer des Verantwortlichen des CAF und
jene des CAF selbst bzw. die Steuernummer des Freiberuflers, angeführt werden. Der Veran-
twortliche des Steuerbeistandes beim CAF bzw. der Freiberufler muss außerdem für den Si-
chtvermerk im Sinne des Art. 35 des GvD Nr. 241 von 1997, unterschreiben.
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Es wird hervorgehoben, dass im Sinne des Artikels 10, Absatz 7, des Gesetzesdekrets Nr. 78 vom 01.
Juli 2009, umgeschrieben mit Änderungen vom Gesetz Nr. 102 vom 03. August 2009 die Verwendung
im Ausgleich des Guthaben der jährlichen Mehrwertsteuer für Beträge über 15.000 Euro von dem vor-
handenen Sichtvermerk in der Erklärung, aus der das Guthaben hervorgeht, abhängig ist.
Für Erläuterungen und Vertiefungen über die vom Artikel 10 des Gesetzesdekrets Nr. 78 von 2009
eingeführten Bestimmungen siehe Verfügung des Leiters der Agentur der Einnahmen vom 21. De-
zember 2009 und Rundschreiben Nr. 57 vom 23. Dezember 2009 und Nr. 1 vom 15. Januar 2010.

4.1.9 – UNTERZEICHNUNG DES KONTROLLORGANS

Die Übersicht ist den Subjekten vorbehalten, die das Jahresguthaben der Mehrwertsteuer von
Beträgen über 15.000 Euro im Ausgleich verwenden möchten, und die auf der Grundlage der
Bestimmungen gemäß Artikel 10, Absatz 7 des Gesetzesdekrets Nr. 78 vom 1. Juli 2009, um-
geschrieben mit den Änderungen vom Gesetz Nr. 102 vom 03. August 2009, als Alternative
zur Anbringung des Sichtvermerk die Erklärung vom mit der buchhalterischen Kontrolle dur-
chzuführenden beauftragten Organ unterzeichnen lassen können.
Mit der Unterzeichnung der Erklärung durch die Subjekte, die die buchhalterische Kontrolle au-
süben, wird die Durchführung der Kontrollen gemäß Artikel 2, Absatz 2, des Dekrets Nr. 164
von 1999 bescheinigt. Es wird hervorgehoben, dass die ungetreue Bescheinigung der Dur-
chführung der Kontrollen zur Anwendung der Sanktion gemäß Artikel 39, Absatz 1, Buchstabe
a) erster Abschnitt des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 241 vom 09. Juli 1997 führt, bei wie-
derholten Verstößen oder besonders schwerwiegenden Verstößen wird eine entsprechende
Meldung der zuständigen Organe für die Anwendung weiterer Maßnahmen vorgenommen.
In den dafür vorgesehenen Feldern muss Folgendes angegeben werden:
– vom in das beim Justizministerium geführten Register eingetragenen Wirtschaftsprüfer im

Kästchen Person, der Kode 1;
– vom Revisionsverantwortlichen (zum Beispiel dem Gesellschafter oder dem Geschäftsfü-

hrer), wenn es sich um eine in das beim Justizministerium geführten Register eingetragene
Revisionsgesellschaft handelt, in das Kästchen Person, der Kode 2. Darüber hinaus muss
ein separates Feld ausgefüllt werden, in dem die Steuernummer der Revisionsgesellschaft
angegeben werden muss, wobei darauf zu achten ist, dass im Kästchen Person der Kode 3
wiedergegeben wird, ohne das Feld Unterschrift auszufüllen;

– vom Wirtschaftsprüferausschuss im Kästchen Person, für jedes Mitglied, der Kode 4.
Die Person, welche die Buchhaltugskontrolle durchführt, muss darüber hinaus die eigene Ste-
uernummer angeben.
Für Erläuterungen und Vertiefungen über die vom Artikel 10 des Gesetzesdekrets Nr. 78 von
2009 eingeführten Bestimmungen siehe Maßnahme des Leiters der Agentur der Einnahmen
vom 21. Dezember 2009 und die Rundschreiben Nr. 57 vom 23. Dezember 2009 und Nr. 1 vom
15. Januar 2010.

4.2.1 – ÜBERSICHT VA - INFORMATIONEN UND ANGABEN ZUR TÄTIGKEIT

Die Übersicht ist in 2 Teile unterteilt, von denen der erste einige analytische Daten hinsichtlich
der Tätigkeit oder der mit unabhängiger Buchhaltung im Sinne des Art. 36 (vgl. Abschnitt 3.2)
geleiteten Tätigkeiten enthält, während der zweite einen zusammenfassenden Charakter aller
von jedem Subjekt ausgeübten Tätigkeiten besitzt:
– im Teil 1 sind die Daten für die Ermittlung der Tätigkeit des Steuerzahlers angeführt;
– Teil 2 sieht die Angabe einiger Sonderdaten mit Bezug auf die ausgeübte Tätigkeit des Steuerzahlers vor.
In den meisten Fällen müssen Steuerzahler, die nur eine Tätigkeit ausüben und falls sich kei-
ne wesentlichen, subjektiven Umwandlungen ergeben haben, die 2 Teile nur auf einem einzi-
gen Vordruck abfassen.

Wenn der Steuerzahler hingegen mehrere Tätigkeiten mit getrennten Buchhaltungen im Sin-
ne des Art. 36 ausübt bzw. wenn im Steuerjahr Fusionen, Spaltungen oder andere außeror-
dentliche Tätigkeiten, d.h. wesentliche subjektive Umwandlungen (Erbfolge, Unternehmensü-
bertragung, usw.) erfolgten, müssen so viele Vordrucke vorgelegt und so viele Teile 1 ausge-
füllt werden, wie es getrennte Tätigkeiten bzw. an der Fusion, Spaltung usw. Beteiligte gibt, wä-
hrend der Teil 2 nur einmal für jedes Subjekt unter Angabe der Datenzusammenfassung au-
sgefüllt werden muss.
Werden mehrere Vordrucke abgefasst, sind diese fortlaufend zu nummerieren und die dazu
vorgesehenen Felder oben rechts, abzufassen.

TEIL 1 – Allgemeine analytische Angaben

Zeile VA1 - Bei Fusionen, Spaltungen, Einbringungen und Abtretungen von Betrieben bzw. bei
sonstigen wesentlichen Umwandlungen im Laufe des Jahres, muss der erklärende Steuerza-
hler, im Vordruck (bzw. im Falle einer getrennten Buchhltung in den Vordrucken) die MwSt.-

4.2
Vordruck
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Nummer des umgewandelten Subjektes (aufgenommene bzw. gespaltene Gesellschaft, Sub-
jekt, das den Betrieb einbringt bzw. abtretet usw.), für die Angabe der Daten der Tätigkeit, die
von diesem während des Zeitraumes vor der Umwandlung durchgeführt wurden, anführen.
Außerdem muss der Erklärer im selben Vordruck das Kästchen 2 ankreuzen, falls das umge-
wandelte Subjekt weiterhin eine Tätigkeit ausübt, die für die MwSt. von Bedeutung ist.
Das Kästchen 3 muss vom Rechtsvorgänger im ersten Formblatt ausschließlich dann ange-
kreuzt werden, wenn er im Falle von getrennten Buchhaltungen mehrere Formblätter einreicht,
in denen er die Beteiligung an außerordentlichen Geschäftsfällen bzw. an sonstigen wesentli-
chen Umwandlungen im Laufe des Jahres, mitteilen möchte (Teilspaltung, Einbringung, Abtre-
tung oder Schenkung eines Teiles des Betriebes).
Das Feld 4 muss abgefasst und das Guthaben aus der MwSt.-Jahreserklärung 2009, das infolge des
außerordentlichen Geschäftsfalles zum Teil bzw. zur Gänze abgetreten wurde, angeführt werden.
Das Feld 5 muss vom nicht ansässigen Subjekt abgefasst werden, das in Italien tätig war und
im selben Jahr einen Steuervertreter und anschließend zwecks MwSt. die Direkterfassung in
Anspruch genommen hat und umgekehrt; dabei ist die MwSt.-Nummer anzugeben, die nicht
mehr beansprucht wird (siehe Abschnitt 2.3, Buchst. C).
Dasselbe Feld muss auch abgefasst werden, wenn sich die Übertragung von einer Erfassun-
gsmöglichkeit in die andere zwischen dem 1. Januar und dem Einreichungsdatum der Erklä-
rung ergeben hat.
Das Feld 6 ist dem nicht ansässigen Subjekt vorbehalten, das im Steuerjahr mittels stabiler
Organisation und mittels Steuervertreters oder direkter Identifizierung tätig war. Das Kästchen
muss im Vordruck bezüglich der mittels Institut der Steuervertretung oder der direkten
Identifizierung durchgeführten Geschäfte angekreuzt werden (siehe Abschnitt 2.3, Buchst. C).

In Zeile VA2 ist der Tätigkeitskode aus der Aufstellung mit der Klassifizierung der wirtschaftli-
chen Tätigkeiten anzugeben, die bei Einreichung der Erklärung gültig war. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass die neue Aufstellung der Tätigkeitskodes in den Ämtern der Agentur der Ein-
nahmen aufliegt und auf der Internet-Seite der Agentur der Einnahmen www.agenziaentra-
te.gov.it und des Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen www.finanze.gov.it zur Verfügung
steht. Werden mehrere Tätigkeiten mit vereinheitlichter Buchhaltung ausgeübt, ist, im einhei-
tlichen Formblatt, immer der Kode der Haupttätigkeit anzuführen, durch welche im Laufe des
Besteuerungszeitraumes der höchste Geschäftsumsatz erzielt worden ist.
Bei mehreren Tätigkeiten mit getrennter Buchhaltung im Sinne des Art. 36, ist in jedem For-
mblatt der Kode anzugeben, der sich auf diese Tätigkeit bezieht.
Sind auf dem selben Formblatt Daten angegeben, die sich auf mehrere Tätigkeiten beziehen,
ist im genannten Formblatt der Kode der vorwiegend ausgeübten Tätigkeit anzuführen.
In dieser Hinsicht wird darauf hingewiesen, dass die vorher unterlassene oder fälschlich mitgeteil-
te Angabe des Kodes der vorwiegend ausgeübten Tätigkeit in der Steuererklärung zusammen mit
der Mitteilung über die Änderung der Daten bei den Ämtern der Agentur der Einnahmen innerhalb
der Einreichungsfrist der Jahreserklärung, die Auferlegung von Strafen verhindert.

Zeile VA3, das Kästchen muss von Konkursverwaltern und Liquidationskommissaren ange-
kreuzt werden, wenn sich das Formblatt auf Geschäftsfälle bezieht, die im Teil des Kalenderja-
hres vor der Konkurs- bzw. der verwaltungsmäßigen Liquidationserklärung registriert wurden.

Zeile VA4, diese Zeile ist den Verwaltungsgesellschaften von Ersparnissen gemäß GD Nr.
351/2001 für die Angabe der Bezeichnung und der Indentifikationsnummer im Formblatt vorbehal-
ten, das sich auf die Tätigkeit jedes einzelnen Fonds bezieht und von der Banca d’Italia dem Fond
selbst (siehe auch die Anleitungen der Übersicht VD) zugewiesen wurde.

Zeile VA5 muss von den Subjekten abgefasst werden, die im Laufe des Besteuerungszeitrau-
mes Anschaffungen und Einfuhren von Endgeräten für den radiomobilen öffentlichen Telekom-
munikationsdienst am Boden (sog. Mobiltelefone) und für den entsprechenden Verwaltun-
gsdienst durchgeführt haben und für welche die absolute Steuer im Ausmaß von mehr als 50%
abgezogen wurde. Die Abfassung dieser Zeile ist auch für Subjekte vorgesehen, deren effek-
tiver Absetzbetrag aufgrund des Vorliegens einer Absetzungseinschränkung infolge der Dur-
chführung von steuerfreien oder nicht der Steuer unterliegenden Geschäften (zum Beispiel Ab-
setzung pro-rata) letztendlich vermindert ist. 
In den Spalten 1 und 3 jeweils den besteuerbaren Gesamtbetrag der Anschaffungen angeben,
auch wenn diese über einen Leasingvertrag durchgeführt wurden, und in den Spalten 2 und 4
den Gesamtbetrag der Steuer angeben, die auf den Einfuhren von Telefonen und der entspre-
chenden Verwaltungsdienste abgezogen wurde.

TEIL 2 – Zusammenfassende Angaben aller durchgeführten Tätigkeiten

Begünstigungen für außerordentliche Ereignisse
Zeile VA10, ist Subjekten vorbehalten, die für diese Steuerperiode durch besondere Gesetze-
sbestimmungen infolge von Naturkatastrophen bzw. sonstigen außerordentlichen Ereignissen
ermächtigt sind, die MwSt.-Begünstigungen in Anspruch zu nehmen.
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Die betreffenden Subjekte müssen im Kästchen den entsprechenden Kode anführen, der aus
der „Aufstellung der außerordentlichen Ereignisse“ (siehe im Anhang „von außerordentlichen
Ereignissen betroffene Subjekte“) zu entnehmen ist.

Anpassung an die Parameter für das Jahr 2008
Zeile VA11 ist ausschließlich von jenen Steuerzahlern abzufassen, die für den Besteuerun-
gszeitraum 2008 das Geschäftsvolumen den Ergebnissen der Parameter angepasst haben.
In dieser Zeile müssen die Mehrentgelte (Spalte 1) und die mit Vordr. F24 – Abgabekode 6493
(Spalte 2) bezahlten Steuern angeführt werden.
Diese höhere Bemessungsgrundlage und die entsprechende Steuer sind nicht in Übersicht VE
anzugeben, da sie sich nicht auf das Jahr 2009, sondern auf das vorhergehende Jahr beziehen.
Steuerzahler, die sich den Ergebnissen der Parameter anpassen möchten, müssen für den
Besteuerungszeitraum 2009 die geschuldete Mehrsteuer innerhalb der Einreichungsfrist der
Erklärung 2010 (Beteuerungszeitraum 2009) einzahlen, wobei sie den Vordruck F24 und den
Abgabenkode 6493 verwenden. Die höhere Bemessungsgrundlage und die entsprechende
Steuer müssen in der MwSt.-Erklärung/2011 (Beteuerungsjahr 2010) angeführt werden.

Zeile VA12 ist ausschließlich jenen Körperschaften oder Gesellschaften vorbehalten, welche
im vorhergehenden Jahr (bzw. in den vorhergehenden Jahren) in ihrer Eigenschaft als beher-
rschende Gesellschaften an der von MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehenen MwSt.-Grup-
penabrechnung teilgenommen haben.

Falls die beherrschende Gesellschaft das Abrechnungsverfahren der Gruppe im folgenden
Jahr nicht erneuert oder dieses Verfahren im Laufe des Jahres abgebrochen hat, wird darauf
hingewiesen, dass der eventuelle Guthabenüberschuss der Gruppe, dessen Rückerstattung
nicht beantragt wurde, in den periodischen Abrechnungen nach Auflösung der Gruppe, nur von
der beherrschenden Körperschaft oder Gesellschaft in Abzug gebracht werden kann (siehe
Rundschreiben Nr. 13 vom 05.03.1990).
Falls dieser Guthabensüberschuss der Gruppe nicht im Jahr nach Auflösung der Beher-
rschung bzw. im laufenden Jahr, wenn die Gruppe vor Jahresende aufgelöst wurde, nicht völ-
lig ausgeglichen werden konnte, kann dieses Guthaben in den darauffolgenden Jahren ausge-
glichen werden. Es handelt sich dabei um ein garantiertes Guthaben, das bis zur Deckung des
gesamten Guthabens der Gruppe in Absetzung gebracht werden kann. Voraussetzung dafür
ist, dass man den mit dem Guthaben ausgeglichenen Betrag in Zeile VA12 jener Erklärung an-
führt, die sich auf das Jahr der Inanspruchnahme des Guthabens bezieht.
Diese Zeile ist auch abzufassen, wenn eine Gesellschaft außerhalb der Gruppe im Jahr 2009 eine
beherrschende Gesellschaft aufgenommen hat und es sich dabei um eine Gruppe handelt, die im
Laufe dieses Jahres aufgelöst wurde. Dabei ist in dieser Zeile der Guthabensüberschuss der Grup-
pe anzuführen (der aus der zusammenfassenden MwSt.-Aufstellung 26 PR Übersicht VY der Erklä-
rung der aufgenommenen, ehemaligen beherrschenden Gesellschaft hervorgeht), der im Laufe des
Jahres 2009 von der aufnehmenden Gesellschaft ausgeglichen wurde und für welchen diese Gesel-
lschaft die vom MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehene Garantieleistung gestellen muss.
Wenn das Gruppenabrechnungsverfahren hingegen bis zum Jahresende gemäß Ministerialrun-
dschreiben Nr. 363998 vom 26. Dezember 1986 mit getrennter Buchhaltung durchgeführt wird, muss
das von der aufnehmenden Gesellschaft erworbene Guthaben für den Teil, der ausgeglichen und ga-
rantiert wurde, ab 1. Januar des Jahres nachdem die Eingliederung erfolgt ist, in Zeile VA12 der Er-
klärung in Bezug auf das Jahr, in dem das Guthaben beansprucht wurde, angeführt werden.
In Zeile VA12 ist folgendes anzugeben:
– das Jahr, auf das sich das Guthaben der Gruppe bezieht;
– die Steuer dieses Guthabens, das im Jahr 2009 ausgeglichen wurde und für welches die vom

Art. 6, Absatz 3 des MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehenen Garantien, zu leisten sind.

Gegenüber Wohnungseigentümergemeinschaften durchgeführte Geschäftsfälle
Zeile VA13 Gesamtbetrag der Geschäftsfälle, welche von Unternehmen und anderen Steuerzahlern ge-
genüber Wohnungseigentümergemeinschaften durchgeführt wurden, mit Ausnahme der Wasser-,
Strom- und Gasversorgung, sowie alle Geschäftsfälle, die mit Entgelten verbunden sind, die dem Vorste-
uereinbehalt unterliegen (Art.1, Absatz 2, Buchst. a) und b) des MD vom 12. November 1998).

Regelung für Mindeststeuerzahler gemäß Art.1, Absatz 96 und folgende, Gesetz Nr. 244/2007
Zeile VA14 muss von Steuerzahlern abgefasst werden, die ab dem Besteuerungszeitraum
nach jenem auf den sich die vorliegende Erklärung bezieht, die Sonderregelung gemäß Arti-
kel 1, Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 vom 24. Dezember 2007 (siehe im An-
hang unter „Mindeststeuerzahler“) in Anspruch nehmen möchten.
Im Besonderen muss das Kästchen 1 angekreuzt werden, um mitzuteilen, dass es sich bei der vorlie-
gende MwSt.-Jahreserklärung um die letzte Erklärung vor Anwendung der neuen Regelung handelt.
Im Feld 2 muss der Gesamtbetrag der MwSt. angeführt werden, die im Sinne des Artikels 19-bis2,
im Zusammenhang mit dem abgeänderten Besteuerungssystem, bereits abgezogen wurde. Es wird
daran erinnert, dass im Sinne des Artikels 101, erster Absatz, die infolge der Änderung geschuldete
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Steuer in einem einmaligen Betrag bzw. in fünf Jahresraten gleichen Betrages mittels Anwendung
des Kode 6497 zu zahlen ist. Die Einzige bzw. die erste Rate muss innerhalb der Frist, die für die jä-
hrliche MwSt.-Saldozahlung vorgesehen ist und die folgenden Raten müssen innerhalb der Frist, die
für die Saldozahlung der Ersatzsteuer vorgesehen ist, bezahlt werden.
Der Betrag der Berichtigung aus Feld 2 ist nicht in Zeile VF56 einzuschließen.
Zeile VA15 ist den Gesellschaften vorbehalten, die im Sinne des Artikels 30 des Gesetzes Nr.
724  vom 23. Dezember 1994 als nicht tätige Gesellschaften aufscheinen. Diese Zeile muss
auch von jenen Gesellschaften abgefasst werden, die im Laufe des Besteuerungszeitraumes
an der MwSt.- Gruppenabrechnung teilgenommen haben. Im Kästchen ist der Kode anzuge-
ben, der einer der folgenden Situationen entspricht:
– “1” nicht tätige Gesellschaft in dem Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist;
– “2” nicht tätige Gesellschaft in dem Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist und im 

vorhergehenden Jahr;
– “3” nicht tätige Gesellschaft in dem Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist und in den 

zwei vorhergehenden Jahren;
– “4” nicht tätige Gesellschaft in dem Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist und in den zwei

vorhergehenden Jahren und die im Triennium keine relevanten Geschäftsfälle zu MwSt.-
Zwecken durchgeführt hat, deren Betrag nicht unter dem Betrag liegt, der aus der Anwendung
der Prozentsätze gemäß Artikel 30, Absatz 1 des Gesetzes Nr. 724 von 1994 hervorgeht.

Es wird darauf hingewiesen, dass das MwSt.-Guthaben aus der Jahreserklärung, von den
nicht tätigen Gesellschaften und Körperschaften im Vordruck F24 nicht als Ausgleich verwen-
det werden darf (diese Fälle werden mit den Kodes 1, 2 und 3 gekennzeichnet).
Was den mit dem Kode 4 hervorgehobenen Fall betrifft, wie mit dem Rundschreiben Nr. 25
vom 4. Mai 2007 präzisiert, findet die im letzten Abschnitt des Absatzes 4 des Artikels 30 des
Gesetzes Nr. 724 von 1994 enthaltene Bestimmung Anwendung, die den endgültigen Verlust
des jährlichen Mehrwertsteuerguthaben vorsieht.
Dennoch bringt die Angabe des Kode 4 von Seiten der Subjekte, die ein jährliches Steuergu-
thaben angeführt haben, jedenfalls die Abfassung der Zeile VX2 oder der entsprechenden Zei-
le der Übersicht RX des Vordr. Unico 2010 mit sich.

4.2.2 – ÜBERSICHT VC - EXPORTEURE UND GLEICHGESTELLTE UNTERNEHMER - AN-
SCHAFFUNGEN UND EINFUHREN OHNE ZAHLUNG DER MWST.

Die Übersicht VC ist von Steuerzahlern abzufassen, welche die für Subjekte vorgesehene Mögli-
chkeit in Anspruch genommen haben, Abtretungen ins Ausland, gleichgestellte Geschäfte
und/oder internationale Dienstleistungen und innergemeinschaftliche Geschäfte ohne Anwendung
der MwSt. vorzunehmen und Güter ohne Anwendung der MwSt. zu importieren.
Die Übersicht ist mittels Angabe der Daten abzufassen, die von Art. 10 des DPR Nr. 435 vom
7. Dezember 2001 vorgesehen sind.
Was den Augenblick der Verwendung des Plafonds betrifft, wird darauf hingewiesen, dass nicht
der Zeitpunkt der Registrierung der Einkaufsrechnungen oder der Zollscheine für die Einfuhren
in Betracht zu ziehen ist, sondern im Sinne des Art. 6, der Zeitpunkt des Einkaufes selbst, zum
Unterschied der Vorschriften für die Abfassung der Zeile VF12, die sich ausschließlich auf den
Zeitpunkt der Registrierung der Einkaufstätigkeit beziehen.

Durch die Bestimmungen des Art. 10 des DPR Nr. 435 von 2001 müssen auch Steuerzahler, wel-
che für die Berechnung des Plafonds, das Kalendersystem in Anspruch genommen haben, die ein-
zelnen Zeilen Monat für Monat abfassen und die gesamten Daten anführen.

Die Übersicht besteht aus sechs Spalten, in denen für jeden Monat in den Zeilen von VC1 bis
VC12 folgende Angaben einzutragen sind:
– Spalte 1: der Betrag des Plafonds, der für den Einkauf in Italien und für innergemeinschaftliche

Anschaffungen in Anspruch genommen wurde;
– Spalte 2: der Betrag des Plafonds, der für die Einfuhren von Güter in Anspruch genommen wurde;
– Spalte 3: der Geschäftsumsatz des Besteuerungsjahres 2009, je nach Monat aufgeteilt;
– Spalte 4: der Betrag der Abtretungen bei Ausfuhren, gleichgestellte Geschäftsfälle und/oder

innergemeinschaftliche Geschäftsfälle usw., die im selben Besteuerungszeitraum 2009 mo-
natlich durchgeführt wurden.

Die Spalten 3 und 4 müssen von allen Steuerzahlern abgefasst werden, die im Jahr 2009, una-
bhängig von der Berechnungsmethode, den Plafond verwendet haben, während die in den
Spalten 5 und 6 geforderten Daten nur von jenen Steuerzahlern anzugeben sind, die im Lau-
fe des Jahres 2009 Anschaffungen und Einfuhren mit Inanspruchnahme eines Plafonds im
Verhältnis zu den in den 12 vorhergehenden Monaten durchgeführten begünstigten Geschäft-
sfällen durchgeführt haben; diese Daten dienen weiters für die monatliche Überprüfung des
Rechtsstatus eines begünstigten Exporteurs im Laufe des Jahres 2009 und zur Überprüfung
der Verfügbarkeit des Plafonds jedes einzelnen Monats;

– Spalte 5: Geschäftsumsatz auf jeden Monat des Jahres 2008 aufgeteilt;
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– Spalte 6: Betrag der Abtretungen in Ausland; gleichgestellte Geschäftsfälle, internationale
Dienstleistungen, innergemeinschaftliche Geschäftsfälle usw., die in im Laufe des Jahres
2008 monatlich durchgeführt wurden.

In Zeile VC14 ist die Verfügbarkeit des Plafonds zum 1. Januar 2009 anzugeben.
Der besagte Gesamtbetrag hat für jene Subjekte, die den Plafond im Laufe eines Kalenderja-
hres in Anspruch nehmen, das ganze Jahr über Gültigkeit und verringert sich klarerweise
durch die einzelnen Anschaffungen fort zu. In Anwendung der besonderen Berechnung, wel-
che diese Methode mit sich bringt, hat der Betrag für jene Steuerzahler, die den monatlichen
Plafond in Anspruch nehmen, nur für den Monat Januar 2009 Gültigkeit.
Für die Angabe der Methode, die für die Ermittlung des Plafonds im Laufe des Jahres 2009 an-
gewandt wurde, muss der Steuerzahler das Kästchen 2 der Zeile VC14 für den Fall ankreu-
zen, dass die Berechnung im Verhältnis zum Vorjahr (kalenderjährliche Berechnung) steht
bzw. das Kästchen 3 für den Fall, dass sich die Berechnung auf die zwölf vorhergehenden
Monate (monatliche Berechnung) bezieht.

HINWEIS: Steuerzahler, welche infolge der Anleitungen des Rundschreibens Nr. 50/E vom 12.
Juni 2002, die Geschäftsfälle richtiggestellt haben und dafür eine Absichtserklärung über den
Höchstbetrag des verfügbaren Plafonds gemacht haben, indem sie eine Eigenrechnung au-
sgestellt haben und die entsprechenden Steuern mit dem Vordruck F24 bezahlt und dabei den
Abgabenkode des Zeitraumes angegeben haben, in dem fälschlicherweise der Kauf ohne Za-
hlung der MwSt. durchgeführt wurde, müssen den Betrag der somit geregelten Steuern in Zei-
le VE24 anführen und diese Zahlung in Zeile VL29, Feld 1, einschließen. Zum Zwecke der Ab-
setzung muss die Bemessungsgrundlage und die entsprechende Steuer aus der genannten
Eigenrechnung in Übersicht VF, in jener Zeile angeführt werden, die dem angewandten Ste-
uersatz entspricht. Demzufolge muss der Betrag aus der Rechnung des Lieferanten oder aus
dem Zollschein, welche für die Nichtbesteuerung ausgestellt wurden, nicht in Zeile VF12 an-
gegeben werden.

4.2.3 – ÜBERSICHT VD – ABTRETUNG DES MWST.-GUTHABENS SEITENS DER ANLA-
GEVERWALTUNGSGESELLSCHAFTEN (ART. 8 DES GD NR. 351/2001)

Art. 8 des GD Nr. 351 vom 25. September 2001, umgewandelt in Gesetz Nr. 410 vom 23. No-
vember 2001, sieht für die Anlageverwaltungsgesellschaften die Möglichkeit vor, das Guthaben
aus der MwSt.-Jahreserklärung abzutreten. Dies zuzüglich zu dem was Art. 43-bis des DPR Nr.
602 vom 29. September 1973, auch unter den von Art. 43-ter desselben Dekretes auferlegten
Bedingungen und Grenzen, vorsieht.
Diese Übersicht muss von den Anlageverwaltungsgesellschaften für die Angabe des MwSt.-Gu-
thabens aus der vorliegenden Erklärung abgefasst werden, das im Sinne des genannten Art. 8,
Absatz 2 des GD Nr. 351/2001 und gemäß den Bestimmungen des genannten Art. 43-ter des
DPR Nr. 602 von 1973, zum Teil oder gänzlich an andere Subjekte abgetreten wurde, wie auch
von den Abtretungsempfängern derselben Gruppe abgefasst werden, wie vorgesehen von Art.
43-ter, an welche diese Guthaben abgetreten wurden.
Bedingung für die Gültigkeit des vorliegenden Guthabens ist, wie im Absatz 2 des Art. 43-ter des
DPR Nr. 602 von 1973 vorgesehen, dass die abtretende Gesellschaft diese Übersicht abfasst.
Der Abtretungsempfänger erhält die Inhaberschaft des erhaltenen Guthabens durch die Einrei-
chung der Erklärung von Seiten der abtretenden Gesellschaft. Es wird darauf hingewiesen, daß
diese Guthaben im Sinne des Art. 5 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999 vom Abtretungsem-
pfänger in Ausgleich gebracht werden können und zwar ab Beginn des Steuerzeitraumes, nach
jenem des Entstehnes des Guthabens der abtretenden Gesellschaft (1. Januar 2010 vorausge-
setzt, dass der Steuerzeitraum zwecks MwSt. mit jenem des Kalenderjahres übereinstimmt).
Dieses Guthaben stellt demnach einen Betrag dar, der infolge der Verrechnung der geschulde-
ten Steuer, von den periodischen oder jährlichen Einzahlungen abgesetzt werden kann.

TEIL 1 – Abtretende Gesellschaft – Aufstellung der übernehmenden Gesellschaften oder
Körperschaften

In Zeile VD1 ist der Gesamtbetrag der Beträge aus Spalte 2 anzuführen. Dieser Betrag muss
mit dem Betrag aus Zeile VL37 übereinstimmen.
Die abtretende Verwaltungsgesellschaft muss in den Zeilen von VD2 bis VD21 Folgendes angeben:
– in Spalte 1 die Steuernummer des Abtretungsempfängers;
– in Spalte 2 den abgetretenen Betrag.
Reichen die 20 Zeilen für die Angabe aller abgetretenen Guthaben nicht aus, muss eine zu-
sätzliche Übersicht VD verwendet werden, wobei im Feld „Vordr. Nr.“ die Zahl „02“ anzuführen
ist und so weiter. Der Gesamtbetrag (Zeile VD1) ist nur im Formblatt Nr. 01 anzuführen.

TEIL 2 – Übernehmende Körperschaft oder Gesellschaft – Aufstellung der abtretenden 
Gesellschaften

Die übernehmende Gesellschaft muss in den Zeilen von VD31 bis VD50 Folgendes angeben:
– in Spalte 1 die Steuernummer des abtretenden Subjektes;
– in Spalte 2 den Betrag des erhaltenen Guthabens.
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Reichen die 20 Zeilen für die Angabe aller abgetretenen Guthaben nicht aus, muss eine zu-
sätzliche Übersicht VD verwendet werden, wobei im Feld „Vordr. Nr.“ die Zahl „02“ anzuführen
ist und so weiter. In diesem Fall sind die Zeilen von VD51 bis VD56 ausschließlich im Formblatt
Nr.01 abzufassen.

In Zeile VD51 ist der Gesamtbetrag der Beträge aus Spalte 2 anzuführen.

In Zeile VD52 ist der Guthabenüberschuss aus Zeile VD56 der Erklärung des Besteuerun-
gszeitraumes 2008 anzugeben.

In Zeile VD53 ist die Summe der Beträge anzugeben, die aus den Zeilen VD51 und VD52
übertragen wurden.

In Zeile VD54 ist jener Teil des Betrages aus Zeile VD53 anzugeben, der für die Verminderung
der MwSt.-Zahlungen dieser Erklärung verwendet wurde. Dieser Betrag muss auch in Zeile
VL28, Feld 1 und getrennt im Feld 2 derselben Zeile eingeschlossen werden. Der Teil, welcher
zur Verminderung der geschuldeten MwSt. aus dieser Erklärung verwendet wurde, muss in
Zeile VL35 angeführt werden.

In Zeile VD55 muss jener Teil des Betrages aus Zeile VD53 angeführt werden, der innerhalb der
Einreichungsfrist der Erklärung für den Ausgleich der geschuldeten Beträge für andere Abgaben,
Beiträge bzw. Prämien in Anspruch genommen wurde und in die Spalte „Verrechnete Beträge
des Guthabens“ des Einzahlungsvordruckes F24 übertragen wurde.

In Zeile VD56 ist jener Teil des Betrages aus Zeile VD53 anzuführen, der nach der in den Zei-
len VD54 und VD55 angeführten Verwendung, übrig geblieben ist.

Die Abfassung mehrerer Übersichten VD ändert nicht die Anzahl der Formblätter, die auf
dem Titelblatt angeführt werden müssen und aus denen die Erklärung besteht.

4.2.4. – ÜBERSICHT VE - ERMITTLUNG DES GESCHÄFTSUMSATZES UND DER ENTSPRE-
HENDEN STEUER AUF DIE STEUERPFLICHTIGEN GESCHÄFTSFÄLLE

Die Übersicht ist in fünf Teile unterteilt: 1) Einbringungen landwirtschaftlichen Produkte und Ve-
räußerungen seitens der steuerbefreiten Landwirte; 2) Steuerpflichtige Geschäftsfälle in der
Landwirtschaft und steuerpflichtige gewerbliche oder freiberufliche Geschäftsfälle; 3) Gesam-
tbetrag steuerpflichtiger Betrag und Steuer; 4) Andere Geschäftsfälle; 5) Geschäftsumsatz.
In Übersicht VE müssen, unterteilt nach Steuersatz und unter Berücksichtigung der Änderun-
gen gemäß Art. 26, alle im Inland durchgeführten Geschäfte, die innergemeinschaftlichen Ge-
schäfte und die Ausfuhren an Länder außerhalb der Europäischen Union angeführt werden.
Im Sonderfall, in dem der Steuerzahler im Steuerjahr unter die Mehrwertsteuer fallende Geschäfte
mit einem nicht mehr in der Übersicht VE vorhandenen Steuersatz oder Ausgleichsprozentsätzen
registriert hat, muss er die steuerpflichtigen Beträge bezüglich dieser Geschäfte in der entspre-
chenden Zeile mit dem sich dem angewendeten Satz annähernden Steuersatz kalkulieren und die
entsprechenden Steuern berechnen. Anschließend muss er die (positive oder negative) Steuerdif-
ferenz in der Zeile VE24 unter den Veränderungen einschließen. In den Übersichten VE und VF
könnten einige Beträge infolge der kürzenden Berichtigungen, die im Besteuerungszeitraum dur-
chgeführt wurden, mit negativem Vorzeichen aufscheinen. In diesem Fall, ist (innerhalb der Felder)
das Vorzeichen (-) vor den entsprechenden Beträgen anzugeben.
Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhang im Abschnitt „Landwirtschaft“ eine zusammen-
fassende Aufstellung für die Abfassung der MwSt.-Erklärung der verschiedenen landwirtschaf-
tlichen Unternehmer (befreit und nicht befreit) angeführt ist.

Steuerzahler, die im Sinne des Art. 36-bis die Befreiung von den Verpflichtungen beansprucht
und im Laufe des Jahres 2009 auch steuerpflichtige Geschäftsfälle durchgeführt haben, sind
verpflichtet in Übersicht VE die durchgeführten steuerpflichtigen Geschäftsfälle wie auch die ste-
uerbefreiten Geschäftsfälle gemäß Nummer 11, 18 und 19 des Art. 10 anzuführen, da für diese
auch weiterhin die Verpflichtung zur Rechnungsausstellung und –verbuchung gegeben ist.

HINWEIS: Steuerzahler, die ab dem Besteuerungszeitraum 2010 die Regelung für Min-
deststeuerzahler vorgesehen von Artikel 1, Absatz 96 und folgende des Gesetzes Nr.
244/2007 in Anspruch nehmen, müssen in dieser Erklärung auch jene Steuern berück-
sichtigen, welche für Geschäftsfälle mit dem Staat und mit anderen Subjekten, die im
Artikel 6, letzter Absatz angeführt sind, geschuldet und noch nicht fällig sind.
Diese Geschäfte müssen in den Zeilen, die dem angewandten Steuersatz entsprechen, angeführt
werden. Sollten diese für die Berechnung des Geschäftsumsatzes der Vorjahre beigetragen ha-
ben, muss die entsprechende Bemessungsgrundlage in Zeile VE37 eingeschlossen werden.
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TEIL 1 – Einbringungen von landwirtschaftlichen Produkte und Veräußerungen seitens der
steuerbefreiten Landwirte (bei Überschreitung der Höchstgrenze um ein Drittel)

Teil 1 ist folgenden Subjekten vorbehalten:
• den landwirtschaftlichen Unternehmern, welche Überschreibungen von Gütern an Körper-

schaften, an Genossenschaften oder an sonstige Vereinigungen (sowie Überschreibungen
von Gütern von Genossenschaften an ihre Konsortien) im Sinne des Artikels 34, Absatz 7, in
Anwendung der pauschalen Ausgleichsprozentsätze (siehe Rundschreiben Nr. 328 vom 24.
Dezember 1997, Abs. 6.6) durchgeführt haben;

• den steuerbefreiten Landwirten gemäß Art. 34, Absatz 6, die im vorhergehenden Jahr die Hö-
chstgrenze des Geschäftsumsatzes von 7.000 Euro, nicht überschritten haben, zum Jahre-
sende aber feststellen, dass sie die Höchstgrenze der Veräußerungen, die verschieden von
den Veräußerungen von Agrar- und Fischereiprodukten sind und im ersten Teil der Tabelle A,
die dem DPR Nr. 633/72 beigefügt ist, enthalten sind, um ein Drittel überschritten haben. Wie
im Rundschreiben Nr. 328/E vom 24. Dezember 1997 (Abs. 6.7.2) genau angeführt, müssen
Steuerzahler, welche am Ende des Kalenderjahres feststellen, dass sie die Grenze des vor-
gesehenen Drittels für Geschäftsfälle überschritten haben, die verschieden von den Veräu-
ßerungen der Agrar- und Fischereiprodukte sind, für die genannten Produkte aus der Lan-
dwirtschaft, das ganze Kalenderjahr über Steuersätze anwenden, die dem Prozentsatz en-
tsprechen, welcher von ihnen angewandt wird (im Teil 2 anzuführen).

Ermittlung der Bemessungsgrundlagen
In der ersten Spalte sind die nach Steuersätzen aufgeschlüsselten Beträge der steuerpflichti-
gen Geschäftsfälle (die den Angleichungsprozentsätzen entsprechen, welche mit MD vom 12.
Mai 1992 und mit MD vom 30. Dezember 1997 und letztendlich im Dekret vom 23. Dezember
2005 festgelegt wurden) anzugeben, welche aus dem Register der Ausgangsrechnungen (Art.
23) und/oder aus dem Register der Entgelte (Art. 24) hervorgehen, wobei die Änderungen ge-
mäß Art. 26 zu berücksichtigen sind, die für den Steuerzeitraum registriert wurden.
Steuerzahler, die das Register der Ausgangsrechnungen führen, können aus diesem die bereits
nach Steuersätzen aufgeschlüsselten Bemessungsgrundlagen entnehmen und diese in die Spal-
te der Bemessungsgrundlagen, dem bereits vorgedruckten Steuersatz entsprechend, übertragen.
Mit Hinsicht auf die Registrierung der Entgelte, welche die MwSt. beinhalten, wird darauf hin-
gewiesen, dass die landwirtschaftlichen Unternehmer bezüglich des Detailverkaufes ihrer er-
zeugten Produkte zugunsten von Endverbrauchern, die Bestimmungen der Art. 22 und 24 be-
anspruchen können, welche die Nicht-Ausstellungspflicht von Rechnungen (falls diese nicht
ausdrücklich vom Kunden verlangt werden), sowie die Nicht-Eintragung der registrierten Ta-
gesumsätze in das Register der Entgelte, vorsehen.
Für diese Umsätze ist das Gesamteinkommen abzüglich der eingeschlossenen MwSt. zu er-
mitteln, und zwar gemäß der im Anhang unter „Steuerzahler, welche das Register der Entgel-
te verwenden“ enthaltenen Anweisungen. 
Die so ermittelten Bemessungsgrundlagen sind in die Spalte der Bemesssungsgrundlagen,
welche den vorgedruckten Steuersätzen entsprechen, zu übertragen und müssen auf die nä-
chste Euro-Einheit auf- bzw. abgerundet werden.

Zeilen von VE1 bis VE9 in diesen Zeilen sind unter den entsprechenden Steuersätzen die Be-
träge der Geschäftsfälle anzuführen, deren Steuern im Jahr 2009 eintreibbar sind, und die im
Register der Ausgangsrechnungen (Art. 23) und/oder im Register der Entgelte (Art. 24) ver-
bucht wurden bzw. zu verbuchen sind, wobei die Änderungen gemäß Art. 26 zu berücksichti-
gen sind, die für das selbe Jahr registriert wurden. 
Die Steuer wird durch die Multiplikation jedes einzelnen steuerpflichtigen Betrages mit dem en-
tsprechenden pauschalen Angleichungssteuersatz berechnet.

TEIL 2 – Steuerpflichtige Geschäftsfälle in der Landwirtschaft und steuerpfichtige ge-
werbliche oder freiberufliche Geschäftsfälle

Teil 2 ist abzufassen:
• von allen Steuerzahlern, die gewerbliche, künstlerische bzw. freiberufliche Tätigkeiten ausüben;
• von den landwirtschaftlichen Unternehmern (sei es von denen, die der Sonderbesteuerung

unterliegen, wie auch von jenen die sich für die ordentliche Besteuerung entschieden haben)
für alle Veräußerungen von Landwirtschafts- und Fischereiprodukten gemäß Absatz 1 des
Art.34, die im Jahr 2009 durchgeführt wurden und für welche die Anwendung der entspre-
chenden Prozentsätze auf die einzelnen Güter vorgesehen ist.

In diesem Teil sind von den so genannten gemischten landwirtschaftlichen Unternehmen (Art. 34,
Absatz 5), die Abtretungen von Gütern, gemäß Tabelle A, die dem DPR Nr. 633/72 beigefügt ist und ver-
schieden von jenen aus der Landwirtschaft und der Fischerei sind, wie auch Dienstleistungen anzuge-
ben, die verschieden von jenen sind, die in den Anwendungsbereich des Art.34-bis fallen. Es wird daran
erinnert, dass in diesem Teil die oben genannten Geschäfte eingetragen werden müssen, die von den
steuerbefreiten Landwirten durchgeführt wurden und die Grenze um ein Drittel überschritten haben.
Es wird darauf hingewiesen, dass unter die steuerpflichtigen Geschäftsfälle, die verschieden
von jenen gemäß ersten Absatz des Art. 34 sind, jene fallen, die vom landwirtschaftlichen Un-
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ternehmer innerhalb desselben landwirtschaftlichen Unternehmens nur zusätzlich zur eigentli-
chen Haupttätigkeit des Landwirtes durchgeführt wurden, wie zum Beispiel der Verkauf von
landwirtschaftlichen Produkten, die im zweiten Teil der Tabelle A aufgelistet sind, der Verkauf
von landwirtschaftlichen bei Dritten gekauften Produkte, um die Qualität der selbst hergestel-
lten Produkte zu verbessern und deren Menge gleich oder höher als die Menge der Produkte
aus dem eigenen Grundstück, dem eigenen Wald oder der eigenen Viehzucht ist (für die kor-
rekte Feststellung der verschiedenen Geschäftsfälle, siehe im Anhang unter „Landwirtschaft“).
Natürlich werden in den Fällen, die nicht unter die Bestimmungen des Art. 34, fünfter Absatz
fallen, die Bestimmungen des Art. 36 angewandt, um die getrennte Buchhaltung yu führen
(siehe Rundschreiben Nr. 19 vom 10. Juli 1979, Generaldirektion der Abgaben).

Steuerzahler, die eine Kürzung der Bemessungsgrundlage in Anspruch nehmen (Verleger),
müssen in Übersicht VE, die Bemessungsgrundlage der Umsätze nach Abzug des zustehen-
den Absetzbetrages, anführen.

Außerdem ist in diesem Abschnitt jener Teil der Entgelte einzuschließen, der für die Veräuße-
rung von Gütern als Grundlage verwendet wurde und für deren Kauf oder Einfuhr die Abset-
zung aufgrund von Artikel 19-bis1 oder anderer Bestimmungen eingeschränkt wurde (zum Bei-
spiel Fahrzeuge, Telefone, Mobiltelefone usw.). Für diese Veräußerungen wird die Bemessun-
gsgrundlage gemäß Artikel 13, letzter Absatz dadurch ermittelt, indem auf das Entgelt der beim
Kauf verwendete Prozentsatz der Absetzung angewandt wird.

Die Unternehmen, welche Leiharbeit (Arbeit auf Zeit) vermitteln, müssen die Rückerstat-
tungen der Lohn- und Fürsorgeaufwendungen, die das Subjekt für die eingestellten Leiharbei-
ter im Sinne des Gesetzes für "Leiharbeit" (Gesetz Nr. 196 vom 24. Juni 1997) verpflichtet ist
einzuzahlen und welche von diesem effektiv für den zeitweiligen Arbeitnehmer getragen wur-
den (Art. 7, G. Nr.133 vom 13. Mai 1999) nicht in die Bemessungsgrundlage einbeziehen, sie-
he außerdem den Beschluss Nr. 384/E vom 12. Dezember 2002.
Steuerzahler, die das Register der ausgestellten Rechnungen führen, können diesem Register
die bereits nach Steuersätzen aufgeschlüsselten Beträge entnehmen, und diese in Überein-
stimmung mit dem bereits vorgedruckten Steuersatz in die Spalte 1, Zeilen von VE20 bis Zei-
le VE22, übertragen.
Einzelhändler und sonstige Steuerzahler gemäß Art. 22, die nicht zur Rechnungsausstellung ver-
pflichtet sind, wenn diese vom Käufer nicht ausdrücklich verlangt wird, müssen den Gesamtbetrag
der Umsätze nach Abzug der übernommenen MwSt. laut den Methoden berechnen, die im Anhang
unter „Steuerzahler, welche das Register der Entgelte führen“, angeführt sind.

Ermittlung der Bemessungsgrundlagen

Zeilen von VE20 bis VE22 in diesen Zeilen ist Folgendes anzugeben:
• in der ersten Spalte, die Beträge der steuerpflichtigen Geschäftsfälle, getrennt nach Steuer-

satz, die im Register der Ausgangsrechnungen (Art. 23) und/oder im Register der Entgelte
(Art. 24) verbucht wurden bzw. zu verbuchen sind und deren Steuer im Jahr 2009 eintreibbar
ist, wobei die für dieses Jahr verbuchten Berichtigungen gemäß Art. 26, zu berücksichtigen
sind;

• in der zweiten Spalte, die Beträge der entsprechenden Steuer.

HINWEIS: In diesen Zeilen sind auch die Steuerbeträge für die Veräußerungen jener Sub-
jekte einzuschließen, die im Sinne des Art.38-quater, zweiter Absatz außerhalb der Euro-
päischen Union ansässig bzw. wohnhaft sind und für welche der Käufer dem Verkäufer im
Laufe des Besteuerungszeitraumes nicht die Rechnung mit dem Sichtvermerk der Ausgan-
gszollstelle der Gemeinschaft zurückgegeben hat. Falls der Käufer dem Verkäufer, die von
der Ausgangszollstelle der Gemeinschaft mit dem Sichtvermerk versehene Rechnung inner-
halb von vier Monaten nach dem Geschäftsfall und innerhalb des Besteuerungszeitraumes
zurückerstattet, ist der Verkäufer zwecks Rückerstattung der MwSt. angehalten, eine Wer-
tverminderung gleich dem berichtigten Betrag in Zeile VE24 durchzuführen, (in diesem Fall
ist die Steuer nicht in Übersicht VF einzuschließen). Falls die Rückgabe der Rechnung nach
dem 31.12.2009 erfolgt, ist die Wertverminderung in der entsprechenden Zeile des Erklärun-
gsvordruckes für das Jahr 2010, anzuführen.
Veräußerungen, die ohne Anwendung der Steuer im Sinne des Art. 38-quater, erster Ab-
satz,durchgeführt wurden und mit den nicht steuerpflichtigen Geschäftsfällen in Zeile VE32
anzugeben sind, für welche dem Verkäufer die Rechnung mit dem Sichtvermerk, der bei Au-
sreise aus dem Gebiet der Gemeinschaft vom Zollamt angebracht wurde, nicht innerhalb
des vierten Monats nach dem Geschäftsfall rückerstattet wurde, ist der Verkäufer verpfli-
chtet innerhalb des folgenden Monats die erhöhende Berichtigung gleich dem Betrag der
anwendbaren Steuer in Zeile VE24 einzutragen, um die entsprechende MwSt.-Schuld klar
hervorzuheben. Falls die vorgenannte Frist nach dem 31.12.2009 liegt, ist die erhöhende
Berichtigung in der entsprechenden Zeile des Erklärungsvordruckes für das Jahr 2010 an-
zuführen. 
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TEIL 3 – Gesamtbetrag steuerpflichtiger Betrag und Steuer

Zeile VE23 in dieser Zeile ist die Summe der Bemessungsgrundlagen und der Steuern anzu-
geben, welche durch Addieren der Beträge aus den Zeilen von VE1 bis Zeile VE9 und von
VE20 bis Zeile VE22, die jeweils aus der Spalte der Bemessungsgrundlagen und jener der Ste-
uern zu entnehmen ist, hervorgeht.

Zeile VE24 in dieser Zeile sind die Steuerberichtigungen und die Steuerauf- bzw. -abrundun-
gen der in den Zeilen von VE1 bis Zeile VE9 und von VE20 bis VE22 angeführten Geschäft-
sfälle anzugeben.
Die Steuer aus Zeile VE23 kann vom Gesamtbetrag der Steuern, welcher aus dem Register der
Ausgangsrechnungen und/oder aus dem Register der Entgelte hervorgeht, verschieden sein.
Die etwaige Differenz ergibt sich in folgenden Fällen:
– bei Steuerauf- bzw. -abrundungen, die auf die Rechnungsbeträge vorgenommen wurden

(Art. 21. Absatz 2, Buchst. e);
– bei einer in der Rechnung angeführten Steuer, die höher ist als die tatsächlich geschuldete

(Art. 21, Absatz 7) und für welche die wertvermindernde Berichtigung nicht vermerkt wurde;
– bei den in der Steuererklärung vorgenommenen Auf- bzw. Abrundungen auf die nächste Euro-Einheit.
Außerdem müssen in dieser Zeile die im Jahr 2009 registrierten erhöhenden und wertvermin-
dernden Berichtigungen der Steuer angeführt werden, die sich auf Umsätze beziehen, welche
in den Vorjahren registriert worden sind.
In dieser Zeile ist auch der MwSt.-Betrag einzuschließen, der für die Regelung des Plafonds,
sog. Überschreitung der Finanzmittel, eingezahlt wurde (siehe den Hinweis in Übersicht VC).
Dieser Differenzbetrag ist in Zeile VE24 anzugeben, wobei im Feld selbst das Vorzeichen (+)
angeführt werden muss, falls der Steuergesamtbetrag, der aus den Rechnungsbüchern her-
vorgeht, höher ist als die berechnete Steuer, andernfalls ist das Vorzeichen (-) anzugeben.

Zeile VE25, in dieser Zeile ist der MwSt.-Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Umsätze anzu-
geben, der sich aus der Erhöhung bzw. Herabsetzung des Betrages aus Zeile VE23, um den
Betrag der erhöhten oder herabgesetzten Berichtigungen aus Zeile VE24, ergibt.

TEIL 4 – Andere Geschäftsfälle

Im Teil 4 müssen alle von den in den vorherigen Teilen 1 und 2 angegebenen Geschäften ab-
weichenden Geschäfte eingeschlossen werden.

Zeile VE30 im Feld 1 den Gesamtbetrag der Ausfuhren und der anderen nicht steuerpflichti-
gen Geschäfte angeben, die zur Bildung des Plafonds gemäß Art. 2, Absatz 2 des Gesetzes
Nr. 28 vom 18. Februar 1997 beitragen. Für die Feststellung der in dieser Zeile anzugebenden
Geschäfte siehe Anhang unter “Ausfuhren und andere nicht steuerpflichtige Geschäftsfälle”,
“Innergemeinschaftliche Geschäftsfälle und Einfuhren” und “Gebrauchte Güter”.
Darüber hinaus in den folgenden Feldern Folgendes getrennt angeben:
– im Feld 2 der Gesamtbetrag der im Jahr durchgeführten Warenexporte, die aus den Zoller-

klärungen resultieren, gemäß Art. 8, erster Absatz, Buchstaben a) und b), in denen auch
folgende enthalten sind:

– die Abtretungen gegenüber den Abtretungsempfänger oder ihren Kommissionären, die mit-
tels Warentransport oder -versand außerhalb des Gebiets der Europäischen Union von oder
im Namen des Abtretenden oder seiner Kommissionäre durchgeführt werden;

– die Abtretungen von Waren, die einem Mehrwertsteuerdepot entnommen werden, mit Tran-
sport oder Versand außerhalb des Gebiets der Europäischen Union (Art. 50-bis, Absatz 4,
Buchst. g) des GD Nr. 331/1993);

– im Feld 3 die Gesamtangabe der innergemeinschaftlichen Warenabtretungen unter Berück-
sichtigung der Änderungen gemäß Art. 26, die im Buch der ausgestellten Rechnungen
(Art. 23) oder in dem der Gegenleistungen (Art. 24) vermerkt wurden;

– im Feld 4 die innergemeinschaftlichen Dienstleistungen unter Berücksichtigung der Ände-
rungen gemäß Art. 26, die im Buch der ausgestellten Rechnungen (Art. 23) oder in dem
der Gegenleistungen (Art. 24) vermerkt wurden;

– im Feld 5 der Betrag aller Warenabtretungen, die gegenüber den Unternehmern aus San Mari-
no durchgeführt wurden.

In Zeile VE31 ist der Betrag der nicht steuerpflichtigen Umsätze mit Exporteuren, die eine Ab-
sichtserklärung ausgestellt haben, anzuführen.

In Zeile VE32 ist der Gesamtbetrag der anderen nicht als steuerpflichtig betrachteten Umsät-
ze anzuführen (für die Ermittlung dieser Geschäftsfälle siehe im Anhang unter "Ausfuhren und
andere nicht steuerpflichtige Geschäftsfälle" und „Gebrauchte Güter“).
Außerdem sind die Vermittler mit Vertretung verpflichtet, in dieser Zeile die ihnen von den Rei-
seagenturen (Art. 7 des MD Nr. 340 vom 30.07.1999, vergl. Rundschreiben Nr. 328 vom
24.12.1997) entrichteten Provisionen für Dienstleistungen innerhalb der EU anzugeben.
Die Geschäftsfälle aus Zeile VE32 tragen nicht zur Bildung des Plafonds bei.
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In Zeile VE33 ist der Betrag der MwSt.-freien Umsätze gemäß Art. 10 anzuführen. 
Steuerzahler, für welche im Jahr 2009 die Befreiung von der Rechnungsausstellung und der
Registrierung von steuerbefreiten Geschäftsfällen gemäß Art. 36-bis zur Anwendung kam, müssen in
dieser Zeile ausschließlich die Geschäftsfälle gemäß den Nummern 11, 18, und 19 des Art. 10 ange-
ben, für welche in jedem Fall die Pflicht zur Rechnungsausstellung und Registrierung bestehen bleibt.

Es wird darauf hingewiesen, dass alle Subjekte, die steuerfreie Geschäftsfälle durchgeführt
haben, in jedem Fall verpflichtet sind, Teil 3-A der Übersicht VF abzufassen. In dem Fall hin-
gegen, in dem die in dieser Zeile angegebenen steuerfreien Geschäfte ausschließlich gele-
gentlich durchgeführt werden bzw. einzig die Geschäfte gemäß den Nummern 1 bis 9 des Art.
10 betreffen und nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen sowie zu steuerpflichti-
gen Geschäften gehören, ist einzig das Ausfüllen der Zeile VF53 erforderlich.

In Zeile VE34, Feld 1 ist der Gesamtbetrag der Geschäftsfälle anzugeben, die unter Anwendung
des reverse-charge durchgeführt wurden und in folgenden Feldern einzeln angeführt sind:
– im Feld 2 sind die Abtretungen von Schrott und Wiederverwertungsmaterialien gemäß Art. 74,

Absätze 7 und 8 im Staatsgebiet anzugeben, welche die Zahlung der MwSt. seitens der Ver-
käufer vorsieht, die passive Steuersubjekte (reverse-charge) sind. In dieser Zeile müssen auch
die Dienstleistungen aus Arbeits-, Mietverträgen und dergleichen eingeschlossen werden,
welche die Umwandlung von nicht eisenhaltigem Schrott zum Gegenstand haben. Die Abtre-
tungen der genannten Güter gegenüber Privatverbrauchern, unterliegen hingegen der orden-
tlichen Regelung der MwSt. und müssen deshalb ausschließlich im 2. Teil der Übersicht VE
eingeschlossen werden (für zusätzliche Erläuterungen siehe im Anhang unter „Schrott“);

– im Feld 3 sind die Veräußerungen von Gold für Investitionen anzugeben, die infolge der Op-
tion steuerpflichtig sind und die entsprechenden Leistungen für die Vermittlung die innerhalb
des Staatsgebietes mit passiven Steuersubjekten durchgeführt wurden, wie auch der Gesam-
tbetrag der Veräußerungen von Gold anzugeben, das verschieden von jenem für Investitionen
und von reinem Silber ist. Es handelt sich dabei immer um Geschäftsfälle mit passiven Steuer-
subjekten (für weitere Erläuterungen siehe im Anhang „Geschäftsfälle mit Gold und Silber“);

– im Feld 4 sind Dienstleistungen im Bereich des Bauwesens anzugeben, die von Subunterneh-
mern im Sinne von Art. 17, Absatz 6, Buchstabe a) ohne Steueranlastung durchgeführt wurden;

– im Feld 5 sind Abtretungen von Gebäuden bzw. von Teilen zweckdienlicher Gebäude gemäß
Artikel 10, Nr.8-ter, Buchst. b) und d) anzugeben, für welche die Steuer im Sinne von Artikel
17, Absatz 6, Buchstabe a-bis) vom Abtretungsempfänger geschuldet ist.

In Zeile VE35 ist der Gesamtbetrag der steuerfreien Geschäftsfälle anzugeben, welche unter
Anwendung von besonderen Begünstigungen für Personen durchgeführt wurden, die vom Er-
dbeben betroffen wurden oder von diesen gleichgestellten Personen.

In Zeile VE36, im Feld 1 ist der Gesamtbetrag der Geschäfte anzugeben, die im Jahr mit in
den Folgejahren zahlbarer Mehrwertsteuer durchgeführt werden. Hierbei handelt es sich
um Geschäfte, die gegenüber dem Staat oder anderen Subjekten gemäß Artikel 6, letzter Ab-
satz durchgeführt werden, sowie um Geschäfte, die im Sinne des Artikels 7 des Gesetzesde-
krets Nr. 185 von 2008 (MwSt. gegen Kasse) durchgeführt werden. Diese letztgenannten Ge-
schäfte müssen auch im Feld 2 getrennt hervorgehoben werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Geschäfte dieser Zeile und die entsprechende Steuer
nicht in den ersten beiden Teilen der Übersicht VE enthalten sein dürfen.

In Zeile VE37 ist für die Herabsetzung des Geschäftsumsatzes (aber ohne Angabe des Vorzei-
chens "Minus") der Gesamtbetrag der Umsätze anzugeben, die zur Bildung des Geschäftsumsat-
zes des Jahres oder der Vorjahre beigetragen haben und deren Steuer im Jahr 2009 fällig war.
Diese Geschäftsfälle sind in Übereinstimmung mit dem entsprechenden Steuersatz in den Zei-
len von VE1 bis VE9 und in den Zeilen von VE20 bis VE22 nur für die Ermittlung der geschul-
deten Steuer des laufenden Jahres anzugeben.

In Zeile VE38 sind die steuerpflichtigen Beträge (nach Abzug der MwSt.), die nicht unter das
Geschäftsumsatz fallen, anzugeben. Es handelt sich dabei gemäß den Bestimmungen des Art.
20 um Abtretungen von abschreibbaren Gütern und um Übertragungen gemäß Art. 36, letzter
Absatz. Dieser Betrag vermindert den Geschäftsumsatz des Jahres.
Es wird darauf hingewiesen, dass auch die Veräußerungen der abschreibbaren Güter, die in An-
wendung der vorgesehenen Sonderregelung der Differenzbesteuerung für gebrauchte Güter,
Antiquitäten usw. durchgeführt wurden, nicht zur Bildung des Umsatzes beitragen. Im vorliegen-
den Fall ist in dieser Zeile der Verkaufspreis abzüglich der "analytischen" Differenzsteuer anzu-
geben, der für jede einzelne Veräußerung berechnet wird.

TEIL 5 – Geschäftsumsatz 

Zeile VE40, der Geschäftsumsatz ergibt sich aus der Summe der in den Zeilen VE23, Spalte
1 und in den Zeilen von VE30 bis VE36 angeführten Beträge und durch den Abzug des Betra-
ges aus Zeile VE37 und VE38.
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4.2.5 – ÜBERSICHT VF – PASSIVGESCHÄFTE UND ABSETZBARE MWST. 

Die Übersicht besteht aus vier Teilen: 1)  Gesamtbetrag der Anschaffungen im Staatsgebiet,
der innergemeinschaftlichen Erwerbungen und der Einfuhren; 2) Gesamtbetrag der
Anschaffungen und der Einfuhren, Gesamtbetrag der Steuer, innergemeinschaftliche
Anschaffungen, Einfuhren und Käufe aus San Marino;  3) Ermittlung der absetzbaren
Mehrwertsteuer; 4) Absetzbare Mehrwertsteuer.

In dieser Übersicht ist die Bemessungsgrundlage und die Steuer der in Ausübung der unter-
nehmerischen, künstlerischen oder freiberuflichen Tätigkeit gekauften und eingeführten Güter
und Dienstleistungen anzugeben, wie diese aus den Rechnungen und Eingangszollscheinen
hervorgehen und im Jahr 2009 im Einkaufsregister gemäß Art. 25 oder in den Registern, die
aufgrund der Bestimmungen einer Sonderregelung vorgesehen sind, in Beachtung der im sel-
ben Jahr verbuchten Berichtigungen gemäß Art. 26 vermerkt wurden.

HINWEIS: Die Übersicht beinhaltet nicht nur die im Inland getätigten Anschaffungen,
sondern auch die innergemeinschaftlichen Anschaffungen und die Einfuhren aus
Staaten bzw. Gebieten außerhalb der Europäischen Union.

TEIL 1 – Betrag der Anschaffungen im Staatsgebiet der innergemeinschaftlichen
Anschaffungen und der Einfuhren

Zeilen von VF1 bis VF11, die im Inland getätigten Anschaffungen sowie die innergemein-
schaftlichen Anschaffungen und Einfuhren, die der Steuer unterworfen wurden und für welche
im Jahr 2009 das Recht auf Absetzung in Anspruch genommen wurde. Diese Beträge sind in
Übereinstimmung mit den vorgedruckten Steuersätzen bzw. Ausgleichssätzen zu übertragen.
In diesen Zeilen sind auch die in den Vorjahren durchgeführten Anschaffungen, der im Art. 6,
letzter Absatz genannten Subjekte anzuführen.
In diesen Zeilen sind auch die Anschaffungen und Einfuhren von Gold, von reinem Silber, von
Schrott und von Wiederverwertungsmaterial anzuführen, für welche der reverse-charge Mechanismus
angewandt wurde (siehe im Anhang „Geschäftsfälle mit Gold und Silber” und „Schrott“).
Werden die in den Vorjahren getätigten Anschaffungen im Jahr 2009 registriert und ist der
Prozentsatz des Jahres, in dem das Recht auf Absetzung entstanden ist, verschieden von
jenem, der im Jahr 2009 Anwendung gefunden hat, siehe die Anleitungen der Zeile VF56 und
im Anhang „Berichtigung des Absetzbetrages“.
Einzuschließen sind auch Anschaffungen, die mittels Entnahme aus den MwSt.-Depots dur-
chgeführt wurden wie auch die innergemeinschaftlichen Anschaffungen, die bei Vergabe der
Güter von Seiten des Depositars im Falle von „consigment stock“ durchgeführt wurden.
Dieses Verfahren ist dadurch gekennzeichnet, dass die gelagerten Güter bis zum Augenblick
der Vergabe von Seiten desselben Depositars, als alleiniger Endempfänger dieser Waren, im
Besitz des innergemeinschaftlichen Lieferanten bleiben.

ZUR BEACHTUNG: Waren die entnommenen Güter, Gegenstand eines vorhergehenden
Kaufes ohne Zahlung der Steuer von Seiten desselben Subjektes, das diese nun
entnimmt und erfolgt die Entnahme aus dem Depot im selben Besteuerungszeitraum,
in dem die Hinterlegung stattfindet bzw. in dem der Kauf des Gutes aus dem Lager
erfolgt, muss die Besteuerungsgrundlage und die entsprechende Steuer ausschlie-
ßlich in den Zeilen von VF1 bis VF11 angeführt werden. Wird die Entnahme hingegen
in einem Besteuerungszeitraum nach jenem durchgeführt, an dem der Kauf ohne
Zahlung der Steuer erfolgte, muss die Besteuerungsgrundlage in Zeile VF13 der
Erklärung jenes Jahres angegeben werden, in welcher sich der Vorgang (Einlagerung
ins Depot, Kauf eines Gutes, das im Depot verwahrt wird usw.) ereignet hat.
Anschließend muss in der Erklärung des Jahres, in dem die Entnahme erfolgt, in den
Zeilen von VF1 bis VF11 die Bemessungsgrundlage und die entsprechende Steuer
angegeben werden, wobei derselbe Betrag auch in Zeile VF19 eingetragen werden
muss, damit vom Einkaufsvolumen der entsprechende bereits in Zeile VF13 der vorher-
gehenden Erklärung angeführte Betrag abgezogen werden kann.

Die Steuer der genannten Anschaffungen ergibt sich durch die Multiplikation der steuerpflichtigen
Beträge in den Zeilen von VF1 bis VF11 mit den entsprechenden Steuer- oder Ausgleichssätzen.
Die Steuer, die sich aus dieser Berechnung ergibt, ist jeweils unter den entsprechenden
Steuersätzen in den Zeilen von VF1 bis VF11 (Spalte 2) anzugeben.
Die Bemessungsgrundlagen und die entsprechenden Steuern müssen auf die nächste Euro-
Einheit auf- bzw. abgerundet werden

Zeile VF12, Anschaffungen im Inland, innergemeinschaftliche Anschaffungen und Einfuhren,
welche ohne Zahlung der Steuer, sondern durch die Verwendung des Plafonds, im Sinne von
Art. 2, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 28 vom 18. Februar 1997 durchgeführt wurden.
Es wird darauf hingewiesen, dass Steuerzahler, welche die erwähnten Anschaffungen durch die
Verwendung des Plafonds durchgeführt haben, verpflichtet sind, auch die Übersicht VC auszufüllen.
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Zeile VF13, in dieser Zeile sind die aus objektiver Sicht betrachteten nicht steuerpflichtigen
Anschaffungen, welche ohne Inanspruchnahme des Plafonds getätigt wurden, die steuerfre-
ien Anschaffungen, sowie jene, die in Berücksichtigung einer Sonderbesteuerung in
Anwendung der Methode von Basis zu Basis durchgeführt wurden, anzugeben; nicht anzu-
geben sind hingegen die Anschaffungen von Seiten der Subjekte, die im Jahr 2009 die
Besteuerung für Mindeststeuerzahler gemäß Artikel 1, Absatz 96 und folgende des Gesetzes
Nr. 244 von 2007 in Anspruch genommen haben, da diese in Zeile VF15 anzugeben sind.
Dabei handelt es sich um:
• Anschaffungen im Inland, in denen auch jene gemäß Art. 58, Absatz 1 des GD Nr. 331/1993 

einzuschließen sind;
• nicht steuerpflichtige innergemeinschaftlichen Anschaffungen (Art. 42, Absatz 1 des GD Nr.

331/1993) einschließlich jener gemäß Art. 40, Absatz 2 desselben Gesetzesdekretes
(Dreieckgeschäft innerhalb der Gemeinschaft von Seiten eines italienischen Unternehmers
in der Eigenschaft als Abtretungsempfänger-Veräußerer);

• Anschaffungen von Durchfuhrgütern bzw. von Gütern, die in einem Lager deponiert 
werden, das der Zollaufsicht unterliegt;

• Anschaffungen mittels Einlagerung der Güter in ein MwSt.-Depot (Art. 50-bis, Absatz 4,
Buchst. a), b) und d) des GD Nr. 331/1993);

• Anschaffungen von Gütern und Dienstleistungen, welche Güter in einem MwSt.-Depot zum
Gegenstand haben (Art. 50-bis, Absatz 4, Buchst. e) und h) des GD Nr. 331/1993);

• die Anschaffungen in Bezug auf Geschäftsfälle, welche unter die Differenzbesteuerung fal-
len wie vom GD Nr. 41/1995 in geltender Fassung vorgesehen ist und von Subjekten dur-
chgeführt worden sind, welche die analytische und globale Methode anwenden. Darunter
fallen auch Agenturen, die Versteigerungen vornehmen (siehe im Anhang);

• Anschaffungen, die von Seiten der Reiseagenturen mittels Anwendung der von Art. 74-ter
vorgesehenen Sonderbesteuerung (siehe Anhang), durchgeführt worden sind.

Zeile VF14, steuerfreie Anschaffungen im Inland, steuerfreie innergemeinschaftliche
Anschaffungen (Art. 42, Absatz 1, GD 331/93) und nicht steuerpflichtige Einfuhren (Art. 68,
ausgenommen Buchst. a). In dieser Zeile sind auch die innergemeinschaftlichen
Anschaffungen und die Einfuhren von Gold für Investitionen einzuschließen.

Zeile VF15, Anschaffungen von Subjekten, die im Jahr 2009 die Besteuerung für Mindeststeuerzahler laut
Artikel 1, Absatz 96 und folgende des Gesetzes Nr. 244 von 2007 in Anspruch genommen haben.

Zeile VF16, Anschaffungen im Inland und Einfuhren, die nicht der Steuer unterliegen, da
diese gemäß den Sonderbestimmungen durchgeführt wurden, welche für die erdbebenge-
schädigten Steuerzahler bzw. diesen gleichgestellten Subjekten vorgesehen sind.

Zeile VF17, Anschaffungen im Inland, innergemeinschaftliche Anschaffungen und Einfuhren nach
Abzug der MwSt., für welche aufgrund des Art.19-bis1, oder aufgrund anderer Bestimmungen, die
Absetzung der Steuer nicht zulässig ist. In dieser Zeile sind außerdem einzuschließen:
• die Anschaffungen jener Steuerzahler, die ausschließlich steuerfreie Geschäftsfälle durchfü-

hren, für welche die Steuer im Sinne des Art. 19, Absatz 2 nicht absetzbar ist;
• die Anschaffungen, die von Seiten der Subjekte getätigt worden sind, welche im Sinne des

Art. 36-bis die Wahl für die Befreiung der steuerlichen Verpflichtungen getroffen haben;
• die steuerfreien Anschaffungen, die gelegentlich durchgeführt wurden bzw. Geschäfte

betreffen, die gemäß den Nummern von 1 bis 9 des Art.10 nicht unter die eigene Tätigkeit
des Unternehmens fallen oder steuerpflichtige Nebengeschäfte betreffen (die MwSt. der
genannten Geschäfte kann jedenfalls nicht abgezogen werden); 

• die Anschaffungen für steuerfreie Tätigkeiten, wenn gelegentlich auch steuerpflichtige
Geschäftsfälle durchgeführt werden;

• der Kauf von Trüffeln bei Gelegenheitssammlern, die keine MwSt.-Nummer besitzen und für wel-
che keine Absetzung im Sinne des Art. 1, Absatz 109 des Gesetzes Nr. 311 vom 30. Dezember
2004 zulässig ist (siehe Rundschreiben Nr. 41 vom 26. September 2005);

• die Anschaffungen für gelegentlich durchgeführte Geschäftsfälle, welche unter die Sonderbesteuerung fallen,
die von Art. 34-bis für die im Zusammenhang stehenden landwirtschaftlichen Tätigkeiten vorgesehen sind.

Bei Anschaffungen, für welche eine Teilabsetzung der Steuer (z.B. 40%) vorgesehen ist, muss nur der
steuerpflichtige Betrag angegeben werden, der dem Teil der nicht absetzbaren Steuer entspricht. Der restli-
che steuerpflichtige Teil und die restliche Steuer sind in den Zeilen von VF1 bis Zeile VF11 anzugeben. 

In Zeile VF18 im Feld 1 ist der Gesamtbetrag der Anschaffungen mit in den Folgejahren zahlbarer
Mehrwertsteuer anzugeben, die 2009 vermerkt wurden, gegenüber denen im selben Jahr nicht die
Steuerfälligkeit eingetreten ist. Hierbei handelt es sich um die Anschaffungen, die von den Subjekten
gemäß letztem Absatz des Art. 6 durchgeführt wurden, sowie die Anschaffungen von Subjekten, die sich
der Bestimmung gemäß Art. 7 des Gesetzesdekrets Nr. 185 von 2008 bedient haben (Mehrwertsteuer
gegen Kasse). Die letztgenannten müssen getrennt im Feld 2 hervorgehoben werden.

Zeile VF19, Anschaffungen, die im Vorjahr verbucht wurden und deren Steuer im Jahr 2009 eintreibbar ist.
Diese Anschaffungen sind in Übereinstimmung mit den jeweiligen Prozentsätzen auch in den Zeilen von
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VF1 bis VF11 ausschließlich in Bezug auf die absetzbare Steuer einzutragen. Dieser Gesamtbetrag (ohne
Vorzeichen "minus" anzugeben) ist vom Gesamtbetrag der Anschaffungen des Jahres 2009 abzuziehen.

TEIL 2 – Gesamtbetrag der Anschaffungen und der Einfuhren, Gesamtbetrag der
Steuer, innergemeinschaftliche Anschaffungen, Einfuhren und Käufe aus San
Marino

Zeile VF20, Spalte 1, es muss der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen durch Summieren der in den
Zeilen VF1 bis VF18 Spalte 1 angegebenen Beträgen bestimmten Beträge nach Abzug des Betrags
gemäß Zeile VF19 angegeben werden. In Spalte 2 muss der Gesamtbetrag der durch Summieren
der Beträge der Spalten 2 der Zeilen VF1 bis VF11 bestimmten Steuern angegeben werden.

Zeile  VF21 Steuerveränderungen und -aufrundungen. Die in der Zeile VF20, Spalte 2 angegebene
Steuer auf die Anschaffungen könnte von der aus den Büchern resultierenden Steuer abweichen. Die
Differenz zwischen dem Betrag der aus dem Buch resultierende Mehrwertsteuer und der aus der
Berechnung resultierende Mehrwertsteuer muss in der Zeile VF21 angegeben werden, der das (+)
Zeichen vorangestellt wird, wenn der Gesamtbetrag der aus den Büchern resultierenden Steuer grö-
ßer als die berechnete Steuer ist, oder umgekehrt das (-) Zeichen.

Zeile VF22 Gesamtbetrag der Mehrwertsteuer auf steuerpflichtige Anschaffungen und Einfuhren,
die aus der algebraischen Summe der  Zeilen VF20, Spalte 2 und VF21 erhalten wird.

Zeile VF23 den Steuerzahlern vorbehalten, die innergemeinschaftliche Erwerbungen,
Warenimporte und Geschäfte mit der Republik San Marino getätigt haben. Insbesondere:
• die Gesamtangabe der innergemeinschaftlichen Anschaffungen unter Berücksichtigung der

Änderungen gemäß Art. 26 angeben, die sowohl im Buch gemäß Art. 23 oder Art. 24 als auch
im Buch der Anschaffungen (Art. 25) vermerkt wurden, wobei im Feld 1 die Gegenleistungen
der innergemeinschaftlichen Anschaffungen, einschließlich der nicht steuerpflichtigen oder
steuerfreien Anschaffungen gemäß Art. 42, Absatz 1 des GD Nr. 331/1993, und im Feld 2 die
Steuer bezüglich der steuerpflichtigen Anschaffungen, auch wenn nicht absetzbar im Sinne
des Art. 19-bis1 oder anderer Bestimmungen, anzugeben sind;

• die Gesamtdaten bezüglich der Warenimporte angeben, die aus den Zollscheinen resultie-
ren und im Steuerjahr registriert wurden. Im Feld 3 die Gegenleistungen der Einfuhren und im
Feld 4 die Steuer bezüglich der steuerpflichtigen Geschäfte angeben, auch wenn nicht absetz-
bar im Sinne des Art. 19-bis1 oder anderer Bestimmungen. Für die Einfuhren von
Industriegold, reinem Silber, Schrott und anderen Recyclingmaterialien, für die die
Mehrwertsteuer nicht im Zoll gezahlt wird, müssen die entsprechenden Beträge in der Über-
sicht VJ zu Festsetzungszwecken der fälligen Steuer enthalten sein;

• im Feld 5 den Betrag der Warenkäufe aus San Marino angeben, für die eine Rechnung mit
Steuerbelastung vom Abtretenden aus San Marino ausgestellt wurde. Im Feld 6 die
Warenkäufe aus San Marino mit Rechnungsausstellung ohne Steuerbelastung durch den
Abtretenden aus San Marino, für die der nationale Käufer die entsprechenden
Verbindlichkeiten im Sinne des Art. 17, dritter Absatz gezahlt hat. Zu den
Festsetzungszwecken der Steuer müssen dieser Betrag und die fällige Steuer in der Zeile
VJ1 enthalten sein. In den beiden Feldern müssen ebenfalls die eventuellen kraft spezifi-
scher Bestimmungen nicht unter die Steuer fallenden Anschaffungen enthalten sein.

Zeile VF24 der steuerpflichtige in der Zeile VF20, Spalte 1 angegebene Gesamtbetrag der (auch
innergemeinschaftlichen) Anschaffungen und der Einfuhren muss aufgeteilt werden. Diese Zeile
braucht nicht von den landwirtschaftlichen Erzeugern, die nicht gesetzlich zur Haltung einer
Buchhaltung zum Zwecke der direkten Steuern verpflichtet sind (auch wenn sie im Sinne des
Absatzes 11 des Art. 34 für die Anwendung der Steuer im normalen Modus optiert haben), ausge-
füllt werden, wie schon mit dem Rundschreiben Nr. 12 vom 16. Februar 1978 präzisiert.
Die folgenden Daten sind nach Abzug der Mehrwertsteuer in den entsprechenden Feldern anzugeben:
• Feld 1, Kosten der abschreibungsfähigen, materiellen oder immateriellen Güter gemäß den

Artikeln 102 und 103 des DPR Nr. 917 vom 22. Dezember 1986, einschließlich der Güter zu
Kosten unter 516,46 Euro und des Wiederkaufspreises für schon in Leasing erworbene
Güter (zum Beispiel Maschinen, Ausstattungen, Anlagen usw.);

• Feld 2, Kosten der nicht abschreibungsfähigen Investitionsgüter unter Berechnung:
– des Preises für Mieten bezüglich der Investitionsgüter, die mit Leasing-, Nutzungs- und

Mietverträgen oder gegen Entgelt erworben wurden;
– die Gegenleistung bezüglich des Kaufs von nicht abschreibungsfähigen Investitionsgütern

(zum Beispiel Grundstücken);
• Feld 3, Kosten der zum Weiterverkauf bestimmten Gütern (Waren) und der zur Produktion

von Gütern und Dienstleistungen bestimmten Gütern (zum Beispiel Rohstoffe,
Halbfertigteile, Hilfsmaterialien);

• Feld 4 Kosten aller anderen Anschaffungen und Einfuhren von Gütern und Dienstleistungen
hinsichtlich der Unternehmenstätigkeit, Kunst oder Profession, die nicht in den vorherigen
Feldern enthalten waren (zum Beispiel allgemeine Kosten, Kosten für den Erwerb von
Dienstleistungen, usw.).
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TEIL 3 – Ermittlung der absetzbaren MwSt.

Der Teil ist für die Festsetzung der zum Abzug zulässigen Mehrwertsteuer vorgesehen. Die
Subjekte, die besondere Geschäftstypologien getätigt haben oder die in spezifischen
Geschäftssektoren tätig sind, müssen die für die Festsetzung der Steuer verwendeten
Methode auch bei fehlenden in den entsprechenden Abschnitt einzugebenden Daten durch
Ankreuzen des entsprechenden Kästchens in der Zeile VF30 angeben.

Es wird darauf hingewiesen, dass in ein und demselben Vordruck auf keinen Fall mehr als ein
Kästchen angekreuzt werden darf. Bei eventuellem gleichzeitigem Bestehen von zwei oder
mehr Regelungen für die Festsetzung der absetzungsfähigen Mehrwertsteuer muss für jede
angewandte Regelung ein Vordruck ausgefüllt werden.

ACHTUNG: Die Steuerzahler, die im Laufe des Steuerjahres die folgenden Geschäfte durchge-
führt haben, müssen nicht die Zeile VF30 sondern die Zeilen VF53 bis VF55 ausfüllen:
– steuerfreie gelegentliche Geschäfte
– ausschließlich steuerfreie von den Nummern 1 bis 9 des Art. 10 vorgesehene

Geschäfte, die nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen oder zu den ste-
uerpflichtigen Geschäften gehören

– gelegentliche Abtretungen von gebrauchten Gütern
– gelegentliche Geschäfte, die unter die vom Art. 34-bis für die verbundenen

Agrartätigkeiten vorgesehene Regelung fallen.

Es wird hervorgehoben, dass die Steuerzahler, die Geschäfte bezüglich von Gold durchfü-
hren, die sowohl unter die Regelung gemäß Art. 19, dritter Absatz, Buchst. d) als auch unter
die des nachfolgenden Absatzes 5-bis fallen, für die getrennte buchmäßige Erfassung der
entsprechenden Geschäfte sorgen und zwei Vordrucke zur Hervorhebung der in Abzug zuläs-
sigen Mehrwertsteuer für jede Festsetzungsmethode der Steuer ausfüllen müssen.

Zeile VF30 das Kästchen bezüglich der für die Festsetzung der zum Abzug zulässigen ver-
wendeten Methode ankreuzen:
– Kästchen 1 - Grundbesteuerung der Basis für die Reiseagenturen (Art. 74-ter);
– Kästchen 2 - Differenzbesteuerung für die gebrauchten Güter (Gesetzesdekret Nr. 41 von 1995);
– Kästchen 3 - Tätigkeiten mit steuerfreien Geschäftsfällen;
– Kästchen 4 - Agritourismus (Gesetz Nr. 413 von 1991);
– Kästchen 5 - Vereinigungen, die in der Landwirtschaft tätig sind (Gesetz Nr. 413 von 1991);
– Kästchen 6 - Begünstigtes Besteuerungssystem für Wanderschauspieler und 

Mindeststeuerzahler (Art. 74-quater);
– Kästchen 7 - Sonderbesteuerung für die zusammenhängenden landwirtschaftlichen 

Tätigkeiten (Art. 34-bis);
– Kästchen 8 - Sonderbesteuerung für landwirtschaftliche Unternehmen (Art. 34).

Die zum Abzug zulässige, laut den ordentlichen Kriterien bzw. auf der Grundlage der
Sonderregelungen, für die das Ausfüllen der Zeile VF30 durch Ankreuzen der Kästchen 1, 2, 4, 5, 6
oder 7 vorgesehen ist, bestimmte Steuer muss in der Zeile VF57 angegeben werden (siehe Anleitung).

Die Steuerzahler, die für die Steuerperiode steuerfreie Geschäfte gemäß Art. 10 mit
Ausnahme der steuerfreien ausschließlich gelegentlichen, d.h. gemäß den Nummern 1 bis 9,
Geschäfte registriert haben, die nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen oder zu
den steuerpflichtigen Geschäften gehören, müssen das Kästchen 3 der Zeile VF30 ankreu-
zen und die Zeilen VF31 bis VF37 ausfüllen.

Die Agrarbetriebe, die die Zeile VF30 durch Ankreuzen des Kästchens 8 ausgefüllt haben,
müssen die zum Abzug zulässige Steuer gemäß den vom Art. 34 festgeschriebenen Kriterien
bestimmen und die Zeilen VF38 bis VF52 ausfüllen.

TEIL 3-A – Steuerfreie Geschäftsfälle

Der teil ist den Subjekten vorbehalten, die für die Steuerperiode gemäß Art. 10 steuerfreie
Geschäfte mit Ausschluss der steuerfreien ausschließlich gelegentlichen, d.h. gemäß Nr. 1
bis 9 des Art. 10, Geschäfte registriert haben, die nicht unter die eigene
Unternehmenstätigkeit fallen oder zu steuerpflichtigen Geschäften gehören.

Es wird hervorgehoben, dass die gelegentliche Durchführung von steuerfreien Geschäften, d.h. die
Durchführung der steuerfreien ausschließlich unter den Nummern 1 bis 9 des Art. 10 vorgesehenen
Geschäfte, die nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen oder zu steuerpflichtigen
Geschäften gehören, durch einen Steuerzahler, der im Wesentlichen eine der Mehrwertsteuer unter-
liegende Tätigkeit ausübt, sowie auch die gelegentliche Durchführung von steuerpflichtigen
Geschäften durch ein Subjekt, das im Wesentlichen eine steuerfreie Tätigkeit ausübt, nicht zur
Anwendung des Anteils Anlass gibt. In diesen Fällen ist zwecks Ermittlung der absetzbaren Steuer,
das allgemeine Prinzip der besonderen Verwendung der Güter und Dienstleistungen wieder anwen-
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dbar, das zur Folge hat, dass die Steuer bezüglich der Güter und Dienste, welche für die
Durchführung der steuerfreien oben genannten Geschäftsfälle (Art. 19, Absatz 2) verwendet wur-
den, nicht abgesetzt werden kann (siehe Rundschreiben Nr. 328 vom 24. Dezember 1997).

Die Zeile VF31 ist ausschließlich von Subjekten abzufassen, die vorwiegend eine steuerfre-
ie Tätigkeit ausüben und nur gelegentlich steuerpflichtige Geschäftsfälle ausgeübt haben. Die
MwSt. der Anschaffungen, die für diese Geschäftsfälle bestimmt sind, ist zur Gänze absetz-
bar. In diesem Fall müssen in den dafür vorgesehenen Feldern der steuerpflichtige Betrag
und die Steuer bezüglich der Anschaffungen für steuerpflichtige Geschäfte angegeben wer-
den, die schon in den Zeilen VF1 bis VF11 dargelegt wurden. Es wird darauf hingewiesen,
dass die anderen Zeilen in diesem Teil nicht abzufassen sind.

Das Kästchen in Zeile VF32 muss von Steuerzahlern angekreuzt werden, welche ausschließlich ste-
uerfreie Geschäfte durchgeführt haben. In diesem Fall sind die anderen Zeilen dieses Teiles nicht
abzufassen und der Betrag dieser steuerpflichtigen Anschaffungen ist in Zeile VF17 einzuschließen,
da die entsprechende Steuer nicht abgezogen werden kann. Es wird hervorgehoben, dass das
Kästchen dieser Zeile von Subjekten gemäß Absatz 5-bis des Art. 19, die ausschließlich steuerfreie
Geschäftsfälle durchgeführt haben, nicht anzukreuzen ist. Die absetzbare MwSt., die für die
Anschaffungen gemäß Art. 19, Absatz 5-bis zusteht, muss in Zeile VF36 angegeben werden. 

Das Kästchen in Zeile VF33 muss von Steuerzahlern angekreuzt werden, die für das
Besteuerungsjahr 2009 von der Wahl gemäß Art. 36-bis Gebrauch gemacht haben. In diesem Fall
ist keine andere Zeile dieses Teiles abzufassen und der Betrag der entsprechenden steuerpflichti-
gen Anschaffungen ist in Zeile VF17 einzuschließen, da dieser nicht abgezogen werden kann. 

Die Zeilen von VF34 bis VF36 müssen von jenen Subjekten abgefasst werden, die bei der
Durchführung ihrer Tätigkeit sowohl steuerpflichtige als auch steuerfreie Geschäftsfälle durchgeführt
haben und im Sinne des Art. 19-bis zur Berechnung des Absetzbetrages pro-rata verpflichtet sind.
Der Prozentsatz der Absetzbarkeit ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen den Geschäftsfällen, die
im Laufe des Jahres durchgeführt wurden (zu diesen zählen sowohl die steuerpflichtigen
Geschäftsfälle sowie die Geschäftsfälle gemäß Artikel 19, Absatz 3, die zwecks Absetzung den ste-
uerpflichtigen Geschäftsfällen gleichgestellt wurden) und den Gesamtbetrag, der durch die im sel-
ben Jahr durchgeführten steuerfreien Geschäftsfälle erhöht wird. 
Jedoch werden im Absatz 2 des Artikels 19-bis einige Geschäftsfälle in Betracht gezogen, bei denen
die Berechnung des Absetzungsprozentsatzes nicht beeinflusst wird, weshalb man bei diesen
Geschäftsfällen weder das Verhältnis zum Zähler noch zum Nenner berücksichtigen muss. Es han-
delt sich hauptsächlich um Veräußerungen von abschreibbaren Gütern, um interne Überschreibun-
gen gemäß Art. 36, letzter Absatz, um Geschäftsfälle gemäß Artikel 2, dritter Absatz, Buchst. a), b),
d) und f), um steuerfreie Geschäftsfälle laut Artikel 10, Nr. 27 quinquies), sowie um steuerfreie
Geschäftsfälle, die unter den Nummern von 1 bis 9 des vorgenannten Art. 10 angeführt sind, vorau-
sgesetzt, dass diese Geschäftsfälle nicht zur eigenen Tätigkeit des passiven Subjektes zählen oder
es sich um solche handelt, die zusätzlich zu den steuerpflichtigen Geschäftsfällen durchgeführt wer-
den, oder es sich um Investitionstätigkeiten in Bezug auf den Gegenstand des Unternehmens han-
delt. In Bezug auf die letzten Geschäfte (von 1 bis 9 des Art. 10) ist die Nichtabsetzbarkeit der Steuer
für die Güter und die Dienstleistungen, die ausschließlich für ihre Durchführung verwendet werden,
vorgesehen und dies in Beachtung des von Absatz 2 des Artikels 19 vorgesehenen allgemeinen
Prinzips, mit welchem die Nichtabsetzbarkeit der Steuer für Güter und Dienstleistungen bei steuer-
freien Geschäftsfällen vorgesehen ist.

Zeile VF34 Erforderliche Angaben für die Ermittlung des Absetzungsprozentsatzes, der
im Feld 7 anzugeben ist.

In den Feldern 1, 2, 3 und 4 sind einige steuerfreie Geschäftsfälle anzugeben, die bereits in
Zeile VE33 angegeben sind.
In Feld 1 ist der Gesamtbetrag der steuerfreien Geschäftsfälle gemäß Art. 10, Nr. 11 anzuge-
ben, die von den Subjekten, welche Gold für Investitionen herstellen oder Gold in Gold für
Investitionen verarbeiten und in Art. 19 , Absatz 3, Buchst. d) angeführt sind. Diese
Geschäftsfälle sind zwecks Absetzung den steuerpflichtigen Geschäftsfällen gleichgestellt
(siehe im Anhang „Geschäftsfälle mit Gold und Silber“).
In Feld 2 ist der Gesamtbetrag der steuerfreien Geschäftsfälle gemäß Art. 10, Nummern von
1 bis 9 anzugeben, wenn sie kein Gegenstand der eigenen Tätigkeit des Unternehmens sind
oder zusätzlich zu steuerpflichtigen Geschäftsfällen durchgeführt werden. Diese
Geschäftsfälle sind zwecks Berechnung der absetzbaren pro-rata nicht zu berücksichtigen.
Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass jede Tätigkeit, die unter den ordentlichen
Tätigkeitsbereich des Unternehmens fällt und zwar zum eigenen und institutionellen Gegenstand
zählt, als unternehmenseigene Tätigkeit zu betrachten ist, davon sind nur jene Tätigkeiten ausge-
schlossen, die nicht zu den Haupttätigkeiten zählen, das heißt unter jene Tätigkeiten, die nicht direkt
zur Erzielung der dem Unternehmen eigenen Zweckbestimmung zählen, sondern ausschließlich zu
Investitionszwecken als zusätzliche oder gelegentliche Tätigkeit durchgeführt werden (siehe
Rundschreiben Nr. 25 vom 3. August 1979 und Nr. 71 vom 26. November 1987).
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In Feld 3 ist der Gesamtbetrag der steuerfreien Geschäftsfälle laut Art. 10, Nr. 27-quinquies
anzugeben. Es handelt sich um Abtretungen, die vorher gekaufte oder importierte Güter zum
Gegenstand haben und wofür kein Recht auf eine gänzliche MwSt.-Absetzung im Sinne der
Artikel 19, 19-bis1 oder 19-bis2 zusteht. Es wird darauf hingewiesen, dass der Betrag, der im
vorliegenden Feld einzutragen ist, abzüglich der eventuell durchgeführten Veräußerungen
von abschreibbaren Gütern anzuführen ist. Die in diesem Feld angeführten Geschäftsfälle
sind zwecks Berechnung des Absetzbetrages pro-rata nicht zu berücksichtigen.
In Feld 4 ist der Gesamtbetrag der Abtretungen von abschreibbaren Gütern und der internen
Überschreibungen anzugeben, die beide MwSt.-frei sind. Die in diesem Feld angeführten
Geschäftsfälle sind zwecks Berechnung des Absetzbetrages pro-rata nicht zu berücksichtigen.
In den Feldern 5 und 6 sind besondere Arten von Geschäftsfällen anzuführen, wofür im Sinne
des Art. 19, Absatz 3 Anrecht auf eine Absetzung zusteht, auch wenn diese Geschäftsfälle der
Verpflichtung auf Rechnungslegung, Registrierung und Erklärung unterliegen und für welche
bei der Berechnung der Absetzbetrag pro-rata zu berücksichtigen ist.
In Feld 5 ist der Gesamtbetrag der Geschäfte, die außerhalb des Staatsgebietes durchgeführt wur-
den, anzugeben und für welche das Anrecht auf Absetzung vorgesehen wäre, wenn sie in Italien
durchgeführt würden. Es handelt sich dabei um Geschäftsfälle, die im Sinne des Art. 7 außerhalb
des Anwendungsbereiches der MwSt. sind und im Ausland von inländischen Unternehmern, die im
Ausland keinen festen Geschäftssitz eingerichtet haben, durchgeführt wurden.
In Feld 6 ist der Gesamtbetrag der Geschäftsfälle gemäß Art. 74, Absatz 1 anzugeben, die
der Monophasen-MwSt. unterliegen (Wiederverkauf von Monopolwaren usw.).
In Feld 7 ist der Absetzungsprozentsatz, der aufgrund der folgenden Rechenformel berechnet
wird, anzugeben:

VE40 + VF34 Feld 1 + VF34 Feld 5 + VF34 Feld 6 – (VE33 – VF34 Feld 4)
––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––  x 100

VE40 + VF34 Feld 5 + VF34 Feld 6 – VF34 Feld 2 – VF34 Feld 3 

das Ergebnis muss auf die höhere bzw. niedrigere Einheit auf- bzw. abgerundet werden, je
nachdem, ob die Dezimalzahl fünf Zehntel überschreitet oder darunter liegt. Zwecks Auf- bzw.
Abrundung sind die ersten 3 Dezimalzahlen zu berücksichtigen: Zum Beispiel der Prozentsatz
0,502 wird auf 1 aufgerundet, der Prozentsatz 7,500 wird auf 7 abgerundet. Im besonderen
Fall, dass sich ein negativer Prozentwert ergibt, ist 0 (Null) anzugeben, während bei einem
Prozentwert von mehr als Hundert, Hundert anzugeben ist.

In Zeile VF35 ist von den „gewohnheitsmäßigen“ Exporteuren die MwSt. anzugeben, welche
auf Anschaffungen und Einfuhren gemäß Zeile VF12 (für die Begriffsbestimmung der „gewoh-
nheitsmäßigen“ Exporteure siehe Art. 1 des GD Nr. 746 vom 29.12.1983, umgewandelt in
Gesetz Nr. 17 vom 27. Februar 1984) nicht entrichtet wurde.

In Zeile VF36 müssen Subjekte, die auf dem Goldmarkt tätig sind und verschieden von den
Goldherstellern und Erstverarbeitern von Gold für Investitionen sind, den MwSt.-Betrag ange-
ben, der im Sinne des Art. 19, Absatz 5-bis abzugsfähig ist (siehe im Anhang „Geschäftsfälle
mit Gold und Silber“). In der Annahme, dass die genannten Subjekte ausschließlich steuer-
freie Geschäftsfälle durchgeführt haben, muss der Betrag dieser Zeile in Zeile VF37 übertra-
gen werden.

In Zeile VF37 ist die absetzbare MwSt. anzugeben. Die Modalitäten zur Abfassung sind in
Bezug auf die nachstehend aufgelisteten geschäftlichen Situationen zu unterscheiden:
• die steuerpflichtigen, gelegentlichen Geschäftsfälle (Zeile VF31); in diesem Fall ist der

Steuerbetrag aus Zeile VF31, Spalte 2 zu übertragen;
• Durchführung von steuerfreien Geschäftsfällen (Zeile VF32); in diesem Fall ist in Zeile VF37

kein Betrag einzutragen, da keine absetzbare MwSt. vorliegt;
• Vorliegen der getroffenen Wahl gemäß Art.36-bis (Zeile VF33); in diesem Fall ist in Zeile

VF37 kein Betrag einzutragen, da keine absetzbare MwSt. vorliegt;
• gleichzeitiges Vorliegen von steuerfreien und steuerpflichtigen Geschäftsfällen; in diesem

Fall erhält man die absetzbare MwSt. durch die Anwendung der Methode der Anteile (pro-
rata), wobei die nachstehende Berechnung durchzuführen ist:

Absetzbare MwSt. VF37 = [(VF22 + VF35 – VF36) x VF34 Feld 7 : 100] – VF35 + VF36.

Der algebraisch mit dem Betrag aus Zeile VF37 summierte Betrag aus Zeile VF56 ist in Zeile
VG57 zu übertragen.

Abfassungsmodalitäten des Teiles 3-A der Übersicht VF
Durch die unten angeführte Übersicht werden Erläuterungen für die Abfassung des vorliegen-
den Teiles aufgrund der verschiedenen möglichen Voraussetzungen angeführt.
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TEIL 3-B – Unternehmen in der Landwirtschaft (Art. 34)

Die Zeilen VF38 bis VF52 müssen von allen landwirtschaftlichen Erzeugern ausgefüllt werden,
unabhängig ob es sich dabei um einfache oder gemischte Agrarbetriebe oder um Konsortien
oder andere Subjekte gemäß dem zweiten Absatz, Buchstabe c) des Art. 34 handelt.

In Zeile VF38 sind der steuerpflichtige Gesamtbetrag und die Steuer auf die Veräußerung von
Produkten und Dienstleistungen anzugeben, die verschieden von den landwirtschaftlichen
Veräußerungen sind (bereits im Teil 2 der Übersicht VE eingeschlossen) und von gemischten
landwirtschaftlichen Unternehmen (Art. 34, Absatz 5) durchgeführt wurden.
Die entsprechende, abzugsfähige Steuer dieser Geschäftsfälle ist in Zeile VF50 zu übertragen.

Die Zeilen von VF39 bis VF47 sind für die Berechnung des pauschalen Absetzbetrages, der auf die
Veräußerungen von landwirtschaftlichen Produkten Anwendung findet, vorgesehen worden. In Bezug
auf den anwendbaren Ausgleichssatz sind in diesem Teil, die Einbringungen an Genossenschaften
bzw. an sonstige Subjekte gemäß Absatz zwei, Buchstabe c) des Artikels 34 (aus Teil 1 der Übersicht
VE) unter Anwendung des Ausgleichssatzes sowie die Abtretungen der landwirtschaftlichen
Produkte, unter Anwendung des MwSt.-Prozentsatzes, der für jedes einzelne Gut vorgesehen ist, zu
übertragen (im Teil 2 der Übersicht VE eingeschlossen). In der zweiten Spalte ist die Steuer anzuge-
ben, die mittels Anwendung der Ausgleichsprozentsätze auf die in den entsprechenden Feldern der
ersten Spalte angeführten steuerpflichtigen Beträge, ermittelt wurde. 

Zeile VF48, Berichtigungen sowie Steuerauf- und abrundungen der Geschäftsfälle aus den
Zeilen von VF39 bis VF47.

In Zeile VF49 ist der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Beträge und der Steuer (algebrai-
sche Summe der Zeilen von VF39 bis VF48) anzugeben.

Zeile VF50, die abzugsfähige MwSt. der Anschaffungen und Einfuhren, die für den Verkauf jener
Produkte bestimmt sind, die verschieden von den landwirtschaftlichen Produkten aus Zeile VF38 sind.

In Zeile VF51 ist der abzugsfähigen Betrag gemäß Art. 34, Absatz 9 (sog. theoretische MwSt.) von den
landwirtschaftlichen Unternehmern anzugeben, die im Sinne des Art. 8, erster Absatz, des Art.38-qua-
ter und des Art. 72, nicht steuerpflichtige Veräußerungen von landwirtschaftlichen Produkten, die in der
Aufstellung A – erster Teil - aufscheinen, sowie innergemeinschaftliche Veräußerungen von landwir-
tschaftlichen Produkten getätigt haben. Der Absetzbetrag bzw. die Rückerstattung der theoretischen
MwSt. stellt ein Eintreibungssystem der schon vorher von den Steuerzahlern gemäß Art. 34 bezahlten
MwSt. dar, die keine Anschaffungen ohne Auferlegung der Steuer mittels Absichtserklärung, mit
Hinsicht auf die durchgeführten nicht steuerpflichtigen Umsätze, tätigen dürfen.
Der Betrag, der in dieser Zeile anzugeben ist, muss durch die Anwendung der
Ausgleichsprozentsätze berechnet werden, welche anwendbar wären, wenn die oben genan-
nten Geschäftsfälle im Inland durchgeführt worden wären.

Ausschließlich steuerfreie Geschäftsfälle

Steuerfreie und steuerpflichtige Geschäftsfälle mit
vereinheitlichter Buchhaltung

Steuerfreie und steuerpflichtige Geschäftsfälle mit
getrennter Buchhaltung

Ausschließlich steuerfreie Geschäftsfälle aufgrund der
Wahl gemäß Art.36-bis

Steuerfreie Geschäftsfälle aufgrund der Wahl gemäß Art.36-
bis und steuerpflichtige Geschäftsfälle mit vereinheitlichter
Buchhaltung
Steuerfreie Geschäftsfälle aufgrund der Wahl gemäß Art.36-
bis und steuerpflichtige Geschäftsfälle mit getrennter
Buchhaltung
Gelegentliche, steuerpflichtige und steuerfreie Geschäftsfälle
bzw. Geschäftsfälle gemäß Nr. von 1 bis 9 des Art.10, die nicht
unter die eigene Tätigkeit des Unternehmens fallen

Steuerfreie Geschäftsfälle und gelegentliche, steuerpfli-
chtige Geschäftsfälle

Befreiung von der Einreichung der Erklärung
(wird die Erklärung trotzdem eingereicht, ist Zeile VF32
abzufassen)

1 Formblatt    Abfassung der Zeilen VF34,  
VF35, VF36 und VF37

1 Formblatt steuerfreie Geschäftsfälle Abfassung Zeile VF32
1 Formblatt steuerpflichtige Geschäftsfälle

Befreiung von der Einreichung der Erklärung
(wird die Erklärung trotzdem eingereicht, ist Zeile VF33
abzufassen)

1 Formblatt   Abfassung der Zeile VF33

1 Formblatt steuerfreie Geschäftsfälle Abfassung Zeile VF33
1 Formblatt   steuerpflichtige Geschäftsfälle

1 Formblatt   Abfassung der Zeile VF53

1 Formblatt   Abfassung der Zeilen VF31 und VF37

Art der durchgeführten Geschäftsfälle
Abfassungsmodalität des Teiles, der den 

steuerfreien Geschäftsfällen vorbehalten ist
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In Zeile VF52 ist der Gesamtbetrag der abzugsfähigen MwSt. anzugeben, der aus der Summe der
Beträge aus den Zeilen von VF49 bis VF51 besteht. Der Betrag der vorliegenden Zeile ist mit dem
Betrag aus Zeile VF56 algebraisch zu summieren und in Zeile VF57 zu übertragen.

TEIL 3-C – Sonderfälle

Die Zeilen VF53 bis VF55 sind den Subjekten vorbehalten, die Folgendes durchgeführt haben:
– gelegentliche steuerfreie Geschäfte,
– ausschließlich steuerfreie unter den Nummern 1 bis 9 des Art. 10 vorgesehene Geschäfte, die

nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen oder zu steuerpflichtigen Geschäften gehören,
– gelegentliche Abtretungen von Gebrauchtgütern,
– gelegentliche Geschäfte, die unter die vom Art. 34-bis für die verbundenen Agrartätigkeiten

vorgesehene Regelung fallen.

Es können die drei Zeilen bei Vorhandensein aller angegebenen Geschäftstypologien glei-
chzeitig ausgefüllt werden, auch wenn eine Sonderregelung für die Festsetzung der abzug-
sfähigen Steuer angewandt wurde.

Zeile VF53 das Kästchen muss angekreuzt werden, wenn steuerfreie rein gelegentliche Geschäfte,
d.h. ausschließlich steuerfreie unter den Nummern 1 bis 9 des Art. 10 vorgesehene Geschäfte, dur-
chgeführt wurden, die nicht unter die eigene Unternehmenstätigkeit fallen oder zu steuerpflichtigen
Geschäften gehören. Der Betrag dieser steuerfreien Geschäfte ist in der Zeile VE33 anzugeben,
während die diesbezüglichen Anschaffungen in der Zeile VF17 angegeben werden müssen.

Zeile VF54 das Kästchen muss angekreuzt werden, wenn gelegentliche Abtretungen von
Gebrauchtgüter durchgeführt wurden, die mit Anwendung der besonderen vom GD Nr. 41 von
1995 vorgesehenen Margenregelung vorgenommen wurden.
Für die Berechnung der Brutto-Gesamtmarge und für die Übertragung der Daten in die Über-
sicht VE wird auf die im Anhang unter “Gebrauchte Güter” enthaltene Anleitung für das
Ausfüllen der Aufstellung B verwiesen. Es wird präzisiert, dass der Betrag der Anschaffungen
bezüglich der besagten Abtretungen in der Zeile VF13 angegeben werden muss, ausgenom-
men die Anschaffungen von Subjekten, die im Jahre 2009 von der Mindestsatzregelung
gemäß Artikel 1, Absätze 96 und folgende des Gesetzes Nr. 244 von 2007 Gebrauch gemacht
haben, die in der Zeile VF15 anzugeben sind.

Zeile VF55 muss von den Agrarbetrieben ausgefüllt werden, die gelegentlich Geschäfte dur-
chgeführt haben, für die die für die verbundenen Agrartätigkeiten vom Artikel 34-bis vorgese-
hene Sonderregelung anwendbar wird. In den Feldern 1 und 2 den steuerpflichtigen Betrag
bzw. die Steuer bezüglich der vorgenannten, schon in der Übersicht VE enthaltenen
Geschäfte angeben. Die zum Abzug zulässige Mehrwertsteuer wird durch Anwendung des
Prozentsatzes von 50% auf den im Feld 2 hervorgehoben Betrag festgesetzt. Die diese
Geschäfte betreffenden Anschaffungen sind in der Zeile VF17 anzugeben (für weitere
Erläuterungen siehe im Anhang unter “Mit der Landwirtschaft zusammenhängende
Tätigkeiten”).

TEIL 4 - Absetzbare MwSt.

Zeile VF56, Gesamtbetrag der Berichtigungen. Artikel 19-bis2 sieht vor, dass die
Steuerabsetzung für die Anschaffung von Gütern und Dienstleistungen nach jener, die am
Anfang durchgeführt wurde, zu berichtigen ist, falls sich der Anspruch auf die Absetzung im
Augenblick der Verwendung der Güter und Dienstleistungen verändert hat. Art.19 sieht vor,
dass der Anspruch auf den Absetzbetrag mit Bezug auf die Voraussetzungen zusteht, die zum
Zeitpunkt des Entstehens gegeben waren und das Ausmaß der Absetzung bleibt an diesen
Zeitpunkt gebuden, auch wenn bei Inanspruchnahme der Absetzung andere Bedingungen vor-
liegen sollten. Mit Bezug auf die Anschaffungen der Vorjahre, die aber im Jahr auf das sich die
Jahreserklärung bezieht registriert wurden, und falls der anwendbare Prozentsatz des
Absetzbetrages verschieden von jenem ist, der im Jahr 2009 anzuwenden ist, muss die abzug-
sfähige Steuer für beide Bezugsjahre berechnet werden. Der Unterschiedsbetrag der sich durch
die oben genannte Berechnung zwischen den beiden Prozentsätzen der Absetzung ergibt,
muss als Erhöhung oder Minderung des Betrages in dieser Zeile angeführt werden.

Mindeststeuerzahler laut Gesetz Nr. 244 von 2007 – Abfassungsmodalitäten. In dieser
Zeile ist die infolge der Einführung dieses Besteuerungssystems vorgenommene Berichtigung
des Absetzbetrages anzugeben. Dieser Betrag ist demnach ausschließlich in Zeile VA14, Feld
2 einzutragen.
Bei Änderung dieses Besteuerungssystems in die ordentliche Besteuerung, ist diese Zeile in jener
Erklärung abzufassen, die sich auf das Jahr in dem diese Änderung stattgefunden hat bezieht; dabei
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ist der berichtigte Absetzbetrag nach Abzug jenes Teiles anzugeben, der bereits in Verminderung der
noch geschuldeten Raten bei Übernahme dieser Besteuerung verwendet wurde.

Für die Ermittlung des gesamten Betrages der Berichtigungen, die in der Erklärung anzuführen sind,
wurde im Anhang die Aufstellung D vorgesehen (siehe unter "Berichtigungen des Absetzbetrages").

Zeile VF57, diese Zeile muss immer von allen Steuerzahlern für die Angabe der absetzbaren
MwSt. abgefasst werden. Unter Berücksichtigung des Gesamtbetrags der Berichtigungen
gemäß Zeile VF56 muss in der Zeile Folgendes angegeben werden:
• der Betrag gemäß Zeile VF22, wenn in der Zeile VF30 kein Kästchen angekreuzt wurde;
• der Betrag gemäß Zeile VF22, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 1 angekreuzt wurde, das

den Steuerzahlern vorbehalten ist, für die die vom Artikel 74-ter geregelte Regelung bestimmt
ist. Zur Vereinfachung des Ausfüllens der Erklärung durch die vorgenannten Subjekte ist im
Anhang die entsprechende Aufstellung A vorgesehen; (siehe unter “Reisebüros”)

• der Betrag gemäß Zeile VF22, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 2 angekreuzt wurde, das den
Steuerzahlern vorbehalten ist, die die vom Gesetzesdekret Nr. 41 von 1995 und von den Betreiber
von Versteigerungshäusern, die im eigenen Namen und auf Rechnung von Privatleuten auf der
Grundlage eines Kommissionsvertrags handeln und zur Anwendung der vom Artikel 40-bis dessel-
ben Gesetzesdekrets Nr. 41 von 1995 gehalten sind, geregelten Sonderregelung für
Gebrauchtgüter, Antiquitäten und Sammlerstücke angewendet haben. Zur Vereinfachung des
Ausfüllens der Erklärung durch die vorgenannten Subjekte wurden in den Anhang die entspre-
chenden Aufstellungen B und C eingefügt (siehe unter “Gebrauchte Güter”);

• der Betrag gemäß Zeile VF37, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 3 angekreuzt und der
Teil 3-A, steuerfreie Geschäfte, ausgefüllt wurde;

• fünfzig Prozent des Betrags gemäß Zeile VE25, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 4
angekreuzt wurde, das den Agrarbetrieben vorbehalten ist, die auch Agritourismus nach
Maßgabe des Gesetzes Nr. 96 vom 20. Februar 2006 betreiben und das vom Artikel 5 des
Gesetzes Nr. 413 von 1991 vorgesehene Spezialsystem für die Pauschalfestsetzung der fäl-
ligen Mehrwertsteuer verwenden. Die zum Abzug zulässige Mehrwertsteuer wird pauschal
durch Anwendung des Prozentsatzes von 50% auf die Steuer bezüglich der steuerpflichti-
gen Geschäfte festgesetzt (siehe im Anhang unter “Agritourismus”);

• ein Drittel des Betrags gemäß Zeile VE25, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 5 ange-
kreuzt wurde, das für die Gewerkschaften und Berufsvereinigungen bestimmt ist, die in der
Landwirtschaft bezüglich der steuerlichen Unterstützungsleistungen gegenüber ihren
Mitgliedern tätig sind, für die vom Artikel 78, Absatz 8 des Gesetzes Nr. 413 von 1991 der
Pauschalabzug der Steuer im Umfang von einem Drittel der Mehrwertsteuer bezüglich der
steuerpflichtigen durchgeführten Geschäfte vorgesehen ist;

• fünfzig Prozent des Betrags gemäß Zeile VE25, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 6 von den
Subjekten angekreuzt wurde, die Wanderveranstaltungen durchführen, sowie von jenen, die ande-
re in der dem DPR Nr. 633 von 1972 beigefügten Tabelle C angegebene Veranstaltungstätigkeiten
ausüben und die im Vorjahr ein Geschäftsvolumen von höchstens 25.822,84 Euro erzielt haben,
für die die vom Artikel 74-quater, fünfter Absatz geregelte Regelung bestimmt ist (siehe Anhang
unter “Unterhaltungs- und Veranstaltungstätigkeiten”);

• fünfzig Prozent des Betrags gemäß Zeile VE25, wenn in der Zeile  VF30 das Kästchen 7 von den
Agrarbetrieben angekreuzt wurde, die Dienstleistungen zur Verfügung stellen, die mittels vorwie-
gender Verwendung der Ausstattungen oder Ressourcen des Betriebs erbracht werden, die nor-
malerweise für die ausgeübte Agrartätigkeit eingesetzt werden, die der vom Artikel 34-bis vorge-
sehenen Regelung der Abzugspauschalisierung unterliegt. Die in dieser Zeile hervorzuhebende
und in Abzug zulässige Mehrwertsteuer wird durch Anwendung des Prozentsatzes von fünfzig
Prozent auf die Steuer bezüglich der steuerpflichtigen Geschäfte festgesetzt (siehe im Anhang
unter “Mit der Landwirtschaft zusammenhängende Tätigkeiten”);

• der Betrag gemäß Zeile VF52, wenn in der Zeile VF30 das Kästchen 8 angekreuzt wurde,
das den landwirtschaftlichen Erzeugern vorbehalten ist, die die vom Artikel 34 geregelte
Sonderregelung angewandt haben.

Das Vorhandensein der Zeilen VF53 und VF54 erfasst nicht zum Zwecke der Festsetzung der
zum Abzug zulässigen Steuer. Deshalb muss in diesem Fall in der Zeile VF57 der Betrag
gemäß Zeile VF22 angegeben werden.
Beim Ausfüllen der Zeile VF55 muss zum Zwecke der Festsetzung der in der Zeile VF57 anzugeben-
den Steuer fünfzig Prozent des Betrags gemäß derselben Zeile VF55 berücksichtigt werden.

4.2.6 – ÜBERSICHT VJ – ERMITTLUNG DER STEUER FÜR BESONDERE ARTEN VON
GESCHÄFTSFÄLLEN

Diese Übersicht ist für die Angabe der besonderen Geschäftsfälle vorgesehen, für welche die
Steuer aufgrund der Sonderbestimmungen, vom Abtretungsempfänger (innergemeinschaftliche
Anschaffungen und Art. 17, Absätze 3, 5, 6 und 7) bzw. von Subjekten geschuldet ist, die in be-
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sonderen Aufgabenbereichen für ihre Tätigkeiten Provisionen beziehen (Art. 74, erster Absatz,
Buchst. e), Art. 74-ter, Absatz 8).
In der Übersicht ist die Bemessungsgrundlage und die Steuer anzugeben, die sich auf die ge-
nannten Geschäftsfälle beziehen, wobei die Änderungen gemäß Art. 26 zu berücksichtigen sind.
Es wird hervorgehoben, dass die in dieser Übersicht angeführten Geschäftsfälle zwecks Abset-
zung in Übersicht VF einzuschließen sind.

In Zeile VJ1 sind die Güteranschaffungen einschließlich jener von Gold für Industriezwecke, von reinem
Silber, von Schrott und anderem Wiederverwertungsmaterial gemäß Art. 74, Absätze 7 und 8 anzuge-
ben, die aus dem Vatikanstaat und aus der Republik San Marino (Art. 71, Absatz 2) stammen und für
welche der Abtretungsempfänger im Sinne des Art. 17, 3. Absatz zur Zahlung der Steuer verpflichtet ist.
Der Gesamtbetrag der Güteranschaffungen aus San Marino ist auch in Zeile VF23, Feld 6 anzugeben.

In Zeile VJ2 ist der Gesamtbetrag der Geschäftsfälle anzuführen, in denen Güter aus den MwSt.-
Depots gemäß Art. 50-bis des GD Nr. 331 von 1993 entnommen werden, die zum Zweck ihrer
Benutzung bzw. ihrer Vermarktung im Staatsgebiet vorgenommen werden.

In Zeile VJ3 sind die Anschaffungen von Gütern und Dienstleistungen von Seiten der Subjekte
anzugeben, die im Ausland ansässig sind, für die der Abtretungsempfänger bzw. der nationale
Auftraggeber im Sinne des Art. 17, Absatz 3, eine Eigenrechnung ausgestellt hat.

In Zeile VJ4 sind die den Verkäufern der Fahrscheine bzw. den Verkäufern der Parkscheine
bezüglich der Fahrzeugparkplätze (z.B. Zeitungshändler) von den Betreibern des öffentlichen
Personenverkehrs und von den Betreibern der Parkplatzverwaltungen im Sinne des Art. 74,
Absatz 1, Buchstabe e)  gezahlten Vergütungen anzugeben, siehe Dekret vom 30. Juli 2009.

In Zeile VJ5 sind die von den Reiseagenturen an ihre Vermittler im Sinne des Art. 74-ter, Ab-
satz 8, entrichteten Provisionen anzuführen.

In Zeile VJ6 sind die im Staatsgebiet durchgeführten Anschaffungen von Schrott und sonsti-
gen Wiederverwertungsmaterialien gemäß Art. 74, Absätze 7 und 8 anzuführen, für welche der
Abtretungsempfänger zur Zahlung der Steuer verpflichtet ist. In dieser Zeile sind auch die
Dienstleistungen aufgrund von Arbeitsaufträgen, Werkverträgen und diesen gleichgestellten
Verträgen anzugeben, deren Gegenstand die Verarbeitung von nicht eisenhaltigem Schrott ist.

In Zeile VJ7 sind die innerhalb des Staatsgebietes durchgeführten Anschaffungen von Gold
anzugeben, das verschieden von jenem für Investitionen (sog. Gold für Industriezwecke) ist,
sowie von reinem Silber für welche die Steuer im Sinne des Art. 17, Absatz 5 vom Abtretun-
gsempfänger geschuldet ist.

In Zeile VJ8 sind die Anschaffungen von Gold für Investitionen anzugeben, für welche die Ste-
uer vom Abtretungsempfänger infolge der Option für die Besteuerung von Seiten des Abtre-
ters im Sinne des Art. 17, Absatz 5, geschuldet ist.

In Zeile VJ9 sind die innergemeinschaftlichen Anschaffungen einschließlich jener in Gold für Indu-
striezwecke und reinem Silber sowie die Dienstleistungen gemäß Art. 40, Absätze 4-bis, 5 und 6 des
GD Nr. 331 von 1993 (Dienstleistungen in Bezug auf bewegliche Güter, einschließlich der Sachver-
ständigengutachten, des Gütertransports, der Zusatzleistungen usw.) anzugeben.
Es wird darauf hingewiesen, dass in dieser Zeile die genannten Dienstleistungen gemäß Art. 40, Ab-
sätze 4-bis, 5 und 6 des GD 331/1993, die von zwei nationalen Unternehmen vorgenommen werden,
nicht einzuschließen sind, da diese in diesem Zusammenhang unter die internen Geschäftsfälle fallen.

In Zeile VJ10 sind die Einfuhren von Schrott und anderem Wiederverwertungsmaterial anzu-
geben, für welche die Steuer nicht im Zollamt, sondern im Sinne des Art. 70, Absatz 6 durch
die Eintragung des Zollscheines im Register gemäß Artikel 23 oder 24 beglichen wird und
zwecks Absetzung in das Register gemäß Art. 25, einzutragen sind.

In Zeile VJ11 sind die Einfuhren von Gold anzugeben, das verschieden vom Gold für Investi-
tionen (sog. Gold für Industriezwecke) ist und Einfuhren von reinem Silber, für welche die Ste-
uer nicht im Zollamt, sondern im Sinne des Art. 70, Absatz 5 durch die Eintragung des Zol-
lscheins in das Register gemäß Artikel 23 oder 24 beglichen wird und zwecks Absetzung in das
Register gemäß Art. 25, einzutragen sind.

In Zeile VJ12 ist der Trüffeleinkauf bei Amateur- und Gelegenheitssammlern anzuführen, die
nicht im Besitz der MwSt.-Nummer sind und für welche der Abtretungsempfänger im Sinne des
Art. 1, Absatz 109 des Gesetzes Nr. 311 vom 30. Dezember 2004, eine Eigenrechnung ausge-
stellt hat. Es wird daran erinnert, dass für diese Einkäufe keine Steuerabsetzung zulässig ist
und dass der entsprechende Betrag in Zeile VF17 (siehe Rundschreiben Nr. 41 vom 26. Sep-
tember 2005) eingeschlossen werden muss.
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In Zeile VJ13 sind die Anschaffungen der Dienstleistungen von Subunternehmern im Baube-
reich, ohne Steuerbelastung gemäß Art.17, Absatz 6, Buchstabe a) (siehe Rundschrieben Nr.
37 vom 29. Dezember 2006), anzuführen.

In Zeile VJ14 sind die Ankäufe zweckdienlicher Gebäude oder zweckdienlicher Teile dieser
Gebäude gemäß Artikel 10, Nr. 8-ter, Buchstabe b) und d), für welche die Steuer gemäß Arti-
kel 17,  Absatz 6, Buchstabe a-bis) vom Abtretungsempfänger geschuldet ist, anzuführen.

In Zeile VJ15 ist der Gesamtbetrag der MwSt. auf die in dieser Übersicht angeführten Ge-
schäftsfälle anzugeben, der sich aus der Summe der in Spalte 2 der Zeilen von VJ1 bis VJ14
angeführten Beträge ergibt.

4.2.7. – ÜBERSICHT VH – PERIODISCHE ABRECHNUNGEN 

TEIL 1 – Zusammenfassende periodische Abrechnungen für alle durchgeführten Tätigkei-
ten bzw. von den beherrschenden und beherrschten Gesellschaften übertragene
Guthaben und Schulden

Die Zeilen von VH1 bis VH12 müssen für die Angabe der Daten (MwSt.-Schulden bzw. MwSt.-Gu-
thaben) aus den durchgeführten, periodischen Abrechnungen von allen Steuerzahlern und Gesel-
lschaften abgefasst werden, die an der MwSt.-Gruppenabrechnung im Sinne des Artikels 73 und des
MD vom 13. Dezember 1979 teilgenommen haben, damit die Schulden und/oder Guthaben angege-
ben werden können, die im Laufe des Besteuerungszeitraumes an die Gruppe übertragen wurden. Für
die Abfassung der Zeile VH12 wird darauf hingewiesen, dass das Resultat der entsprechenden Abre-
chnung einzutragen ist, wobei der Betrag der Akontozahlung eingeschlossen werden muss.
Der Betrag, welcher im Feld "Schulden" jeder Zeile dieser Übersicht anzugeben ist, entspricht
der für jeden einzelnen Zeitraum geschuldeten MwSt. (auch falls nicht tatsächlich eingezahlt)
nach Abzug der von den Sonderbestimmungen vorgesehenen Sondersteuerguthaben, die von
den Verwaltungsgesellschaften der Ersparnisse bezogen und von diesen für die periodischen
Zahlungen verwendet wurden. Im Falle von viermonatlichen Abrechnungen gemäß Art. 7 des
DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999 in geltender Fassung, die ohne Mitteilung der getroffenen
Wahl vorgenommen werden (siehe die Anleitungen der Zeile VO2), muss die auf diese Weise
berechnete MwSt. um die Zinsen von 1% erhöht werden. Demzufolge entspricht der Betrag,
falls die Einzahlung regelmäßig durchgeführt wurde, dem Betrag der MwSt., der in der Spalte
„eingezahlte Schuldbeträge“ des entsprechenden Vordruckes F24, angeführt ist.
Steuerzahler mit monatlicher Abrechnung müssen die Zeilen von VH1 bis VH12 abfassen, die
den 12 Monaten des Jahres entsprechen.
Steuerzahler hingegen, welche im Sinne des Art. 7 des genannten Dekretes Nr. 542 von 1999,
viermonatliche Abrechnungen durchgeführt haben, müssen die Daten der entsprechenden re-
gelmäßigen Abrechnungen in den Zeilen VH3, VH6, VH9 anführen ohne dabei die Zeile
VH12 abzufassen, da die geschuldete MwSt. (bzw. das Guthaben) des vierten Trimesters,
von diesen Subjekten bei der Einzahlung der Jahreserklärung zu berechnen ist. Ergibt sich bei
der Abrechnung in der Jahreserklärung ein Ausgleichsbetrag, ist das Guthaben in Zeile VL32
bzw. der Schuldbetrag, in Zeile VL33 einzutragen.
Steuerzahler, welche im Sinne des Art. 73, Absatz 1, Buchst. e) und des Art. 74, Absatz 4,
vierteljährliche Verrechnungen, in Bezug auf die vier Trimester des Kalenderjahres durchfü-
hren, sind angehalten die Angaben zu den laufenden Einzahlungen in die entsprechenden
Zeilen VH3, VH6, VH9 und VH12 (mit Bezugnahme auf das letzte Vierteljahr), einzutragen.
Es wird darauf hingewiesen, dass Steuerzahler welche mehrere Tätigkeiten ausüben und im
Sinne des Art. 36 getrennte Bücher führen, aufgrund des Gesetzes oder aufgrund ihrer Wahl,
im letzten Monat jedes Vierteljahres, den Gesamtbetrag aus der monatlichen Verrechnung mit
jenem der vierteljährlichen Verrechnung, innerhalb der Frist für die monatliche Verrechnung,
ausgleichen können. Demnach ist in den Zeilen VH3, VH6, VH9 und VH12 ein einziger Betrag
anzugeben, welcher mit der algebraischen Summe der Guthaben und der Verbindlichkeiten,
die aus den Verrechnungen der einzelnen Perioden hervorgehen, übereinstimmt (siehe im An-
hang unter „Getrennte Buchhaltungen“).
Bei Berichtigung einer unterlassenen Steuerzahlung für eine vorhergehende periodische Verre-
chnung, muss der Steuerzahler in der Zeile der Übersicht VH, die der Periode entspricht, in welcher
die Berichtigung durchgeführt wird, die aufgrund der Berichtigung eingezahlten Beträge nicht be-
rücksichtigen, da, wie oben angeführt, im Zusammenhang mit jeder Periode (Monat bzw. Trimester)
der Betrag, der für diese Periode angezahlt werden muss, anzugeben ist, auch falls die Zahlung
nicht innerhalb der vorgesehenen Frist durchgeführt wurde. Bei infolge von Berichtigung gemäß
Artikel 13 des G.v.D Nr. 472 von 1997 vorgenommenen Zahlungen muss das Kästchen in der Zei-
le angekreuzt werden, das dem Zahlungszeitraum entspricht, für den der Steuerpflichtige das vor-
genannte Institut in Anspruch genommen hat. Außerdem wird daran erinnert, dass die Zinsen für die
freiwillige Berichtigung nicht in die Beträge dieser Übersicht einzuschließen sind.
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ZUR BEACHTUNG: Falls der Betrag der geschuldeten Steuer 25.82 Euro einschließlich
der vom Steuerzahler vierteljährlich geschuldeten Zinsen nicht überschreitet, ist die Ein-
zahlung nicht durchzuführen und die Steuerschuld ist in das Feld der Schuldbeträge je-
ner Zeile zu übertragen, die sich auf den Zeitraum der Abrechnung bezieht. Infolgedes-
sen ist die Steuerschuld in die nächste vierteljährliche Abrechnung zu übertragen.

In Zeile VH13 ist der Betrag der geschuldeten Akontozahlung anzuführen, auch falls dieser
nicht tatsächlich entrichtet worden ist. Diese Zeile ist von Steuerzahlern abzufassen, die im
Sinne des Art. 6 des Gesetzes Nr. 405 vom 29. Dezember 1990 in der geltenden Fassung ver-
pflichtet sind, die Akontozahlung vorzunehmen (siehe im Anhang „Akontozahlung“).
In das Kästchen Methode ist der Kode einzutragen, welcher der Methode entspricht, die bei
Ermittlung der Akontozahlung angewandt wurde:
– “1” historische Methode;
– “2” Methode aufgrund voraussehbarer Werte;
– “3” analytische – effektive Methode;
– “4” Subjekte, welche im Bereich der Telekommunikation, der Wasser- und Energiezufuhr, der

Sammlung und Entsorgung von Abfall usw. arbeiten.

ZUR BEACHTUNG: Liegt der Betrag der Akontozahlung unter 103,29 Euro ist keine
Akontozahlung geschuldet und in dieser Zeile ist kein Betrag einzutragen.

Diese Zeile ist von Gesellschaften, die an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilnehmen, für die
Angabe der Beträge, die für die Akontozahlungen übertragen wurden, nicht abzufassen, da
nur der für die Gruppe geschuldete Betrag der Akontozahlung von der beherrschenden Gesel-
lschaft in der MwSt.- Aufstellung 26/PR in Zeile VV13 eingetragen werden muss.

Abfassung der Übersicht VH seitens der Steuerzahler, welche Sondersteuerguthaben
bzw. MwSt.-Guthaben in Anspruch genommen haben, die von Verwaltungsgesellschaf-
ten der Ersparnisse abgetreten wurden
Der Steuerzahler, welcher bei der periodischen Abrechnung oder für die Akontozahlung Sondersteuergu-
thaben wie auch Guthaben in Anspruch nimmt, die er von Verwaltungsgesellschaften der Ersparnisse be-
zogen hat, muss im Feld „Schuldbeträge“ der Zeilen von VH1 bis VH13 die Ergebnisse der Abrechnungen
und den Betrag der Akontozahlungen nach Abzug der in Anspruch genommenen Guthaben, anführen. Die
Summe der auf diese Weise in Anspruch genommenen Steuerguthaben muss in Zeile VL28, Feld 1 ein-
geschlossen werden, dabei muss im Feld 2 jener Teil der Guthaben angeführt werden, der von den Ver-
waltungsgesellschaften der Ersparnisse bezogen wurde. Die Sondersteuerguthaben und jene Guthaben,
die von Verwaltungsgesellschaften der Ersparnisse bezogen wurden und in der Jahreserklärung in An-
spruch genommen wurden, müssen hingegen in die Zeilen VL34 und VL 35 übertragen werden.
Beansprucht der Steuerzahler die genannten Steuerguthaben für den Ausgleich im Zahlungsvordruck
F24, müssen die Ergebnisse der periodischen Abrechnungen und der Betrag der Akontozahlung in
Übersicht VH angeführt werden, ohne dabei den durchgeführten Ausgleich zu berücksichtigen.

Hinweise für Subjekte, die von außerordentlichen Ereignissen betroffen wurden
Siehe im Anhang unter "von außerordentlichen Ereignissen betroffene Subjekte”.

Abfassung der Übersicht VH seitens der Steuerzahler mit getrennter Buchhaltung (Art. 36)
Siehe im Anhang unter "Getrennte Buchhaltungen".

Abfassung der Übersicht VH seitens der beherrschenden und beherrschten Gesel-
lschaften (Art. 73)
Für die Modalitäten zur Abfassung der Übersicht VH seitens der Gesellschaften, die an der Gruppena-
brechnung gemäß Art. 73 teilnehmen (falls die Beherrschung im Laufe des Besteuerungszeitraumes
aufgehoben wird bzw. bei einer Fusion usw.), wird auf die Anleitungen im Abschnitt 3.4.3 verwiesen.

Abfassung der Übersicht VH seitens der Unterlieferanten (Art. 74, Absatz 5)
Subjekte, welche die Möglichkeit der viermonatlichen Zahlung der MwSt. für die Tätigkeiten auf-
grund von Zulieferungsverträgen (unter Verwendung der entsprechenden Tätigkeitskodes) in
Anspruch genommen haben, müssen die Steuer der entsprechende Tätigkeiten in jener Zeile
anführen, die dem Abrechnungszeitraum, während dem diese durchgeführt wurden entspricht,
auch wenn die Zahlung mit viermonatlicher Fälligkeit (ohne Zahlung der Zinsen) anstelle der mo-
natlichen durchgeführt wurde (siehe Rundschreiben Nr. 45/E vom 18. Februar 1999).

Abfassung der Übersicht VH im Falle von außerordentlichen Geschäftsfällen oder von
wesentlichen subjektiven Umwandlungen
Gemäß den Anleitungen des Abschnittes 3.3 muss das aus der Umwandlung hervorgehende
Subjekt ein Formblatt für sich selbst und ein Formblatt für den Rechtsvorgänger abfassen. In
der Übersicht VH des Rechtsnachfolgers müssen die Daten der Abrechnungen angeführt
werden, die von diesem während des Besteuerungsjahres durchgeführt wurden. Dabei sind
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auch die Tätigkeiten anzuführen, die vom Rechtsvorgänger im Teil des Monats bzw. des Tri-
mesters durchgeführt wurden, während dem die Umwandlung stattgefunden hat. 
In der Übersicht VH des Rechtsvorgängers müssen die Daten der Abrechnungen angeführt
werden, die bis zum letzten Monat bzw. Trimester vor dem Datum der Umwandlung, durchge-
führt wurden.
Außerdem muss in dieser Übersicht die Zeile VH13 abgefasst werden, wenn die Umwandlung
nach dem Entrichten der Akontozahlung erfolgt ist.
Bei einer Überschreibung, die keine Löschung des Rechtsvorgängers mit sich gebracht hat
(z.B. Einbringung in einen Betriebszweig) ist Letzterer angehalten, die Jahreserklärung einzu-
reichen, indem er die Übersicht VH abfasst und sich dabei ausschließlich auf die regelmäßi-
gen Verrechnungen in Bezug auf die nicht übertragenen Tätigkeiten bezieht.

Abfassung der Übersicht VH seitens der Steuerzahler mit Buchhaltung bei Dritten
Für die Abfassungsmodalitätt der Übersicht VH siehe im Anhang unter „Steuerzahler, deren
Buchhaltung von Dritten geführt wird“.

TEIL 2 – Einzahlungen in Bezug auf die Immatrikulation von Fahrzeugen in EU-Ländern

Der Abschnitt ist für die Angabe der im Laufe des Steuerjahres unter Verwendung des MwSt.-Vor-
drucks F24 Zulassung Auto EU vorgenommen Zahlungen, der mit Verfügung vom 25. Oktober
2007 gebilligt wurde, bzw. mit dem Vordruck F24 Zahlungen mit Erkennungselemente, der mit der
Verfügung vom 10. August 2009 gebilligt wurde. Die genannten Verfügungen wurden erlassen, um
die im Artikel 1,  Absatz 9 des Gesetzesdekrets Nr. 262 vom 3. August 2006 vorgesehenen Bestim-
mungen umsetzen, die spezifische Zahlungsmodalitäten der Steuer bezüglich der internen Erstab-
tretung von neuen Fahrzeugen und Gebrauchtwagen einführen, die zuvor innergemeinschaftlicher
Kaufgegenstand waren.
In den Zeilen von VH20 bis VH31, die den zwölf Monaten des Jahres entsprechen, ist deshalb
die Steuer anzugeben, die im Laufe jenes Jahres, das Gegenstand der Erklärung ist, mittels
Anwendung der mit Beschluss Nr. 377 von 2007 eigens dafür vorgesehenen Abgabenkodes
eingezahlt wurde. Die Steuerzahler, die die vierteljährigen Zahlungen im Sinne des Art. 7 des
DPR Nr. 542 von 1999 vorgenommen haben, müssen die Daten bezüglich der Zahlungen mit
F24 Auto in den Zeilen  VH22, VH25, VH28 und VH31 angeben. Diese Einzahlungen sind in
Zeile VL29, Feld 1 anzugeben. Es wird darauf hingewiesen, dass in den in den vorherigen Zei-
len angeführten Beträgen, die Beträge einzuschließen sind, die für die im Jahr 2009 immatri-
kulierten Fahrzeuge eingezahlt wurden und in den nächsten Jahren Gegenstand einer Veräu-
ßerung sein werden (zum Beispiel, Immatrikulierungen wegen Erreichung betrieblicher Ziel-
setzungen, siehe Rundschreiben Nr. 52 von 2008). Die Einzahlungen der Steuer in Bezug auf
die obgenannten Geschäfte sind in Zeile VL24 anzugeben.

Abfassung des Teiles 1
Bei Vorliegen von Einzahlungen, die aufgrund der oben angeführten Modalitäten durchgeführt
worden sind, ist Teil 1 dieser Übersicht abzufassen, indem in den entsprechenden Zeilen ei-
nes jeden Verrechnungszeitraumes, die Ergebnisse der periodischen Verrechnungen in Bea-
chtung der mittels Vordruck F24 „Immatrikulation von Fahrzeugen in EU-Ländern“ getrennt
eingezahlten Steuer anzugeben sind. Wie im Rundschreiben Nr. 64 von 2007 und im Run-
dschreiben Nr. 52 von 2008 in Bezug auf die vorgestreckten Steuereinzahlungen bekräftigt,
wird darauf hingewiesen, dass die mittels Anwendung des vorgenannten Vordruckes eingeza-
hlte Steuer in die periodische Verrechung für jenen Steuerzeitraum einfließen muss, in dem der
Verkauf des Fahrzeuges stattgefunden hat. Demnach sind in den Feldern „Schulden“ aus-
schließlich die Beträge anzugeben, die mittels Anwendung der für die periodischen MwSt.-Ein-
zahlungen vorgesehenen ordentlichen Abgabenkodes eingezahlt worden sind. In den Feldern
„Guthaben“ sind hingegen die Beträge anzugeben, die aufgrund der Einzahlungen mittels Vor-
druck F24 „Immatrikulation von Fahrzeugen in EU-Ländern“ neu festgelegt worden sind.
Es wird darauf hingewiesen, dass die oben angeführten Modalitäten zwecks Abfassung der Über-
sicht VH auch von den beherrschenden und beherrschten Gesellschaften, welche Einzahlungen mit-
tels Vordruck F24 „Immatrikulation von Fahrzeugen in EU-Ländern“ vornehmen zu befolgen sind.

4.2.8 – ÜBERSICHT VK – BEHERRSCHENDE UND BEHERRSCHTE GESELLSCHAFTEN

Die Übersicht VK ist ausschließlich den beherrschenden und beherrschten Körperschaften oder
Gesellschaften gemäß Art. 73 vorbehalten, welche im Laufe des Besteuerungszeitraumes an der
MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen haben. Die Übersicht ist in drei Teile aufgeteilt.

TEIL 1 – Allgemeine Angaben

In Zeile VK1 müssen die beherrschende sowie jede beherrschte Gesellschaft folgendes angeben:
• im Feld 1, die MwSt.-Nummer der beherrschenden Gesellschaft;
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• im Feld 2, den letzten Monat der Beherrschung (zum Beispiel 01 für Januar, 12 für Dezember).
Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der Bestimmungen des Art. 3, letzter Absatz des MD
vom 13. Dezember 1979, im Falle des Verlustes der Voraussetzungen, um am Gruppenabrechnun-
gsverfahren teilnehmen zu können, dieser ab der periodischen Abrechnung des Monats bzw. des
Trimesters wirksam ist, in welchem derselbe eingetreten ist (zum Beispiel: eine Gesellschaft, bei wel-
cher die Beherrschung im Laufe des Monats Juni beendet wurde, muss, wenn sie monatliche Abre-
chnungen durchführt, die Nummer 05 angeben, da die Beherrschung bis zum Monat Mai ausgeübt
wurde; falls die Gesellschaft vierteljährliche Verrechnungen vornimmt, muss sie die Nummer 03 an-
geben, da die Beherrschung mit dem ersten Trimester als abgelaufen zu betrachten ist).
Wird die beherrschende Gesellschaft im Laufe des Jahres von einer Gesellschaft außer-
halb der MwSt.-Gruppe eingegliedert und wird die MwSt.-Gruppenabrechnung infolge der
Eingliederung dieser Gesellschaft unterbrochen, muss in der Erklärung der beherrschenden
aufgenommenen Gesellschaft (die von der aufnehmenden Gesellschaft eingereicht wird), so-
wie in der Erklärung der beherrschten Gesellschaften die entsprechende Nummer des Mo-
nats angeführt werden, auf das sich die letzte regelmäßige, monatliche bzw. viermonatliche
Abrechnung der Gruppe bezieht (z.B.: Datum der Aufnahme der beherrschenden Gesel-
lschaft 15. Mai – letzter Monat der Beherrschung: anzugeben ist die Nummer 04, falls es sich
um eine monatliche Verrechnung handelt, 03 falls eine vierteljährliche Verrechnung vorge-
nommen wird); wird das Verfahren von der aufnehmenden Gesellschaft das ganze Besteue-
rungsjahr mit getrennter Buchhaltung weitergeführt, ist in der Steuererklärung der aufgenom-
menen beherrschenden Gesellschaft (die von der aufnehmenden Gesellschaft eingereicht
wird) Nummer 13 anzuführen und die Nummer 12 in den Erklärungen der beherrschten Ge-
sellschaften (siehe Ministerialverfügung 363998 vom 26. Dezember 1986);

• im Feld 3, die Bezeichnung der beherrschenden Gesellschaft.

In Zeile VK2 ist der Kode anzugeben, der einer der in Folge angeführten subjektiven Situatio-
nen entspricht:
“1” Gesellschaft, die bereits zum 31. Dezember 2008 an einem Liquidationsverfahren der

MwSt.-Gruppenabrechnung beteiligt war;
“2” Gesellschaft, die bereits zum 31. Dezember 2008 an einem Liquidationsverfahren der

MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen hat und im Laufe des Jahres 2009 in ihrer Ei-
genschaft als Rechtsnachfolger außerordentliche Geschäfte mit Subjekten außerhalb der
Gruppe durchgeführt hat (zum Beispiel Eingliederung von Seiten einer beherrschten Ge-
sellschaft einer Gesellschaft außerhalb der MwSt.-Gruppe);

“3” Gesellschaft, die zum 31. Dezember 2008 an keinem Liquidationsverfahren der MwSt.-
Gruppenabrechnung beteiligt war;

“4” Gesellschaft, die zum 31. Dezember 2008 an keinem Liquidationsverfahren der MwSt.-Gruppena-
brechnung teilgenommen hat und im Laufe des Jahres 2009 in ihrer Eigenschaft als Rechtsna-
chfolger außerordentliche Geschäfte mit Subjekten außerhalb der Gruppe durchgeführt hat;

“5” Gesellschaft, die bereits zum 31. Dezember 2008 an einem Liquidationsverfahren der MwSt.-
Gruppenabrechnung in ihrer Eigenschaft als beherrschende Gesellschaft teilgenommen
hat und die im Laufe des Jahres 2009 an einem Liquidationsverfahren der MwSt.-Gruppena-
brechnung in ihrer Eigenschaft als beherrschte Gesellschaft teilgenommen hat;

“6” Gesellschaft, die in der MwSt.-Erklärung/2009 die Zeile VL10 ausgefüllt hat;
“7” Gesellschaft, die mittels Vorlage des Vordrucks VR die Rückerstattung des in der Zeile

VL10 dieser Erklärung angegebenen Betrags beantragen möchte.

TEIL 2 – Ermittlung des Steuerüberschusses

Dieser Teil ist für die Ermittlung des Steuerüberschusses im Sinne des Art. 6, Absatz 3 des MD vom
13. Dezember 1979 vorgesehen und ist bei Einreichung der Jahreserklärung immer abzufassen, dies
sowohl im Falle, dass sich in der Jahreserklärung ein Überschuss des Guthabens als auch ein Über-
schuss der Schuld ergibt.

Zeile VK20, Gesamtbetrag der übertragenen Guthaben, der sich beschränkt auf den Zeitraum
der Beherrschung, aus der Summe der Guthaben der Übersicht VH ergibt und um den Betrag
aus Zeile VX2, der für den Ausgleich in der Jahreserklärung übertragen wurde, erhöht werden
kann, falls die Beherrschung das ganze Jahr über andauerte.

Zeile VK21, Gesamtbetrag der übertragenen Schulden. Diese bestehen aus der Summe der Schul-
den aus Übersicht VH, Teil 1, begrenzt auf den Zeitraum der Beherrschung, erhöht um den eventuel-
len Betrag aus Zeile VX1, falls die Beherrschung das ganze Jahr über angedauert hat.

Zeilen VK22 und VK23, falls der Betrag aus Zeile VK20 höher ist als jener aus Zeile VK21, ist
der Unterschiedsbetrag aus den Zeilen VK20 und VK21, in Zeile VK23 zu übertragen. Ist der
Betrag aus Zeile VK21 höher als jener aus Zeile VK20, ist der Unterschiedsbetrag der Zeilen
VK21 und VK20 in Zeile VK22 zu übertragen.

Zeile VK24, Überschuss des verrechneten Guthabens. In diese Zeile ist der Gesamtbetrag aus Zei-
le VK23 zu übertragen, der gänzlich bzw. zum Teil mit dem Überschuss der Schulden von anderen
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Gesellschaften der Gruppe ausgeglichen wurde. Dieser Betrag muss aus der Bescheinigung
hervorgehen, welche die beherrschende Körperschaft bzw. Gesellschaft am Ende des Ja-
hres jeder Gesellschaft der Gruppe ausstellen muss und jenem entsprechen muss, der von
der beherrschenden Gesellschaft für jede Gesellschaft, in Spalte 10 der Übersicht VS, einge-
tragen wurde. Für jeden ausgeglichenen Betrag des Guthabenüberschusses muss die von
Art. 6, Absatz 3 des MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehene Garantie geleistet werden.

Zeile VK25, Guthabensüberschuss, dessen Rückerstattung von der beherrschenden Gesel-
lschaft beantragt wurde. Diese Zeile ist nur dann abzufassen, falls sich in der Jahreserklärung
ein nicht ausgeglichener Guthabenüberschuss ergibt (wenn der Betrag in Zeile VK23 höher ist
als der Betrag in Zeile VK24), welcher der Gruppe übertragen wurde und dessen Rückerstat-
tung von der beherrschenden Gesellschaft beantragt wurde.
In diesem Fall muss die beherrschte Gesellschaft, zwecks Rückerstattung, im Besitz der Vo-
raussetzungen gemäß Art. 30, Absatz 3 sein, die von der beherrschenden Gesellschaft durch
Abfassen des Kästchens "Grund" (Feld 6 der Übersicht VS) der zusammenfassenden MwSt.-
Aufstellung 26 PR, anzugeben sind.

In Zeile VK26 ist der Gesamtbetrag der besonderen Guthaben anzugeben, die im Laufe des
ganzen Jahres 2009 verwendet wurden. Dabei ist der Betrag, der von der Gesellschaft, wel-
che einer bestimmten Kategorie von Steuerzahlern angehört und bei Jahresausgleich verwen-
det wurde einzuschließen.

Zeile VK27, in dieser Zeile muss der Gesamtbetrag der Zinsen angegeben werden, die von
den Gesellschaften, die im Sinne des Art. 7 des DPR Nr. 542 von 1999, periodische vierteljä-
hrliche Abrechnungen durchgeführt haben, der Gruppe übertragen wurden.
Die erwähnten Gesellschaften mit vierteljährlichen Abrechnungen sind im Sinne des genan-
nten Art. 7 verpflichtet, den Gesamtbetrag der Zinsen anzugeben, der sowohl bei der viertel-
jährlichen als auch bei der Abrechnung der Jahreserklärung übertragen wurde.

TEIL 3 – Beendigung der Beherrschung im Laufe des Jahres. Angaben in Bezug auf den
Zeitraum der Beherrschung

Dieser Teil ist nur dann abzufassen, wenn die Gesellschaft im Laufe des Besteuerungsjahres
von der Gruppe ausgetreten ist.
In den Zeilen von VK30 bis VK35 sind nur die Angaben bezüglich des Zeitraumes der Beher-
rschung anzugeben; zwecks Anleitungen zur Abfassung derselben wird auf die Zeilen VL1,
VL2, VL23, VL28, Feld 1, VL29, Feld 1 und VL31 verwiesen.

Zeile VK36, falls die beherrschte Gesellschaft nach Einzahlung des Akontobetrages von der
Gruppe ausgetreten ist, muss in dieser Zeile jener Teil des Betrages angeführt werden, den
die beherrschende Gesellschaft der beherrschten Gesellschaft wieder gutgeschrieben hat.

Unterschrift der beherrschenden Körperschaft bzw. Gesellschaft
Falls die Beherrschung im Laufe des Jahres aufgelassen wurde, muss die beherrschen-
de Körperschaft bzw. Gesellschaft anstatt auf dem Titelblatt des Vordruckes, am Fuße
der Übersicht VK unterschreiben, damit nur die Angaben in Bezug auf den Zeitraum der
Beherrschung bestätigt werden.

4.2.9 – ÜBERSICHT VL - ABRECHNUNG DER JAHRESSTEUER

Die Übersicht VL besteht aus drei Teilen. Sollten infolge der getrennten Buchhaltungen (Art.
36) mehrere Formblätter abgefasst werden, muss Teil 2 und 3 der vorliegenden Übersicht ab-
gefasst werden und die zusammenfassenden Angaben aller erklärten Tätigkeiten (siehe Abs.
3.2) nur im ersten Formblatt, das als Vordr. 01 gekennzeichnet ist, angeführt werden. Bei Ein-
reichung der Erklärung von Seiten eines Subjektes, das aus einer Umwandlung hervor-
geht, ist für jedes an diesem Geschäftsfall beteiligte Subjekt nur einmal Teil 2 und 3 dieser
Übersicht abzufassen und falls getrennte Bücher geführt wurden, ist, für jeden einzelnen Ste-
uerzahler, Teil 2 und 3 nur auf dem ersten Formblatt abzufassen.

TEIL 1 - Ermittlung der MwSt.-Schuld bzw. des MwSt.-Guthabens des Besteuerungszeitraumes

Zeile VL1 Summe der Zeilen VE25 und VJ15. 

Zeile VL2 den Betrag gemäß Zeile VF57 angeben. 

Zeile VL3 aus dem Differenzbetrag zwischen der Zeilen VL1 und VL2 festgesetzte Steuer-
schuld.

Zeile VL4 aus dem Differenzbetrag zwischen der Zeilen VL2 und VL1 festgesetztes Steuergu-
thaben.
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TEIL 2 - Guthaben aus dem Vorjahr

Der vorliegende Teil ist von jenen Subjekten abzufassen, die in der Erklärung für den Beste-
uerungszeitraum 2008, ein jährliches Guthaben aufweisen, für welches sie keine Rückerstat-
tung beantragt haben.
Zur Abfassung dieses Teiles sind weiters auch jene Subjekte angehalten, die in Anwendung der im
letzten Absatz des Artikels 73 enthaltenen Bestimmungen, wie mit Gesetz Nr. 244 von 2007 abgeän-
dert, nicht berechtigt sind, den Guthabenüberschuss in die MwSt.-Gruppe einfließen zu lassen; es
geht dabei um jenen Guthabensüberschuss, der aus der Erklärung des Besteuerungszeitraumes vor
jenem der Beteiligung am Liquidationsverfahren der MwSt.-Gruppenabrechnung hervorgeht. Wie im
Beschluss Nr. 4/DPF vom 14. Februar 2008 klargestellt, kann dieses Guthaben:
• in den darauffolgenden Jahren Gegenstand eines Rückerstattungsantrages sein;
• in den darauffolgenden Jahren als Absetzung verwendet werden, da die Beteiligung am Li-

quidationsverfahren der Gruppe nicht mehr besteht;
• im Sinne des Artikels 17 des GvD Nr. 241 von 1997 innerhalb der von den Bestimmungen in

diesem Bereich vorgesehenen Höchstgrenze als horizontaler Ausgleich verwendet werden.

In Zeile VL8 ist das Guthaben aus der Erklärung für das Jahr 2008 anzugeben, für welches kein
Rückerstattungsantrag gestellt wurde, jedoch in Absetzung oder als Ausgleich verwendet wurde
und aus Zeile VX5 oder für die Subjekte, die den vereinheitlichten Vordruck eingereicht haben,
aus der entsprechenden Zeile der Übersicht RX hervorgeht.
Ferner muss in der Zeile der in der Zeile VL10 der Erklärung für das Jahr 2008 hervorgeho-
bene Betrag angegeben werden.
Zwecks Abfassung dieser Zeile von Seiten der Subjekte, die im Laufe des Besteuerungszeitrau-
mes an außerordentlichen Geschäften oder an wesentlichen subjektiven Umwandlungen beteiligt
waren, welche nicht die Löschung des Rechtsvorgängers zur Folge hatten (Teilspaltung, Einbrin-
gung, Veräußerung oder Schenkung eines Betriebszweiges) ist Folgendes zu beachten:
• der Rechtsnachfolger (die begünstigte Gesellschaft, die aufnehmende Gesellschaft, der Ab-

tretungs- oder Schenkungsempfänger) muss diese Zeile in jenem Formblatt abfassen, das
sich auf die Geschäftsfälle des Rechtsvorgängers bezieht und dabei das MwSt.-Guthaben
aus der Erklärung für das 2008 angeben, das ihm aufgrund des Geschäftsfalles vom Re-
chtsvorgänger gänzlich oder teilweise übertragen wurde;

• der Rechtsvorgänger (die gespaltene Gesellschaft, die einbringende Gesellschaft, die über-
tragende oder schenkende Gesellschaft) muss in dieser Zeile das MwSt.-Guthaben ange-
ben, das aus der Erklärung für das Jahr 2008 hervorgeht und das nach der Abtretung infol-
ge des Geschäftsfalles gegenüber dem Rechtsnachfolger noch vorhanden ist.

Falls dieses Guthaben von der Agentur der Einnahmen infolge der Verrechnung der Steuer ge-
mäß Art. 54-bis abgeändert wurde, ist in der Zeile folgendes anzugeben:
• das in der Mitteilung der Agentur der Einnahmen anerkannte Guthaben, falls es höher als der

erklärte Betrag ist;
• falls der anerkannte Betrag (z.B. 800) niedriger als der erklärte Betrag (z.B. 1000) ist, so ist

das niedrigere Guthaben (800) anzugeben. Sollte der Steuerzahler infolge der Mitteilung hin-
gegen die Differenz zwischen dem erklärten Guthaben und dem anerkannten Guthaben
(200, im angeführten Bespiel) mittels Vordr. F24 eingezahlt haben, ist das gesamte erklärte
Guthaben (1000) anzugeben.

Zwecks Abfassung dieser Zeile von Seiten der Gesellschaften, die vorher in der Eigenschaft
als beherrschende Gesellschaften an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen haben,
wird auf die Anleitungen, die im Absatz 3.4.4 enthalten sind verwiesen.

Zeile VL9, das MwSt.-Guthaben angeben, das in der vorhergehenden Erklärung (MwSt. Erklärung
2009 für das Jahr 2008) als Absetzung oder als Ausgleich übertragen wurde und vor Einreichung
der Erklärung in Bezug auf das Jahr 2009, mittels Vordruck F24 ausgeglichen wurde.
In dieser Zeile ist auch das etwaige höhere Guthaben einzuschließen, das in der im Sinne des
Art. 54-bis zugesandten Mitteilung der Agentur der Einnahmen anerkannt wurde und das auf
die gleiche Art und Weise für den Ausgleich anderer Beträge, die vor der Einreichung der vor-
liegenden Erklärung geschuldet waren, verwendet wurde.

Zeile VL10 muss nur von den Subjekten ausgefüllt werden, die im Laufe des Jahres 2009 an
einem Liquidationsverfahren der Gruppenmehrwertsteuer beteiligt waren und die in Anwen-
dung der Bestimmung des letzten Absatzes des Artikels 73, wie vom Gesetz Nr. 244 von 2007
geändert, nicht den aus der Steuerperiode des Vorjahres des Beitritts zum Gruppenverfahren
Guthabenüberschuss in die Mehrwertsteuergruppe einfließen lassen können.
Dieser Betrag ergibt sich aus der Differenz der in den Zeilen VL8 und VL9 angegebenen Beträge. 
Für die Verwendung dieses Überschusses im Ausgleich im Vordruck F24 muss das Steuerjahr be-
züglich der Erklärung, in der dieser angegebenen ist, als Bezugsjahr angenommen werden. 
Es wird hervorgehoben, dass der in dieser Zeile angegebene Betrag Gegenstand eines Rücker-
stattungsantrags im Sinne des Artikels 30, vierter Absatz (kleinerer in drei Jahren absetzungsfähi-
ger Überschuss) durch Vorlage des Vordrucks VR 2010 sein kann. Insbesondere können dieses
Jahr die Subjekte einen Rückerstattungsantrag einreichen, die im Jahre 2008 einem Liquidation-
sverfahren der Gruppenmehrwertsteuer beigetreten sind und die nicht das aus der Mehrwertste-
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uererklärung für das Jahr 2007 hervorgehende Guthaben an die Gruppe übertragen konnten, so-
wie die Subjekte, die im Jahre 2007 an einem Liquidationsverfahren der Gruppenmehrwertsteuer
als beherrschende Gesellschaften teilgenommen haben, und die 2008 das aus der zusammenfas-
senden Aufstellung MwSt. 26PR für das Jahr 2007 hervorgehende Guthaben nicht an die Gruppe
übertragen konnten, da sie einem Liquidationsverfahren der Gruppenmehrwertsteuer als beher-
rschende Gesellschaften beigetreten sind (vergleiche Beschluss Nr.4/DPF von 2008).

TEIL 3 – Ermittlung der MwSt.- Schuld bzw. des MwSt.-Guthabens

In Zeile VL20 ist die während des Jahres beantragten Rückerstattungen anzugeben. Der Be-
trag der im Sinne des Art. 38-bis, Absatz 2 im Laufe des Jahres beantragten Rückerstattungen
ist auch dann anzuführen, falls die ordnungsmäßig beantragten Rückerstattungen noch nicht
(gänzlich oder nur teilweise) ausbezahlt wurden. 

In Zeile VL21 ist der Betrag der Guthaben anzugeben, der von jeder einzelnen Gesellschaft,
welche Gruppenabrechnungen im Sinne des Art. 73 durchgeführt hat, übertragen wurde.

In Zeile VL22 ist der Betrag der absetzbaren Überschüsse der ersten drei Trimester des Jahres
2009 anzugeben, die zum Datum der Einreichung der Jahreserklärung mittels Vordr. F24 als Au-
sgleich verwendet worden sind (Art. 17, GvD Nr. 241 von 1997). Es wird darauf hingewiesen, dass
diese Guthaben im Sinne des Art. 8 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999 mit anderen Steuern,
Beiträgen und Prämien ausgeglichen werden können. Ansonsten kann für diese Guthaben ein An-
trag um Rückerstattung im Laufe des Jahres gestellt werden. Der Ausgleich der geschuldeten Be-
träge kann nur von jenen Subjekten vorgenommen werden, die im Sinne des Art. 38-bis, zweiter
Absatz berechtigt sind auch im Laufe des Jahres Rückerstattungen zu beantragen. 

In Zeile VL23 ist der Gesamtbetrag der Zinsen anzugeben, die von den Steuerzahlern mit vier-
monatlichen Abrechnungen auf die ersten drei periodischen Abrechnungen geschuldet sind,
auch wenn dieser Betrag nicht genau mit jenem der tatsächlich eingezahlten Zinsen überein-
stimmt. In dieser Zeile müssen klarerweise auch die geschuldeten Zinsen (geschuldet im Sin-
ne des Art. 7 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999) für die dreimonatlichen Zahlungen ein-
geschlossen werden, die durch nachfolgende Berichtigungen mit Verspätung eingezahlt wur-
den. Es wird darauf hingewiesen, dass der Gesamtbetrag der geschuldeten Zinsen auf die
Steuer, die bei Abgabe der Jahreserklärung gezahlt werden muss, nicht in dieser Zeile, son-
dern in Zeile VL36 angegeben werden muss.

In Zeile VL24 ist der Gesamtbetrag der im Jahr 2009 mittels Vordruck F24-Auto durchgefü-
hrten Einzahlungen anzugeben, die sich aber auf die Immatrikulation von Fahrzeugen bezie-
hen, die in den darauffolgenden Jahren veräußert werden sollen (zum Beispiel, Immatrikula-
tion aufgrund der Erreichung betrieblicher Ziele, siehe Rundschreiben Nr. 52 von 2008). Die-
se Einzahlungen sind in Zeile VL29, Feld 1 einzuschließen.

In Zeile VL25 ist von Seiten der Gesellschaften der Gruppe, die im Jahr 2008 im Sinne des Ar-
tikels 30 des Gesetzes Nr. 724 vom 23. Dezember 1994 als nicht tätig aufscheinen, der Ge-
samtbetrag der Guthabensüberschüsse anzugeben, die im Laufe desselben Jahres übertra-
gen wurden und die Gegenstand einer Rückerstattung von Seiten der beherrschenden Gesel-
lschaft waren (vgl. Beschluss Nr. 180 vom 29. April 2008).
Es wird hervorgehoben, dass die Zeile nicht von den nicht operativen Gesellschaften ausge-
füllt werden muss, die in der MwSt.-Erklärung/2009 in der Zeile VA46 den Kode 4 angegeben
haben (nicht operative Gesellschaft für das erklärungsgegenständliche Jahr und für die beiden
vorangegangenen, die in den drei Jahren zum Zwecke der Mehrwertsteuer keine Geschäfte
unter dem Betrag, der aus der Anwendung der Prozentsätze gemäß Artikel 30, Absatz 1 des
Gesetzes 724 von 1994 resultiert, durchgeführt hat). Im vorgenannten Fall findet nämlich ge-
mäß Präzisierung mit dem Rundschreiben Nr. 25 vom 4. Mai 2007 die im letzten Abschnitt des
Absatzes 4, des Artikels 30 des Gesetzes Nr. 724 von 1994 enthaltene Bestimmung Anwen-
dung, die den endgültigen Verlust des jährlichen Mehrwertsteuerguthabens vorsieht.

Zeile VL26, Guthabensüberschuss des Vorjahres. Dieser Betrag ergibt sich aus der Differenz
zwischen den in den Zeilen VL8 und VL9 angeführten Beträge. Die Abfassung dieser Zeile ist
für die Subjekte, welche die Zeile VL10 abgefasst haben, nicht vorgesehen.

In Zeile VL27 ist das Guthaben anzugeben, dessen Rückerstattung in den Vorjahren bean-
tragt wurde und für welches das zuständige Amt die Rückerstattung formell verweigert hat, den
Steuerzahler aber ermächtigt hat, das Guthaben im Jahre 2009 bei der periodischen Abre-
chnung oder bei der Jahreserklärung in Anspruch zu nehmen (siehe das DPR Nr. 443 vom 10.
November 1997 und das Rundschreiben Nr.134/E vom 28.Mai 1998).

In Zeile VL28, Feld 1 ist anzugeben: 
• der Gesamtbetrag besonderer Steuerguthaben, die für das Jahr 2009 als Abzug der periodischen

Zahlungen und der Akontozahlungen verwendet wurde. Aufgrund der im Art. 1, Absätze von 53 bis
57 des Gesetzes Nr. 244 von 2007 enthaltenen Bestimmungen, können die in der Übersicht RU an-
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geführten Steuerguthaben ab dem Jahr 2008, auch in Abweichung dessen, was in den einzelnen
Gesetzesbestimmungen vorgesehen ist, bis zu einem Höchstbetrag von jährlich 250.000 Euro ver-
wendet werden. Der überschüssige Betrag wird auch über die eventuell von den einzelnen Einfü-
hrungsgesetzen vorgesehene Zeitgrenze hinaus vorgetragen und ist jedenfalls über den gesamten
Restbetrag ab dem dritten auf das Jahr, in dem der Überschuss erzeugt wurde, folgende Jahr  au-
sgleichbar. Mit Beschluss Nr. 9/DF vom 3. April 2008 hat das Ministerium für Wirtschaft und Finan-
zen darauf hingewiesen, dass der Höchstbetrag von 250.000 Euro mit dem allgemeinen von Arti-
kel 25, Absatz 2 des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 241 vom 9. Juli 1997 vorgesehenen Hö-
chstbetrag der Ausgleichsbeträge (516.456,90) zusammengerechnet werden kann. In dem Fall,
dass die ausgeglichenen Beträge in einem bestimmten Jahr unter dem Betrag von 516.456,90 lie-
gen, wird im selben Beschluss weiters festgelegt, dass die Guthaben aus der Übersicht RU auch
über den genannten Höchstbetrag von 250.000 Euro bis Übereinstimmung des nicht ausgeschöpf-
ten allgemeinen Höchstbetrages in Anspruch genommen werden können. Der besagte Höchstbe-
trag findet im Falle eines Steuerguthabens gemäß Artikel 1, Absatz 280 des Gesetzes Nr. 296 von
2006 (Forschung und Entwicklung) keine Anwendung; dasselbe gilt ab 1. Januar 2010 für das von
Artikel 1, Absatz 271 des genannten Gesetzes Nr. 296 von 2006 vorgesehen Steuerguthaben. Die-
ser Höchstbetrag wird auch auf die von Art. 29 des Gesetzesdekretes Nr. 248 vom 31. Dezember
2007 eingeräumten oder aufgeschoben Vergünstigungen (Vergünstigungen für die Verschrottung
und für den Ankauf von Fahrzeugen und Motorrädern infolge einer Verschrottung) nicht angewandt.
Im Sinne des Art. 1, Absatz 10 des Gesetzesdekrets Nr. 5 vom 10. Februar 2009, mit Änderungen
vom Gesetz Nr. 9 vom 9. April 2009 umgeschrieben, wird die Verwendungsgrenze nicht auf die Ste-
uerguthaben angewandt, die als Rückerstattung der vorgestreckten Beitragen in Form von Na-
chlass auf den Verkaufspreis eines Guts oder einer Dienstleistung zustehen. Zudem wird der ge-
nannte Höchstbetrag für die Unternehmen, welche bei der Agentur der Einnahmen gemäß Art. 11
des Gesetzes Nr. 212 von 2000 einen vorherigen Antrag eingereicht haben nicht angewandt;

• die im Jahr 2009 von der erklärenden Körperschaft oder Gesellschaft verwendeten Guthaben,
welche von den Gesellschaften für die Ersparnisverwaltung im Sinne des Art. 8 des GD Nr. 351
von 2001 veräußert wurden und bereits im Teil 2 der Übersicht VD eingeschlossen waren. Der
Betrag dieser Guthaben muss auch in Feld 2 übertragen werden.

In Zeile VL29, Feld 1 ist der Gesamtbetrag der periodischen Einzahlungen einschließlich der MwSt.-
Akontozahlungen (siehe im Anhang) und der dreimonatlichen Zinsen, sowie der Steuern und Zinsen an-
zugeben, die infolge der Berichtigung gemäß Art.13 des GvD Nr. 472 von 1997 in Bezug auf das Jahr
2009 entrichtet wurden. Es wird darauf hingewiesen, dass der Gesamtbetrag der periodischen Zahlun-
gen aus der Summe der MwSt.-Angaben hervorgeht, die in der Spalte "eingezahlte Schuldbeträge" des
"Teiles Staatssteuer“ der Zahlungsvordrucke F24 angeführt sind, auch wenn diese infolge eines Ausglei-
ches mit den Guthaben sonstiger Abgaben, (auch MwSt.) Beiträgen oder Prämien nicht tatsächlich ein-
gezahlt wurden und für welche folgende Abgabenkodes verwendet worden sind:
• von 6001 bis 6012 für monatliche Einzahlungen;
• von 6031 bis 6033 für vierteljährliche Einzahlungen und der Kode 6034 für die Einzahlung

des vierten Trimesters, die von Seiten der Steuerzahler gemäß Art. 73, Absatz 1, Buchst. e)
und Art. 74, Absatz 4 durchgeführt wurden;

• 6013 und 6035 für Akontozahlungen;
• von 6720 bis 6727 für Einzahlungen, die für Sub-Lieferanten durchgeführt wurden.
In der Zeile muss der Gesamtbetrag der unter Verwendung der entsprechenden mit dem Be-
schluss Nr. 337 vom 21. November 2007 eingeführten Abgabenkodes geleisteten Zahlungen
bezüglich der fälligen Steuer für die interne Erstabtretung von Fahrzeugen, die zuvor innerge-
meinschaftlicher Kaufgegenstand waren. Insbesondere ist anzugeben:
• im Laufe des Jahres, das Gegenstand der Erklärung ist, durchgeführten Einzahlungen, die

sich auf die im Laufe des Jahres erfolgten Veräußerungen beziehen;
• im Laufe des Jahres, das Gegenstand der Erklärung ist, durchgeführten Einzahlungen, die sich aber auf

die Immatrikulierung von Fahrzeugen beziehen, die für den Verkauf bestimmt sind (zum Beispiel: Imma-
trikulierung von Fahrzeugen für die Erreichung betrieblicher Zielsetzungen, siehe Rundschreiben Nr. 52
von 2008). Der Betrag, der diese Einzahlungen betrifft, muss auch in Zeile VL24 angegeben werden;

• in den Vorjahren durchgeführten Einzahlungen, die sich aber auf die im Laufe des Jahres
durchgeführten Abtretungen beziehen, die Gegenstand der Erklärung sind. Der Gesamtbe-
trag dieser Einzahlungen muss im Feld 2 angegeben werden.

Falls eine beherrschte Gesellschaft an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen hat, die
nach Ablauf der Frist für die MwSt.-Akontozahlung von der Gruppe ausgetreten ist, muss diese
den Betrag der Akontozahlung in dieser Zeile einschließen, der von der beherrschenden Körper-
schaft bzw. Gesellschaft für sie eingezahlt wurde und bereits in Zeile VK36 angeführt ist.

In Zeile VL30 muss der Betrag der Schulden angegeben werden, die im Zuge der periodi-
schen Abrechnungen von jeder einzelnen Gesellschaft, welche die Gruppenabrechnung im
Sinne des Art. 73 vornimmt, übertragen wurden.

In Zeile VL31 sind anzuführen:
• der Gesamtbetrag der ergänzenden Steuereinzahlungen für das Jahr 2009, welche aufgrund von

Feststellungsprotokollen oder aus anderen Gründen in Bezug auf die bereits in den Geschäftsbü-
chern registrierten Geschäfte vorgenommen wurden, wobei die Beträge, die für Zinsen und Strafen
bezahlt wurden nicht anzugeben sind. Nicht anzugeben sind auch die ergänzenden Steuerzahlun-
gen, welche im Laufe des Jahres 2009 getätigt wurden und sich auf andere Jahre beziehen;
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• der höhere MwSt.-Absetzbetrag (der eventuell als Restbetrag zusteht) für Anschaffungen
von abschreibbaren Gütern. In dieser Zeile ist der Gesamtbetrag der zustehenden höheren
Steuerabsetzung - gemäß Gesetz Nr. 64 vom 1. März 1986 bzw. GD Nr. 318 vom 31. Juli
1987 - hinsichtlich der restlichen Leasingraten auf Rechnungen, welche im Laufe des Jahres
2009 für den Ankauf von abschreibbaren Gütern verbucht wurden, anzugeben. Aufgrund der
Tatsache, dass die jeweiligen von den genannten Gesetzen vorgesehenen Fristen bereits
seit einigen Jahren verfallen sind, wird darauf hingewiesen, dass der höhere Absetzbetrag
weiterhin nur für abschreibbare Güter anzuwenden ist, welche mittels Finanzierungsleasin-
gverträgen erworben wurden, vorausgesetzt, dass die entsprechenden Verträge, die Aufträ-
ge und die Lieferungen der Waren noch vor Ablauf der Fristen erfolgt sind. Außerdem wird
darauf aufmerksam gemacht, dass der steuerpflichtige Gesamtbetrag dieser Anschaffungen
in Feld 1 der Zeile VF24 übertragen werden muss.

Zeile VL32, Gesamtbetrag der MwSt.-Schuld, der angegeben werden muss, wenn die Sum-
me der Schulden aus Spalte 1 (Zeile VL3 und Zeilen von VL20 bis VL24) höher ist als die Sum-
me der Guthaben aus Spalte 2 (Zeile VL4 und Zeilen von VL25 bis VL31). Der Betrag ergibt
sich aus der Differenz der genannten Beträge.

Zeile VL33, Gesamtbetrag des MwSt.-Guthabens, der angegeben werden muss, wenn die
Summe der Beträge aus Spalte 2 (Zeile VL4 und Zeilen von VL25 bis VL31) höher ist als die
Summe der geschuldeten Beträge aus Spalte 1 (Zeile VL3 und Zeilen von VL20 bis VL24). Der
Betrag ergibt sich aus der Differenz der genannten Beträge. 

In Zeile VL34 ist der Betrag des außerordentlichen Steuerguthabens anzugeben, das von be-
stimmten Kategorien von Steuerzahlern in der Jahreserklärung für den Abzug der geschulde-
ten MwSt. (VL32), verwendet wurde. Es wird daran erinnert, dass diese außerordentlichen Gu-
thaben ausschließlich für die Zahlung der geschuldeten Steuern beansprucht werden können
und infolgedessen auch in der Jahreserklärung, niemals in abzugsfähige Steuerüberschüsse
umgewandelt werden können (im folgenden Jahr in Absetzung zu bringen bzw. die Rückerstat-
tung beantragen). Aufgrund der im Art. 1, Absätze von 53 bis 57 des Gesetzes Nr. 244 von
2007 enthaltenen Bestimmungen, können die in der Übersicht RU angeführten Steuergutha-
ben ab dem Jahr 2008, auch in Abweichung dessen, was in den einzelnen Gesetzesbestim-
mungen vorgesehen ist, bis zu einem Höchstbetrag von jährlich 250.000 Euro verwendet wer-
den. Der Überschussbetrag kann auch über die von den einzelnen Gesetzesbestimmungen
vorgesehene Frist auf einen späteren Zeitpunkt übertragen werden und ab dem dritten Jahr,
nach dem der Überschuss entstanden ist, jedenfalls gänzlich ausgeglichen werden. Mit Be-
schluss Nr. 9/DF vom 3. April 2008 hat das Ministerium für Wirtschaft und Finanzen darauf hin-
gewiesen, dass der Höchstbetrag von 250.000 Euro mit dem allgemeinen von Artikel 25, Ab-
satz 2 des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 241 vom 9. Juli 1997 vorgesehenen Höchstbe-
trag der Ausgleichsbeträge (516.456,90) zusammenzurechnen ist. In dem Fall, dass die au-
sgeglichenen Beträge in einem bestimmten Jahr unter dem Betrag von 516.456,90 liegen, wird
im selben Beschluss weiters festgelegt, dass die Guthaben aus der Übersicht RU auch über
den genannten Höchstbetrag von 250.000 Euro bis Übereinstimmung des nicht ausgeschöpf-
ten allgemeinen Höchstbetrages in Anspruch genommen werden können. Der besagte Hö-
chstbetrag findet im Falle eines Steuerguthabens gemäß Artikel 1, Absatz 280 des Gesetzes
Nr. 296 von 2006 (Forschung und Entwicklung) keine Anwendung; dasselbe gilt ab 1. Januar
2010 für das von Artikel 1, Absatz 271 des genannten Gesetzes Nr. 296 von 2006 vorgesehe-
ne Steuerguthaben. Dieser Höchstbetrag wird auch auf die von
Art. 29 des Gesetzesdekretes Nr. 248 vom 31. Dezember 2007 eingeräumten oder aufgescho-
ben Vergünstigungen (Vergünstigungen für die Verschrottung und für den Ankauf von Fa-
hrzeugen und Motorrädern infolge einer Verschrottung) nicht angewandt. Im Sinne des Art. 1,
Absatz 10 des Gesetzesdekrets Nr. 5 vom 10. Februar 2009, mit Änderungen vom Gesetz Nr.
9 vom 9. April 2009 umgeschrieben, wird die Verwendungsgrenze nicht auf die Steuergutha-
ben angewandt, die als Rückerstattung der vorgestreckten Beitragen in Form von Nachlass
auf den Verkaufspreis eines Guts oder einer Dienstleistung zustehen. Zudem wird der genan-
nte Höchstbetrag für die Unternehmen, welche bei der Agentur der Einnahmen gemäß Art. 11
des Gesetzes Nr. 212 von 2000 einen vorherigen Antrag eingereicht haben, nicht angewandt.

In Zeile VL35 muss jener Teil des Guthabens angeführt werden, der infolge einer Veräußerung
der Verwaltungsgesellschaften von Ersparnissen gemäß Art. 8 des GD Nr. 351 von 2001 be-
zogen wurde und in Verminderung der geschuldeten MwSt. aus der vorliegenden Erklärung
verwendet wird. Dieser Betrag, der bereits in Zeile VD54 eingeschlossen ist, kann in keinem
Fall höher sein als der Betrag der sich durch folgende Berechnung ergibt (VL32 – VL34).

In Zeile VL36 ist der Gesamtbetrag der geschuldeten Zinsen anzugeben, die von den Steuer-
zahlern mit viermonatlicher Abrechnung in Bezug auf den MwSt.- Jahresausgleich (VL32-
VL34-VL35) einzuzahlen sind.

In Zeile VL37 ist der Teil des im Sinne des Art. 8 des GD Nr. 351 von 2001 abgetretenen
MwSt.- Guthabens anzuführen, der aus der vorliegenden Erklärung hervorgeht. Dieser Betrag
entspricht jenem Betrag, der in Zeile VD1 angeführt ist.
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In Zeile VL38 ist der Gesamtbetrag der geschuldeten MwSt. anzugeben; diesen Betrag erhält man,
indem man von dem in Zeile VL32 angeführten Betrag die eventuell verwendeten Guthaben (VL34
+ VL35) abzieht und die viermonatlich geschuldeten Zinsen (VL36) dazurechnet. Dieser Betrag ist
in Zeile VX1 einzutragen bzw. von den Subjekten, welche den Vordruck UNICO einreichen, in die
entsprechende Zeile der Übersicht RX zu übertragen, falls der Betrag höher als 10,33 Euro ist
(10,00 Euro, da die Beträge in der Erklärung auf- bzw. abzurunden sind).

In Zeile VL39 ist der Gesamtbetrag des MwSt.-Guthabens aus Zeile VL33 anzugeben.
Die Gesellschaften für die Ersparnisverwaltung, welche im Sinne des Art.8 des GD Nr. 351 von
2001 das in Zeile VL33 angeführte ganze MwSt.-Guthaben bzw. einen Teil davon abgetreten
haben, müssen in der vorliegenden Zeile das Ergebnis anführen, das sich aus der Differenz
zwischen den Beträgen aus Zeile VL33 und Zeile VL37 ergibt.
Dieser Betrag ist in Zeile VX2 bzw. in der übereinstimmenden Zeile der Übersicht RX für jene
Subjekte, die den Vordruck UNICO einreichen, anzugeben. Wird die Zeile VL40 abgefasst,
muss in Zeile VX2 jener Betrag angeführt werden, der sich durch die Summe der Beträge aus
den Zeilen VL39 und VL40 ergibt.

In Zeile VL40 wird ein höheres MwSt.-Guthaben des Besteuerungszeitraumes, auf den sich
die Erklärung bezieht, für den Ausgleich in Anspruch genommen, als jenes das zusteht, ist der
Betrag der durchgeführten Einzahlung mit dem Abgabenkode 6099 ohne den bezahlten Zin-
sen anzugeben, damit der nicht zustehende, jedoch in Anspruch genommene Mehrbetrag des
Guthabens, gemäß dem Verfahren, das im Rundschreiben Nr. 48/E vom 7. Juni 2002 be-
schrieben ist, rückerstattet wird). 

4.2.10 – ÜBERSICHT VT – GETRENNTE ANGABE DER GESCHÄFTFÄLLE MIT ENDVER-
BRAUCHERN UND MWST.-PFLICHTIGEN SUBJEKTEN

Diese Übersicht ist im Vordruck für die Jahreserklärung für die getrennte Angabe der Güterab-
tretungen und Dienstleistungen eingeführt worden, es handelt sich dabei um Güterabtretun-
gen und Dienstleistungen die mit Endverbrauchern und Inhabern einer MwSt.-Nummer, im
Sinne des Artikels 33, Absatz 13 des Gesetzesdekretes Nr. 269 vom 30. September 2003, mit
Abänderungen umgewandelt in Gesetz Nr. 326 vom 24. November 2003, durchgeführt worden
sind.
Die vorliegende Übersicht ist für MwSt.-pflichtige Subjekte bestimmt, die zur Einreichung der
Erklärung verpflichtet sind und ist ausschließlich im Formblatt Nr. 01 abzufassen. Im Falle ei-
ner getrennten Besteuerung bzw. bei außerordentlichen Geschäftsfällen oder wesentlichen
substanziellen Umwandlungen, muss die Übersicht nur einmal abgefasst werden, wobei die
Daten der verschiedenen Buchhaltungen bzw. der unterschiedlichen Subjekte, die an der Um-
wandlung teilgenommen haben, nur einmal zusammengefasst werden müssen.

Zeile VT1 Aufteilung der steuerpflichtigen Geschäftsfälle mit Endverbrauchern und mit
Subjekten, die eine MwSt. Nummer besitzen.

In Feld 1 ist der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Geschäfte anzugeben, der aus der Sum-
me der im Feld der Zeile VE23 aller Vordrucke, aus denen die Erklärung besteht, hervorgeho-
benen Beträge hervorgeht.

In Feld 2 ist der Gesamtbetrag der Steuer bezüglich der steuerpflichtigen Geschäfte anzuge-
ben, der aus der Summe der in der Zeile VE25 aller Vordrucke, aus denen die Erklärung be-
steht, hervorgehobenen Beträge hervorgeht.

In Felder 3 und 5 muss der Betrag aus Feld 1 zwischen den Geschäften mit Endverbrauchern
und jenen mit Inhabern einer MwSt. Nummer entsprechend aufgeteilt werden. Für diesen
Zweck kann man auf die Modalitäten für die Bestätigungen der Entgelte Bezug nehmen, die
von den Artikeln 21 und 22 vorgesehen sind bzw. auch auf sonstige Kriterien, welche die Tä-
tigkeit qualifizieren. Die steuerpflichtigen Tätigkeiten der Künstler und Freiberufler sind mit Be-
zug auf die Endverbraucher zu verstehen es sei denn der Empfänger
wurde anders eingestuft. Die Qualifizierung kann der Bestätigung gemäß Art. 21 entnommen
werden.
In Felder 4 und 6 sind die Steuer in Bezug auf die Geschäftsfälle anzuführen, die in den Fel-
dern 3 und 5 angegeben sind.

Zeilen von VT2 bis VT22 Aufteilung der Geschäftsfälle mit Endverbrauchern je nach Re-
gion
Sollten Steuerzahler, Geschäftsfälle mit Endverbrauchern durchgeführt und die Felder 3 und 4
der Zeile VT1 abgefasst haben, können sie diese Beträge in den Zeilen aufteilen, die den Re-
gionen und autonomen Provinzen entsprechen, in denen sich der Ort bzw. die Orte der Tätig-
keitsausübung befinden.
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4.2.11 – ÜBERSICHT VX – ERMITTLUNG DER MWST.-SCHULD BZW. DES MWST-GUTHABENS

ZUR BEACHTUNG: Die Übersicht VX ist ausschließlich von Steuerzahlern abzufassen,
welche die MwSt.-Jahreserklärung getrennt von anderen Erklärungen einreichen und
zwar ausschließlich mittels Formblatt Nr. 01. Subjekte, welche die einheitliche Erklä-
rung einreichen, müssen die in Übersicht VX geforderten Angaben in Übersicht RX des
UNICO 2010 anführen.

Die Übersicht VX enthält die Angaben der geschuldeten MwSt., sowie des MwSt.-Guthabens.

Ermittlung der Jahressteuer
Zeile VX1 Betrag,der einzuzahlten ist (oder Betrag, der von den beherrschenden bzw. be-
herrschten Gesellschaften zu übertragen ist). In dieser Zeile ist der Betrag aus Zeile VL38 zu
übertragen. Falls der geschuldete MwSt.-Gesamtbetrag gleich oder niedriger als 10,33 Euro
ist (10,00 Euro, da die Beträge in der Erklärung auf- bzw. abzurunden sind), muss die vorlie-
gende Zeile nicht abgefasst werden.
Bei wesentlichen subjektiven Umwandlungen, die zur Abfassung mehrerer Teile 3 der Übersicht
VL führen (und zwar einen Teil 3 für jedes Subjekt, das an der Umwandlung teilnimmt), muss in
Zeile VX1 der Gesamtbetrag, der eingezahlt werden muss, angeführt werden; dieser Gesamtbe-
trag ergibt sich aus der Differenz zwischen der Summe der geschuldeten Beträge aus Zeilen
VL38 und der Summe der Beträge des Guthaben aus den Zeilen VL39, die für jedes an der Um-
wandlung teilnehmende Subjekt aus den entsprechenden Übersichten VL hervorgehen.

Zeile VX2 Guthaben. In dieser Zeile ist der Betrag des abzugsfähigen Steuerüberschusses
des Jahres aus Zeile VL39 anzugeben, der in den Zeilen VX4, VX5 und VX6 aufzuteilen ist
(oder der Gruppe seitens der Gesellschaften gemäß Art. 73 zu übertragen). Wird die Zeile
VL40 abgefasst, ist die Summe der Beträge aus den Zeilen VL39 und VL40 einzutragen.
Bei wesentlichen subjektiven Umwandlungen, die zur Abfassung mehrerer Teile 3 der Über-
sicht VL führen (und zwar einen Teil 3 für jedes Subjekt, das an der Umwandlung teilnimmt),
muss in Zeile VX2 der Gesamtbetrag der abzugsfähigen Überschüsse angeführt werden; die-
ser Gesamtbetrag ergibt sich aus der Differenz zwischen der Summen der Guthaben aus den
Zeilen VL39 und der Summe der geschuldeten Beträge, aus den Zeilen VL38. Wird die Zeile
VL40 abgefasst, siehe die oben angeführten Anleitungen.

Man weist darauf hin, dass jene Gesellschaften, die im Jahr ,das Gegenstand der Erklä-
rung ist und in den zwei vorhergehenden Jahren als nicht tätige Gesellschaften auf-
scheinen, welche in Zeile VA15 den Kode 4 angegeben haben, den in dieser Zeile ange-
führten Betrag nicht auf die nachfolgenden Zeilen aufteilen dürfen. Gegenüber diesen
Subjekten finden nämlich die im letzten Abschnitt des Absatzes 4, Artikel 30 des Geset-
zes Nr. 724 von 1994 enthaltenen Bestimmungen Anwendung, mit welchen der endgül-
tige Verlust des jährlichen MwSt.-Guthabens vorgesehen ist.

Zeile VX3 Einzahlungsüberschuss. In dieser Zeile ist der gegenüber dem geschuldeten Be-
trag aus Zeile VX1, in Überschuss eingezahlten Betrag anzugeben. Diese Zeile ist auch in
dem Fall abzufassen, wenn ein Steuerguthaben aus der Jahreserklärung hervorgeht und eine
Einzahlung der Steuer vorgenommen wurde. In diesem Fall ist der gesamte fälschlicherweise
eingezahlte Betrag anzugeben. 
Der Überschuss muss in dieser Zeile angeführt werden, falls der Jahresausgleichsbetrag in ei-
ner einzigen Zahlung bzw. in Raten eingezahlt wurde und der Überschuss weder gänzlich
noch teilweise mit den darauf folgenden Raten ausgeglichen werden konnte.
Diese Zeile ist auch dann abzufassen, wenn aufgrund der Einreichung einer berichtigenden
Erklärung innerhalb der Frist oder einer Ergänzungserklärung gemäß Art. 2, Absatz 8-bis des
DPR Nr. 322/1998 eine Einzahlung aufscheint, die den geschuldeten Betrag übersteigt.
Bei Abfassung des Vordruckes UNICO 2010 ist der Einzahlungsüberschuss in die Übersicht RX, Teil
1 zu übertragen, wo eine eigene Spalte für die Angabe der eventuell in Überschuss entrichteten Be-
träge im Verhältnis zu den in der Jahreserklärung geschuldeten Beträge, vorgesehen ist.
Die Angabe in dieser Zeile des in Überschuss entrichteten Betrages stellt ein Guthaben dar,
das die interessierten Steuerzahler folgendermaßen verwenden können:
– es kann im Jahr nach dem Jahr 2009 in Absetzung gebracht bzw. als Ausgleich verwendet

werden;
– als Rückerstattung beantragt werden falls die in Art. 30 aufgelisteten Bedingungen und Er-

fordernisse vorliegen.
Wenn die letzteren Bedingungen für den Rückerstattungsantrag der Einzahlungsüberschüsse
zutreffen, wird klargestellt, dass der Betrag dieser Überschüsse, die in der entsprechenden
Zeile der Übersicht RX des UNICO 2010 bzw. in Zeile VX4 bei Einreichung einer getrennten
MwSt.-Erklärung aufscheinen, in Zeile VR3 des Vordruckes VR einzutragen sind, der zwecks
Rückerstattungsantrag beim territorialen zuständigen Einzugsdienst einzureichen ist.
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Es wird hervorgehoben, dass in dem Fall, indem sowohl ein MwSt.-Guthaben in Zeile
VX2 als auch ein Einzahlungsüberschuss in Zeile VX3 aufscheint, die Summe dieser Be-
träge zwischen den Zeilen VX4, VX5 und VX6 aufzuteilen ist.

In Zeile VX4 ist der Betrag anzugeben, dessen Rückerstattung durch die Einreichung des Vor-
druckes VR beim Einzugsdienst beantragt wurde. Der entsprechende Betrag muss mit dem
Betrag aus Zeile VR4, Feld 1 übereinstimmen.

In Zeile VX5 ist der Betrag anzuführen, der im folgenden Jahr in Absetzung gebracht werden soll
bzw. im Vordruck F24 ausgeglichen werden soll. Im Sinne des Art. 10 des Gesetzesdekret Nr. 78
vom 01. Juli 2009, mit Änderungen vom Gesetz Nr. 102 vom 03. August 2009 umgeschrieben,
kann die Verwendung im Ausgleich des jährlichen Mehrwertsteuerguthabens über 10.000 Euro ab
dem 16. Tag des Monats erfolgen, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung, aus der er her-
vorgeht, vorgelegt wurde. Darüber hinaus macht der Absatz 7 desselben Art. 10 des Gesetzesde-
krets Nr. 78 von 2009 die Verwendung des jährlichen Mehrwertsteuerguthabens für Beträge über
15.000 Euro vom vorhandenen Konformitätsvermerk in der Erklärung abhängig. In Alternative zur
Anbringung des Konformitätsvermerks können Sie die Erklärung vom Organ, das mit der Durchfü-
hrung der Buchhaltungskontrolle beauftragt ist, unterzeichnen lassen. Für Erläuterungen und Ver-
tiefungen zu den vom Artikel 10 des Gesetzesdekrets Nr. 78 von 2009 eingeführten Bestimmun-
gen siehe Verfügung des Leiters der Agentur der Einnahmen vom 21. Dezember 2009 und Run-
dschreiben Nr. 57 vom 23. Dezember 2009 und Nr. 1 vom 15. Januar 2010.
Es wird daran erinnert, dass nicht tätige Gesellschaften und Körperschaften im Sinne des Ar-
tikels 30, Absatz 4 des Gesetzes Nr. 724 vom 23. Dezember 1994, umgewandelt von Geset-
zesdekret Nr. 223 vom 4. Juli 2006, das MwSt.-Guthaben aus der Jahreserklärung, im Sinne
des Artikels 17 der Gesetzesverordnung Nr. 241 von 1997, nicht für den Ausgleich im Vordruck
F24 verwendet werden können. Es wird zudem hervorgehoben, wie im Rundschreiben Nr. 25
vom 4. Mai 2007 genau angeführt, die im letzten Abschnitt des besagten Absatzes 4 von Arti-
kel 30 des Gesetzes Nr. 724 von 1994 enthaltene Bestimmung Anwendung findet, mit welcher
der endgültige Verlust des jährlichen MwSt.-Guthabens für jene Subjekte vorgesehen ist, für
welche die nachfolgenden Bedingungen gleichzeitig vorliegen:
• Gesellschaft, die nicht nur in diesem Geschäftsjahr, sondern auch in den Jahren 2007 und

2008 als nicht tätige Gesellschaft aufscheint;
• Gesellschaft, die im Triennium 2007-2009 zu MwSt.-Zwecken keine wesentlichen Geschäfte

durchgeführt hat, deren Beträge nicht niedriger sind als jene die aus der Anwendung der Pro-
zentsätze gemäß Artikel 30, Absatz 1, des Gesetzes Nr. 724 von 1994 hervorgehen.

Zeile VX6. Diese Zeile ist den Subjekten vorbehalten, welche die Steuerkonsolidierung gemäß Art.
117 und folgende Artikel des TUIR gewählt haben. Diese Subjekte können das Guthaben aus der Ja-
hreserklärung zum Teil oder zur Gänze für den Ausgleich der IRES, die von der konsolidierenden Ge-
sellschaft infolge der Gruppenbesteuerung geschuldet wird, abtreten. In der Zeile muss im Feld 1 die
Steuernummer des konsolidierenden Unternehmens und im Feld 2 der Betrag des abgetretenen Gu-
thabens angegeben werden, wie vom Art. 7, Absatz 1, Buchst. b) des Dekrets vom 9. Juni 2004 vor-
gesehen (siehe Rundschreiben Nr. 53 vom 20. Dezember 2004 und Nr. 35 vom 18. Juli 2005).

Abfassung der Übersicht VX von Seiten der beherrschten bzw. beherrschenden Gesel-
lschaften (Art. 73).
Gesellschaften, die an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilnehmen, müssen ausschließlich die Zeile VX1
bzw. VX2 abfassen, um die Schuld bzw. das Guthaben im Zuge des Ausgleichs anzugeben. Die Zeilen
VX4, VX5 und VX6 sind hingegen von den Gesellschaften abzufassen, die infolge der Beendigung der
Beherrschung im Laufe des Jahres von der Gruppe ausgeschieden sind, um das nachträglich angereifte
Guthaben angeben zu können, dessen Rückerstattung, Absetzung bzw. Ausgleich beantragt wird.

Abfassung der Übersicht VX im Falle einer Konkursanmeldung bzw. einer verwaltun-
gsbehördlichen Zwangsliquidation im Laufe des Jahres 2009.
Für die Abfassung der Übersicht VX wird auf die Anleitungen im Abschnitt 2.3 verwiesen.

4.2.12 – ÜBERSICHT VO – MITTEILUNG DER WAHL UND DES WIDERRUFES

Im Sinne des Art. 2 des DPR Nr. 442 vom 10. November 1997, müssen die Optionen und Wider-
rufe, die im Bereich der MwSt. und der direkten Steuern vorgesehen sind, unter Berücksichtigung
der endgültigen Entscheidung des Steuerzahlers im Laufe des Besteuerungszeitraumes, aus-
schließlich unter Verwendung der Übersicht VO der MwSt.-Jahreserklärung mitgeteilt werden.
Ist der Steuerzahler von der Einreichung der Jahreserklärung befreit, muss die Übersicht VO
mit der Einkommenserklärung eingereicht werden. Für diesen Zweck wurde auf dem Titelblatt
des UNICO 2010 ein Kästchen vorgesehen durch welches, falls es angekreuzt ist, mitgeteilt
wird, dass die Übersicht VO enthalten ist, die von den genannten Subjekten abgefasst wurde.
Hervorgehoben wird auch, dass diese Mitteilungsart der Wahl und Widerrufe ausschließlich
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dann notwendig ist, wenn das Subjekt nicht zur Einreichung der MwSt.-Jahreserklärung mit
Bezug auf andere ausgeübte Tätigkeiten verpflichtet ist bzw. wie schon im Rundschreiben Nr.
209/E vom 27. August 1998 erklärt, falls die Befreiung der Einreichungspflicht der Erklärung
auch infolge der gewählten Option bestehen bleibt.
Diese Übersicht muss abgefasst werden damit durch Ankreuzen des entsprechenden Kä-
stchens, die Wahl bzw. der Widerruf für die Ermittlungsmodalitäten der Steuer bzw. eines Bu-
chhaltungssystems mitgeteilt werden kann, das verschieden vom eigenen ist (siehe im An-
hang unter "Wahl und Widerruf").
Die Übersicht VO besteht aus fünf Teilen:
– Teil 1: Wahl, Verzicht und Widerruf zwecks MwSt.;
– Teil 2: Wahl und Widerruf zwecks Einkommensteuern;
– Teil 3: Wahl und Widerruf sowohl zwecks MwSt. als auch zwecks Einkommensteuern;
– Teil 4: Wahl und Widerruf zwecks Unterhaltungssteuer;
– Teil 5: Wahl und Widerruf zwecks IRAP.

TEIL 1 – Wahl, Verzicht und Widerruf zwecks Mehrwertsteuer

Berichtigung Absetzung abschreibbarer Güter - Art. 19-bis 2, Absatz 4
In Zeile VO1 ist das Kästchen 1 anzukreuzen, falls sich der Steuerzahler ab 2009 für die frei-
willige Berichtigung der Absetzbeträge in Bezug auf den Kauf abschreibbarer Güter und in Be-
zug auf Dienstleistungen für den Umbau oder von Instandhaltungsarbeiten derselben Güter
entschieden hat, auch falls die Änderungen des Prozentsatzes des Absetzbetrages nicht mehr
als zehn Punkte ausmachten.
Diese Wahl verpflichtet den Steuerzahler dieselben Kriterien für die nächsten fünf Jahre (bzw.
zehn Jahre für Immobilien) anzuwenden.

Vierteljährliche Verrechnungen - Art. 7 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999
In Zeile VO2 muss das Kästchen 1 von Künstlern und Freiberuflern sowie von Unternehmern
angekreuzt werden, welche Dienstleistungen zum Gegenstand haben und im Jahr 2008 einen
Geschäftsumsatz von nicht mehr als 309.874,10 Euro bzw. von nicht mehr als 516.456,90 Eu-
ro erzielt haben, wenn es sich dabei um Unternehmen handelt, die andere Tätigkeiten ausü-
ben und im Jahr 2009, sowohl die periodischen MwSt.-Abrechnungen als auch die Einzahlun-
gen mit viermonatlicher anstatt mit monatlicher Fälligkeit, vorgenommen haben. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass bei gleichzeitiger Inanspruchnahme von Dienstleistungen und ande-
ren Tätigkeiten ohne genauer Buchung der entsprechenden Entgelte, der Höchstbetrag von
516,456,90 Euro aufgrund der Wahl, anwendbar ist.
Die vom Steuerzahler durchgeführte Wahl, ist für mindestens ein Kalenderjahr bindend und ist unter der
Bedingung, dass die genannten Voraussestzungen bestehen bleiben, bis zu deren Widerruf gültig.
Durch die MwSt.-Einzahlung mit vierteljährlicher Fälligkeit sind die geschuldeten Beträge um
die Zinsen von 1% zu erhöhen.
Das Kästchen 2 ist anzukreuzen, falls der Widerruf mitgeteilt werden soll.

Landwirtschaft
Zeile VO3
Art. 34, Absatz 6
Verzicht der Regelung hinsichtlich Steuerbefreiung. Das Kästchen 1 ist von den steuer-
befreiten landwirtschaftlichen Unternehmern gemäß Absatz 6 des Art. 34, mit einem Ge-
schäftsumsatz von nicht mehr als 7.000 Euro anzukreuzen, welche ab 2009 auf die Befreiung
der Steuerzahlung und auf die Aufbewahrungspflicht der Unterlagen und die Buchhaltun-
gspflicht, die Jahreserklärung eingeschlossen, verzichtet haben. Davon ausgeschlossen ist
die Pflicht zur Nummerierung und Aufbewahrung der Einkaufsrechnungen und der Zollschei-
ne (siehe im Anhang unter "Landwirtschaft"). Diese Wahl ist für den Steuerzahler bis zum Wi-
derruf und mindestens für einen Zeitraum von drei Jahren bindend.
Das Kästchen 2 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab 2009 den Verzicht auf das Be-
freiungssystem widerrufen haben.

Art. 34, Absatz 11
Anwendung der ordentlichen Besteuerung. Das Kästchen 3 ist von den Landwirten anzukreu-
zen, welche ab dem Besteuerungszeitraum 2009 das ordentliche Besteuerungssystem angewandt
haben. Diese Wahl können auch die steuerbefreiten landwirtschaftlichen Unternehmen in An-
spruch nehmen, die das ordentliche Besteuerungssystem anwenden wollen und, in diesem Fall, das
Kästchen 1 (Verzicht auf die Regelung der Steuerbefreiung) ankreuzen müssen.
Diese Wahl ist bis zu deren Widerruf bindend. Es wird darauf hingewiesen dass das GD Nr. 35
von 2005 den 11. Absatz des Art. 43 abgeändert hat und nun eine dreijährige Verpflichtung
(und nicht mehr eine fünfjährige Verpflichtung) zum Verbleib in der getroffenen Wahl, vorsieht.
Das Kästchen 4 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab 2009 die Wahl für die Anwendung
der ordentlichen Besteuerung widerrufen haben (siehe im Anhang unter "Landwirtschaft").
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Art. 34-bis
Anwendung der ordentlichen Besteuerung. Das Kästchen 5 ist von den landwirtschaftlli-
chen Unternehmen anzukreuzen, welche ab dem Besteuerungszeitraum 2009 für Geschäft-
sfälle im Bereich der Dienstleistungen, das ordentliche MwSt.-Besteuerungssystem an Stelle
der Sonderbesteuerung gemäß Art. 34-bis angewandt haben (siehe im Anhang „Mit der Lan-
dwirtschaft zusammenhängende Tätigkeiten).
Die Wahl ist bis zu deren Widerruf mindestens für drei Jahre bindend.
Das Kästchen 6 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab 2009 die Wahl für die Anwen-
dung der ordentlichen Besteuerung widerrufen haben.

Ausübung mehrerer Tätigkeiten - Art. 36, 3. Absatz
In Zeile VO4 ist das Kästchen 1 von den Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab 2009 mehre-
re Unternehmen bzw. im Bereich desselben Unternehmens, mehrere Tätigkeiten bzw. mehre-
re Kunst oder Freiberufe ausüben, um mitzuteilen, dass sie für das genannte Jahr die getren-
nte Besteuerung im Sinne des Artikels 36, Absatz 3, gewählt haben.
Die getroffene Wahl ist bis Widerruf für mindestens einen Dreijahreszeitraum gültig
Das Kästchen 2 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab 2009 den Widerruf der vorher
getroffenen Wahl mitteilen.

Befreiung für steuerfreie Geschäftsfälle - Art. 36-bis, 3. Absatz
In Zeile VO5 ist das Kästchen 1 von jenen Steuerzahlern anzukreuzen, welche die Wahl für
die Befreiung von der obligatorischen Rechnungsausstellung und Registrierung ab 2009, be-
züglich der steuerbefreiten Geschäftsumsätze nach Art.10, mit Ausnahme der Ziffern 11, 18
und 19 desselben Artikels 10, mitteilen wollen und zwar für:
– die Abtretungen von Gold für Investitionen, einschließlich jenem Gold, für welches ein Zerti-

fikat vorliegt, auch falls es nicht abgesetzt oder auf Konten für Metall umgetauscht wurde,
sowie jene Geschäftsfälle, die von Art. 67, Absatz 1, Buchstaben c-quater) und c-quinquies)
des TUIR vorgesehen sind, falls sich diese auf Gold für Investitionen und auf die Vermittlun-
gen der vorherigen Geschäftsfälle beziehen (Art. 10, Nr. 11);

– die Dienstleistungen für Diagnosen, Pflegedienste, sowie Rehabilitationstherapien von Seiten des
Personals, das freiberufliche Tätigkeiten im Gesundheitswesen ausübt und gemäß Art. 99 des Ein-
heitstextes der Gesetze im Sanitätswesen, genehmigt mit KD Nr.1265 vom 27. Juli 1934 in gelten-
der Fassung bzw. aufgrund des Dekretes vom 17. Mai 2002 (Art.10, Nr. 18) der Aufsicht unterliegt;

– die Pflegeleistungen bei Einlieferungen bzw. bei Kuraufenthalten in Krankenhäusern oder in
einer Klinik bzw. in einem vertragsgebundenen Kurhaus, sowie die Dienstleistungen von Sei-
ten der wechselseitigen Gesellschaften mit juridischem Charakter und der ONLUS, ein-
schließlich Verabreichung von Medikamenten, sanitären Ausstattungen, sowie Verabrei-
chung der Kost und Pflegeleistungen von Seiten der Thermalzentren (Art. 10 Nr. 19).

Es wird klargelegt, dass die Wahl bis Widerruf und in jedem Fall für mindestens einen Dreija-
hreszeitraum gültig ist und die Nichtabsetzbarkeit der Steuer für Anschaffungen und Einfuhren
zur Folge hat.
Das Kästchen 2 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, welche ab dem Jahr 2009 den Widerruf
der getroffenen Wahl mitteilen wollen.

Verlagswesen - Art. 74, Absatz 1
In Zeile VO6 ist das Kästchen 1 von den Verlegern anzukreuzen, welche mitteilen ab 2009
für jedes Verlagsprodukt oder für jeden Titel oder für jede Ausgabe das System der MwSt.-Er-
mittlung aufgrund der verkauften Kopien zu wählen.
Diese Wahl behält, falls sie für jedes Verlagsprodukt bzw. für jeden Titel getroffen wurde, bis
zu deren Widerruf ihre Gültigkeit und ist in jedem Fall für einen Dreijahreszeitraum bindend.
Wird die Wahl hingegen für eine einzelne Ausgabe getroffen, so ist sie begrenzt auf diese Ausgabe
bindend. Die getroffene Wahl kann für alle Ausgaben in Bezug auf das ganze Jahr mitgeteilt werden.
Das Kästchen 2 ist von den Verlegern anzukreuzen, die mitteilen möchten, dass sie ab dem Jahr
2009 den Widerruf der vorher getroffen Wahl hinsichtlich der MwSt.-Ermittlung aufgrund der ver-
kauften Kopien in Bezug auf jedes Verlagsprodukt oder jeden Titel, vornehmen möchten.
Es wird daran erinnert, dass durch Art.1, Absatz 1, Buchst. g) des Gesetzesdekretes Nr. 56 von
1998 wieder die Möglichkeit besteht, das Steuerermittlungssystem mit Anwendung des Ab-
setzbetrages für jene Güter als pauschale Rückerstattung in Anspruch zu nehmen, die zusam-
men mit den Produkten des Verlages veräußert wurden und welche den Inhalt der Bücher so-
wie der periodischen Zeitschriften zweckdienlich ergänzen, falls dieser Zusammenhang in der
Ergänzungserklärung, die vom Verleger vor der Vermarktung eingereicht wurde, aufscheint.
Für weitere Erläuterungen der MwSt.-Regelung im Verlagswesen siehe:
Rundschreiben Nr. 328/E vom 24.12.1997;
Rundschreiben Nr. 209/E vom 27.08.1998;
Art. 1, Absatz 1, Buchst. g) des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 56 von 1998;
Art. 6, Absatz 7, Buchst. a) des Gesetzes Nr. 133 von 1999;
Art. 52, Absatz 75 des Gesetzes Nr. 448 von 2001.
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Veranstaltungen - Antrag zur Anwendung der ordentlichen Besteuerung - Art. 74, 6. Absatz
In Zeile VO7, ist das Kästchen 1 von den Betreibern jener Tätigkeiten anzukreuzen, die in der Or-
ganisation von Spielen, öffentlichen Veranstaltungen und anderen Tätigkeiten bestehen, wie
aus dem Tarif, der dem DPR Nr. 640 vom 26 Oktober 1972, sechster Absatz des Art. 74 beigelegt
ist, hervorgeht und mitteilen möchten, dass sie ab 2009 die ordentliche Besteuerung anwenden.
Diese Wahl ist bis Widerruf und auf jeden Fall für mindestens einen Fünfjahreszeitraum bindend und
ist ab dem ersten Januar des Jahres, in dem die Wahl getroffen wurde, gültig. 
Das Kästchen 2 ist dann anzukreuzen, um den Widerruf der vorher ausgeübten Wahl mitzu-
teilen (siehe im Anhang unter „Unterhaltungen und Veranstaltungen“).

Innergemeinschaftliche Anschaffungen - Art. 38, 6. Absatz des GD Nr. 331/ 1993
Zeile V08, die Wahl betrifft die Subjekte, die im Artikel 38, fünfter Absatz, Buchst. c) des GD
Nr. 331 von 1993 angeführt sind und zwar:
– Steuerzahler, welche steuerbefreite Geschäftsfälle tätigen, die die gesamte Nichtabsetzbar-

keit der MwSt. auf die Anschaffungen zur Folge haben;
– landwirtschaftliche Unternehmer, die die Sonderbesteuerung im Sinne des Art. 34 in 

Anspruch nehmen;
– Körperschaften, Organisationen und sonstige Einrichtungen, die keine Handelstätigkeiten

ausüben und keine Steuerschuldner sind.
Das Kästchen 1 muss von Subjekten angekreuzt werden, welche mitteilen möchten, dass sie
ab 2009 auf die innergemeinschaftlichen Anschaffungen, die Wahl für die MwSt.-Besteuerung
in Italien getroffen haben.
Die genannte Wahl kann nur dann getroffen werden, falls der Gesamtbetrag der innergemein-
schaftlichen Anschaffungen die im Jahr 2008 durch Werbekataloge, durch Postzusendungen
und dergleichen durchgeführt wurden, 10.000 Euro nicht überschritten hat.
Die Wahl gilt ab dem Jahr in dem sie getroffen wird bis Widerruf und jedenfalls bis Ablauf des
Zweijahreszeitraumes nach dem Jahr im Laufe dessen sie getroffen wurde, vorausgesetzt
dass die vorgesehenen Bedingungen bestehen bleiben.
Das Kästchen 2 muss von Steuerzahlern angekreuzt werden, welche die vorher getroffene
Wahl widerrufen möchten.

Abtretungen von gebrauchten Gütern - Art. 36 des GD Nr. 41 von 1995
Zeile V09
Art. 36, Absatz 2
Anwendung der ordentlichen (bzw. analytischen) Differenzbesteuerung. Das Kästchen 1 ist anzu-
kreuzen, falls der Steuerzahler ab 2009, auch bei Abtretungen von importierten Kunstgegenständen, Alter-
tum oder von Gegenständen für Sammlungen und für den Wiederverkauf von Kunstgegenständen, die
beim Künstler (bzw. bei dessen Erben oder Vermächtnisnehmern) angekauft wurden, die Wahl für die An-
wendung der ordentlichen (bzw. analytischen) Differenzbesteuerung getroffen hat. Diese Wahl hat bis Wi-
derruf Gültigkeit und zwar mindestens bis Ablauf des Zweijahreszeitraumes nach der getroffenen Wahl.
Das Kästchen 4 ist von den Steuerzahlern anzukreuzen, die den Widerruf der genannten
Wahl mitteilen möchten.

Art. 36, Absatz 3
Anwendung der ordentlichen MwSt.-Regelung. Das Kästchen 2 ist von Steuerzahlern anzukreu-
zen, die mitteilen möchten, dass sie im Jahr 2009 für einen bzw. mehrere Geschäftsfälle, die in die
Sonderregelung der Differenzbesteuerung fallen, die ordentliche MwSt.- Regelung angewandt haben. 
Durch die Anwendung der ordentlichen Besteuerung für diese Abtretungen im Sinne des 3. Absat-
zes des Art. 36 des GD Nr. 41/95, kann die Steuer dieser Anschaffungen nur zum Zeitpunkt des Ge-
schäftsfalles, der dem ordentlichen Besteuerungssystem unterliegt und ohne Anmerkung in dem
von Art. 25 vorgesehenen Register abgesetzt werden. In dem Fall, dass die Anschaffung und die en-
tsprechende Abtretung in verschiedenen Steuerzeiträumen durchgeführt werden, muss der Einkauf-
sbetrag in Zeile VF13 der Erklärung jenes Jahres angeführt werden, in dem dieser im Register ver-
merkt wurde, da dieser Betrag nicht abzugsfähig ist. Als Voraussetzung für die Absetzung der en-
tsprechenden Steuer auf die Anschaffungen muss die Abtretung in der Erklärung des Steuerzeitrau-
mes, in dem die entsprechende Abtretung durchgeführt wurde, in Beachtung der ordentlichen
MwSt.Regelung erfolgen und der Betrag des Verlustgeschäftes in Übersicht VF und zwar in Übe-
reinstimmung mit dem entsprechenden Steuersatz des Absetzbetrages, wie auch in Zeile VF19 (Be-
messungsgrundlage der in den Vorjahren registrierten Anschaffungen, deren Steuer aber erst im
Jahr 2009 fällig wird) angeführt werden, damit der in Zeile VF13 der vorhergehenden Erklärung an-
geführte Betrag, vom Geschäftsvolumen der Anschaffungen abgezogen werden kann.

Art. 36, Absatz 6
Übergang von der globalen Ermittlungsmethode des Differenzbetrages zur ordentlichen (bzw. ana-
lytischen) Ermittlungsmethode. Das Kästchen 3 muss angekreuzt werden, wenn der Steuerzahler ab
dem Jahr 2008, den Übergang von der globalen Ermittlungsmethode des Differenzbetrages zur ordentlichen
(bzw. analytischen) Ermittlungsmethode gewählt hat, die von Art. 36, erster Absatz vorgesehen ist.
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Auch diese Wahl hat bis Widerruf Gültigkeit und dies mindestens bis Ablauf des Zweijahreszei-
traumes nach der getroffenen Wahl.
Das Kästchen 5 muss von jenen Steuerzahlern angekreuzt werden, die den Widerruf der ge-
nannten Wahl mitteilen möchten.

Innergemeinschaftliche Abtretungen durch Werbekataloge, Postzusendungen und der-
gleichen - Art. 41, erster Absatz, Buchstabe b), GD Nr. 331 von 1993
Zeile VO10, Steuerzahler, welche innergemeinschaftliche Güterabtretungen durch Werbeka-
taloge, Postzusendungen und dergleichen durchführen und im Vorjahr Veräußerungen in ei-
nem anderen Mitgliedsstaat für einen Betrag von nicht mehr als 100.000 Euro durchgeführt ha-
ben bzw. den von diesem Staat festgelegten Mindestbetrag nicht überschritten haben, können
ab Jahr 2009 die Wahl für die Anwendung der MwSt. im Mitgliedsstaat für den die Güter be-
stimmt sind, treffen, indem sie das entsprechende Kästchen ankreuzen.
Es wird darauf hingewiesen, dass jene Kästchen anzukreuzen sind, die sich auf die getroffe-
ne Wahl und Widerrufsmöglichkeit der Staaten beziehen, die durch den ISO Kode gekennzei-
chnet sind.
Art. 20, zweiter Absatz des MD vom 24. Dezember 1993, in dem die Tauschgeschäfte zwi-
schen der Republik Italien und der Republik San Marino geregelt sind, sieht für die Unterneh-
mer in Italien, welche die besagten Abtretungen mit Privatpersonen der Republik San Marino
durchführen, die selbe Wahlmöglichkeit vor.
Besagte Wahlmöglichkeiten haben ab dem Jahr 2009 Wirksamkeit und sind bis zum Widerruf
und in jedem Fall bis Ablauf des darauf folgenden Zweijahreszeitraumes gültig.
Die Kästchen, die in Zeile VO11 angeführt sind, müssen von den Steuerzahlern angekreuzt
werden, die ab 2009 den Widerruf der vorher getroffenen Wahl mitteilen möchten.

Steuerzahler mit Buchhaltung bei Dritten - Art. 1, Absatz 3, DPR Nr. 100 von 1998
In Zeile VO12 muss das Kästchen 1 von Steuerzahlern angekreuzt werden, welche die Bu-
chhaltung dritten Personen übergeben haben und welche die von Art. 1, Absatz 3 des DPR Nr.
100 vom 23. März 1998 vorgesehene Wahl getroffen haben.
Diese Wahl kann ausschließlich von jenen Steuerzahlern getroffen werden, welche die regel-
mäßige Monatsabrechnung durchführen und sich für die Berechnung der Steuerdifferenz des
vorhergehenden Monats auf die Steuer beziehen können, die im zweiten darauf folgenden Mo-
nat fällig geworden ist (siehe Rundschreiben Nr. 29 vom 10. Juni 1991).
In Bezug auf die besonderen Berechnungsmodalitäten der regelmäßigen MwSt.-Verrechnun-
gen und hinsichtlich Abfassung der Übersicht VH siehe in diesem Zusammenhang im Anhang
unter „Steuerzahler, deren Buchhaltung von Dritten geführt wird“.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Dauer dieser getroffenen Wahl mindestens ein Kalen-
derjahr beträgt und bis Widerruf gültig ist.
Das Kästchen 2 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, die den Widerruf der vorher ausgeübten
Wahl, mitteilen möchten.

Anwendung der MwSt. auf Abtretungen von Gold für Investitionen – Art. 10, Nr. 11
Zeile VO13, diese Zeile ist Subjekten vorbehalten, die Gold für Investitionen herstellen bzw.
vermarkten oder Gold zu Investitionsgold verarbeiten und mitteilen, dass sie bei Veräußerun-
gen von Investitionsgold die Anwendung der MwSt. an Stelle der Befreiung gewählt haben.
Subjekte die Gold für Investitionen herstellen, bearbeiten oder vermarkten, können für jeden
einzelnen Geschäftsfall die Art der Besteuerung wählen, klarerweise ohne dreijährlicher Vin-
kulierung, indem sie das Kästchen 1 dieser Zeile ankreuzen. Diese Subjekte können für die
Geschäftsfälle in Bezug auf die Vermarktung von Gold für Investitionen, alle Besteuerungsfor-
men anwenden, indem sie das Kästchen 2 ankreuzen. Diese Wahl verpflichtet den Steuerza-
hler für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren und ist bis Widerruf im Sinne des Art. 3 des
DPR Nr. 442 vom 10. November 1997 gültig.
Das Kästchen 3 ist von Steuerzahlern anzukreuzen, die den Widerruf der Wahl gemäß Kä-
stchen 2 mitteilen möchten.
Hat der Abtretende die Wahl für die Anwendung der Steuer gewählt, kann die selbe Wahl für
jedes einzelne Geschäft, auch vom Vermittler getroffen werden, indem das Kästchen 4 ange-
kreuzt wird (siehe im Anhang „Geschäftsfälle mit Gold und Silber“).

Anwendung der ordentlichen MwSt.-Besteuerung für Wanderveranstaltungen und Min-
deststeuerzahler – Art. 74-quater, 5. Absatz
Zeile VO14, das Kästchen 1 ist von Subjekten anzukreuzen, die Wanderveranstaltungen wie
auch sonstige Veranstaltungstätigkeiten gemäß Tabelle C, die dem DPR Nr. 633 von 1972 bei-
gelegt ist, durchführen, im Vorjahr einen Umsatz von nicht über 25.822,84 Euro erzielt haben
und sich ab dem Jahr 2009 für die Anwendung der ordentlichen Besteuerung entschieden ha-
ben.
Diese Wahl ist bis auf Widerruf und für mindestens fünf Jahre ab ersten Januar des Jahres, in
dem diese Wahl getroffen wurde, bindend.
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Es wird darauf hingewiesen, dass die begünstigte Besteuerung ab dem Kalenderjahr nach je-
nem nicht mehr Anwendung findet, in dem die Grenze von 25.822,84 Euro überschritten wur-
de (siehe im Anhang unter „Unterhaltungs- und Veranstaltungstätigkeiten“).
Das Kästchen 2 ist für die Mitteilung des Widerrufes der Wahl anzukreuzen.

TEIL 2 – Wahl und Widerruf zwecks Einkommensteuern

Ordentliche Buchhaltung für Kleinunternehmen - Art. 18, Absatz 6, DPR Nr. 600 von 1973
In Zeile VO20 ist das Kästchen 1 anzukreuzen: von offenen Handelsgesellschaften, von einfa-
chen Kommanditgesellschaften, von Reedereigesellschaften, von De-facto-Gesellschaften die ei-
ne Handelstätigkeit ausüben, von natürlichen Personen die eine unternehmerische Handelstätig-
keit ausüben, die, für das Jahr 2009 die Wahl für die ordentliche Besteuerung getroffen haben, na-
chdem sie im Jahr 2008 Erlöse von nicht mehr als 309.874,10 Euro erzielt haben und es sich da-
bei um Dienstleistungsgesellschaften handelt oder von nicht mehr als 516.456,89 Euro erzielt ha-
ben, wenn es sich um Unternehmen handelt, die sonstige Tätigkeiten ausgeübt haben.
Da die Wahl das Buchhaltungssystem betrifft, wird darauf aufmerksam gemacht, dass sie ei-
ne Mindestdauer von einem Jahr hat und bis Widerruf gültig ist.
Das Kästchen 2 ist von den genannten Kleinunternehmen anzukreuzen, welche den Wider-
ruf der vorher getroffenen Wahl, mitteilen möchten.

Ordentliche Buchhaltung für Künstler und Freiberufler - Art. 3, Absatz 2, DPR Nr. 695
von 1996
In Zeile VO21 ist das Kästchen 1 von den Künstlern und Freiberuflern (Art. 53 des TUIR) an-
zukreuzen, die für das Jahr 2009 die ordentlichen Buchhaltung gewählt haben.
Da es sich um eine buchhalterische Regelung handelt, hat die Wahl für mindestens ein Jahr
und bis Widerruf Gültigkeit.
Das Kästchen 2 muss von den Steuerzahlern angekreuzt werden, die den Widerruf der vor-
her getroffenen Wahl mitteilen möchten.

Ordentliche Ermittlung des Einkommens für sonstige Tätigkeiten in der Landwirtschaf
– Art. 56-bis, Absatz 5 des TUIR
In Zeile VO22 ist das Kästchen 1 von jenen Steuerzahlern anzukreuzen, welche die Wahlmöglichkeit
haben, sich für die ordentliche Ermittlung des Einkommens sonstiger landwirtschaftlicher Tätigkeiten zu
entscheiden. Die Wahl ist bis Widerruf und in jedem Fall für einen Zeitraum von drei Jahren bindend.
Das Kästchen 2 muss von den Steuerzahlern angekreuzt werden, die den Widerruf der vor-
her getroffenen Wahl mitteilen möchten.

Ermittlung des Einkommens aus der Landwirtschaft der Landwirtschafsgesellschaften
– Art. 1, Absatz 1093, G. Nr. 296 vom 27. Dezember 2006
In Zeile VO23 ist das Kästchen 1 von den Personengesellschaften, den Gesellschaften mit
beschränkter Haftung und den Genossenschaften anzukreuzen, welche die Eigenschaft einer
landwirtschaftlichen Gesellschaft gemäß Art. 2 des GvD Nr. 99 vom 29. März 2004 aufweisen
und zwecks Ermittlung des Einkommens im Sinne des Art. 32 des TUIR ab dem Jahr 2009 be-
absichtigen, die getroffene Wahl mitzuteilen.
Die genannte Wahl ist für einen Dreijahreszeitraum bindend und ist bis zu deren Widerruf gültig.

Ermittlung des Einkommens der Gesellschaften, die von landwirtschaftlichen Unterneh-
mern gegründet wurden – Art. 1, Absatz 1094, Gesetz Nr. 296 vom 27. Dezember 2006
In Zeile VO24 ist das Kästchen 1 von den Personengesellschaften und den Gesellschaften
mit beschränkter Haftung, welche von landwirtschaftlichen Unternehmern gegründet wurden,
anzukreuzen, welche zwecks Ermittlung des Einkommens die Wahl getroffen haben auf den
Gesamtbetrag der Erträge den Einkommenskoeffizienten von 25 Prozent anzuwenden.
Die Wahl ist für einen Zeitraum von drei Jahren bindend und hat bis Widerruf Gültigkeit.

Ordentliche Ermittlung des Einkommens für Tätigkeiten im Zusammenhang mit der
Landwirtschaft – Art. 1, Absatz 423, Gesetz Nr. 266 vom 23. Dezember 2005
In Zeile VO25 ist das Kästchen 1 von den Steuerzahlern anzukreuzen, welche für die Tätig-
keiten im Zusammenhang mit der Landwirtschaft die Möglichkeit der ordentlichen Ermittlung
des Einkommens in Anspruch nehmen.
Die genannte Wahl ist für einen Dreijahreszeitraum bindend und ist bis zu deren Widerruf gültig.

TEIL 3 – Wahl und Widerruf sowohl zwecks MWST. als auch zwecks Einkommensteuern

Anwendung der Bestimmungen, die vom Gesetz Nr. 398 von 1991 vorgesehen sind
In Zeile VO30 muss das Kästchen 1 von all jenen Subjekten angekreuzt werden, die mitteilen mö-
chten, dass sie ab 2009, die Pauschalermittlung der MwSt. und des Einkommens im Sinne des Art.
2, Absätze 3 und 5 des genannten Gesetzes Nr. 398 in Anspruch nehmen möchten.
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Die Wahl ist bis Widerruf und in jedem Fall für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren bindend.
Folgende Subjekte können diese Wahl treffen: die Gesellschaften und zwar auch die Genos-
senschaften und Amateursportgesellschaften gemäß Art. 90, Absätze von 17 bis 18-ter des
Gesetzes Nr. 289 von 2002, die Vereine ohne Erwerbszwecke und die Fremdenverkehrsäm-
ter auf welche im Sinne des Art. 9-bis des Gesetzes Nr. 66 von 1992, das Besteuerungssy-
stem gemäß Gesetz Nr. 398 von 1991 ausgedehnt wurde, die Vereine der Musikkapellen und
der Amateurchöre, die Laienbühnen, die gesetzlich anerkannten Musik- und Volkstanzgrup-
pen ohne Gewinnzwecke, auf welche laut Art. 2, Absatz 31 des Gesetzes Nr. 350 von 2003
das Gesetz Nr. 398 ausgedehnt wurde.
Das Kästchen 2 ist für die Mitteilung des Widerrufes der vorher getroffenen Wahl anzukreu-
zen (siehe im Anhang unter „Unterhaltungs- und Veranstaltungstätigkeiten“).

In der Landwirtschaft tätige Gewerkschafts- und Berufsvereinigungen - Art. 78, Absatz
8 des Gesetzes Nr. 413 von 1991
In Zeile VO31 ist das Kästchen 1, ausschließlich von den Gewerkschafts-und Berufsvereini-
gungen anzukreuzen, welche in der Landwirtschaft tätig sind und mitteilen möchten, dass sie
für das Jahr 2009 die Wahl der ordentlichen Ermittlung der MwSt. und des Einkommens im
Sinne des Art. 78, Absatz 8 des Gesetzes Nr. 413 vom 30. Dezember 1991, umgewandelt von
Art. 62, Absatz 1, Buchst. a) des GD Nr. 331 von 1993, getroffen haben.
Mit Hinsicht auf die genannten Vereinigungen und in Bezug auf den Steuerbeistand zugunsten
der Mitglieder, sieht Absatz acht des Art. 78 vor, dass die MwSt. auf pauschale Weise ermittelt
wird, indem die Steuer für die steuerpflichtigen Geschäftsfälle um ein Drittel des Betrages als
Pauschalabsetzung der MwSt. für die Anschaffungen und Einfuhren herabgesetzt wird. 
Die genannten Vereinigungen können jedoch die MwSt. und das Einkommen auf ordentliche Art und
Weise ermitteln und müssen in diesem Fall das Kästchen 1 zwecks Mitteilung dieser Wahl ankreuzen.
Die genannte Wahl gilt bis Widerruf und ist in jedem Fall für mindestens einen Dreijahreszeitraum gültig.
Das Kästchen 2 muss von den obgenannten Vereinigungen für den Widerruf der vorher ge-
troffen Wahl angekreuzt werden.

Agritourismus - Art. 5 des Gesetzes Nr. 413 von 1991
In Zeile VO32 muss das Kästchen 1 von Steuerzahlern angekreuzt werden, welche die Tätig-
keit des Agritourismus gemäß Gesetz Nr. 96 vom 20. Februar 2006 ausüben und mitteilen mö-
chten, dass sie ab 2009 die Wahl der ordentlichen Ermittlung der MwSt. und des Einkommens
getroffen haben und deshalb die Pauschalermittlung der Steuer, vorgesehen von Art. 5 des
Gesetzes Nr. 413 vom 30. Dezember 1991 nicht angewandt haben. Die genannte Wahl ist für
einen Dreijahreszeitraum bindend und ist bis zu deren Widerruf gültig.
Das Kästchen 2 ist für die Mitteilung des Widerrufs der Wahl anzukreuzen.

Mindeststeuerzahler – Art. 1, Absätze von 96 bis 117, Gesetz Nr. 244 von 2007
Zeile VO33, das Kästchen 1 ist von den Steuerzahlern anzukreuzen, die sich im Jahr 2009
für die Ermittlung der MwSt. und des Einkommens mit ordentlicher Buchhaltung entschieden
haben, da sie im Besitz der von Artikel 1, Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 von
2007 vorgesehenen Voraussetzungen sind.
Die genannte Wahl ist für einen Dreijahreszeitraum bindend und bis zu deren Widerruf gültig.
In Abweichung von den Vorschriften gemäß DPR Nr. 442 von 1997, im Sinne des Absatzes 110 des Ar-
tikels 1 des Gesetzes Nr. 244 von 2007 kann jedoch die für den Besteuerungszeitraum 2008 ausgeüb-
te Option mit Wirkung ab dem nachfolgenden Besteuerungszeitraum widerrufen werden und in diesem
Fall muss somit das Kästchen 2 angekreuzt werden (siehe Anhang unter “Mindeststeuerzahler”).

TEIL 4 – Wahl zwecks Unterhaltungssteuer

Anwendung der ordentliche Besteuerung auf die Unterhaltungstätigkeiten – Art. 4 DPR
Nr. 544 von 1999
In Zeile VO40 ist das Kästchen 1 von Subjekten anzukreuzen, welche mitteilen möchten, dass sie
die Bemessungsgrundlage ab dem Jahr 2009 durch die ordentliche Besteuerung ermittelt haben.
Das Kästchen 2 ist von jenen Steuerzahlern anzukreuzen, die den Widerruf der vorher getrof-
fenen Wahl mitteilen möchten.

TEIL 5 – Wahl zwecks IRAP

Ermittlung der IRAP - Bemessungsgrundlage von Seiten der öffentlichen Einrichtun-
gen, die auch Handelstätigkeiten ausüben (Art.10-bis, Absatz 2 des GvD Nr. 446 vom 15.
Dezember 1997 in geltender Fassung)

In Zeile VO50 ist das Kästchen 1 von öffentlichen Subjekten gemäß Art. 3, Absatz 1, Buchst.
e-bis) des GvD Nr. 446 vom 15. Dezember 1997 in geltender Fassung anzukreuzen, welche
im Sinne des Art.10-bis, Absatz 2 des genannten GvD Nr. 446 von 1997, die Ermittlung der Be-
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messungsgrundlage zwecks IRAP mit den vom Art. 5 vorgesehenen Kriterien desselben ge-
setzesvertretenden Dekretes gewählt haben (vgl. Rundschreiben Nr. 148/E vom 26.07.2000
und Rundschrieben Nr. 234/E vom 20.12.2000).
Das Kästchen 2 ist von jenen Steuerzahlern anzukreuzen, die den Widerruf der vorher getrof-
fenen Wahl mitteilen möchten.

Der Vordruck VR/2010 ist von jenen Steuerzahlern zu verwenden, welche die Rückerstattung
des Steuerguthabens aus der Jahreserklärung beantragen möchten.

Für die Abfassung des Vordruckes und die Voraussetzungen, die den Antrag rechtferti-
gen, wird auf die entsprechenden Anleitungen verwiesen.

Die Übersichten VS, VV, VW, VY und VZ, aus denen die MwSt.-Aufstellung 26PR/2010 be-
steht, sind ein Teil der MwSt.-Jahreserklärung. Diese Übersichten sind den Körperschaften und
den beherrschenden Gesellschaften vorbehalten, welche eine Zusammenfassung der MwSt.-
Gruppenabrechnung (Art. 73 und MD 13. Dezember 1979) vornehmen.

ZUR BEACHTUNG: Es wird darauf hingewiesen, dass eine Kopie der oben genannten Aufstel-
lung mit der originalen Unterschrift, in jedem Fall von der beherrschenden Gesellschaft zu-
sammen mit dem MwSt.-Vordruck 26LP/2010 beim gebietsmäßig zuständigen Einhebun-
gsdienst (mit oder ohne Rückerstattungsantrag) einzureichen ist, wobei sowohl die Garantie-
leistungen der einzelnen Gesellschaften in Bezug auf die eigenen ausgeglichenen Guthabe-
nüberschüsse, als auch die Garantieleistungen in Bezug auf den im Sinne des Art. 6 des MD
vom 13. Dezember 1979 ausgeglichenen Guthabenüberschuss der Gruppe, beizulegen sind.
Es wird weiters klargelegt, dass falls die beherrschenden Gesellschaften Garantielei-
stungen für die einzelnen beherrschten Gesellschaften vorlegen, diese auf das Amt der
Agentur der Einnahmen lauten müssen, das in Bezug auf jede beherrschte Gesellschaft
gebietsmäßig zuständig ist.

4.4.1 – ÜBERSICHT VS – Teil 1 – Aufstellung der Gesellschaften der Gruppe

In diesem Teil wird die Angabe aller Subjekte gefordert, die am MwSt.-Ausgleichsverfahren für 2009 (die
beherrschende Gesellschaft eingeschlossen) teilnehmen und für welche folgendes anzugeben ist:
• Feld 1, die MwSt.-Nummer;
• Feld 2, der Kode, welcher folgenden subjektiven Situationen entspricht:

“1” Gesellschaft, die bereits zum 31. Dezember 2008 am MwSt.-Abrechnungsverfahren der
Gruppe teilgenommen hat;

“2” Gesellschaft, die bereits zum 31. Dezember 2008 an der MwSt.-Gruppenabrechnung
teilgenommen hat und im Laufe des Jahres 2009 in der Eigenschaft des Rechtsnachfol-
gers mit Subjekten außerhalb der Gruppe, außerordentliche Geschäfte (z.B.: Eingliede-
rung einer Gesellschaft außerhalb der MwSt.-Gruppe, seitens einer beherrschten Gesel-
lschaft), durchgeführt hat;

“3” Gesellschaft, die zum 31. Dezember 2008 nicht an der MwSt.-Gruppenabrechnung teil-
genommen hat;

“4” Gesellschaft, die zum 31. Dezember 2008 nicht an der MwSt.-Gruppenabrechnung teil-
genommen hat und im Laufe des Jahres 2009 in der Eigenschaft des Rechtsnachfolgers
mit Subjekten außerhalb der Gruppe außerordentliche Geschäfte durchgeführt hat;

• Feld 3, der letzte Monat in dem die beherrschende und die beherrschten Gesellschaften an
der MwSt.-Gruppenabrechnung (12 für das ganze Jahr) teilgenommen haben;

• Feld 4, wenn die Gesellschaft der Gruppe im Sinne des Artikels 30 des Gesetzes Nr. 724 vom
23. Dezember 1994 als nicht tätige Gesellschaft aufscheint der Kode, welcher einer der na-
chfolgenden Situationen entspricht:
“1” im Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist, nicht tätige Gesellschaft;;
“2” im Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist, und im vorhergehenden Jahr nicht tätige Gesellschaft;
“3” im Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist, und in den zwei vorhergehenden Jahren 

nicht tätige Gesellschaft;
“4” im Jahr, das Gegenstand der Erklärung ist und in den zwei vorhergehenden Jahren nicht

tätige Gesellschaft, die im Laufe des Trienniums keine MwSt.-relevanten Geschäfte dur-
chgeführt hat, die nicht niedriger als der Betrag sind, der aus der Anwendung der im Ar-
tikel 30, Absatz 1 des Gesetzes Nr. 724 von 1994 angeführten Prozentsätze hervorgeht.

• Feld 5, der Gesamtbetrag der im Laufe des Jahres rückerstatteten Quoten, die jeder Gesel-
lschaft der Gruppe anrechenbar sind;

• Feld 6, der Grund der Rückerstattung des Jahres (siehe im Anhang unter "Beherrschende
und beherrschte Gesellschaften - Rückerstattungsgrund");

• Feld 7, der Kode, welcher der Voraussetzung entspricht, die zur Prioritätsauszahlung der
Rückerstattung berechtigt:
“1” Gesellschaften, welche Dienstleistungen infolge der Weitergabe von Werklieferungsverträgen

ausführen, die unter die Anwendung des Buchstaben a), sechster Absatz des Artikels 17 fallen;

4.4
Beherrschende
Gesellschaft –
Zusammenfassende
Aufstellung der
Gruppe –
MWST.-Vordruck
26PR/2010 –
MWST.-
Gruppenabrechnung

4.3
Vordruck VR für
den Rückerstat-
tungsantrag des
MWST.- Guthabens
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“2” Gesellschaften, welche Tätigkeiten gemäß Kode ATECOFIN 2004 37.10.1 ausüben; es
handelt sich dabei um Subjekte, welche Tätigkeiten im Recycling und in der Vorberei-
tung für die Wiedergewinnung vom Abfall und vom Metallschrott ausüben;

“3” Gesellschaften, welche Tätigkeiten gemäß Kode ATECOFIN 2004 27.43.1 ausüben; es
handelt sich dabei um Subjekte, welche Zink, Blei und Zinn sowie Halbfertigprodukte
dieser Metalle ohne Ferrosulfate herstellen;

“4” Subjekte, welche Tätigkeiten gemäß Kode ATECOFIN 2004 27.42.0 ausüben; es han-
delt sich dabei um Subjekte, welche Aluminium und Halbfertigwaren herstellen.

• Feld 8, der unter Kode VY4 angeführte Betrag der Rückerstattungsquote, die jeder Gesel-
lschaft der Gruppe anrechenbar ist. Dieser Betrag muss mit jenem aus Zeile VK25 (Über-
schuss dessen Rückerstattung von der beherrschenden Gesellschaft beantragt wird) der Ja-
hreserklärung jeder Gesellschaft, die an der Gruppenabrechnung teilnimmt, übereinstimmen;

• Feld 9, der übertragene Guthabenüberschuss, der mit dem Betrag aus Zeile VK23 (ausge-
glichener Guthabenüberschuss) der Jahreserklärung jeder einzelnen Gesellschaft, die an
der Gruppenabrechnung teilnimmt, übereinstimmen muss;

• Feld 10, der ausgeglichene Guthabenüberschuss, der mit dem Betrag aus Zeile VK24 (au-
sgeglichener Guthabenüberschuss) der Jahreserklärung jeder einzelnen Gesellschaft, die
an der Gruppenabrechnung teilnimmt, übereinstimmen muss.

Sollten die Zeilen für die Angaben der Gesellschaften, die an der Gruppenabrechnung teilneh-
men nicht ausreichen, ist eine weitere Übersicht VS zu verwenden, wobei im Feld „Vordruck
Nr.“  „02“ anzuführen ist und so weiter.

Die Abfassung mehrer Übersichten VS des Vordruckes, verändert nicht die Anzahl der For-
mblätter, aus denen die Erklärung besteht und die auf dem Titelblatt anzugeben sind.

TEIL 2 – Zusammenfassende Angaben

In diesem Teil ist anzugeben:
– in Zeile VS20, Feld 1 der Gesamtbetrag dessen Rückerstattung von Subjekten, die im Be-

sitz der gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen sind, beantragt wurde und in Feld 2 die
gesamte Anzahl dieser Subjekte;

– in Zeile VS21, Feld 1 die Gesamtzahl der Subjekte, einschließlich der beherrschenden Ge-
sellschaft, die an der Gruppenabrechnung teilgenommen haben; in Feld 2 die Anzahl der
Subjekte, welche die MwSt.-Sonderbegünstigungen infolge von außergewöhnlichen Erei-
gnissen in Anspruch genommen haben (siehe im Anhang unter "von außerordentlichen Erei-
gnissen betroffene Subjekte");

– in Zeile VS22, die Anzahl der Subjekte, die zur Abgabe der Garantieleistungen verpflichtet
sind, da sie den eigenen Guthabenüberschuss bei der Gruppenabrechnung verrechnet haben.

Haben an der Gruppenabrechnung mehr Subjekte als die im 1. Teil vorhandenen Zeilen teil-
genommen, sind die Zeilen VS20, VS21 und VS22 nur auf dem Formblatt Nr. 01 abzufassen.

TEIL 3 – Garantieleistungen der beherrschenden Gesellschaft

In Zeile VS30 sind die restlichen Guthabenüberschüsse der Gesellschaften der Gruppe anzu-
geben, die im Vorjahr (2008) im Sinne des Art. 6 des D.M. vom 13. Dezember 1979 nicht au-
sgeglichen werden konnten. Da für diese deshalb keine Garantieleistung erbracht wurde, wur-
den sie im Jahr 2009 von der beherrschenden Gesellschaft in Absetzung gebracht und mit den
entsprechenden Überschüssen der Verbindlichkeiten anderer Gesellschaften der Gruppe, im
Laufe desselben Jahres verrechnet. Wie mit Ministerialbeschluss Nr. 626305 vom 20. Dezem-
ber 1989 mitgeteilt, sind diese Guthabenüberschüsse der Gruppe, zwecks Übersichtlichkeit
der Buchhaltung, mit Vorrang gegenüber den sonstigen von den Gesellschaften im Jahr 2009
übertragenen Guthaben als verrechnet zu betrachten.
Für den Betrag aus Zeile VS30 ist die beherrschende Gesellschaft verpflichtet, die von Artikel
6 des MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehen Garantien zu leisten. Klarerweise müssen die-
se Garantien getrennt von jenen Garantien geleistet werden, welche die beherrschende Ge-
sellschaft für den eventuell verrechneten Guthabenüberschuss aus Zeile VK24 aus der eige-
nen Erklärung desselben Besteuerungszeitraumes, leisten muss.

4.4.2 – ÜBERSICHT VV– PERIODISCHE ABRECHNUNGEN DER GRUPPE

In diese Übersicht sind die Buchhaltungsangaben der periodischen Abrechnungen zu übertra-
gen, die von der beherrschenden Körperschaft oder Gesellschaft für die gesamte Gruppe dur-
chgeführt worden sind. Diese Verrechnungen ergeben sich aus den periodischen Abrechnun-
gen von Seiten der beherrschenden Körperschaft oder Gesellschaft und der beherrschten Ge-
sellschaft, die im Register der zusammenfassenden Daten, vorgesehen von Artikel 4 des MD
vom 13. Dezember 1979 verbucht sind und von der Dachgesellschaft geführt werden.
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Bei Vorliegen von Einzahlungen, die aufgrund einer Berichtigung gemäß Artikel 13 des GvD
Nr. 472 von 1997 durchgeführt wurden, muss das Kästchen jener Zeile angekreuzt werden,
die dem Zeitraum der Verrechnung entspricht, in dem die beherrschende Gesellschaft die Mö-
glichkeit der Berichtigung in Anspruch genommen hat.
Für die Abfassung der Übersicht VV wird auf den Abschnitt 4.2.8 betreffend die Übersicht VH verwiesen.

In Zeile VV13 ist der Betrag der geschuldeten Akontozahlung, die von Seiten der beherrschen-
den Gesellschaft für die gesamte Gruppe festgesetzt wurde (vgl. Rundschreiben Nr. 52 vom
3. Dezember 1991), anzugeben.
In das Kästchen Methode ist der Kode einzutragen, welcher der Methode entspricht, die bei
Ermittlung der Akontozahlung angewandt wurde:
“1” historische Methode;
“2” Methode aufgrund voraussehbarer Werte;
“3” analytische – effektive Methode.

4.4.3 – ÜBERSICHT VW– ABRECHNUNG DER JAHRESSTEUER DER GRUPPE

In der Übersicht VW werden die Beträge zwecks Abrechnung der jährlichen Steuerschuld bzw.
des Steuerguthabens der Gruppe zusammengefasst.

TEIL 1 – Berechnung der MwSt.-Schuld bzw. des MwSt-Guthabens des Besteuerun-
gszeitraumes

In Zeile VW1 ist die Summe der Beträge aus den entsprechenden Zeilen VL1 der Erklärung der
beherrschenden und der beherrschten Gesellschaften einzutragen und falls die Beherrschung
im Laufe des Jahres aufgelassen wird, ist diese Angabe aus Zeile VK30 zu entnehmen.

In Zeile VW2 ist die Summe der Beträge aus den entsprechenden Zeilen VL2 oder VK31 bei
Auflösung der Beherrschung im Laufe des Jahres anzugeben, wie aus den Erklärungen aller
Subjekte der Gruppe hervorgeht.

In der Zeile VW3 ist die Steuerschuld anzugeben, die sich aus dem Differenzbetrag zwischen
der Zeilen VW1 und VW2 ergibt, wenn der Betrag der Zeile VW1 über dem der Zeile VW2 liegt.

In der Zeile VW4 ist das Steuerguthaben anzugeben, das sich aus dem Differenzbetrag zwischen der
Zeilen VW2 und VW1 ergibt, wenn der Betrag der Zeile VW2 über dem der Zeile VW1 liegt.

TEIL 2 – Berechnung der MwSt.-Schuld bzw. des MwSt.-Guthabens

ZUR BEACHTUNG: In den Zeilen VW20, VW22, VW23, VW24, VW27, VW28, VW29 und VW31
sind auch die Beträge einzuschließen, die aus den entsprechenden Zeilen der Übersichten
VL jener Erklärungen hervorgehen, die von den einzelnen Gesellschaften, welche an der
Abrechnung der Gruppe teilgenommen haben, eingereicht wurden.

In Zeile VW20 ist der Gesamtbetrag der im Laufe des Jahres von Seiten der beherrschenden
Gesellschaft der gesamten Gruppe beantragten Rückerstattungen anzuführen. Dieser Ge-
samtbetrag muss um jenen Betrag erhöht werden, der im Laufe des Jahres rückerstattet wur-
de und aus Zeile VL20 der Formblätter hervorgeht. Diese Formblätter sind für die Gesellschaf-
ten vorgesehen, die im Laufe des Jahres 2009 von Gesellschaften, die an der Gruppenabre-
chnung beteiligt sind, aufgenommen wurden.
Hinsichtlich der erforderlichen Voraussetzungen zwecks Inanspruchnahme des Verfahrens der Rüc-
kerstattungen während des Jahres, wird darauf hingewiesen, dass diese, gemäß dem genannten Mi-
nisterialbeschluss Nr. 626305 vom 20. Dezember 1989, gegenüber jenen Gesellschaften vorliegen
müssen, welche das Guthaben, das Gegenstand des Rückerstattungsantrages ist, übertragen haben.
Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass die von Seiten der beherrschenden Gesellschaf-
ten während des Jahres ordnungsmäßig beantragten Rückerstattungsbeträge auch dann an-
zugeben sind, wenn diese Rückerstattungen noch nicht durchgeführt wurden.
Außerdem ist in derselben Zeile VW20 auch jener Teil der Akontozahlung anzugeben, der von der be-
herrschenden Gesellschaft für die beherrschten Gesellschaften, die nach der letzten Frist für die Einza-
hlung der Akontozahlung von der Gruppe ausgetreten sind, entrichtet wurde (siehe auch Zeile VK36).

In Zeile VW21 ist der Gesamtbetrag der Guthabensüberschüsse anzugeben, die von Seiten jeder der
Gruppe angehörenden Gesellschaft, die im Sinne des Artikels 30 des Gesetzes Nr. 724 vom 23. Dezem-
ber 1994 als nicht tätig aufscheint, übertragen wurden. Der anzugebende Betrag besteht aus der Summe
der Beträge, die aus Feld 9 der im Teil I der Übersicht VS enthaltenen Zeilen hervorgehen und für welche
das im Feld 4 vorgesehene Kästchen angekreuzt wurde. In Beachtung der Regelung für die Kommandit-
gesellschaften können die von den nicht tätigen Gesellschaften der Gruppe übertragenen Guthaben ef-
fektiv nicht für den Ausgleich der Schulden verwendet werden, die von den anderen beteiligten Gesel-
lschaften übertragen worden sind und müssen wieder den nicht tätigen, beherrschten Gesellschaften (sie-
he Beschluss Nr. 26 vom 30. Januar 2008 und Nr. 180 vom 29. April 2008) retourniert werden.
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In Zeile VW22 ist der Betrag der absetzbaren Überschüsse, die sich auf die ersten drei Trimester des
Jahres 2009 beziehen, anzugeben und von der beherrschenden Gesellschaft mittels Vordr. F24 bis
zum Datum der Einreichung der Jahreserklärung als Ausgleich verwendet wurden. Man weist darauf
hin, dass im Sinne des Art. 8 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999 nicht nur der Antrag für die Rüc-
kerstattungen während des Jahres gestellt werden kann, sondern auch die Möglichkeit besteht, die-
se Guthaben mit anderen geschuldeten Abgaben, Beiträgen und Prämien auszugleichen.

In Zeile VW23 ist der Betrag der geschuldeten Zinsen, die von den beherrschten Gesellschaf-
ten für die periodischen dreimonatlichen Abrechnungen übertragen wurden, anzugeben (sie-
he Ministerialrundschreiben Nr. 37 vom 30. April 1993). Es wird darauf hingewiesen, dass der
Gesamtbetrag der Zinsen, die bei Einreichung der Jahreserklärung geschuldet sind, nicht in
dieser Zeile, sondern getrennt in Zeile VW36, anzugeben ist.

In Zeile VW24 sind die gesamten, von den einzelnen beherrschten Gesellschaften in Zeile
VL24 der eigenen Erklärung angeführten Beträge anzugeben. 

In Zeile VW25 ist der Teil des Guthabens anzugeben, der in Zeile VW26 der Erklärung für das
Jahr 2009 angeführt und von der beherrschten Gesellschaft mittels Vordruck F24 mit den an-
deren Abgaben ausgeglichen wurde.

In Zeile VW26 ist der Gesamtbetrag des Guthabens anzugeben, das im Vorjahr nicht in An-
spruch genommen wurde und aus Zeile VY5 der zusammenfassenden MwSt.-Aufstellung
26PR/2009 für das Jahr 2008 der beherrschenden Gesellschaft hervorgeht, welche diese Auf-
stellung für die gesamte Gruppe eingereicht hat. 

In Zeile VW27 ist das eventuelle Guthaben der Gruppe anzugeben, wofür in den Vorjahren ei-
ne Rückerstattung beantragt wurde, Voraussetzung ist, dass das zuständige Amt den An-
spruch auf die Rückerstattung formell verweigert hat und den Steuerzahler ermächtigt hat das
Guthaben selbst, für das Jahr 2009 bei der periodischen Abrechnung bzw. in der Jahreserklä-
rung in Anspruch zu nehmen.
In derselben Zeile sind auch die Guthaben jener Gesellschaften der Gruppe einzuschließen,
welche in den eigenen Jahreserklärungen die Zeile VL27 abgefasst haben;

In Zeile VW28 ist der Gesamtbetrag der besonderen Steuerguthaben anzuführen, die von den
einzelnen Gesellschaften für die periodischen Abrechnungen und für die Akontozahlungen in
Anspruch genommen wurden und aus den Zeilen VL28, Feld 1 der Gesellschaften der Grup-
pe, hervorgehen.

In Zeile VW29 ist der Gesamtbetrag der periodischen Einzahlungen, einschließlich der MwSt.-
Akontozahlungen (siehe im Anhang) und der vierteljährlichen Zinsen, sowie jene Steuern und
Zinsen anzugeben, welche infolge einer Berichtigung laut Art. 13 des GvD Nr. 472 von 1997
für das Jahr 2009 eingezahlt worden sind. Der Gesamtbetrag der periodischen Einzahlungen
ergibt sich aus der Summe der MwSt.-Beträge, die in Spalte „eingezahlte Schuldbeträge“ im
„Abschnitt Staatssteuer“ der Einzahlungsvordrucke F24 angeführt sind und aus welchen die
Abgabenkodes in Bezug auf die periodischen Einzahlungen hervorgehen, auch wenn diese
Einzahlungen infolge des Ausgleichs mit den Guthaben in Bezug auf Abgaben (oder auch bzgl.
MwSt.), Beiträgen und Prämien effektiv nicht durchgeführt wurden. 

In Zeile VW31 ist der Gesamtbetrag der in Bezug auf den Steuerzeitraum 2009 vorgenomme-
nen Zusatzeinzahlungen anzugeben, die von den Gesellschaften der Gruppe (mit Ausnahme
der Geldstrafen) mit Hinsicht auf die Umsätze, die bereits im Register der zusammenfassen-
den Aufstellungen eingetragen wurden, getätigt worden sind. Es wird daran erinnert, dass je-
ne zusätzlichen Steuereinzahlungen, die im Jahr 2009 durchgeführt wurden, aber sich auf vor-
hergehende Jahre beziehen, nicht einzuschließen sind.
Einzuschließen hingegen ist auch die Summe der Beträge aus Zeile VL31 der Erklärungen al-
ler Gesellschaften, die an der Gruppenabrechnung teilnehmen.

In Zeile VW32 ist der Gesamtbetrag der MwSt.-Schuld zu übertragen, falls die Summe der Beträ-
ge aus Spalte 2 der Guthaben (VW4 und von VW26 bis VW31) niedriger ist als die Summe der ge-
schuldeten Beträge aus Spalte 1 (VW3 und von VW20 bis VW25). Der Betrag wird aus der Diffe-
renz zwischen den besagten Beträgen mittels Anwendung der nachstehenden Formel berechnet:

[(VW3 + VW20 + VW21 + VW22 + VW23 + VW24+VW25) – (VW4 + VW26 + VW27 + VW28
+ VW29 + VW31)]

In Zeile VW33 ist der Gesamtbetrag des MwSt.-Guthabens anzuführen, falls die Summe der Be-
träge aus Spalte 2 der Guthaben (VW4 und von VW26 bis VW31) höher ist als die Summe der Be-
träge aus Spalte 1 der Schulden (VW3 und von VW20 bis VW25). Der Betrag wird aus der Diffe-
renz zwischen den besagten Beträgen mittels Anwendung der nachstehenden Formel berechnet:

[(VW4 +VW26 +VW27 + VW28 + VW29 + VW31) – (VW3 + VW20 + VW21 + VW22 + VW23
+ VW24+VW25)]
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In Zeile VW34 ist der Gesamtbetrag der Steuerguthaben anzugeben, der von den Gesel-
lschaften der Gruppe bei Abgabe der Jahreserklärung in Anspruch genommen wurde.

In Zeile VW36 ist der Gesamtbetrag der Zinsen anzuführen, die von den Gesellschaften der
Gruppe, welche die dreimonatliche Verrechnung anwenden, bei Abgabe der Jahreserklärung
übertragen wurden.

Zeile VW38 Gesamte MwSt.-Schuld. Falls die Summe der Beträge aus den Zeilen VW32 und
VW36 höher als die Summe der Beträge aus den Zeilen VW33 und VW34 ist, muss die Diffe-
renz in dieser Zeile angeführt werden. Falls dieser Betrag höher als Euro 10,33 ist (Euro 10,00
durch die Auf- und Abrundungen in der Erklärung), muss er in Zeile VY1 übertragen werden.

Zeile VW39 Gesamtes MwSt.-Guthaben. Falls die Summe der Beträge aus den Zeilen VW33 und
VW34 höher als die Summe der Beträge aus den Zeilen VW32 und VW36 ist, muss die Differenz
in dieser Zeile angeführt werden. Dieser Betrag ist in Zeile VY2 zu übertragen. Wird die Zeile
VW40 abgefasst, muss in Zeile VY2 jener Betrag angeführt werden, der sich durch die Summe
der Beträge aus den Zeilen VW39 und VW40 ergibt.

Zeile VW40 wird ein höheres MwSt.-Guthaben des Besteuerungszeitraumes, auf den sich die
Erklärung bezieht, für den Ausgleich in Anspruch genommen, als jenes das zusteht, ist der Be-
trag der durchgeführten Einzahlung mit dem Abgabenkode 6099 ohne die bezahlten Zinsen
anzugeben, damit der nicht zustehende, jedoch in Anspruch genommene Mehrbetrag des Gu-
thabens, gemäß dem Verfahren, das im Rundschreiben Nr. 48/E vom 7. Juni 2002 beschrie-
ben ist, rückerstattet wird.

4.4.4 – ÜBERSICHT VY – ERMITTLUNG DER GESCHULDETEN MWST. BZW. DES STE-
UERGUTHABENS DER GRUPPE

In diese Übersicht ist die geschuldete MwSt. bzw. das Steuerguthaben der Gruppe zu übertragen.

Zeile VY1, geschuldeter Betrag. In dieser Zeile ist der entsprechende Betrag aus Zeile VW38 zu
übertragen. Diese Zeile ist nicht abzufassen wenn der Gesamtbetrag der geschuldeten MwSt.
gleich bzw. unter 10,33 Euro liegt (10,00 Euro durch die Auf- bzw. Abrundungen in der Erklärung).

Zeile VY2, Guthaben. In dieser Zeile ist der Betrag des Jahresüberschusses der abzugsfähi-
gen Steuer aus Zeile VW39 anzugeben, der in den folgenden Zeilen VY4, VY5 und VY6 auf-
zuteilen ist. Ist die Zeile VW40 abzufassen, muss die Summe der Beträge aus den Zeilen
VW39 und VW40 übertragen werden.

Zeile VY3, Einzahlungsüberschuss. In dieser Zeile ist der mit Hinsicht auf den Betrag aus Zeile
VY1 in Übermaß bezahlten Betrag anzuführen. Diese Zeile ist auch abzufassen, falls Steuern entri-
chtet wurden und sich bei der Abfassung der Aufstellung 26PR/2010 ein Steuerguthaben ergibt. In
diesem Fall ist der volle fälschlicherweise eingezahlte Betrag anzugeben. Dieser Überschuss muss
in dieser Zeile angeführt werden, wenn der Betrag der Jahresabrechnung durch eine einmalige Za-
hlung entrichtet oder der Betrag in Raten eingezahlt wurde, dieser Überschuss jedoch durch die fol-
genden Ratenzahlungen nicht ausgeglichen werden konnte.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei einem MwSt.-Guthaben in Zeile VY2, sowie bei ei-
nem Einzahlungsüberschuss in Zeile VY3, die Summe der Beträge, die in diesen Zeilen
angeführt sind, in den Zeilen VY4, VY5 und VY6 aufgeteilt werden muss.

Zeile VY4, in dieser Zeile ist der Betrag anzugeben, wofür eine Rückerstattung beantragt wur-
de. Der entsprechende Betrag muss mit dem Betrag aus Zeile VS20, Feld 1 übereinstimmen.
Davon ausgenommen ist der niedrigste im letzten Dreijahreszeitraum absetzbare Überschuss.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Rückerstattung des Guthabensüberschuss der Gesel-
lschaften der Gruppe, welche die vom Gesetz vorgesehenen Eigenschaften gemäß Art. 30
aufweisen (siehe Rundschreiben Nr. 13 vom 5. März 1990), nur von den beherrschenden Kör-
perschaften oder Gesellsschaften beantragt werden kann.

Im Feld 2 muss der Teil des Rückerstattungsbetrages angeführt werden, für den die beher-
rschende Gesellschaft das vereinfachte Rückerstattungsverfahren durch den Einhebungsbe-
amten anwenden möchte.
Dieser Teilbetrag kann, zusammen mit den Beträgen, die im Laufe des Jahres 2010 bereits mit
dem Vordruck F24 verrechnet wurden oder verrechnet werden, die von den gesetzlichen Be-
stimmungen vorgesehene Höchstgrenze von 516.456,90 Euro (Art. 34, Gesetz Nr. 388 vom
23. Dezember 2000) nicht überschreiten.
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In Zeile VY5 ist der Betrag anzugeben, der im nächsten Jahr zum Abzug übertragen werden
soll oder der im Vordruck F24 ausgeglichen werden soll. Im Sinne des Art. 10 des Gesetze-
sdekrets Nr. 78 vom 1. Juli 2009, mit Änderungen vom Gesetz Nr. 102 vom 3. August 2009 um-
geschrieben kann die Verwendung im Ausgleich des jährlichen Mehrwertsteuerguthabens
über 10.000 Euro ab dem 16. Tag des Monats, der auf den der Vorlage der Erklärung, aus der
er hervorgeht, folgt, erfolgen. Für Erläuterungen und Vertiefungen zu den vom Artikel 10 des
Gesetzesdekrets Nr. 78 von 2009 eingeführten Bestimmungen siehe Verfügung des Leiters
der Agentur der Einnahmen vom 21. Dezember 2009 und Rundschreiben Nr. 57 vom 23. De-
zember 2009 und Nr. 1 vom 15. Januar 2010.

Zeile VY6, diese Zeile ist den Körperschaften und den beherrschenden Gesellschaften vorbe-
halten, welche sich für das vom Art. 117 und folgende des TUIR vorgesehene Steuerkonsoli-
dierung entschieden haben. Diese Subjekte haben die Möglichkeit das aus der Jahreserklä-
rung hervorgehende MwSt.-Guthaben der Gruppe zwecks Ausgleichs der von der konsolidier-
ten Gesellschaft geschuldeten IRES gänzlich oder teilweise abzutreten. In der Zeile muss im
Feld 1 die Steuernummer des konsolidierenden Unternehmens und im Feld 2 der abgetrete-
ne Guthabenbetrag angegeben werden, wie vom Art. 7, Absatz 1, Buchst. b) des Dekrets vom
9. Juni 2004 vorgesehen.

4.4.5 – ÜBERSICHT VZ – ABSETZBARE ÜBERSCHÜSSE DER GRUPPE AUS DEN VORJAHREN

Diese Übersicht ist nur im Falle eines Rückerstattungsantrages für den niedrigsten im letzten
Dreijahreszeitraum absetzbaren Überschuss, wie von Art. 30, Absatz 4 vorgesehen, abzufas-
sen und kann nur von der beherrschenden Gesellschaft abgefasst werden, falls sie in den zwei
vorhergehenden Jahren (2007 und 2008) einen Guthabenüberschuss der Gruppe übertragen
hat, diesen im folgenden Jahr in Absetzung gebracht hat und auch für das Jahr 2009 einen Gu-
thabenüberschuss der Gruppe ermittelt hat (Zeile VY2 der vorliegenden zusammenfassenden
Aufstellung). Sind diese Bedingungen gegeben, steht die Rückerstattung für den niedrigeren
dieser Beträge der genannten abzugsfähigen Überschüsse (mit Bezug auf den Teil, dessen
Rückerstattung noch nicht beantragt bzw. nicht im Vordruck F24 verrechnet wurde) zu. Der
Vergleich ist zwischen den MwSt.-Beträgen vorzunehmen, die in den zwei vorhergehenden Ja-
hren abgesetzt wurden (in die Zeilen VZ1 und VZ2 zu übertragen):

– für das Jahr 2007 entspricht dieser Betrag der Differenz zwischen dem abgezogenen
MwSt.-Guthaben oder den in Zeile VY5 angeführten Ausgleich und den in Zeile VW25 ange-
führten Betrag der MwSt.-Erklärung 2009 für das Jahr 2008 und zwar nur für jenen Teil, der
den mittels Vordruck F24 durchgeführten Ausgleich in Bezug auf die unterschiedlichen
MwSt.-Abgaben betrifft.

– für das Jahr 2008 entspricht dieser Betrag der Differenz zwischen dem abgezogenen
MwSt.-Guthaben oder den in Zeile VY5 angeführten Ausgleich und den in Zeile VW25 ange-
führten Betrag der MwSt.-Erklärung 2010 für das Jahr 2009 und zwar nur für jenen Teil, der
den mittels Vordruck F24 durchgeführten Ausgleich in Bezug auf die unterschiedlichen
MwSt.-Abgaben betrifft.

4.4.6 – UNTERFERTIGUNG DER AUFSTELLUNG

Die Unterschrift der beherrschenden Körperschaft oder Gesellschaft ist im dazu vorgesehenen
Feld gut leserlich anzubringen.
Zudem sind die Kästchen in Bezug auf die Übersichten anzukreuzen.

5. STRAFEN

Verwaltungsstrafen
Die unten angeführten Strafen sind vom gesetzesvertretenden Dekret Nr. 471 vom 18. Dezem-
ber 1997 vorgesehen.

5.1

Verwaltungsstrafen
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Für die schwerwiegenderen Übertretungen sind vom Gesetzesvertretenden Dekret Nr. 74 vom
10. März 2000 folgende Strafmaßnahmen festgesetzt worden.

Die Verurteilung für einige der vom gesetzesvertretenden Dekret Nr. 74 vom 10. März 2000
vorgesehenen Strafen hat auch die Anwendung der von Art. 12 des genannten gesetzesver-
tretenden Dekretes vorgesehenen zusätzlichen Strafen zur Folge.

5.3

Zusatzstrafen

Betrügerische Erklärung:
– Angabe von fiktiven Passivposten in der Erklärung, durch Vorla-

ge von Rechnungen oder anderen Unterlagen von nicht dur-
chgeführten Geschäften, für einen Betrag von gleich oder über
154.937,07 Euro

– Angabe von fiktiven Passivposten in der Erklärung, für einen Betrag
unter 154.937,07 Euro

Betrügerische Erklärung: 
Angabe von Aktivposten in der Erklärung für einen Betrag, der niedriger
als der effektive Betrag ist und/oder Angabe falscher Passivposten bei der
Abfassung der gesetzlich vorgesehenen Buchhaltung, indem betrügeri-
sche Mittel verwendet werden und der folgende Tatbestand vorliegt:

a) die hinterzogene Steuer höher als 77.468,53 Euro ist;
b) der von der Besteuerung subtrahierte Gesamtbetrag höher

als 5% des in der Erklärung angeführten, steuerpflichtigen Be-
trages bzw. höher als 1.549.370,70 Euro ist

Nicht wahrheitsgetreue Erklärung: 
Angabe von Aktivposten in der Erklärung für einen Betrag, der nie-
driger als der effektive Betrag ist bzw. Angabe falscher Passivpo-
sten, falls gleichzeitig folgender Tatbestand vorliegt

a) die hinterzogene Steuer höher als 103.291,38 Euro ist;
b) der von der Besteuerung subtrahierte Gesamtbetrag höher

als 10% des in der Erklärung angeführten, steuerpflichtigen
Betrages bzw. höher als 2.065.827,60 Euro ist

Unterlassene Erklärung: 
Falls der Betrag der hinterzogenen Steuer höher als 77.468, 53 Euro ist.
Hinsichtlich der strafrechtlichen Maßnahmen wird die Erklärung
nicht als unterlassen betrachtet, falls sie innerhalb von 90 Tagen ab
Verfallfrist eingereicht wird bzw. nicht unterschrieben ist bzw. nicht
auf dem entsprechenden Vordruck abgefasst ist

Unterlassene Zahlung der geschuldeten MwSt. aus der Jahreserklärung:
Liegt der Betrag der nicht entrichteten Steuer über 50.000 Euro und
wird die entsprechende Zahlung nicht innerhalb 27. Dezember
des nachfolgenden Jahres nach dessen Erklärung vorgenommen

Unrechtmäßiger Ausgleich. Verwendung im Ausgleich von nicht zu-
stehenden oder nicht vorhandenen Guthaben für einen Betrag über
50.000 Euro

Haft von 18 Monaten bis zu 6 Jahren
(Artikel 2, Absatz 1)

Haft von 6 Monaten bis zu 2 Jahren
(Artikel 2, Absatz 3)

Haft von 18 Monaten bis zu 6 Jahren
(Artikel 3)

Haft von 1 bis zu 3 Jahren
(Artikel 4)

Haft von 1 bis zu 3 Jahren
(Artikel 5)

Haft von 6 Monaten bis zu 2 Jahren 
( Art. 10-ter)

Haft von 6 Monaten bis zu 2 Jahren 
(Art. 10-quater)

5.2

Strafrechtliche
Maßnahmen

Unterlassene Einreichung der Jahreserklärung bzw. Einreichung
mit einer Verspätung von mehr als 90 Tagen falls eine Steuer-
schuld vorliegt

Unterlassene Einreichung der Jahreserklärung bzw. Einreichung
mit einer Verspätung von mehr als 90 Tagen falls keine Steuer-
schuld vorliegt

Einreichung der Erklärung mit einer Verspätung von weniger als
90 Tagen
Nicht wahrheitsgetreue Erklärung: Erklärung, in der eine niedrige-
re Steuer bzw. ein absetzbarer Überschuss bzw. ein höherer
Rückerstattungsbetrag als der zustehende angeführt wurde (z.
B. fälschlicherweise abgesetzte Steuer in Bezug auf bestimmte
steuerpflichtige Vorfälle, die nicht erklärt wurden und die vorher
weder angegeben und/oder noch verbucht wurden usw.)
Rückerstattungsantrag, der Angaben enthält, die nicht mit jenen
der Erklärung übereinstimmen und infolgedessen die
Rückerstattung eines höheren Betrages beantragt wird
Erklärung, die nicht nach Maßgabe des mit Verwaltungsmaßnah-
me genehmigten Vordruckes, abgefasst wurde. Unterlassene und
ungenaue Angaben in Bezug auf Daten, die für die Ermittlung des
Steuerpflichtigen oder seines Vertreters wesentlich sind, um das
Steueraufkommen und alle notwendigen Angaben aufgrund der
vorgesehenen Kontrollen, festlegen zu können.
Nichteinhaltung der Einzahlungspflicht: Unterlassene,
verspätete oder nicht ausreichende MwSt.- Akontozahlung,
MWSt.-Einzahlung aufgrund der periodischen Verrechnungen
oder Zahlung des MwSt-Ausgleiches aus der Jahreserklärung

Ausgleich von nicht vorhandenen Guthaben

Geldstrafe von 120% bis 240% der geschuldeten Steuer,
Mindeststrafe 258 Euro (Artikel 5, Absatz 1)

Geldstrafe von 258 Euro bis 2.065 Euro
(Artikel 5, Absatz 3)

Geldstrafe von 258 Euro bis 2.065 Euro (Artikel 5, Absatz 3)

Geldstrafe von 100% bis 200% der Mehrsteuer und/oder
des Unterschiedsbetrages des Guthabens
(Artikel 5, Absatz 4)

Geldstrafe von 100% bis 200% des nicht zustehenden
Betrages (Artikel 5, Absatz 5)

Geldstrafe von 258 Euro bis 2.065 Euro (Artikel 8, Absatz 1)

Geldstrafe von 30% des nicht eingezahlten Betrages
(Artikel 13, Absatz 1)

Sanktion von 100% bis 200% des Betrags der ausgeglichenen
Guthaben (Art. 27, Absatz 18, GD Nr. 185/2008)

Sanktion von  200% des Betrags von ausgeglichenen
Guthaben in Höhe von über 50.000 Euro (Art. 27, Absatz 18,
GD Nr. 185/2008)
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ANHANG

MWST.- AKONTOZAHLUNGEN (Zeile VH13)
Die Pflicht der MWSt.-Akontozahlung, die jährlich innerhalb 27. Dezember vorgenommen werden muss, wur-
de von Artikel 6, Absätze von 2 bis 5-quater des Gesetzes Nr. 405 vom 29. Dezember 1990 in geltender Fas-
sung eingeführt (vgl. diesbezüglich die Rundschreiben Nr. 52 vom 3. Dezember 1991, Nr. 73 vom 10. De-
zember 1992 und Nr. 40 vom 11. Dezember 1993, den Beschluss Nr. 157 vom 23. Dezember 2004). Für je-
ne Subjekte, die im Fernmeldewesen tätig sind und mit Dekret Nr. 366 vom 24. Oktober 2000 ermittelt wer-
den und für jene, die Wasser, Gas, Strom zuführen und den städtischen Müll entsorgen usw. und mit Dekret
Nr. 370 vom 24. Oktober 2000 ermittelt werden, hat Art. 1, Absatz 471 des Gesetzes Nr. 311 vom 27. De-
zember 2004, eine besondere Methode der Ermittlung für die Akontozahlung eingeräumt. Insbesondere wur-
de vorgesehen, dass diese Subjekte, die im Vorjahr eine MwSt. von über zwei Millionen Euro eingezahlt ha-
ben, verpflichtet sind die Akontozahlung in einem Ausmaß von 97% jenes Betrages zu ermitteln, der dem Dur-
chschnitt der durchgeführten vierteljährlichen Einzahlungen oder der Einzahlungen entspricht, die für die drei
vorhergehenden Vierteljahre des laufenden Jahres hätten vorgenommen werden müssen. Mit dieser Bere-
chnungsweise wird sowohl die historische Methode als auch die vorausschauende Methode des Voransch-
lages ausgeschlossen, während weiterhin die Möglichkeit besteht, die so genannte Methode der effektiven
Berechnung, wie von Absatz 3-bis des Art. 6 des Gesetzes Nr. 405 von 1990 (vgl. Rundschreiben Nr. 54 vom
23. Dezember 2005 und Beschluss Nr. 144 vom 20. Dezember 2006) vorgesehen, anzuwenden.

REISEAGENTUREN
TEIL 1 - Reiseagenturen und Fremdenverkehrsbüros (Art. 74-ter)
Artikel 74-ter beinhaltet das Besteuerungssystem zur Tätigkeit der Reiseagenturen und der Fremdenverkehr-
sbüros. Diese Büros organisieren und verkaufen in eigener Rechnung bzw. durch Vertreter Reisepakete, die aus
Reisen, Ferienaufenthalten, Rundreisen "alles inbegriffen" und damit zusammenhängenden Dienstleistungen,
aus Veranstaltungen, Kongressen und ähnlichem bestehen und welche mehrere Dienstleistungen beinhalten
und in einer einzigen Zahlung, die aus einer einzigen Transaktion hervorgeht, berechnet werden. In objektiver
Hinsicht wird klargestellt, dass die Reisepakete jene im Sinne des Art. 2 des GvD Nr.111 vom 17. März 1995 sind.
Gleichfalls sind die einzelnen Dienstleistungen im Fremdenverkehr, gemäß Absatz 5-bis des Art. 74-ter der
Sonderbesteuerung, der Anwendung der absetzbaren Methode von Grundlage zu Grundlage, unterworfen,
im Falle dass letztere im Reisebüro angeboten und im Vorhinein gekauft wurden. Unter den einzelnen Dien-
stleistungen versteht man den "Ankauf einer Einheit" von einzelnen Reisedienstleistungen (wie zum Beispiel
Hotelzimmer oder Ticketflüge) unabhängig von den spezifischen Ansprüchen des Reisenden.
Dieselben Bestimmungen gelten auch für Veranstalter von Rundreisen, dabei sind alle Subjekte,
unabhängig von der Einrichtung, welcher sie angehören (Vereinigungen, öffentliche oder private Kör-
perschaften usw.), zu verstehen, welche Reisepakete gemäß Absatz eins des genannten Art. 74-ter ve-
ranstalten und zur Verfügung der Reisenden stellen.
Die besondere Besteuerung wird hingegen nicht auf die Reise- und Fremdenverkehrsbüros angewandt,
welche nur eine Vermittlungstätigkeit zugunsten der Kunden ausüben, das heißt, welche im Namen und
für Rechnung der Reisenden handeln; in diesem Fall ist das ordentliche Kriterium für die Berechnung der
MwSt., begründet auf das Abzugssystem "Steuer von Steuer" anzuwenden.
Unter diese Geschäftsfälle fallen zum Beispiel die Hotel- und Reisebuchungen, der Verkauf von Fahrkarten, die Dienstleistun-
gen bezüglich Vidimierung von Reisepässen und dergleichen, welche auf Ansuchen des Reisenden durchgeführt werden.
Für weitere Erläuterungen hinsichtlich der Sonderbesteuerung, welche auf den besagten Bereich an-
gewandt werden kann, wird auf das Ministerialrundschreiben Nr. 328/E vom 24.Dezember 1997 und auf
die Durchführungsbestimmung verwiesen, die mit MD Nr. 340 vom 30. Juli 1999 (veröffentlicht im GA Nr.
231 vom 1.Oktober 1999) genehmigt wurde.
Für die Festsetzung der in den Übersichten, aus denen sich die Erklärung zusammensetzt,
anzugebenden Daten wurde die nachfolgende Aufstellung A vorbereitet, die zuvor au-
sgefüllt und auf Verlangen dem zuständigen Finanzamt vorgelegt werden muss.

AUFSTELLUNG A
ZUM AUSFÜLLEN DER ERKLÄRUNG ZU VERWENDEN

ZEILE REISEN

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

ENTGELTE KOSTEN

zur Gänze innerhalb der EU

zur Gänze außerhalb der EU

gemischt

GESAMTBETRAG (Summe der Zeilen 1, 2 und 3)

Ermittlung der Entgelte für den Teil innerhalb und außerhalb der EU

Prozentsatz aus den gemischten Kosten (Zeile 5 : Zeile 3) x 100

Gemischte Entgelte für den Teil innerhalb der EU (Zeile 3 x Zeile 7) : 100

Gesamtbetrag der Entgelte innerhalb der EU (Zeile 1 + Zeile 8)

Gesamtbetrag der Entgelte außerhalb der EU (Zeile 2 + Zeile 3 – Zeile 8)

Gesamtbetrag der abzugsfähigen Kosten (Zeile 1 + Zeile 5)

Kostenguthaben des Vorjahres (aus Zeile VG3 der Erklärung 2009 in Bezug auf das Jahr 2008)

Nettobemessungsgrundlage

Bruttobemessungsgrundlage [Zeile 9 - (Zeile 11 + Zeile 12)]
bzw.

Kostenguthaben [(Zeile 11 + Zeile 12) - Zeile 9]

Die gemischten Kosten aufteilen: für den Teil innerhalb der EU

für den Teil außerhalb der EU

%
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ABFASSUNGSART DER AUFSTELLUNG A:

– in Zeile 1 ist der Gesamtbetrag der Entgelte und der Kosten bezüglich der zur Gänze innerhalb der Eu-
ropäischen Union (EU) durchgeführten Reisen anzugeben;

– in Zeile 2 ist der Gesamtbetrag der Entgelte und der Kosten bezüglich der zur Gänze außerhalb de EU
durchgeführten Reisen anzugeben;

– in Zeile 3 ist der Gesamtbetrag der Entgelte und der Kosten bezüglich der gemischten Reisen an-
zuführen, also jener Reisen, die teils innerhalb und teils außerhalb der EU durchgeführt wurden;
– in Zeile 4 ist der Gesamtbetrag der Entgelte und der Kosten aus den vorhergehenden Zeilen anzuführen;
– in den Zeilen 5 und 6 sind die Kosten bezüglich der gemischten Reisen (aus Zeile 3) getrennt für den

Teil innerhalb und den Teil außerhalb der EU anzuführen;
– in Zeile 7 ist der Prozentsatz der gemischten Kosten anzugeben [(Zeile 5 : Zeile 3) x 100];
– in Zeile 8 ist der Gesamtbetrag der Entgelte der gemischten Reisen bezüglich des Teiles innerhalb der

EU anzugeben, der durch die Multiplikation des Betrages der Entgelte aus Zeile 3 mit dem Prozent-
satz aus Zeile 7 zu berechnen ist;

– in Zeile 9 ist der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Entgelte anzugeben, der sich aus der Summe der
Entgelte für Reisen innerhalb der EU (Zeile 1) und der Entgelte bezüglich der gemischten Reisen in
der EU (Zeile 8) ergibt;

– in Zeile 10 ist der Gesamtbetrag der Entgelte für Reisen außerhalb der EU anzugeben, der sich durch das Sum-
mieren der Beträge aus den Zeilen 2 und 3 und durch Abzug des Betrages aus Zeile 8 ergibt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der entsprechende Gesamtbetrag, falls ein Rückerstattungsantrag
eingereicht wird, mit den anderen nicht steuerpflichtigen Geschäftsfällen zusammenzurechnen ist (in
Übersicht VR – Teil 2 – Kästchen 3);
– in Zeile 11 ist der Gesamtbetrag der abzugsfähigen Kosten anzugeben, der sich aus der Summe der

Kosten für gänzlich innerhalb der EU durchgeführte Reisen (Zeile 1) und der Kosten für die gemisch-
ten Reisen für den Teil innerhalb der EU (Zeile 5) ergibt;

– in Zeile 12 ist das Guthaben des Kosten des Vorjahres anzugeben, das aus der Zeile VG3 der MwSt.-
Erklärung 2009 für das Jahr 2008 zu entnehmen ist.

– in den Zeilen 13 und 14, die eine Zeile kann in Alternative zur anderen abgefasst werden, ist ent-
sprechend die Bruttobemessungsgrundlage oder das Kostenguthaben anzugeben, die den Umsätzen
entsprechen, welche dem Steuersatz von 20% unterliegen und durch Anwendung folgender Formel
berechnet werden:

[Zeile 9 – (Zeile 11 + Zeile 12)]

Falls das Ergebnis positiv ist, ist der entsprechende Betrag in Zeile 13 zu übertragen, ist es hingegen
negativ, muss der entsprechende Betrag in Zeile 14 übertragen werden, wobei das positive Vorzeichen
anzuführen ist;

– in Zeile 15 sind 20% der Nettobemessungsgrundlage anzugeben, die durch die Anwendung der einen
oder der anderen nachstehend angeführten Formel zu berechnen ist:

(Zeile 13 x 100)
––––––––––––––

120
bzw. der "Ausgliederungsformel":

(16,65 x Zeile 13)
Zeile 13  –  –––––––––––––––

100

Übertrag der Daten aus der Aufstellung in den Übersichten der Erklärung
Zur Ermittlung des Geschäftsumfanges und des Gesamtbetrages der Anschaffungen, müssen einige Angaben
der Aufstellung A in die Übersichten VE und VF gemäß den nachstehenden Kriterien übertragen werden:
a) falls eine Bruttobemessungsgrundlage aufscheint (oder Zeile 13 abgefasst worden ist), ist der Betrag

aus Zeile 15 (Nettobemessungsgrundlage von 20%) in Zeile VE22 zusätzlich zu den Beträgen der an-
deren steuerpflichtigen Geschäftsfälle, welche eventuell getätigt wurden, zu übertragen.
Der restliche Teil der Entgelte, der sich aus dem Unterschied zwischen dem Gesamtbetrag aus Zeile
4 und dem Betrag aus Zeile 13 ergibt, muss in Zeile VE32 zusätzlich zu den anderen nicht steuerpfli-
chtigen Geschäftsfällen, welche eventuell getätigt wurden, übertragen werden;

b) falls ein Kostenguthaben aufscheint (bzw. falls die Zeile 14 abgefasst wurde), muss der Gesamtbe-
trag der Entgelte aus Zeile 4 zusätzlich zu den Beträgen der anderen nicht steuerpflichtigen Ge-
schäftsfälle, falls solche durchgeführt worden sind, in Zeile VE32 übertragen werden.

In beiden Fällen ist der Gesamtbetrag der Kosten aus Zeile 4 zusätzlich zu den Beträgen der anderen
nicht steuerpflichtigen Anschaffungen, falls solche durchgeführt worden sind, in Zeile VF13 zu übertra-
gen. Ausgenommen sind die Anschaffungen von Seiten der Subjekte, welche das für die Mindest-
steuerzahler laut Artikel 1, Absatz 96 und folgende des Gesetzes Nr. 244 von 2008 vorgesehene Steuer-
system in Anspruch genommen haben; diese Anschaffungen sind in Zeile VF15 anzugeben.

LANDWIRTSCHAFT

1. Landwirtschaftliche Unternehmer
Im Sinne des Art. 34, zweiter Absatz werden folgende Subjekte als Landwirtschaftliche Unternehmer betrachtet:
a) Subjekte, welche Tätigkeiten gemäß Art. 2135 des ZGB ausüben und welche die Fischereitätigkeit im Süßwas-

ser bzw. die Fisch-, Pilz-, Austernzucht ausüben und sonstige Muscheln, Schalentiere und Frösche züchten;
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b) landwirtschaftliche Einrichtungen, welche den Preisstop vornehmen oder sonstige Subjekte, welche in Rechnung
dieser Einrichtungen und in Anwendung der Regelungen der Europäischen Union, welche die gemeinschaftliche
Organisation bei der Vermarktung dieser Erzeugnisse betreffen, Veräußerungen von Erzeugnissen durchführen;

c) die Genossenschaften, ihre Konsortien, die Vereinigungen und deren gegründete Gemeinschaften, die
aufgrund der geltenden Bestimmungen als solche anerkannt sind und Veräußerungen der Erzeugnisse
vornehmen, die vorwiegend von den Gesellschaftern, Mitgliedern oder Beteiligten hergestellt wurden und
als Rohprodukte oder vor Zubereitung oder Verarbeitung verkauft wurden; Körperschaften welche laut Ge-
setz auch genossenschaftliche Veräußerungen von zubereiteten oder verarbeiteten Produkten in Rech-
nung der Hersteller vornehmen. Es wird darauf hingewiesen, dass die vorliegende Bestimmung durch Ar-
tikel 10, Absatz 1, Buchstabe a) des Gesetzesdekretes Nr. 35 vom 14. März 2005 abgeändert wurde und
gegenüber den Vereinigungen, die vorwiegend, die von den Mitgliedern hergestellten Produkte verkaufen,
die Anwendung der Sonderbesteuerung mit Absetzung auf die gesamten Veräußerungen der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse und der Fischereiprodukte, die unter jene fallen, die in der Tabelle A, Teil I, dem
DPR Nr. 633 von 1972 (vgl. Rundscheiben Nr. 1 vom 17. Januar 2006) angeführt sind, vorsieht. 

2. MWSt.-Sonderbesteuerung für landwirtschaftliche Unternehmer
Landwirtschaftliche Unternehmer, welche landwirtschaftliche Erzeugnisse und Fischereiprodukte veräußern, die
im ersten Teil der Tabelle A) angegeben sind (diese Tabelle ist dem DPR Nr. 633 von 1972 beigeschlossen), müs-
sen den von Art. 19 vorgesehenen pauschalen Absetzbetrag auf den steuerpflichtigen Gesamtbetrag des Ge-
schäftsumsatzes durch die Anwendung der Ausgleichsprozentsätze berechnen, wie dieser für jede Art von Pro-
dukten mit Dekret des Finanzministers im Einverständnis mit dem Minister für die Landwirtschaftspolitik vorge-
sehen ist und mit Dekret vom 23. Dezember 2005 abgeändert wurde.
Die Steuer wird durch Anwendung der eigenen Prozentsätze auf jedes Produkt berechnet, außer es werden auf den
Verkauf der Erzeugnisse an Personen, welche gemäß Absatz 2, Buchstabe c) des Art. 34 der Sonderbesteuerung un-
terliegen und auf die Veräußerungen, die von Personen in Anwendung des Absatzes 6, erster und zweiter Satz des-
selben Artikels 34 durchgeführt werden, die Prozentsätze angewandt, die den Ausgleichsprozentsätzen entsprechen.

3. Von der Steuer befreite landwirtschaftliche Unternehmer
Von der Steuerzahlung und von allen buchhalterischen Verpflichtungen und Unterlagen, einschließlich
Jahreserklärung, sind jene landwirtschaftlichen Unternehmer befreit, die im Jahr 2008 einen Geschäft-
sumsatz von nicht mehr als Euro 7.000 aufweisen. Dieser Höchstbetrag wurde durch Artikel 2, Absatz
31 des Gesetzesdekretes Nr. 262 vom 3. Oktober 2006 abgeändert.
Der Geschäftsumsatz muss mindestens zu zwei Dritteln aus den veräußerten landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen, sowie aus den Fischereiprodukten bestehen. Diese Produkte sind aus dem ersten Teil der
Tabelle A, die dem DPR Nr. 633/1972 beigeschlossen ist, zu entnehmen (Rundschreiben Nr. 328/E vom
24. Dezember 1997 und Rundschreiben Nr. 154 vom 19. Juni 1998, Absatz 2).

4. Abfassungsmodalitäten der Erklärung
In der unten angeführten Aufstellung werden Erläuterungen für die Abfassung der Übersichten der Erklä-
rung, mit Hinsicht auf die verschiedenen landwirtschaftlichen Unternehmer angeführt.

5. Ermittlung des zugelassenen MwSt.-Absetzbetrages (Übersicht VF – Teil 3-B)
Nachstehend werden für landwirtschaftliche Unternehmen, die zur Abfassung von Teil 3-B der Übersicht
VF verpflichtet sind, Erläuterungen angeführt.
Zeile VF38 ist den gemischten landwirtschaftlichen Unternehmen vorbehalten und zwar jenen, die auch
steuerpflichtige Geschäfte durchgeführt haben, die verschieden von jenen sind, die im 1. Absatz des Ar-
tikels 34 und im 1. Absatz des Art. 34-bis angeführt sind und gegenüber welchen, die Steuern der nicht
abschreibbaren Anschaffungen und Einfuhren von Gütern und Dienstleistungen abgezogen wird, die
ausschließlich für die Produktion von Gütern und Dienstleistungen beansprucht werden, welche Ge-

VON DER ABFASSUNG DER ERKLÄRUNG BEFREIT

Landwirtschaftliche Unternehmer
Geschäftsumsatz <= 7.000 Euro

Veräußerung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse >= 2/3 des Umsatzes

Steuerbefreite landwirtschaftli-
che Unternehmer, der den Höch-
stbetrag von 1/3 der Geschäft-
sfälle, die verschieden von den

landw. Geschäften sind, übersch-
ritten hat

Landwirtschaftliche Unternehmer
Umsatz > 7.000 Euro

(ordentliche Sonderbesteuerung)

Genossenschaften und
verschiedene Subjekte gemäß
Buchst. b) und c) des Art. 34

VE Teil 1

landw. Geschäfte
mit Ausgleichspro-

zentsätzen

VE Teil 1

Einbringungen an
Genossenschaften
mit Ausgleichspro-

zentsätzen

VE Teil 1

Einbringungen an
Konsortien mit Au-
sgleichsprozent-

sätzen

VE Teil 2

verschiedene
Geschäfte mit

eigenen
Prozentsätzen

VF

regi-
strierte
Einkäu-

fe

VE Teil 2

Verkauf von landw.
Produkten mit ei-

genen Prozentsät-
zen Verschiedene

Geschäftsfälle
mit eigenen

Prozentsätzen

VF

regi-
strierte
Einkäu-

fe

VE Teil 2

Verkauf von landw.
Produkten mit eigenen

Prozentsätzen.
Verschiedene Ge-

schäftsfälle
mit eigenen

Prozentsätzen

VF

regi-
strierte
Einkäu-

fe

VH

NEIN

VH

JA

VH

JA

VF Teil 3-B
VF38 (aus VE-Teil 2) für ver-
schiedene Geschäftsfälle;
VF50 zustehende Absetzung für
Geschäftsfälle aus VF38;
von VF39 bis VF47 (aus VE Teil 1)
VF51 theoretischer Absetzbetrag
der MwSt.

VF Teil 3-B
VF38 (aus VE-Teil 2) für ver-
schiedene Geschäftsfälle;
VF50 zustehende Absetzung für
Geschäftsfälle aus VF38;
VF39 bis VF47 aus VE Teil 1
und Teil 2 (für die entsprechen-
den Ausgleichsprozentsätze)
VF51 theoretischer MwSt.-Ab-
setzbetrag

VF Teil 3-B
VF38 (aus VE-Teil 2) für ver-
schiedene Geschäftsfälle;
VF50 zustehende Absetzung für
Geschäftsfälle aus VF38;
VF39 bis VF47 aus VE Teil 1
und Teil 2 (für die entsprechen-
den Ausgleichsprozentsätze)
VF51 theoretischer MwSt.-Ab-
setzbetrag
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genstand der Geschäfte selbst sind. Man weist darauf hin, dass man für die korrekte Ermittlung der ob-
genannten verschiedenen Geschäfte den erweiterten Begriff zu den landwirtschaftlichen Tätigkeiten vor
Augen halten muss, der vom neuen Text des Art. 2135 des BGB eingeführt wurde und in welchem auch
die Tätigkeiten einzuschließen sind, die zum gewöhnlichen Betrieb der Landwirtschaft gehören. Dem-
nach wurde der Begriff des landwirtschaftlichen Unternehmers in der neuen Fassung des Art. 1 des GvD
Nr. 228 vom 18. Mai 2001 neu überarbeitet, indem alle von den landwirtschaftlichen Unternehmern au-
sgeübten landwirtschaftlichen Tätigkeiten, die gemäß Art. 34, der MwSt.-Sonderbesteuerung unterlie-
gen, untereinander in Zusammenhang gebracht werden. Es handelt sich dabei um alle Tätigkeiten, wel-
che die Verarbeitung, die Aufbewahrung, die Vermarktung und die Aufwertung der Produkte zum Ge-
genstand haben, Voraussetzung ist, dass es sich dabei „vorwiegend“ um Erzeugnisse aus der Bebauung
des Grundstückes, des Waldes oder der Tierzucht handelt.
In all den Fällen, wo das Erfordernis der „Vorrangigkeit“ der Güter eigener Produktion gegenüber jenen,
die bei Dritten gekauft wurden, eingehalten werden muss, findet die Regelung der sogenannten „gemi-
schten Unternehmen“, wie von Absatz 5 des Art. 34 vorgesehen, keine Anwendung.
Die ausschließliche Vermarktungstätigkeit der Produkte, die vom landwirtschaftlichen Unternehmer bei Dritten
angekauft wurden, bleibt hingegen von der Anwendung der MwSt.-Sonderregelung gemäß Art. 34 ausgesch-
lossen, da diese Tätigkeit in keinem Zusammenhang zu den eigenen Produktionsgütern steht und auch nicht
als zusätzliche Tätigkeit zur Bewirtschaftung des Bodens, des Waldes oder zur Viehzucht betrachtet werden
kann. Für weitere Erläuterungen, siehe Rundschreiben Nr. 44 vom 14. Mai 2002.
In Zeile VF38 ist der steuerpflichtige Betrag und die Steuer der Abtretungen von Produkten und Dienstleistungen an-
zugeben, die verschieden von den landwirtschaftlichen Abtretungen sind (bereits im Teil 2 der Übersicht VE einge-
schlossen) und von den gemischten landwirtschaftlichen Unternehmen durchgeführt wurden. Die entsprechende ab-
zugsfähige Steuer dieser Geschäfte muss in Zeile VF50 übertragen werden. Für die Berechnung der abzugsfähigen
Steuern innerhalb der im fünften Absatz des Art. 34 vorgesehenen Höchstbeträge, muss der Steuerzahler die Bere-
chnung getrennt und gemäß Rundschreiben Nr. 328/E vom 24. Dezember 1997, Abschnitt 6.4, durchführen.

AGRITOURISMUS

Der Art. 5, Absatz 2, des Gesetzes 413/1991 hat für Steuerzahler, die Agritourismus im Sinne des Gesetzes Nr. 96
vom 20. Februar 2006 anbieten, eine besondere pauschale MWSt.-Ermittlung eingeführt. Die von diesen Steuer-
zahlern geschuldete Steuer wird aufgrund des Differenzbetrages berechnet, wobei ein pauschaler Absetzbetrag
von 50% in Bezug auf die in diesem Zeitraum registrierten oder registrierungspflichtigen Geschäfte anzuwenden
ist (vergleiche Anleitung für das Ausfüllen der Zeilen VF30 und VF57).
Dieses pauschale Steuerermittlungssystem ist mit Ausnahme der Kapitalgesellschaften, auch für die
Einkommensteuern laut Absatz 1 desselben Art. 5 vorgesehen.
Dieser Artikel sieht außerdem für Steuerzahler, welche die geschuldete Steuer nicht pauschal berech-
nen wollen, die Möglichkeit vor, die getroffene Wahl in der MwSt.-Erklärung jenes Jahres mitzuteilen, in
dem diese Wahl auch zwecks Einkommensteuer gültig ist (siehe Zeile VO32).
Es wird darauf hingewiesen dass landwirtschaftliche Unternehmer, welche eine landwirtschaftliche Tätigkeit und
den Agritourismus ausüben, im Sinne des Art. 36, Absatz 4, getrennte Buchhaltungen führen und zwei (bzw.
mehrere) Vordrucke abfassen müssen. Im Falle von getrennten Buchhaltungen müssen für die internen Über-
tragungen von einer Tätigkeit zur anderen, Rechnungen ausgestellt werden, die der MwSt. zu unterwerfen sind.

MIT DER LANDWIRTSCHAFT ZUSAMMENHÄNGENDE TÄTIGKEITEN

Art. 2, Absatz 7 des Gesetzes Nr. 350 vom 24. Dezember 2003 (Finanzgesetz 2004) hat für die landwirtschaftli-
chen Unternehmer, welche „Tätigkeiten ausüben, die auf die Produktion von Gütern, und Dienstleistungen gemäß
Artikel 2135 des Bürgerlichen Gesetzbuches ausgerichtet sind“ ein pauschales MwSt.-Absetzsystem eingeführt.
Dieses System, dessen Regelung im Artikel 34-bis enthalten ist, sieht vor, dass die geschuldete Steuer durch
Anwendung eines pauschalen Absetzungsprozentsatzes von 50 Prozent auf die Steuer der durchgeführten,
steuerpflichtigen Geschäftsfälle ermittelt wird (vergleiche Anleitung für das Ausfüllen der Zeilen VF30 und VF57).
Im Rundschreiben Nr. 6 vom 16. Februar 2005 wird darauf hingewiesen, dass das von Artikel 34-bis ein-
geführte System nur für jene Dienstleistungstätigkeiten anzuwenden ist, welche „vorwiegend durch die
Verwendung von Maschinen und Ressourcen, die zum gewöhnlichen Betrieb der Landwirtschaft gehören,
geliefert werden“ (siehe den letzten Teil des 3. Absatzes des Artikels 2135 des Bürgerlichen Gesetzbuches).
Mit Hinsicht auf das Buchhaltungssystem weist das Rundschreiben Nr. 6 von 2005 darauf hin, dass im Falle
einer gleichzeitigen Ausübung von landwirtschaftlichen Tätigkeiten, die dem Sondersystem gemäß Artikel 34
unterliegen und der Ausübung von Dienstleistungen, die dem pauschalen Absetzungsprozentsatz gemäß Ar-
tikel 34-bis unterliegen, die Pflicht besteht, die getrennte Besteuerung im Sinne des Art. 36, anzuwenden. Die-
se Verpflichtung ist nicht gegeben, wenn sich der Steuerzahler entschließt für beide Tätigkeiten die ordentli-
che Besteuerung anzuwenden. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Mitteilung der Wahl, die von Artikel 34-
bis, Absatz 2 vorgesehen ist, durch Ankreuzen des Kästchens 5 in Zeile VO3, durchzuführen ist. Diese Wahl
ist bis Widerruf und jedenfalls für mindestens drei Jahre bindend.
Die Mitteilung hinsichtlich des Widerrufs erfolgt durch Ankreuzen des Kästchens 6 der Zeile VO3.
Für die Anwendung der getrennten Buchhaltung müssen die Landwirtschaftsunternehmen zwei (bzw. mehrere) Form-
blätter verwenden, damit die Buchhaltungsangaben der Tätigkeit, die dem Sondersystem gemäß Artikel 34 unterliegt,
gesondert von der Tätigkeit, die dem Pauschalsystem gemäß Artikel 34-bis unterliegt, angeführt werden können.
Wie im Rundschreiben Nr. 6 von 2005 angeführt, kann das Sondersystem gemäß Artikel 34-bis auch für Dienstleistungen
angewandt werden, die nur gelegentlich durchgeführt werden. In diesem Fall besteht keine Verpflichtung zur getrennten Bu-
chhaltung, es wird jedoch in jedem Fall die getrennte Eintragung der genannten Geschäftsfälle, gefordert.
Damit die Steuerzahler für die MwSt.-Jahreserklärung nur ein einziges Formblatt abfassen müssen, wur-
de im Teil 3-C der Übersicht VF die Zeile VF55 eingeführt (vergleiche Anleitung für das Ausfüllen der Zeilen
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VF55 und VF57).
Die Anschaffungen für diese Geschäftsfälle sind in Zeile VF17 zu übertragen.
In der unten angeführten Aufstellung sind Erläuterungen für die Abfassung der Erklärung seitens der landwirt-
schaftlichen Unternehmer angeführt, die das Sondersystem gemäß Artikel 34-bis angewandt haben.

UNTERHALTUNGS- UND VERANSTALTUNGSTÄTIGKEITEN

Mit Gesetzesdekret Nr. 60 vom 26. Februar 1999 wurden bei Inkrafttreten der Vollmacht gemäß Gesetz
Nr. 288 vom 03. August 1998, welche die Abschaffung der Steuer auf Veranstaltungen und die Einfüh-
rung der Steuer für Unterhaltungen nur begrenzt auf einige Tätigkeiten vorsieht, die Unterhaltungstä-
tigkeiten unterteilt, wie aus dem Tarif, der dem DPR Nr. 640 vom 26. Oktober 1972 beigelegt ist, um-
gewandelt durch Art.1 des genannten GvD Nr. 60/1999 zu entnehmen ist. Die Unterhaltungen sind der
Steuer und der MwSt. nach den Sonderkriterien des Artikels 74, Absatz sechs zu unterwerfen, während
die Veranstaltungen gemäß Tabelle C aus der Anlage des DPR Nr. 633/1972, nur der MwSt., gemäß
den üblichen Kriterien und den Bestimmungen des Artikels 74-quater, zu unterwerfen sind.
Für Erläuterungen in Bezug auf die Reform des anwendbaren Besteuerungssystems auf Un-
terhaltungen und Veranstaltungen muss auf die Rundschreiben Nr. 165/E vom 7. September 2000
und Nr. 247/E vom 29. Dezember 1999, sowie auf den Beschluss Nr. 371/E vom 26. November
2002 und das Rundschreiben Nr. 1 vom 15. Januar 2003 Bezug genommen werden.

1. Unterhaltungstätigkeiten
Die besondere Regelung zur Besteuerung der MwSt., die für Unterhaltungen anwendbar ist und
von Artikel 74, sechster Absatz geregelt wird, kann folgendermaßen zusammengefasst werden:
– Anwendung der MwSt. auf derselben Besteuerungsgrundlage wie für die Steuer auf Unterhaltungen;
– Forfaitierung des Absetzbetrages;
– Befreiung von der Buchungspflicht und von der Einreichung der Jahreserklärung;
– Verpflichtung zur Anwendung der getrennten Besteuerung gemäß Artikel 36, vierter Absatz für

Tätigkeiten, die verschieden von den Unterhaltungstätigkeiten sind;
– Einzahlung der MwSt. auf dieselbe Art und innerhalb derselben Frist, die für die Steuer auf Un-

terhaltungen vorgesehen ist. Es wird darauf hingewiesen, dass im Sinne des Artikels 6 des DPR
Nr. 544 vom 30. Dezember 1999, der die Bestimmungen zur Erleichterung der Steuer auf Un-
terhaltungen für den Steuerzahler beinhaltet, die Einzahlung beider Steuern mit dem einheitli-
chen Zahlungsvordruck F24 vorzunehmen ist. Im Besonderen ist der Abgabenkode 6728 in Be-
zug auf die Steuer auf Unterhaltungen und der Kode 6729, der sich auf die Pauschalbesteuerung
der MwSt. bezieht und im Zusammenhang mit der Steuer auf Unterhaltungen steht, anzugeben.

Im Sinne des 1. Absatzes des Art. 1 des DPR Nr. 544/1999 sind Subjekte, die Tätigkeiten gemäß der
dem DPR Nr. 640/1972 beigelegten Tarifliste ausüben und die Pauschalbesteuerung gemäß Absatz se-
chs des Art. 74 des DPR Nr. 633/1972 anwenden, begrenzt auf die Leistungen für die Werbung, das
Sponsoring, für die Veräußerungen oder die Gewährung von Rechten für Fernsehaufnahmen und
Rundfunkübertragungen, die mit den Tätigkeiten laut Tarifliste im Zusammenhang stehen, verpflichtet,
Rechnungen auszustellen. Ansonsten bestätigen diese Subjekte durch die von den Anzeigegeräten
oder den automatisierten Kartenausgabegeräten ausgegeben Eintrittskarten, die Entgelte für den Ein-
tritt oder die Platzreservierung für die Teilnahme an der Veranstaltung und die Entgelte der anderen Tä-
tigkeiten, die der Steuer auf Veranstaltungen unterliegen.
Artikel 74, Absatz sechs schließt Tätigkeiten, die nicht der Steuer auf Veranstaltungen unterliegen 

Landwirtschaftliche Tätigkeit gemäß Art. 34

Mit der Landwirtschaft zusammenhängende
Tätigkeit gemäß Art.34-bis

Landwirtschaftliche Tätigkeit mit ordentlicher
Besteuerung aufgrund der Wahl

Mit der Landwirtschaft zusammenhängende
Tätigkeit gemäß Art. 34-bis

Landwirtschaftliche Tätigkeit gemäß Art. 34

Gelegentliche Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis

Landwirtschaftliche Tätigkeit mit ordentlicher
Besteuerung aufgrund der Wahl

Gelegentliche Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis

Verpflichtung zur Anwendung der getrennten Besteuerung

1 Formblatt landwirtschaftliche Tätigkeit und Abfassung Teil 3-B, Übersicht VF

1 Formblatt verbundene Agrartätigkeit und Ausfüllen der Zeile VF30 Kästchen 7

Verpflichtung zur Anwendung der getrennten Besteuerung

1 Formblatt landwirtschaftliche Tätigkeit

1 Formblatt verbundene Agrartätigkeit und Ausfüllen der Zeile VF30 Kästchen 7

Getrennte Eintragung der Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis

1 Formblatt, das sowohl die Angaben der landwirtschaftlichen Tätigkeit
als auch die Angaben der gelegentlichen Geschäftsfälle
gemäß Art. 34-bis beinhaltet

landwirtschaftliche Tätigkeit, Abfassung Teil 3-B der Übersicht VF

Gelegentliche Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis, Abfassung der Zeile VF55

Getrennte Eintragung der Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis

1 Formblatt, das sowohl die Angaben der landwirtschaftlichen Tätigkeit
als auch die Angaben der gelegentlichen Geschäftsfälle
gemäß Art. 34-bis beinhaltet

Gelegentliche Geschäftsfälle gemäß Art. 34-bis, Abfassung der Zeile VF55

Ausgeübte Tätigkeiten Abfassungsart der Erklärung
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und Leistungen für die Werbung, die eventuell bei der Ausübung der Unterhaltungstätigkeit durch-
geführt wurden, aus dem Anwendungsbereich dieser Besteuerung aus.
Dadurch entsteht eine gewisse Neigung das ordentliche MwSt.-System anzuwenden. Daraus er-
gibt sich, begrenzt auf die genannten Geschäftsfälle, folgendes:
– die Ermittlung der Bemessungsgrundlage nach den allgemeinen Kriterien;
– die Ermittlung des Absetzbetrages nach den Prinzipien des Artikels 19;
– die Einhaltung der Pflichten gemäß Abschnitt II und zwar die Abrechnung und die Einreichung der

Jahreserklärung und der jährlichen Mitteilung der MwSt.-Daten.
Das von Artikel 74, sechster Absatz der MwSt.-Pauschalbesteuerung vorgesehene System ent-
spricht für Steuerzahler, welche Spiele, Unterhaltungen und sonstige Tätigkeiten gemäß dem Tarif
organisieren, der dem DPR Nr. 640/1972 beigelegt ist, dem normalen MwSt.-System. Diese
Steuerzahler sind in jedem Fall berechtigt, sich für die ordentliche Besteuerung zu entscheiden.
Im Sinne der Bestimmungen des DPR Nr. 442 vom 10. November 1997, welche die Art und Weise
für die Mitteilung der getroffenen Wahl in Bezug auf die Mehrwertsteuer und die direkten Steuern
regeln, müssen Subjekte, welche verpflichtet sind, die für das Jahr 2009 getroffene Wahl mitzutei-
len, das Kästchen 1 der Zeile VO7 ankreuzen.
Die Wahl ist bis auf Widerruf für mindestens einen Fünfjahreszeitraum gültig.
Die Mitteilung des eventuellen Widerrufes wird durch Ankreuzen des Kästchens 2 in Zeile VO7 vorgenommen.

2. Veranstaltungstätigkeiten
Die in der Tabelle C, die dem DPR Nr. 633/1972 beigelegt ist, angeführten Veranstaltungen sind der Mehrwert-
steuer ausschließlich aufgrund der allgemeinen Richtlinien, die diese Abgabe regeln, zu unterwerfen.
Artikel 74-bis sieht in Abweichung der allgemeinen MwSt.-Regeln spezifische Vorschriften für Ve-
ranstaltungen vor und zwar:
– Feststellung des Besteuerungszeitpunktes bei Beginn der Veranstaltung, mit Ausnahme der Ge-

schäftsfälle in Bezug auf Veranstaltungen mit Abonnement;
– Beurkundung der Entgelte durch Ausstellung der Eintrittskarten durch die entsprechenden An-

zeigegeräte oder die automatisierten Kartenausgabegräte. 
Außerdem führt der fünfte Absatz des Artikels 74-quater ein begünstigendes System für Subjekte die Wan-
derveranstaltungen und die Organisatoren sonstiger Veranstaltungen vornehmen, die in Tabelle C des Ta-
rifs zum DPR Nr. 633/1972 angeführt sind, ein, wenn sie im Vorjahr einen Geschäftsumsatz von nicht mehr
als Euro 25.822,84 erzielt haben, durch den die Bemessungsgrundlage im Ausmaß von fünfzig Prozent des
Gesamteinkommens der bezogenen Entgelte ermittelt wird und deren beglichene MwSt. auf die Anschaf-
fungen nicht abgesetzt werden kann (vergleiche Anleitung für das Ausfüllen der Zeilen VF30 und VF57).
Mit Hinsicht auf die Buchhaltungsverpflichtungen sieht Artikel 8 des DPR Nr. 544 vom 30. Dezember 1999,
der Bestimmungen zur Vereinfachung der steuerlichen Verpflichtungen für Veranstaltungen beinhaltet, für
Subjekte, die Wanderveranstaltungen und andere Veranstaltungen laut Tabelle C durchführen und im
Vorjahr einen Geschäftsumsatz von nicht mehr als Euro 50.000,00 erzielt haben, folgendes vor:
– Befreiung von der Eintragungspflicht der Entgelte;
– Befreiung von der Abrechungspflicht und von den Steuereinzahlungen;
– Nummerierung und Aufbewahrung der erhaltenen Rechnungen;
– Möglichkeit zur Bescheinigung der Entgelte durch Zahlungsquittung bzw. Kassenbon;
– jährliche Einzahlung der Steuer;
– Einreichung der jährlichen MwSt.-Mitteilung;
– Einreichung der Jahreserklärung.
Falls das Subjekt auch sonstige Tätigkeiten ausübt, wird darauf hingewiesen, dass es im Sinne des
Artikels 36, Absatz 4 für jene Tätigkeiten, welche in den Anwendungsbereich der begünstigten Be-
steuerung fallen, verpflichtet ist, die getrennte Buchhaltung zu führen.
Das begünstigte System gemäß Artikel 74-quater, fünfter Absatz ist als natürliches MwSt.-System für
Steuerzahler und Mindeststeuerzahler, die Wanderveranstaltungen vorführen und sich in jedem Fall für
die ordentliche Besteuerung entscheiden können, zu betrachten.
Aufgrund der Bestimmungen des genannten DPR Nr. 442 vom 10. November 1997, muss die Wahl
in der MwSt.-Jahreserklärung mitgeteilt werden, die sich auf jene Steuerperiode bezieht, im Laufe
welcher der Steuerzahler die Wahl durchgeführt hat. Subjekte, welche die Wahl für das Jahr 2009
mitteilen möchten, müssen das Kästchen 1 in Zeile VO14 ankreuzen. Die Mitteilung des Widerrufs
hingegen, muss durch Ankreuzen des Kästchens 2 derselben Zeile VO14 durchgeführt werden.
Es wird daran erinnert, dass die Wahl bis zu deren Widerruf und in jedem Fall für einen Fünfjahre-
szeitraum gültig ist. Wird die Grenze von Euro 25.822,84 des Geschäftsvolumens überschritten,
kann dies zur Folge haben, dass die begünstigende Regelung im folgenden Kalenderjahr nicht
mehr angewandt werden kann. Wie mit Rundschreiben Nr. 50/E vom 12. Juni 2002 klargestellt,
wird darauf hingewiesen, dass man zwecks Ermittlung des Geschäftsvolumens auf den Gesamt-
betrag der Güterabtretungen und Dienstleistungen Bezug nehmen muss, die im entsprechenden
Kalenderjahr durchgeführt wurden, wobei ausschließlich jene Tätigkeiten in Betracht zu ziehen
sind, die aus der Tabelle C, die dem DPR Nr. 633/1972 beigelegt ist, hervorgehen.
Schlussendlich wird darauf hingewiesen, dass den Betreibern von Kinosälen durch Artikel 20 des GvD Nr.
60/1999, anstellle der Preisminderungen, die von der vorher bestehenden Vorschrift vorgesehen waren,
das Steuerguthaben zuerkannt wird, das bei der MwSt.-Verrechnung und –Einzahlung abgezogen bzw.
im Sinne des Artikels 17 des GvD Nr. 241 vom 9. Juli 1997 ausgeglichen werden kann. Das Dekret Nr.
310 vom 22. September 2000, veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 254 vom 30. Oktober 2000, definiert
die Bedingungen und Kriterien hinsichtlich Gewährung und Anwendung des genannten Steuerguthabens.
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3. Amateursportvereine und -gesellschaften und diesen gleichgestellte Subjekte
Art. 90 des Gesetzes Nr. 289 vom 27. Dezember 2002, siehe auch das Rundschreiben Nr. 21 vom
22. April 2003, sieht die folgenden subjektiven Typologien der Tätigkeiten im Amateursport vor:
• Sportvereine ohne Rechtspersönlichkeit durch Artikel 36 und folgende Artikel des Bürgerlichen

Gesetzbuches geregelt;
• Sportvereine mit Rechtspersönlichkeit privaten Rechtes im Sinne der Regelung gemäß DPR Nr.

361 vom 10. Februar 2000.
• Kapitalgesellschaften der Amateursportvereine (einschließlich der Genossenschaften) ohne Gewinnzwecke.
Die Amateursportgesellschaften werden im Sinne des Art.17, Buchst. c) des Art. 90 „gemäß den
geltenden Bestimmungen, mit Ausnahme jener, die Gewinnzwecke verfolgen“, gegründet.
Die Amateursportvereine und –gesellschaften müssen in der Bezeichnung bzw. im Firmennamen
die Amateursportart anführen. Das Statut und der Gründungsakt beider Kategorien von Subjekten
müssen die Klauseln beinhalten, die erforderlich sind, damit das Fehlen des Gewinnzweckes ga-
rantiert wird und die Beachtung der Prinzipien des Art.18, 18-bis und 18-ter des Gesetzes Nr. 289
von 2002, abgeändert vom Gesetzesdekret Nr. 74 von 2004 eingehalten werden.
Die MwSt.-Sonderbesteuerung gemäß Artikel 74, sechster Absatz des DPR Nr. 633/1972, die für Ama-
teursportvereine, für Vereine ohne Gewinnzwecke und für Verkehrsvereine, die sich für die Anwendung
der Bestimmungen gemäß Gesetz Nr.398/1991 entschieden haben, vorgesehen ist, wird auch für Mu-
sikkappellen und Amateurchöre, Laienschauspieler, für Musik- und Volkstanzgruppen angewandt, die
gesetzlich als Vereinigungen ohne Gewinnzwecke anerkannt sind, wenn sie diese Wahl treffen.
Mit Artikel 9 des DPR Nr. 544 vom 30. Dezember 1999, der Bestimmungen zwecks Vereinfachung
bei der Einhaltung der Verpflichtungen von Seiten der Steuerzahler hinsichtlich der Steuern auf Ve-
ranstaltungen beinhaltet, wird die Anwendbarkeit des Artikels 74, sechster Absatz für alle erzielten
Erlöse aus gewerblichen Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit institutionellen Zwecken stehen,
bestätigt. Deshalb können Amateursportvereine und gleichgestellte Subjekte, welche die Anwen-
dung der Bestimmungen des Gesetzes Nr. 398/1991 wählen, die Mehrwertsteuersonderbesteue-
rung gemäß Absatz sechs des Art. 74, auch für Erträge anwenden, die bei der Ausübung von Tä-
tigkeiten, die nicht der Steuer auf Veranstaltungen unterliegen, erzielt wurden.
Mit Hinsicht auf die Buchhaltungsverpflichtungen sieht Artikel 9, Absatz 3 des genannten DPR Nr.
544/1999 folgendes vor:
– die viermonatliche MwSt.-Einzahlung über den einheitlichen Zahlungsvordruck (Vordruck F24),

innerhalb des 16. Tages des zweiten Monats nach dem diesbezüglichen Vierteljahr des Kalen-
derjahres. Die Zinsen von 1% sind auf diesen Betrag nicht geschuldet;

– die fortlaufende Nummerierung und Aufbewahrung der Einkaufsrechnungen;
– die Möglichkeit, die Entgelte aus der Teilnahme an sportlichen Veranstaltungen durch die Aus-

stellung eines Ausweises oder Abonnements, anstelle von Eintrittskarten, die über eigens vorge-
sehene Anzeigegeräte oder über automatische Kartenausgabegeräte ausgestellt worden sind
(DPR Nr. 69 vom 13. März 2002) zu bestätigen;

– Eintragung des Betrages, auch durch eine einzige Registrierung innerhalb des fünfzehnten Ta-
ges des folgenden Monats, der Entgelte und aller Einnahmen aus gewerblichen Tätigkeiten mit
Bezug auf den vorhergehenden Monat und zwar in einem Vordruck gemäß Ministerialdekret vom
11. Februar 1997, der entsprechend ergänzt wurde.

Im Sinne des Artikels 9, Absatz 2, des genannten DPR Nr. 544/1999, muss die Wahl zur Anwendung der Be-
stimmungen laut Gesetz Nr. 398/1999, unter Einhaltung der Bestimmungen für die Wahl und den Widerruf zwecks
Mehrwertsteuer und der direkten Steuern, gemäß DPR Nr. 442 vom 10. November 1997, mitgeteilt werden.
Die Amateursportgesellschaften und –vereine, die Vereinigungen ohne Gewinnzwecke, die Frem-
denverkehrsvereine, die Musikkapellen und Amateurchöre, die Laienspieler von Volksmusik und
Volkstanzgruppen die gesetzlich als Vereinigungen ohne Gewinnzwecke anerkannt sind, müssen
für die Mitteilung der im Jahr 2009 getroffenen Wahl, das Kästchen 1 in Zeile VO30 ankreuzen.
Die Wahl ist für mindestens einen Fünfjahreszeitraum gültig. Sollten die Voraussetzungen für die Begünstigungen
gemäß Gesetz Nr. 398/1991 im Laufe des Jahres nicht mehr bestehen, muss die MwSt. gemäß den Kriterien des
DPR Nr. 633/1972 angewandt werden und zwar ab dem Monat nach dem Verfall dieser Voraussetzungen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Höchstgrenze des Betrages, um in den Genuss der Begün-
stigungen laut Gesetz Nr. 398/1991 zu gelangen durch Art. 90, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 289 vom
27. Dezember 2002 auf 250.000 Euro festgelegt wurde.
Die Mitteilung des Widerrufes ist durch Ankreuzen des Kästchens 2 in Zeile VO30 vorzunehmen.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass folgende Subjekte alle MWSt.-Verpflichtungen – einschließlich die
Abgabe der Jahreserklärung – einhalten müssen. Es handelt sich dabei Amateursportgesellschaften- und
Vereine (oder Sportclubs bzw. –vereinigungen, die in Gesellschaftsform geführt werden), sowie um alle an-
deren Vereine, welche Kraft Gesetz mit diesen zusammenhängen und sich nicht für die Anwendung der Be-
stimmungen gemäß Gesetz Nr. 398/1991 entschieden haben und die nicht unter das pauschale Sondersy-
stem gemäß Art. 74, 6. Absatz fallen, da sie keine Tätigkeiten im Veranstaltungsbereich ausüben.

GEBRAUCHTE GÜTER – GD NR. 41/1995

Für die Festsetzung der in den Übersichten, aus denen sich die Erklärung zusammensetzt, von den
Steuerpflichtigen, die unter die Sonderregelung für Gebrauchtgüter fallende Abtretungen vorgenommen
haben, anzugebenden Daten wurden die Aufstellungen B und C für Versteigerungshäuser, die im eigenen
Namen oder auf Rechnung von Privatleuten auf der Grundlage von Kommissionsverträgen handeln, vor-
bereitet, die zuvor ausgefüllt und auf Verlangen des zuständigen Finanzamtes vorgelegt werden müssen.
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Es wird darauf hingewiesen, dass die passiven Steuersubjekte aufgrund der in Art. 30, Absatz 6 des Geset-
zes Nr. 388 vom 23. Dezember 2000 enthaltenen Bestimmungen, denen beim Kauf von Fahrzeugen eine
MWSt. von 15% oder 50% auf die Bemessungsgrundlage angelastet wurde, beim Wiederverkauf derselben
im Sinne des Art. 30, Absatz 5 des genannten Gesetzes, das MwSt.-Sondersystem der Differenzbesteue-
rung anwenden können, das für die Wiederverkäufer von gebrauchten Gütern vorgesehen ist.
Weiters wird darauf hingewiesen, dass Güterabtretungen, die in Anwendung des Sondersystems der Diffe-
renzbesteuerung durchgeführt wurden, in Übersicht VE eingeschlossen werden müssen, wobei sie zwischen
den steuerpflichtigen und den steuerbefreiten Geschäftsfällen gemäß den folgenden Modalitäten aufzuteilen
sind. Die Kosten, die in das System der Differenzbesteuerung fallen und von den Subjekten (die Versteige-
rungsagenturen eingeschlossen) getragen wurden, welche die analytische bzw. globale Berechnungsmethode
anwenden, sind, zusätzlich zu den Beträgen der sonstigen, auch nicht steuerpflichtigen Anschaffungen in Zeile
VF13 der Erklärung jenes Jahres anzuführen, in dem diese gemäß Art. 38 des GD Nr. 41/1995 verbucht wur-
den; davon ausgenommen sind die Anschaffungen von Seiten der Subjekte, welche die Besteuerung der Min-
deststeuerzahler gemäß Artikel 1, Absätze 96 und folgende des Gesetzes Nr. 244 von 2008 in Anspruch ge-
nommen haben, da diese in Zeile VF15 anzugeben sind. Allgemeine Spesen hingegen fallen gemäß Rund-
schreiben Nr. 177/E vom 22. Juni 1995 nicht in das Sonderbesteuerungssystem und können daher gemäß der
allgemeinen Regelung abgezogen werden. Diese Spesen sind in den Zeilen von VF1 bis VF11 anzuführen.

Die Aufstellung besteht aus 3 Teilen, die sich jeweils auf die analytische, die globale und die pau-
schale Ermittlung des Differenzbetrages beziehen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Veräußerungen von Schrott und der anderen, im Art. 74, Ab-
sätze 7 und 8, angeführten Produkte nicht unter die Differenzbesteuerung fallen, da es sich um Pro-
dukte handelt, die verschieden von den gebrauchten Gütern sind und von Art. 36, Absatz 1 des oben
genannten GD Nr. 41 vom 23. Februar 1995, geregelt werden.

Teil 1 – Analytische Berechnung des Differenzbetrages (Art. 36, Absatz 1 des GD Nr. 41/1995).
Teil 1 ist von Steuerzahlern abzufassen, welche die ordentliche Besteuerung (bzw. die analytische Besteuerung)
zur Ermittlung des Differenzbetrages gemäß Art. 36, Absatz 1 des genannten GD Nr. 41/1995, angewandt haben.
Es sind folgende Daten einzutragen:
– in Zeile 1 ist der Gesamtbetrag der Entgelte vor Abzug der Steuer in Bezug auf die Geschäftsfälle, die un-

ter diese Besteuerung (steuerpflichtige und steuerbefreite) fallen, einzutragen. Anzugeben sind auch die
Abtretungen, welche gegenüber gemeinschaftlichen Subjekten vorgenommen wurden (welche effektiv als
Geschäftsfälle innerhalb des Staates angesehen werden) sowie Veräußerungen von Gütern, die nicht der
MWSt. unterworfen sind, da der Differenzbetrag gleich Null ist (im Falle, dass die für jeden Geschäftsfall
berechneten Kosten, gleich oder höher als die Entgelte der Veräußerungen sind);

– in Zeile 2 sind die Bruttodifferenzbeträge der steuerpflichtigen Umsätze anzugeben.
Der entsprechende Betrag ist dem Register der Entgelte gemäß Art. 24 zu entnehmen, in dem
die Bruttodifferenzbeträge nach Steuersatz, hinsichtlich jeder periodischen Abrechnung, einzu-
tragen sind. Die Differenzbeträge und die entsprechenden Steuer hingegen sind, nach Abzug der
MwSt., aufgeteilt nach Steuersätzen in Übersicht VE einzuschließen;

AUFSTELLUNG B
ZUM AUSFÜLLEN DER ERKLÄRUNG ZU VERWENDEN

TEIL 1 Analytische Berechnung des Differenzbetrages

TEIL 2 Globale Berechnung des Differenzbetrages

1

2

3

4

10

11

12

13

14

15

16

17

18

Entgelte einschließlich der
MwSt., aufgeteilt nach
Steuersatz

Differenz der Entgelte, die in Zeile VE32 einzuschließen sind [Zeile 1 - (Zeile 2 + Zeile 3)]

Entgelte nicht steuerpflichtiger Geschäftsfälle

Gesamtbetrag der Anschaffungen und der Reparatur- und Nebenspesen, die zur Ermittlung des Differenzbetrages beitragen

Negativer Differenzbetrag des Vorjahres (aus Zeile VG22 der Erklärung 2009 für 2008)

Bruttodifferenzbetrag [(Summe der Beträge aus Zeile 10) – (Zeile 12 + Zeile 13)]

Negativer Differenzbetrag, welcher auf das folgende Jahr zu übertragen ist [(Zeile 12 + Zeile 13) - (Summe der Beträge aus Zeile 10)

Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Geschäftsfälle, die den Plafond bilden (in Zeile VE30 einzuschließen)

Differenz der Entgelte, in Zeile VE32 einzuschließen [(Summe der Beträge aus Zeile 10) + Zeile 11 - (Zeile 14 + Zeile 17)]

Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Geschäftsfälle, die den Plafond bilden (in Zeile VE30 einzuschließen)

Bruttodifferenzbeträge (*) der steuerpflichtigen Geschäftsfälle

Gesamtbetrag der Veräußerungen und der Ausfuhren von gebrauchten Gütern usw.

Entgelte der nicht steuerpflichtigen Geschäftsfälle

Bruttodifferenzbeträge (*) je
nach Steuersatz

Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Geschäftsfälle, die den Plafond bilden (in Zeile VE30 einzuschließen)

Differenz der Entgelte, in Zeile VE32 einzuschließen
[(Summe der Beträge aus Zeile 20) + Zeile 21 - (Summe der Beträge aus Zeile 22) – Zeile 23]

bzw.

Entgelte einschließlich der
MWSt., aufgeteilt nach
Steuersatz

4

4 10 20

4

4

10

10

20

20

10 20

Bruttodifferenzbeträge (*) je
nach Steuersatz

1

1

2

2

3

3

1

1 2 3

2 3

(*) Differenzbeträge abzüglich der MwSt. und der entsprechenden Steuer, sind unterteilt nach Steuersätzen, in Übersicht VE einzuschließen.

21

20

22

23

24

TEIL 3 Pauschalberechnung des Differenzbetrages
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– in Zeile 3 sind die Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Umsätze gemäß den Artikeln 8, 8-
bis, 71 und 72 anzuführen, die zur Bildung des Plafond beitragen. Diese Angabe ist aus dem Re-
gister gemäß Art.38, Absatz 2 des GD 41/1996 zu entnehmen und in Zeile VE30 einzuschließen;

– in Zeile 4 sind einzuschließen:
• die Entgelte der anderen nicht steuerpflichtigen Umsätze (Art. 38-quater) deren Differenzbetrag

nicht zur Bildung des Plafond, beiträgt;
• der restliche Teil der Vergütungen in Bezug auf die steuerpflichtigen (Zeile 2), sowie auf die ni-

cht steuerpflichtigen Geschäftsfälle (Zeile 3).
Der entsprechende Gesamtbetrag ergibt sich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen Zeile 1 und
den folgenden Zeilen 2 und 3 und ist in Zeile VE32 einzuschließen.

Teil 2 – Globale Berechnung des Differenzbetrages (Art. 36, Absatz 6 des GD Nr. 41/1995)
Die Angaben sind aus den Registern der Abtretungen und der Anschaffungen, nach Art. 38, Absatz
4 des genannten GD 41/1995, zu entnehmen.
Es wird darauf hingewiesen, dass Steuersubjekte, welche das ordentliche Besteuerungssystem
angewandt haben, den Differenzbetrag der Ausfuhren und der gleichgestellten Tätigkeiten, analy-
tisch berechnen müssen. Dies in Anbetracht dessen, dass die Kosten der exportierten Güter, im
Sinne des 6. Absatzes des Art. 36 des GD 41/1995, nicht zur Ermittlung des globalen Differenzbe-
trages beitragen, infolgedessen sind die Anschaffungen, die in den Registern verbucht sind, von
diesen Kosten zu bereinigen. Es sind folgende Angaben einzutragen:
– in Zeile 10 sind die Entgelte für steuerpflichtige Umsätze einzutragen, die Steuer eingeschlos-

sen, aufgeteilt nach den angewandten Steuersätzen;
– in Zeile 11 sind die Entgelte aller durchgeführten, nicht steuerpflichtigen Umsätze einzutragen,

sowohl wenn sie zur Bildung des Plafonds beitragen als auch im Falle, dass sie dazu nicht beitragen;
– in Zeile 12 ist der Betrag der Anschaffungen, der Reparatur- und Nebenspesen, die in Bezug auf

die steuerpflichtigen Umsätze aus Zeile 10 durchgeführt wurden, einzutragen. Es wird hervor-
gehoben, dass in Zeile 12 die Spesen für Ausfuhren und die anderen nicht steuerpflichtigen Um-
sätze nicht anzuführen sind, da diese nicht zur globalen Berechnung des Differenzbetrages im
Sinne des Art. 36, Absatz 6 des genannten GD Nr. 41/1995, beitragen;

– in Zeile 13 ist der Betrag des etwaigen negativen Differenzbetrages aus Zeile VG22 der MwSt.-
Erklärung 2009 in Bezug auf das Jahr 2008 einzutragen;

– in Zeile 14 ist der Bruttodifferenzbetrag der steuerpflichtigen Umsätze aus Zeile 10 einzutragen.
Der entsprechende Betrag wird aus dem Unterschied des Gesamtbetrages der Entgelte aus Zei-
le 10 und der Summe der Beträge aus den Zeilen 12 und 13 berechnet;

– in Zeile 15 (in Alternative zur vorhergehenden Zeile 14) ist der (mögliche) negative Differenzbe-
trag anzuführen, der folgendermaßen ermittelt wird: ist der Betrag der Anschaffungen aus den
Zeilen 12 und 13 höher als der Gesamtbetrag der Entgelte aus Zeile 10;

– in Zeile 16 sind die Bruttodifferenzbeträge der steuerpflichtigen Umsätze aus Zeile 14, aufgeteilt na-
ch den angewandten Prozentsätzen, einzutragen. In dieser Hinsicht wird darauf aufmerksam gema-
cht, dass die Aufteilung der Bruttodifferenzbeträge in die verschiedenen Hundertsätze, auf Grund der
prozentmäßigen Anteile zwischen den Teilbeträgen der Entgelte, mit Hinsicht auf den Hundertsatz
und den Gesamtbetrag der Vergütungen durchzuführen ist (siehe dazu die Beispiele im Rundschrei-
ben 177/E, Abschnitt 4.3.2. vom 22. Juni 1995). Es sei klargestellt, dass die prozentmäßigen Anteile
durch Ab- bzw. Aufrundung der zweiten Dezimalzahl der Ergebnisse und durch Ermittlung des Hun-
dertsatzes des höheren Betrages der Entgelte durch die Ergänzung auf 100, mit Hinsicht auf die Sum-
me der anderen (also, durch Abzug dieser Summe vom Wert 100) zu berechnen sind;

– in Zeile 17 sind die Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Umsätze nach Art. 8, 8-bis, 71
und 72, die zur Bildung des Plafonds beitragen, einzutragen. Es sei darauf hingewiesen, dass
diese Differenzbeträge analytisch zu ermitteln sind, da sie nicht zur globalen Ermittlung des Dif-
ferenzbetrages beitragen;

– in Zeile 18 ist folgendes anzugeben:
• die Entgelte für weitere, nicht steuerpflichtige Geschäfte (Art. 38 quater), deren Differenzbetrag

nicht zur Bildung des Plafonds beiträgt;
• der restliche Teil der Entgelte, mit Hinsicht auf steuerpflichtige Geschäfte (Zeile 10), sowie auf

nicht steuerpflichtige Geschäfte (Zeile 17).
Der entsprechende Gesamtbetrag ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Gesamtbetrag
der Entgelte (Summe der Zeilen 10 und 11) und dem Gesamtbetrag der Zeilen 14 und 17.

Steuerzahler, welche den Differenzbetrag mit der globalen Besteuerungsmethode verrechnen und bei der
ersten periodischen Verrechnung einen positiven Bruttodifferenzbetrag erzielt haben, weshalb sich ein
höherer MwSt.-Betrag ergibt, während aus den letzten Verrechnungen ein negativer Differenzbetrag her-
vorgeht, sind zwecks Ermittlung der Bruttobemessungsgrundlage oder des negativen Differenzbetrages
auf jeden Fall verpflichtet, sich auf die Ergebnisse der Buchhaltung des ganzen Jahres 2009 zu beziehen.
Gleichfalls müssen die Endergebnisse der Bücher berücksichtigen, dass die im Jahre 2010 verwend-
bare negative Marge auf Jahresbasis berechnet wird und in der Zeile 15 der Aufstellung B resultiert.

Übertrag der Daten in Übersicht VE der Erklärung
Für eine korrekte Ermittlung des Geschäftsvolumens, müssen die Angaben des Differenzbetrages aus dem
vorliegenden Teil 2 dieser Aufstellung, in Übersicht VE nach den folgenden Kriterien aufgegliedert werden:
– der Betrag aus Zeile 16 muss in Teil 2 der Übersicht VE in Übereinstimmung mit den verschiedenen angewandten

Steuersätzen übertragen werden, indem derselbe zwischen der Bemessungsgrundlage und der Steuer aufzuteilen ist;
– der Betrag aus Zeile 17 ist in Zeile VE30 einzuschließen;
– der Betrag aus Zeile 18 ist in Zeile VE32 zu übertragen.

3“ bozza  28/12/2007



MwSt. 2010 Anhang

80

Teil 3 – Pauschalberechnung des Differenzbetrages (Art. 36, Absatz 5 des GD Nr.41/1995)
Es sind folgende Angaben einzutragen :
– in Zeile 20 sind die Entgelte für steuerpflichtige Geschäfte, vor Abzug der MwSt., aufgeteilt nach

den verschiedenen angewandten Hundertsätzen, einzutragen;
– in Zeile 21 sind die Entgelte aller durchgeführten nicht steuerpflichtigen Geschäfte, unabhängig

davon ob sie zur Bildung des Plafonds beitragen oder nicht, einzutragen;
– in Zeile 22 sind die Bruttodifferenzbeträge der steuerpflichtigen Geschäfte, aufgeteilt nach den an-

gewandten Hundertsätzen, einzutragen. Diese Differenzbeträge sind unter den entsprechenden Steuer-
sätzen, aufgeteilt zwischen Besteuerungsgrundlage und der entsprechenden Steuern in Teil 2 der Über-
sicht VE, zu übertragen;

– in Zeile 23 sind die Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Geschäfte nach Art. 8, 8-bis, 71 und 72,
die zur Bildung des Plafonds beitragen, einzutragen. Dieser Betrag ist in Zeile VE30 einzuschließen.

Für die Ermittlung der in den Zeilen 22 und 23 anzuführenden Differenzbeträge, kann die ei-
gens dafür vorgesehene Tabelle verwendet werden
– In Zeile 24 ist folgendes anzugeben:

• die Entgelte für weitere, nicht steuerpflichtige Geschäfte (Art. 38-quater), deren Differenzbetrag
nicht zur Bildung des Plafond beiträgt;

• den restlichten Teil der Entgelte, mit Hinsicht auf steuerpflichtige (Zeile 20), sowie nicht steuerp-
flichtige Geschäfte (Zeile 21).

Den entsprechenden Betrag erhält man durch die Differenz zwischen dem Gesamtbetrag der Ent-
gelte (Summe der Zeilen 20 und 21 ) und der Summe der Zeilen 22 und 23.

Der in der Zeile 24 resultierende Betrag muss in der Zeile VE32 in den anderen nicht steuerpflich-
tigen Geschäften inbegriffen sein.

ABFASSUNGSMODALITÄTEN DER AUFSTELLUNG C (VERSTEIGERUNGSAGENTUREN)

Diese Aufstellung ist den Versteigerungshallen vorbehalten, die im eigenen Namen und auf Rechnung von
Privatpersonen aufgrund eines Kommissionsvertrages im Sinne des Art. 40-bis des GD Nr.41/1995 han-
deln. Die Angaben, die in der Erklärung einzutragen sind, müssen auf dieselbe Art und Weise und mit den-
selben Kriterien vorgenommen werden, die für Abtretungen von gebrauchten Gütern vorgesehen sind, auf
welche die analytische Berechnung des Differenzbetrages angewandt wird.

Es sind folgende Angaben einzutragen:
– in Zeile 1 ist der Gesamtbetrag der von den Zuschlagsempfängern geschuldeten Entgelte ein-

zutragen, vor Abzug der Steuern, die sich auf Geschäftsfälle (steuerpflichtig oder nicht) beziehen,
die unter die Sonderregelung fallen;

– in Zeile 2 ist der Gesamtbetrag einzutragen, welchen die Betreiber von Versteigerungsagentu-
ren, den Auftraggebern bezahlt haben;

– in Zeile 3 ist der Gesamtbetrag der Bruttodifferenzbeträge einzutragen, der sich aus der Diffe-
renz zwischen Zeile 1 und Zeile 2 ergibt;

– in Zeile 4 ist der Gesamtbetrag der Bruttogrenzbeträge der steuerpflichtigen Umsätze einzutra-
gen. Die Differenzbeträge sind nach Abzug der MwSt., im Teil 2 der Übersicht VE je nach an-
gewandtem Steuersatz einzuschließen;

AUFSTELLUNG C
FÜR DIE ABFASSUNG DES 2. TEILES ZU VERWENDEN (GEBRAUCHTE GÜTER)

1

2

3

4 Bruttodifferenzbeträge der steuerpflichtigen Geschäfte (VE Teil 2 nach Ausgliederung der Steuer)

Summe der Bruttodifferenzbeträge (Zeile 1 – Zeile 2)

Summe der an die Auftraggeber entrichteten Beträge

Summe der vom Abtretungsempfänger geschuldeten Entgelte

5 Bruttodifferenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Geschäfte, die den Plafond bilden (VE30)

6 Differenz der Entgelte, die in Zeile VE32 [Zeile 1 - (Zeile 4+Zeile 5)] einzuschließen sind

TABELLE FÜR DIE ERMITTLUNG DER DIFFERENZBETRÄGE,
DIE IN DEN ZEILEN 22 UND 23 DER AUFSTELLUNG B ANZUFÜHREN SIND

X1

X2

X3

X4

X6

X7

X8

PAUSCHALBERECHNUNG DES DIFFERENZBETRAGES

Entgelte zu 10%

Entgelte zu 4%

SP. 1 - STEUERSATZ 25% SP. 2 - STEUERSATZ 50% SP. 1 - STEUERSATZ 60%

Entgelte der nicht steuerpflichtigen Geschäfte,
die zur Bildung des Plafonds beitragen

Entgelte zu 20 %

Differenzbetrag der nicht steuerpflichtigen Entgelte, die zur Bildung des Plafonds
beitragen [25% (X1 Sp.1 )+ 50% (X1 Sp.2) + 60% (X1 Sp.3)], in Zeile 23 zu übertragen

Bruttodifferenzbetrag der Entgelte zu 4% [25% (X2 Sp.1) + 50% (X2 Sp.2) + 60% (X2 Sp. 3)], in Zeile 22, Sp.1 zu übertragen

Bruttodifferenzbetrag der Entgelte zu 10% [25% (X3 Sp.1) + 50% (X3 Sp.2) + 60% (X3 Sp. 3)], in Zeile 22, Sp.2 zu übertragen

Bruttodifferenzbetrag der Entgelte zu 20% [25% (X4 Sp.1) + 50% (X4 Sp.2) + 60% (X4 Sp. 3)], in Zeile 22, Sp.3 zu übertragen

X5
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– in Zeile 5 sind die Differenzbeträge der nicht steuerpflichtigen Umsätze gemäß Art. 8, 8-bis, 71 und 72,
welche zur Bildung des Plafonds beitragen, einzutragen. Dieser Betrag muss in Zeile VE30 eingesch-
lossen werden;

– in Zeile 6 sind einzuschließen:
• die Entgelte der sonstigen nicht steuerpflichtigen Umsätze, deren Differenzbetrag nicht zur Bil-

dung des Plafonds beiträgt;
• der restliche Teil der Entgelte, der sowohl die steuerpflichtigen (Zeile 4) als auch die nicht

steuerpflichtigen Geschäftsfälle (Zeile 5) betrifft.
Der entsprechende Betrag ergibt sich aus der Differenz zwischen Zeile 1 und der Summe der
Zeilen 4 und 5 und muss in Zeile VE32 eingeschlossen werden.

GETRENNTE BUCHHALTUNGEN (Übersicht VH)

Wie bereits im Vorwort angeführt (Absätze 1.2 und 3.2), wird darauf hingewiesen, dass im Falle
mehrerer getrennter Buchhaltungen (Art. 36) in der Übersicht VH die zusammenfassenden Daten
aller ausgeübten Tätigkeiten, angegeben werden müssen.
Vor allem wird darauf hingewiesen, dass Steuerzahler, die mehrere Tätigkeiten ausüben und für
diese Tätigkeiten (in Einhaltung der gesetzlichen Pflicht oder durch Anwendung der Wahlmögli-
chkeit), getrennte Bücher im Sinne des Art. 36 führen, auch verpflichtet sind, getrennte periodische
Verrechnungen für die getrennt verbuchten Tätigkeiten, durchzuführen.
Mit dem letzten Monat eines jeden Kalendervierteljahres (März, Juni, September, sowie Dezember
ausschließlich für die Steuerzahler gemäß Art. 74, 4. Absatz) können die Ergebnisse der Monat-
sverrechnungen für diese Zeitspanne mit den Ergebnissen der vierteljährlichen Verrechnungen au-
sgeglichen oder zusammengelegt werden, vorausgesetzt, dass die vorgegebenen Fristen für die
jeweiligen Verrechnungen eingehalten werden. In den entsprechenden Zeilen der Übersicht VH,
Teil 1 (VH3, VH6, VH9 und VH12) ist ein einziger Betrag anzuführen, der sich aus der algebrai-
schen Summe der Guthaben und Schulden der einzelnen periodischen Abrechnungen ergibt.
Wenn man zum Beispiel beabsichtigt, den Schuldbetrag der Monatsverrechnung (z.B: Monat März)
mit dem Steuerguthaben des Vierteljahres (z.B: 1. Vierteljahr) auszugleichen, indem die geschul-
dete Steuer der monatlichen Verrechnung mit dem Steuerguthaben des Vierteljahres ausgeglichen
wird, ist es erforderlich die Abrechnung des Vierteljahres vorzuziehen, indem man innerhalb der
vorgesehenen Frist für die monatliche Verrechnung, die vierteljährliche Verrechnung durchführt
und in Zeile VH3 das eventuelle restliche Guthaben anführt. Gleichermaßen sind die zusammen-
fassenden Angaben anzuführen, falls man keinen Ausgleich zwischen den Ergebnissen der mo-
natlichen und der viermonatlichen Abrechnung bei einer Übereinstimmung des dritten Monats je-
den Vierteljahres, machen möchte.
Es wird darauf hingewiesen, dass die obgenannten Kriterien zwecks Angabe der Daten der Verre-
chnungen, auch in allen anderen Fällen anzugeben sind, in denen der Steuerzahler aufgrund be-
sonderer Bestimmungen periodische getrennte Abrechnungen, je nach ausgeübter Tätigkeit, dur-
chführt (zum Beispiel Tankstellenwärter, Fernfahrer und andere Kategorien von Steuerzahlern
gemäß Art. 74, 4. Absatz).

Die folgende Aufstellung dient jenen Subjekten, die monatliche, sowie vierteljährliche Verrechnun-
gen durchführen. Darin wird gezeigt, wie der MwSt.-Übertrag von einem zum anderen Verrech-
nungszeitraum vorzunehmen ist:
1) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Januar: bei der Verrechnung des Monats Februar

abzuziehen;
2) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Februar: bei der Verrechnung des Monats März

abzuziehen;
3) Guthaben aus der Verrechnung des Monats März: bei der Verrechnung des 1. Vierteljahres abzuziehen;
4) Guthaben aus der Verrechnung des 1. Vierteljahres: bei der Verrechnung des Monats April abzuziehen;
5) Guthaben aus der Verrechnung des Monats April: bei der Verrechnung des Monats Mai abzuziehen;
6) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Mai: bei der Verrechnung des Monats Juni abzuziehen;
7) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Juni: bei der Verrechnung des 2. Vierteljahres abzuziehen;
8) Guthaben aus der Verrechnung des 2. Vierteljahres: bei der Verrechnung des Monats Juli abzuziehen;
9) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Juli: bei der Verrechnung des Monats August ab-

zuziehen;
10) Guthaben aus der Verrechnung des Monats August: bei der Verrechnung des Monats Sep-

tember abzuziehen;
11) Guthaben aus der Verrechnung des Monats September: bei der Verrechnung des 3. Vierteljah-

res abzuziehen;
12) Guthaben aus der Verrechnung des 3. Vierteljahres: bei der Verrechnung des Monats Oktober

abzuziehen;
13) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Oktober: bei der Verrechnung des Monats No-

vember abzuziehen;
14) Guthaben aus der Verrechnung des Monats November: bei der Verrechnung des Monats De-

zember abzuziehen;
15) Guthaben aus der Verrechnung des Monats Dezember: bei der Verrechnung des 4. Vierteljah-

res abzuziehen.
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Zwecks Anrechnung der getätigten Akontozahlung für die gemäß Art. 36, getrennt geführten Tä-
tigkeiten und zwecks genauer Festlegung der Saldozahlung, die in Bezug auf die letzten re-
gelmäßigen Verrechnungen des Jahres einzuzahlen ist, wird darauf hingewiesen, dass der einge-
zahlte Akontobetrag von der geschuldeten Steuer abzuziehen ist, die sich aus der ersten Verrech-
nung in Bezug auf jegliche Tätigkeit ergibt, u.z. bis Übereinstimmung des gesamten geschuldeten
Betrages, der aus den darauf folgenden Verrechnungen in Bezug auf dasselbe Jahr, hervorgeht.
Demnach kann der von Seiten der Steuerzahler, welche monatliche und vierteljährliche Abrech-
nungen vornehmen, als Akonto eingezahlte Betrag, vor allem vom gesamten im Dezember ge-
schuldeten Betrag, abgezogen werden. Sollte ein Überschuss aufscheinen, ist dieser vom Betrag
abzuziehen, der für das letzte Kalendervierteljahr (Art. 74, Absatz 4) geschuldet ist. Dasselbe gilt
für den eventuellen Restbetrag der Steuer, der als Ausgleichszahlung in der Jahreserklärung von
Subjekten gemäß Art. 7 des DPR Nr. 542 vom 14. Oktober 1999 geschuldet ist.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass jene Subjekte, welche steuerbefreite, sowie steuerpfli-
chtige Vermietungen durchführen (zum Beispiel, Vermietung von Anlagegütern), im Sinne des Art.
36, Absatz 3 die Führung getrennter Tätigkeiten in Anspruch nehmen können.

STEUERZAHLER, WELCHE DAS REGISTER DER ENTGELTE VERWENDEN –
ERMITTLUNG DER STEUERPFLICHTIGEN BETRÄGE

Steuerzahler gemäß Art. 22, für welche die Ausstellung der Rechnung nur auf ausdrücklichem Verlangen
des Käufers Pflicht ist, sind angehalten den Gesamtbetrag der Geschäftsfälle abzüglich der übernommenen
MwSt. zu ermitteln und zwar mittels Verminderung der Entgelte, die sich aus der Anwendung der nachfol-
gend angeführten festgesetzten Prozentsätze, im Verhältnis zu den verschiedenen Steuersätzen ergeben:

Steuersatz 2% Prozentsatz 1,95%
Steuersatz 4% Prozentsatz 3,85%
Steuersatz 8,50% Prozentsatz 7,85%
Steuersatz 10% Prozentsatz 9,10%
Steuersatz 20% Prozentsatz 16,65%

Die Festsetzung der Bemessungsgrundlage der Entgelte, die einschließlich der Steuer registriert worden
sind, kann nicht nur mittels Anwendung der obgenannten Ausgliederungsprozentsätze vorgenommen
werden, sondern auch indem der Bruttogesamtbetrag im Verhältnis zu den verschiedenen angewanden
Steuersätzen der registrierten Entgelte mit 102, 104, 108,5, 110 und 120 geteilt wird und mit dem Quo-
tienten 100 multipliziert wird. Das Ergebnis ist auf die nächste Einheit auf- oder abzurunden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Ermittlung der Bemessungsgrundlage hinsichtlich der Steuer-
sätze 7, 7,3, 7,5, 8,3, 8,8 und 12,3 folgendermaßen vorzunehmen ist: der Bruttogesamtbetrag der
registrierten Entgelte ist jeweils mit 107, 107,3, 107,5, 108,3, 108,8 und 112,3 zu teilen und mit dem
Quotienten 100 zu multiplizieren. Nachher ist der Betrag, wie oben angeführt, auf- oder abzurunden.
Die auf diese Art und Weise ermittelten steuerpflichtiger Beträge sind in der Spalte der steuerpflich-
tiger Beträge in Übereinstimmung mit den vorgedruckten Steuersätzen mit der entsprechenden Auf-
oder Abrundung in Euroeinheiten, anzugeben.
Die Steuer ist so zu berechnen, indem jeder steuerpflichtige Betrag mit dem entsprechenden Steuersatz multipliziert
wird; die auf diese Art und Weise berechneten Beträge sind auf- oder abgerundet in Euroeinheiten anzuführen.

Beispiele:

1) Anwendung der Ausgliederungsprozentsätze
Gesamtbetrag der Entgelte zu 20% 1.000,00
16,65% der Entgelte » 166,50
Bemessungsgrundlage » 833,50
auf- bzw. abgerundeter steuerpflichtiger Betrag » 834,00
MWSt. (20% von 834,00) » 166,80
auf- bzw. abgerundete Steuer » 167,00

2) Anwendung der mathematischen Formel
Gesamtbetrag der Entgelte zu 20% 1.000,00
Bemessungsgrundlage = 1.000,00 x 100 = » 833,33

120
auf- bzw. abgerundete Bemessungsgrundlage » 833,00
MwSt. (20% von 833,00) » 166,60
auf- bzw. abgerundete Steuer » 167,00

STEUERZAHLER, DEREN BUCHHALTUNG VON DRITTEN GEFÜHRT WIRD

Im Sinne des Art. 1, Absatz 3 des DPR Nr. 100 vom 23. März 1998, können Steuerzahler, welche
die Führung der Buchhaltung Dritten übergeben, die vom selben Art. 1, Absatz 3 vorgesehene
Wahlmöglichkeit in Anspruch nehmen und die monatliche MwSt.-Verrechnung in Bezug auf jene
Geschäftsfälle vornehmen, die zwei Monate vorher durchgeführt worden sind.
Diese besondere Methode der MwSt.-Verrechnung muss bereits ab Jahresbeginn oder für jene, die ihre
Tätigkeit im Laufe des Jahres beginnen ab der zweiten periodischen Verrechnung, angewandt werden.
Sollte ein Subjekt, das im Vorjahr vierteljährliche Verrechnungen vorgenommen hat, diese Wahlmöglichkeit
in Anspruch nehmen und im nachfolgenden Jahr wegen Überschreitung des Geschäftsumsatzes gemäß Art.
7 des DPR 542 von 1999 monatliche Verrechnungen vornehmen müssen, ist die erste Verrechnung, so wie
für Steuerzahler, welche ihre Tätigkeit ab 1. Januar beginnen, in Bezug auf den Monat Januar aufgrund der
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in diesem Monat fälligen Steuer vorzunehmen. Bei der Verrechnung ab dem Monat Februar hingegen, wird
der Interessierte mit der Anwendung der besonderen Methode der MwSt.-Verrechnung beginnen müssen,
die aufgrund der Berechnung, der im zweiten vorherigen Monat fälligen Steuer (d.h. im Beispiel jene in Be-
zug auf den Monat Januar) fortlaufend bis zum Jahresende vorzunehmen ist.
Zum Zwecke einer korrekten Durchführung der regelmäßigen Verrechnungen und der entspre-
chenden Übertragung in die Übersicht VH wird folgende Aufstellung angeführt: 

Jahr 2009 Abgabenkode zwecks Einzahlung Fälligkeit der Einzahlung Bezugsgrundlage

VH1 6001 16. Februar Dezember 2008 bei Tätig-
keitsbeginn im Januar 2009 

VH2 6002 16. März Januar 2009

VH3 6003 16. April Februar 2009

VH4 6004 16. Mai März 2009

VH5 6005 16. Juni April 2009

VH6 6006 16. Juli Mai 2009

VH7 6007 16. August Juni 2009

VH8 6008 16. September Juli 2009

VH9 6009 16. Oktober August 2009

VH10 6010 16. November September 2009

VH11 6011 16. Dezember Oktober 2009

VH12 6012 16. Januar November 2009

Jahr 2010 Abgabenkode zwecks Einzahlung Fälligkeit der Einzahlung Bezugsgrundlage

VH1 6001 16. Februar Dezember 2009

VH2 6002 16. März Januar 2010

MINDESTSTEUERZAHLER (Artikel 1, Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes
Nr. 244 vom 24. Dezember 2007)

Durch Art. 1,  Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 vom 24. Dezember 2007 (Haushaltsgesetz 2008),
wurde ein neues begünstigtes Besteuerungssystem eingeführt, das ab 2008 von Seiten bestimmter Steuer-
zahler mit einem geringen Umsatz an Erlösen oder Vergütungen angewandt werden kann. Gleichzeitig hat das
genannte Haushaltsgesetz mit Absatz 116 des Artikels 1 folgendes abgeschafft: die Regelung bezüglich Be-
freiung der MwSt. auf den Rechnungen für Mindeststeuerzahler laut Art. 32-bis, die begünstigte Besteuerung
der marginalen Tätigkeiten laut Art. 14 des Gesetzes Nr. 388 von 2000 und die sogenannte super-vereinfach-
te Besteuerung gemäß Artikel 3, Absätze von 165 bis 170 des Gesetzes Nr. 662 von 1996.
Das neue Besteuerungssystem betrifft jene Steuerzahler, die natürliche Personen sind, und die ei-
ne unternehmerische, künstlerische oder freiberufliche Tätigkeit ausüben und im Vorjahr:
• Erlöse oder Entgelte erzielt haben, die, bezogen auf das Jahr, den Betrag von 30.000 Euro nicht überschreiten;
• weder Veräußerungen ins Ausland oder ähnliche Geschäfte, noch internationale Dienstleistungen oder mit diesen im

Zusammenhang stehende internationale Tauschgeschäfte oder Geschäfte mit dem Vatikanstaat oder der Republik San
Marino oder internationale Abhandlungen oder Vereinbarungen (Artikel 8, 8-bis, 9, 71 und 72) durchgeführt haben;

• keine Kosten für angestellte Arbeiter oder Mitarbeiter getragen haben; darin sind die Kosten für
Arbeitsleistungen von Seiten des Unternehmers selbst oder seiner Familienmitglieder gemäß Art.
60 des TUIR inbegriffen (davon ausgeschlossen sind die Vergütungen an die Mitarbeiter des Fa-
milienbetriebes); keine Summen in Form eines Gewinnes aus Beteiligungen an die stillen Gesel-
lschafter, die ausschließlich ihre Arbeit einbringen, entrichtet haben.

In dem Fall, dass das Subjekt mehrere Tätigkeiten ausübt, muss man bei Überprüfung des vorge-
nannten Höchstbetrages, die Summe der Erlöse und der Vergütungen bezogen auf die einzelnen
Tätigkeiten berücksichtigen. Zudem werden die Erlöse und die Vergütungen durch die Anpassung
an die Branchenstudien oder an die Parameter nicht berücksichtigt.
Um diese Art von Besteuerung in Anspruch nehmen zu können dürfen die interessierten Subjekte
zudem im vorhergehenden Triennium keine Anschaffungen von Investitionsgütern, die den Wert
von 15.000 Euro überschreiten durchgeführt haben; dies gilt auch für die Anschaffungen mittels
Werkverträgen oder Leihwerkverträgen (auch Leasing).
Folgende Subjekte sind nicht berechtigt die Besteuerung für Mindeststeuerzahler in Anspruch zu nehmen:
• jene, welche zwecks MwSt.-Besteuerung bereits eine Sonderbesteuerung in Anspruch nehmen

(darin inbegriffen der Verkauf am Wohnsitz (von Tür zu Tür) gemäß Artikel 25-bis, Absatz 6 des
DPR Nr. 600/73);

• die nicht ansässigen Subjekte;
• jene, die ausschließlich oder vorwiegend Veräußerungen von Gebäuden oder von Gebäudetei-

len, von Baugründen gemäß Artikel 10, Nr. 8), und von neuen Transportmitteln gemäß Artikel 53,
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Absatz 1 des GD Nr. 331 vom 30. August 1993 vornehmen;
• jene, welche eine unternehmerische, eine künstlerische oder freiberufliche Tätigkeit als Einze-

lunternehmer ausüben und die gleichzeitig an Personengesellschaften oder an Berufsvereini-
gungen gemäß Artikel 5 des TUIR oder an Gesellschaften mit beschränkter Haftung gemäß Ar-
tikel 116 desselben Einheitstextes beteiligt sind.

Das vorliegende Besteuerungssystem stellt für die Steuerzahler, welche im Besitz der obgenannten Voraussetzun-
gen sind, die natürliche Besteuerungsart dar. Es ist jedoch die Möglichkeit vorgesehen diese Besteuerung nicht in
Anspruch zu nehmen, indem man sich für die Anwendung der MwSt.-Besteuerung und der ordentlichen Einkom-
mensbesteuerung entscheidet. Die getroffene Wahl hat eine Gültigkeit von mindestens einem Triennium und wird
gemäß den Bestimmungen des DPR Nr. 442 von 1997 oder durch eine endgültige Handlung ausgeübt, indem man
in der Übersicht VO der MwSt.-Jahreserklärung das Jahr, in Bezug auf welches man die Wahl getroffen hat, mitteilt.
Die für den Besteuerungszeitraum 2009 getroffene Wahl muss durch Ankreuzen des Kästchens der Zeile VO33 mit-
geteilt werden. Im Sinne des Absatzes 110 des Artikels 1 des Haushaltsgesetzes 2008 und in Abweichung der Vor-
schriften gemäß genanntem Präsidialerlasses Nr. 442 von 1997 kann die für die Steuerperiode 2008 ausgeübte Op-
tion mit Wirkung ab der nächsten Steuerperiode widerrufen werden. In diesem Fall muss der Widerruf durch Anlage
der Übersicht VO dieser Erklärung, in der das dafür vorgesehene Kästchen 2 in der Zeile VO33 vorgesehen ist, zur
Einkommensteuererklärung und binnen derselben Fristen mitgeteilt werden, da die Mindestsatzsteuerpflichtigen von
der Vorlage der jährlichen Mehrwertsteuererklärung befreit sind.
Dieses Besteuerungssystem können auch jene Steuerzahler in Anspruch nehmen, welche eine Tätigkeit
beginnen und die der Meinung sind, die obgenannten Voraussetzungen zu besitzen; in diesem Fall teilen
diese Subjekte der Agentur der Einnahmen mittels Tätigkeitsbeginnerklärung gemäß Art. 35 mit, dass sie
der Meinung sind, im Besitz der vorgenannten Erfordernisse zu sein. 
Jene Steuerzahler, die sich bei Beginn der Tätigkeit für die Anwendung des begünstigten Steuersystems
für neue unternehmerische Tätigkeiten gemäß Artikel 13 des Gesetzes Nr. 388 vom 23. Dezember 2000
entschieden hatten, das für den Besteuerungszeitraum und die zwei darauffolgenden Jahre nach Tä-
tigkeitsbeginn Gültigkeit hat, haben das Recht das seinerzeit gewählte Besteuerungssystem beizubehalten
oder, da sie die Voraussetzungen dafür haben, die Wahlmöglichkeit, das für die Mindeststeuerzahler vor-
gesehene Besteuerungssystem anzuwenden auch wenn das Triennium noch nicht abgelaufen ist.
Die Mindeststeuerzahler lasten die Mehrwertsteuer nicht im Zuge einer Steuerüberwälzung an und weiters
besteht für sie nicht das Recht auf Absetzung der MwSt. die auf die inländischen und innergemeinschaftli-
chen Einkäufe sowie auf die Einfuhren entrichtet wurde.
Sie sind hingegen zur Zahlung der MwSt. verpflichtet, wenn sie innergemeinschaftliche Anschaffungen
oder andere Geschäfte vornehmen, für welche sie aufgrund des besonderen Mechanismus des „reverse
charge“ als Steuerschuldner hervorgehen. In diesem Fall muss aus der erhaltenen Rechnung die Anga-
be des Prozentsatzes und der entsprechenden Steuer hervorgehen. Diese Steuer ist innerhalb des 16.
Tages des Monats nach jenem, an dem das Geschäft abgeschlossen wurde, zu entrichten.
Hinsichtlich Mehrwertsteuer sind die Mindeststeuerzahler von der Einzahlung der Steuer und von
allen anderen Auflagen, die im Dekret zur MwSt. vorgesehen sind, befreit. Weiters sind sie von den
folgenden Verpflichtungen befreit: Sie müssen weder die Jahreserklärung einreichen, noch die Mw-
St.-Daten mitteilen, noch das Verzeichnis der Kunden und Lieferanten erstellen.
Es bestehen für sie jedoch weiterhin die nachfolgend angeführten Auflagen:
• die Verpflichtung die Einkaufsrechnungen und die Zollscheine zu nummerieren und aufzubewahren;
• die Verpflichtung die Entgelte zu bestätigen;
• die Verpflichtung den Zollämtern die Listen gemäß Art. 50, Absatz 6 des GD Nr. 331 von 1993 vorzulegen.
Der Wechsel von der ordentlichen Besteuerung zur Besteuerung für Mindeststeuerzahler hat im Sinne
des Artikels 19-bis2 die Berichtigung der Absetzung zur Folge. Diese Berichtigung ist in der MwSt.-Jah-
reserklärung jenes Jahres vorzunehmen, das dem Wechsel des Besteuerungssystems vorausgeht. Um
einen zu großen Aufwand dieser Verpflichtung zu vermeiden, ist die geschuldete Steuer in einer einzigen
Zahlung oder in fünf gleichbleibenden Jahresraten ohne Zinsenaufwand zu entrichten, wobei der mit Be-
schluss Nr. 80 von 2008 eingeführte Abgabenkode 6497 anzugeben ist. Die erste oder einzige Zahlung
ist innerhalb der Frist für die Einzahlung der MwSt.-Saldozahlung, die für das Jahr vor Änderung der Be-
steuerung geschuldet war, zu entrichten; die Zahlung der restlichen Raten ist innerhalb der Frist die für
die Saldozahlung der Ersatzsteuer der IRPEF vorgesehen ist vorzunehmen. Im Sinne des Artikels 17 des
GvD Nr. 241 von 1997 kann diese Schuld auch mittels Ausgleich beglichen werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass der Betrag, der aus der vorgenannten Berichtigung hervorgeht,
in Zeile VA14, Feld 2 der letzten Jahreserklärung anzugeben ist, die im Jahr vor Anwendung der
hier in Rede stehenden Besteuerung eingereicht wurde.
Zudem muss mit der letzten Jahreserklärung auch die Steuer eingezahlt werden, welche die mit
dem Staat oder den anderen Subjekten gemäß letzten Absatz des Artikels 6 abgewickelten Ge-
schäfte mit aufgeschobener Fälligkeit betrifft, dies auch in dem Fall, dass diese Geschäfte in
vorhergehenden Jahren abgewickelt wurden oder die Frist noch nicht abgelaufen ist.
Sollte aus der letzten MwSt.-Jahreserklärung in Bezug auf den Besteuerungszeitraum mit Anwendung der
ordentlichen Besteuerung ein Überschuss des MwSt.-Guthabens hervorgehen, kann im Sinne des Artikels
30, dritter Absatz des DPR Nr. 633 von 1972 eine Rückerstattung beantragt oder im Sinne des Artikels 17
des GvD Nr. 241 von 1997 ein Ausgleich mit anderen Steuern oder Beiträgen vorgenommen werden.
In dem Fall, dass die Voraussetzungen, die für die Anwendung der besagten Besteuerung vorgesehen sind,
nicht mehr vorliegen, verfällt die Wirksamkeit für die Anwendung dieser Besteuerung ab dem darauffolgen-
den Jahr. Überschreiten die vom Steuerzahler erzielten Erlöse oder Vergütungen hingegen den vorgesehe-
nen Grenzsatz um 50 Prozent, verfällt die Wirksamkeit für die Anwendung der Besteuerung für Mindest-
steuerzahler im Laufe des Jahres, in dem dieser Grenzsatz überschritten wird. Im letzteren Fall ist die Steuer
in Bezug auf die im Laufe des gesamten Kalenderjahres steuerpflichtigen Geschäfte sowie für jene zu entri-
chten, welche den Teil des Jahres vor der Überschreitung dieses Grenzbetrages betreffen, dabei wird die
Steuer gemäß letzten Absatz des Artikels 27 mittels Ausgliederung, unbeschadet des Rechtes auf Absetzung
der Steuer für die Einkäufe während derselben Zeitspanne, festgesetzt. Das Tagesinkasso und die Einkäufe,
welche vor der Überschreitung des besagten Grenzbetrages durchgeführt wurden, müssen innerhalb der Fri-
st für die Einreichung der MwSt.-Jahreserklärung in den Büchern eingetragen werden.
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Der Ausschluss vom Genuss auf diese Sonderbesteuerung bei Überschreiten des Grenzbetrages von mehr
als 50 Prozent bringt die Anwendung der ordentlichen Besteuerung für die nächsten drei Jahre mit sich.
Im Sinne des Artikels 1, Absatz 114 des Haushaltsgesetzes 2008 kann die Anwendung der für die
Mindeststeuerzahler vorgesehnen Besteuerung auch infolge eines Ermittlungsbescheides mit
endgültiger Wirksamkeit eingestellt werden. Auch in diesem Fall erlischt das Anrecht auf die
Anwendung dieser Besteuerung ab dem Jahr nachdem festgestellt wurde, dass die oben an-
geführten Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind. Auf analoge Art und Weise wird die Anwen-
dung dieser Besteuerung im selben Jahr aufgelöst, wenn die Ermittlung endgültige Wirksamkeit hat
und die ermittelten Erlöse oder Vergütungen den Betrag von 45.000 Euro überschreiten.
In Bezug auf die direkten Steuern wenden die Mindeststeuerzahler auf das gemäß Absatz 104 des
Artikels 1 des Haushaltsgesetzes 2008 ermittelte Einkommen eine Ersatzsteuer der Einkommens-
steuer und der regionalen sowie kommunalen Zusatzsteuer von 20 Prozent an; zudem sind die
Mindeststeuerzahler von der Regionalsteuer auf Produktionstätigkeiten befreit.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Steuerzahler, welche sich für dieses Besteuerungssystem
entscheiden, von der Anwendung der Branchenstudien und der Parameter ausgeschlossen sind.
Aus diesem Grund sind sie nicht verpflichtet die Vordrucke abzufassen, mit welchen die Daten für
die Anwendung der Branchenstudien und der Parameter mitgeteilt werden.
Letztlich wird hervorgehoben, dass die Veräußerungen von Güter an Geschäftspartner eines anderen Mit-
gliedsstaates von Seiten der Subjekte, die der Besteuerung für Mindeststeuerzahler unterliegen, infolge der
Abänderung des Artikel 41, Absatz 2-bis des GD Nr. 331 von 1993 durch Absatz 116 des Artikels 1 des Hau-
shaltsgesetzes 2008 als nicht innergemeinschaftliche Veräußerungen, sondern als innergemeinschaftlicher
Handelsverkehr ohne Recht auf Steuerüberwälzung zu betrachten sind.
Für weitere Erläuterungen zur Besteuerung für Mindeststeuerzahler wird auf das Dekret vom 2. Januar 2008
und auf das Rundschreiben Nr. 73 von 2007 sowie auf die Rundschreiben Nr. 7 und 13 von 2008 verwiesen.

ERMITTLUNG DES GESCHÄFTSUMSATZES (ÜBERSICHT VE)
Die Übersicht VE ist zwecks Ermittlung des Umsatzvolumens und der MWSt. bezüglich der
steuerpflichtigen Geschäfte auszufüllen.
Im Sinne des Art. 20 trägt der Gesamtbetrag, der durch Güterabtretungen und durch die getätigten
Dienstleistungen erzielt wurde, zur Bildung des Geschäftsumsatzes bei. Dabei handelt es sich
um die verbuchten bzw. buchungspflichtigen Güterabtretungen und Dienstleistungen der Steuer-
periode. Der steuerpflichtige MwSt.-Betrag mit aufgeschobener Fälligkeit ist darin einzuschließen.
Die Veräußerungen von abschreibbaren Gütern, (einschließlich die Patentrechte im Industriebereich, Nut-
zungsrechte von Geisteswerken, Konzessionen, Handelsmarken), interne Übertragungen von getrennten
Buchhaltungen (Art. 36, letzter Absatz) sowie Geschäftsfälle der Vorjahre, deren Steuer aber in diesem Jahr
eintreibbar ist, tragen hingegen nicht zur Bildung des Geschäftsvolumens bei, obwohl sie in der Übersi-
cht VE vorgesehen sind. Diese Geschäftsfälle sind für die Berechnung der geschuldeten MwSt., in Teil 2 der
Übersicht VE (Zeilen von VE20 bis VE22) unter den steuerpflichtigen Geschäftsfällen hinzuzurechnen und
anschließend im Teil 4 der Übersicht VE zwecks Ermittlung des Geschäftsvolumens des Jahres, wie in Be-
zug auf die Zeilen VE37 und VE38 erklärt, abzuziehen.

AUSFUHREN UND ANDERE NICHT STEUERPFLICHTIGE GESCHÄFTSFÄLLE

In Zeile VE32, muss mit Hinsicht auf die nicht steuerpflichtigen Geschäftsfälle, welche nicht zur Bil-
dung des Plafonds beitragen, folgendes angegeben werden:
– die Abtretung von Gütern auf der Durchreise bzw. von Gütern, die an einem Ort deponiert sind,

welcher der Zollaufsicht unterliegt;
– die Abtretungen an Subjekte, welche außerhalb der Europäischen Gemeinschaft gemäß Art. 38-quater, erster

Absatz, wohnen bzw. ansässig sind (für weitere Erläuterungen siehe die Anleitungen zu Teil 2 der Übersicht VE);
– die Abtretung von Gütern, welche für das MWSt.-Depot gemäß Art. 50-bis, vierter Absatz, Buch-

st. c) und d) des GD Nr. 331/1993 bestimmt sind;
– die Veräußerung von Gütern und Dienstleistungen, die Gegenstand von Einlagen in einem Mw-

St.-Depot sind (Art.50-bis, vierter Absatz, Buchst. e) und h) des GD Nr. 331/1993);
– die Übertragungen von Gütern von einem in ein anderes MwSt.-Depot (Art. 50-bis, vierter Absatz,

Buchst. i) des GD Nr. 331/1993).
In dieser Zeile sind außerdem einzuschließen:
– die Entgelte für Güterabtretungen und für die entsprechenden zusätzlichen Leistungen an staatli-

che Verwaltungen bzw. an nicht staatliche Organisationen, die im Sinne des Gesetzes Nr. 49/1987
anerkannt sind und die gemäß den Bestimmungen des MD vom 10.03.1988 Transporte bzw. die
Spedition von Gütern ins Ausland mit humanitären Zielsetzungen durchführen, eingeschlossen
sind die Dienstleistungen, welche darauf ausgerichtet sind, bei Projekten für die Entwicklung oder
Wohltätigkeits- bzw. Erziehungstätigkeiten mitzuwirken (Art. 14, G. Nr. 49 vom 26.02.1987);

– die Entgelte für Dienstleistungen, die außerhalb der Europäischen Union von Reise- und Fremdenverkehrsbüros
durchgeführt wurden, die unter die Sonderbesteuerung des Art.74-ter fallen (MD Nr. 340 vom 30. März 1999);

– die Differenz der Entgelte aus Geschäftsfällen, welche aufgrund des genannten GD Nr. 41/1995
unter das System der Differenzbesteuerung (gebrauchte Güter usw.) fallen.

INNERGEMEINSCHAFTLICHE GESCHÄFTSFÄLLE UND EINFUHREN

Es werden Erläuterung für die Feststellung der in der Zeile VE30 anzugebenden Geschäfte erteilt:
Feld 3: 
– Die innergemeinschaftlichen Abtretungen gemäß Art. 41 des Gesetzesdekretes Nr. 331 vom 30. Augu-

st 1993, umgewandelt von Gesetz Nr. 427 vom 29. Oktober 1993, unter denen sind hinzuzurechnen:
• die Lieferung von Gütern von Seiten eines inländischen Verkäufers im Auftrag des eigenen in-

nergemeinschaftlichen Käufers in einem Mitgliedstaat, der verschieden vom Angehörigkeits-
staat des Letzteren ist (Dreieckgeschäft eines innergemeinschaftlichen Subjektes);
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• die Abtretungen von Seiten eines inländischen Subjektes, das die Güter in einem anderen Mit-
gliedstaat kauft und den Lieferanten beauftragt, diese dem eigenen Käufer in einem dritten Mit-
gliedstaat zu liefern (Dreieckgeschäft eines nationalen Subjektes);

– die innergemeinschaftlichen Abtretungen von landwirtschaftlichen Produkten, welche in Tabelle
A - erster Teil des DPR Nr. 633 eingeschlossen sind bzw. nicht eingeschlossen sind, welche von
landwirtschaftlichen Unternehmern durchgeführt wurden, die unter die Sonderbesteuerung
gemäß Art. 34 desselben Dekretes fallen;

– die innergemeinschaftlichen Güterabtretungen aus einem MwSt.-Depot mit Versandt in einen anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union (Art. 50-bis, Absatz 4, Buchst. f) des GD Nr. 331/1993);

Feld 4:  
– die Entgelte der Dienstleistungen gemäß Art. 40, Absätze 4-bis, 5 und 6 des Gesetzesdekretes Nr. 331

von 1993 (Dienstleistungen für bewegliche Güter, einschließlich der in Italien durchgeführten Gutach-
ten, vorausgesetzt, dass die Güter nach Beendigung der Bearbeitung ins Ausland gesandt bzw. gelie-
fert werden, innergemeinschaftliche Transportdienstleistungen und die entsprechende Vermittlungstä-
tigkeit, zusätzliche Dienstleistungen zu innergemeinschaftlichen Transporten und die entsprechende
Vermittlungstätigkeit, andere Dienstleistungen der Vermittlungstätigkeit bezüglich der beweglichen Gü-
ter), die gegenüber passiven Steuerzahlern anderer Mitgliedsstaaten getätigt wurden).

In der Zeile VF23, Felder 1 und 2 bezüglich der innergemeinschaftlichen Käufe müssen darüber
hinaus folgende Käufe enthalten sein:
– Entgelte der innergemeinschaftlichen Anschaffungen, die ohne Zahlung der Steuer mit Inan-

spruchnahme des Plafonds im Sinne der Artikel 8, 8-bis und 9, angeführt im Art. 42, Absatz 1 des
GD 331/1993, durchgeführt wurden;

– Entgelte der innergemeinschaftlichen Anschaffungen, die aufgrund des bestehenden Rechts
steuerfrei sind und ohne Inanspruchnahme des Plafonds durchgeführt wurden, einschließlich der
Güter, welche für die Einlage in das MwSt.-Depot im Sinne des Art.50-bis, Absatz 4, Buchst. a)
des GD Nr.331/1993 bestimmt sind;

– innergemeinschaftlichen Anschaffungen von ausländischen Publikationen der Universitätsbibliotheken,
die im Sinne des Art. 3, Absatz 7 des GD Nr. 90 vom 27. April 1990, nicht der Steuer unterliegen;

– Entgelte von innergemeinschaftlichen Anschaffungen, die im Sinne des Art. 10, bereits angeführt
im Art. 42, Absatz 1 des GD 331/1993, von der Steuer befreit sind.

In Zeile VF23, Felder 3 und 4, ist folgendes anzugeben:
– der Gesamtbetrag der Einfuhren, welche ohne Zahlung der Steuer mit Inanspruchnahme des

Plafonds, im Sinne des Art. 2, Absatz 2, des Gesetzes Nr. 28 vom 18. Februar 1997 und der Ar-
tikel 68, Buchst. a) und 70, Absatz 2, durchgeführt wurden;

– der Gesamtbetrag der sonstigen nicht steuerpflichtigen Einfuhren (Art. 68), einschließlich der zol-
lrechtlich freien Handelsgeschäfte mit Aussetzung der Zahlung der Steuer in Bezug auf die Gü-
ter, die für andere Mitgliedsstaaten der europäischen Union bestimmt sind bzw. die zollrechtlich
freien Handelsgeschäfte, die ohne Zahlung der Abgabe durchgeführt werden und sich auf nicht
innergemeinschaftlichen Güter beziehen und für MwSt.-Depots bestimmt sind;

– der Gesamtbetrag der nicht steuerpflichtigen Einfuhren, welche im Sinne der für Erdbebengeschädigte
und diesen gleichgestellten Subjekten vorgesehenen Sonderbestimmungen durchgeführt wurden.

HINWEIS: Hervorzuheben ist, dass die Abtretungen und die Anschaffungen von Gütern, welche un-
ter die Regelung der Differenzbesteuerung gemäß GD Nr. 41 vom 23. Februar 1995 (für die gebrau-
chten Güter usw.) fallen und welche mit sonstigen in der EU tätigen Marktakteuren durchgeführt wur-
den, in den Zeilen VE30 und VF23 nicht einzuschließen sind, weil sie als inländische Tätigkeiten be-
trachtet werden und in jenem Land zu besteuern sind, in dem der Verkäufer der Güter ansässig ist.

GESCHÄFTSFÄLLE MIT GOLD UND SILBER

1. Allgemeines
Das Gesetz Nr. 7 vom 17. Januar 2000 sieht je nachdem, ob man mit Gold für Investitionen oder mit Gold,
das nicht für Investitionen bestimmt ist (sog. Industriegold) Handel betreibt, eine unterschiedliche Besteue-
rung vor. Dasselbe gilt für jene Subjekte die an den Transaktionen teilnehmen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Geschäfte in Silber unter bestimmten Voraussetzungen derselben
Besteuerung unterliegen, die für Goldgeschäfte vorgesehen ist,; darunter fallen jene Goldgeschäfte die ni-
cht in Bezug auf Investitionen stattfinden (es wird auf den nachfolgenden Abschnitt 8 hingewiesen).

2. Gold für Investitionen

2.a. Begriffsbestimmung
Art. 10, erster Absatz, Nr. 11, umgewandelt von Art. 3 des vorgenannten Gesetzes 7/2000, definiert
folgendes Gold als Gold für Investitionen: 
a) das Gold in Barren oder Plättchen, auch in Titeln, gemäß dem auf dem Goldmarkt vorgesehe-

nen Gewicht, das auf jeden Fall höher als 1 Gramm ist und dessen Reinheit gleich oder höher
als 995 Tausendstel beträgt;

b) die Goldmünzen, deren Reinheit gleich oder höher als 900 Tausendstel ist und die nach dem Jahr 1800 ge-
druckt worden sind und im Ursprungsland als gesetzlich anerkannte Währung verwendet worden sind. Nor-
malerweise ist der Kaufspreis dieser Münzen nicht höher als 80 Prozent des in den Münzen enthaltenen
Goldwertes auf dem freien Markt. Diese Münzen werden in einem Verzeichnis angeführt, das von einer Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaft jährlich im Gesetzesanzeiger der Europäischen Gemeinschaft, Se-
rie C, veröffentlicht wird. Diese Angaben werden aufgrund der Mitteilungen von Seiten des Ministeriums für
Wirtschaft und Finanzen vorgenommen. Auch die Münzen, die in der vorgenannten Aufstellung nicht enthal-
ten sind, aber dieselben Eigenschaften aufweisen, gelten als Gold für Investitionen.

2.b. Steuerbefreiung 
Der genannte Art. 10, erster Absatz, Nr. 11, sieht für die Veräußerung von Gold für Investitionen,
auch in Form von Titeln eine Steuerbefreiung für jene Geschäftsfälle vor, die von Art. 67, Absatz 1,
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Buchstaben c-quater) und c-quinquies) des DPR Nr. 917 vom 22. Dezember 1986 vorgesehen sind,
vorausgesetzt, diese Geschäfte beziehen sich auf Gold für Investitionen und auf die Vermittlungen,
welche diese Geschäfte betreffen.
Es wird darauf hingewiesen, dass der genannte Art. 67, Absatz 1 des TUIR folgendes vorsieht: 
– Buchst. c-quater „Einkünfte, die verschieden von den vorher angeführten sind, die auf jeden Fall durch

Geschäfte erzielt wurden, die das Recht oder die Pflicht zur Folge haben Investitionsmittel, Währungen,
Edelmetalle oder Waren innerhalb einer gewissen Frist abzutreten oder anzukaufen; dasselbe Recht
oder dieselbe Pflicht betrifft jene Zahlung oder jene Zahlungen innerhalb einer gewissen Frist, die man
im Zusammenhang mit Zinssätzen, Quotierungen oder dem Wert von Investitionsmitteln, mit ausländi-
schen Währungen, mit Edelmetallen oder Waren und jeglichem anderen Parameter finanziellen Ur-
sprungs, zu erhalten hat oder die vorzunehmen sind. Zwecks Anwendung dieses Buchstabens werden
auch die obgenannten Geschäftsbeziehungen als Investitionsmittel betrachtet“;

– Buchst. c-quinquies „die Mehrwerte und alle anderen Erträge, die verschieden von den vorher angeführ-
ten sind, welche durch eine entgeltliche Veräußerung erzielt wurden. Es kann sich dabei um die Auflösung
eines Geschäftsverhältnisses in Bezug auf Einkünfte aus Kapital oder um die Rückerstattung von Geldkre-
diten oder Investitionsmitteln bzw. um Erträge handeln, die durch Geschäfte erzielt wurden, die positive
oder negative Differenzbeträge aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse zur Folge haben“.

Insbesondere sind folgende Geschäftsfälle von der Mehrwertsteuer befreit:
– Abtretungen von Gold für Investitionen, einschließlich das Gold in Goldzertifikaten, auch falls es ni-

cht zugeordnet oder auf Metallkonten umgetauscht wurde;
– “swaps”, future und forward-Verträge, fristgebundene Comtantgeschäfte, sowie andere Investitionsmittel die

eine Übertragung des Besitzrechtes oder des Guthabens auf das Gold für Investitionen zur Folge haben;
– Vermittlungen, einschließlich der Mandats- und der Vermittlerleistungen in Bezug auf die vorge-

nannten Geschäftsfälle.
Da diese Geschäftsfälle keiner Steuer unterliegen, sind sie von den Verkäufern in die Übersicht VE in
Zeile VE33 und von den Ankäufern in Übersicht VF in Zeile VF14 einzutragen. Dabei sind die internen
Ankäufe sowie die innergemeinschaftlichen Ankäufe und die Einfuhren einzuschließen.
Weiters sind die innergemeinschaftlichen Veräußerungen und Ankäufe, sowie die Einfuhren in Gold
für Investitionen auch jeweils in den Zeilen VE30, VF23 (Felder 1 und 3) einzuschließen.

2.c. Wahl der Besteuerung
Subjekte, welche Gold für Investitionen herstellen und handeln oder die das Gold in Gold für Investitionen ve-
rarbeiten, haben auch nur für einzelne Geschäftsfälle die Möglichkeit, darüber zu entscheiden, ob sie die Mw-
St. anwenden möchten oder nicht. Bei Ausübung dieser Wahlmöglichkeit fällt die Anwendung der Steuer zu La-
sten des Abtretungsempfängers (Käufers). Falls diese Wahl getroffen wurde und der Abtretungsempfänger
(Käufer) ein passives Steuersubjekt ist, wird ihm die Steuer angelastet werden. In diesen Fällen wird der Me-
chanismus des so genannten reverse-charge angewandt (siehe Abschnitt 4b).
Demnach kann die Wahlmöglichkeit, sei es bei einzelnen Geschäftsfällen sowie im Rahmen mehrerer
Geschäftsfälle, nur in jenen Fällen ausgeübt werden, dass es sich um Veräußerungen gegenüber pas-
siven Steuersubjekten handelt.
Falls sich der Veräußerer für eine gewisse Anwendung der Steuer entschieden hat, so wird dieselbe
Möglichkeit auch dem Vermittler eingeräumt. Es wird darauf hingewiesen, dass die betreffenden
Subjekte im Sinne und auf die von DPR Nr. 442 vom 10. November 1997 vorgesehene Art und Weise,
die getroffene Wahl im darauf folgenden Jahr mitteilen müssen u.z. in der MwSt.-Erklärung in Bezug auf
das Jahr in welchem die Wahl getroffen wurde. Dabei ist das entsprechende Kästchen in Zeile VO13
anzukreuzen (siehe im Anhang unter „Wahl und Widerruf“).
Die Wahl hat bis Widerruf für mindestens drei Jahre Gültigkeit u.z. in dem Fall, dass sie sich im Sinne
des Art. 3 des genannten DPR Nr. 442/97 auf die Geschäfte im Allgemeinen bezieht.
Zwecks Abfassung der Erklärung sind die Geschäftsfälle bezüglich Gold für Investitionen, die aufgrund
der Wahl steuerpflichtig sind, in Zeile VE34, Feld 3 einzutragen. In dieser Zeile sind auch die Ge-
schäftsfälle in Bezug auf das so genannte „Industriegold“ und das reine Silber, einzutragen. Bezüglich
Silber wird die Steuer mit dem reverse-charge-System eingehoben.

3. Recht auf Absetzung
Aufgrund der Änderungen die von Art. 3 des Gesetzes Nr. 7 vom 17. Januar 2000 eingebracht wurden, enthält Art. 19 zwei
getrennte Bestimmungen in Bezug auf den Anspruch auf Absetzbarkeit für Subjekte, die auf dem Goldmarkt tätig sind.
Die erste Abänderung ist im dritten Absatz, Buchst. d) des genannten Art. 19 enthalten, in welchem die Re-
gelung zur Nicht-Absetzbarkeit als Grundprinzip bei der Abwicklung von steuerfreien Geschäftsfällen
oder jedenfalls bei Geschäftsfällen, die keiner Steuer unterliegen, vorgesehen ist und in Bezug auf die
„Veräußerungen in Gold gemäß Art. 10, Nr. 11), die von Subjekten die Gold für Investitionen herstellen
oder Gold in Gold für Investitionen verarbeiten“, keine Anwendung findet.
Die zweite Bestimmung ist im Absatz 5-bis des Art. 19 enthalten, in welchem festgesetzt wird, dass
das begrenzte Recht auf Absetzbarkeit für Subjekte nicht Anwendung findet, die verschieden von je-
nen gemäß Buchst. d, wie oben angeführt, sind.
Die in Absatz 5-bis enthaltene Abweichung, bezieht sich auf jene Anschaffungen, die in der genannten Bestim-
mung ausdrücklich vorgesehen sind u.z. „auf die Anschaffungen von Gold für Investitionen, auch innerhalb der Ge-
meinschaft; auf die Anschaffungen und die Einfuhren von Gold, auch innerhalb der Gemeinschaft, das verschie-
den vom Gold für Investitionen ist und von diesen Subjekten oder von Dritten von Gold in Gold für Investitionen ve-
rarbeitet wird; sowie für Dienstleistungen die darin bestehen Abänderungen an der Form, dem Gewicht oder an
der Reinheit des Goldes, dabei ist das Gold für Investitionen eingeschlossen, vorzunehmen“.
Subjekte gemäß Absatz 5-bis sind angehalten, die oben aufgelisteten Anschaffungen in der Buchhal-
tung getrennt anzuführen, um in den Genuss des Rechtes auf Absetzung zu gelangen, indem sie den
Gesamtbetrag der absetzbaren MwSt. in Zeile VF36 anführen.
Im besonderen Fall, dass Subjekte gemäß Absatz 5-bis des Art. 19, ausschließlich steuerfreie Geschäfte durchgeführt
haben, wird darauf hingewiesen, dass diese das Kästchen in Zeile VF32 nicht ankreuzen, doch den Betrag der ab-
setzbaren MwSt., der für die Anschaffungen gemäß Art. 19, Absatz 5-bis zusteht, in Zeile VF36 anführen müssen.
Weiters sind jene Steuerzahler, die im Rahmen der eigenen Tätigkeit, sei es unter die Regelung gemäß
Art. 19, dritter Absatz, Buchst. d), sowie unter die Regelung des darauf folgenden Absatzes 5-bis fallen,
angehalten, eine getrennte Verbuchung der Geschäftsfälle vorzunehmen. Weiters sind sie bei Einrei-
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chung der Jahreserklärung angehalten, zwei Vordrucke einzureichen, damit die für jede einzelne Be-
steuerungsregelung in Absetzung gebrachte MwSt. genau angegeben werden kann.

4. Gold, das verschieden vom Gold für Investitionen ist 

4.a. Begriffsbestimmung
Die zweite Art von Gold wird von Gesetz Nr. 7 des Jahres 2000 geregelt und bezieht sich auf das Gold,
das verschieden vom Gold für Investitionen ist (sog. Industriegold) und zwar handelt es sich um „Ma-
terial in Gold“ jeder anderen Form und Reinheit und um halbverarbeitete Materialien, die eine Reinheit
aufweisen, die gleich oder höher als 325 Tausendstel ist.
Außerdem fallen jene Barren und Plättchen unter die Begriffsbestimmung von Gold, das verschieden
von Gold für Investitionen ist, denen die Eigenschaften des Gewichtes, der Form und der Reinheit feh-
len um als Gold für Investitionen eingeordnet werden zu können. Dasselbe gilt für den Abfall von Gold,
der für den Endverbrauch nicht geeignet ist und für eine weitere Verarbeitung bestimmt ist (siehe Be-
schluss Nr. 375/E vom 28. November 2002).
Zu den oben beschriebenen Voraussetzungen zählt hauptsächlich das Gold, das für Industriezwecke
bestimmt ist.

4.b. Modalitäten der Steueranwendung – Mechanismus des reverse-charge
In Bezug auf das Gold, das verschieden vom Gold für Investitionen ist sieht die neue Regelung vor,
dass die Besteuerung mit dem sog. Mechanismus des reverse-charge, angewandt wird.
Das Merkmal dieses vom fünften Absatz des Art. 17 vorgesehenen Mechanismus, ist, dass dadurch
eine Inversion der Steuerlast erfolgt. Aufgrund dieser Regelung wird der Abtretungsempfänger (Käu-
fer) der Schuldner der Steuer anstelle des Veräußerers. Der Veräußerer ist folglich für die Veräuße-
rungen, die unter diese Regelung fallen, angehalten eine Rechnung auszustellen, in welcher der fol-
gende Wortlaut anzugeben ist: „aufgrund des Art. 17, fünfter Absatz des DPR Nr. 633 von 1972 nicht
angewandte MWSt“. Der Abtretungsempfänger (Käufer) muss diese Rechnung mit der Angabe des
Prozentsatzes und der entsprechenden Steuer ergänzen.
Zwecks Entrichtung der MwSt. muss der Abtretungsempfänger (Käufer) den auf diese Weise vervoll-
ständigten Beleg im Register der ausgestellten Rechnungen und Entgelte innerhalb eines Monats ab
Erhalt desselben eintragen.
Diese Eintragung kann auch später, muss jedoch innerhalb von fünfzehn Tagen ab Erhalt desselben
Dokumentes, mit Bezug auf den Monat in dem das Geschäft abgewickelt wurde, erfolgen. Damit die
entsprechende Absetzung vorgenommen werden kann, muss das Dokument auch im Register laut
Art. 25 einzutragen.
Diese Geschäftsfälle stellen für das abtretende Subjekt einen Geschäftsumsatz dar.
Der Mechanismus des reverse-charge wird außer für die Abtretungen des so genannten Industriegoldes,
auch für die Abtretungen des Goldes für Investitionen, welche infolge der Wahl steuerpflichtig sind und für
die Abtretungen von reinem Silber (für welches auf Abschnitt 8 verwiesen wird) angewandt, wenn sie ge-
genüber den Steuerschuldnern innerhalb des Staatsgebietes durchgeführt wurden.
Hinsichtlich Abfassung der jährlichen MwSt.-Erklärung sind jene Subjekte, die mittels Anwendung des obge-
nannten Mechanismus Gold angekauft haben, zwecks Ermittlung der geschuldeten Steuer verpflichtet, die ent-
sprechende Bemessungsgrundlage, sowie die Steuer in Zeile VJ7 für die Anschaffungen innerhalb des Staates
von Gold für Industriezwecke und reinem Silber, in Zeile VJ9 für die innergemeinschaftlichen Anschaffungen
von Gold für Industriezwecke und reinem Silber und in Zeile VJ8 für die Anschaffungen von Gold für Investitio-
nen innerhalb des Staates, die aufgrund der getroffenen Wahl steuerpflichtig sind, anzugeben.
Weiters wird darauf hingewiesen, dass in Zeile VE30, Feld 3 auch die innergemeinschaftlichen Veräußerungen
von Industriegold und reinem Silber einzuschließen sind, während in den Zeilen VF23, Felder 1 und 3 jeweils die
innergemeinschaftlichen Anschaffungen und die Einfuhren derselben Güter, anzugeben sind.
Der Gesamtbetrag der obgenannten Anschaffungen ist auch in der Übersicht VF in Übereinstimmung
mit dem entsprechenden Prozentsatz zu übertragen.
Es wird weiters darauf hingewiesen, dass die Veräußerungen von Industriegold gegenüber Privatper-
sonen, aufgrund der ordentlichen Besteuerungsregelungen (bei welcher die MwSt. dem Verkäufer an-
gelastet wird) steuerpflichtig sind.

5. Rückerstattung der Steuer
Zwecks Antrag auf Rückerstattung eines Teiles oder des gesamten Betrages des absetzbaren
Steuerüberschusses sind die dazu berechtigten Steuerzahler bei der Berechnung gemäß Art. 30, drit-
ter Absatz, Buchst. a), verpflichtet, die Geschäftsfälle in Bezug auf das Gold für Investitionen, die auf-
grund der Wahl steuerpflichtig sind, einzuschließen. Dasselbe gilt für die Geschäftsfälle von Indu-
striegold und reinem Silber, die aufgrund des Art. 17, fünfter Absatz, durchgeführt wurden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die obgenannten Geschäftsfälle zwecks Berechnung des Durch-
schnittsprozentsatzes mit dem Prozentsatz Null zu betrachten sind.
Es wird darauf hingewiesen, dass jene Steuerzahler, welche innergemeinschaftliche Abtretungen von
Gold und reinem Silber vornehmen, verpflichtet sind, diese Geschäftsfälle in der Berechnung gemäß
Buchst. b) des genannten Artikels 30, dritter Absatz, einzuschließen.

6. Einfuhren von Gold
Bei Einfuhren von Gold für Investitionen muss man für die Befreiung der MwSt. eine Erklärung beim
Zollamt abgeben, aus welcher hervorgeht, dass das importierte Gold alle vom Gesetz vorgesehenen
Eigenschaften in Bezug auf die Form, das Gewicht und die Reinheit aufweist.
Hinsichtlich dem Gold, das verschieden vom Gold für Investitionen ist und von passiven, im Staatsgebiet ansässi-
gen Subjekten importiert wird, wird die in der Zollerklärung ermittelte und verrechnete Steuer nachher abgerech-
net. Dies auf dieselbe Art und Weise, die für interne Abtretungen (Art. 70, fünfter Absatz) vorgesehen ist.
Im Wesentlichen wird die Zahlung der Steuer jeweils aufgrund der Eintragung in die Zollunterlagen, in das Regi-
ster der Rechnungen und der Entgelte mit Bezugnahme auf den Monat, in welchem das Dokument ausgestellt
wurde, eingeholt. Hinsichtlich der Absetzung wird auf das Register der Anschaffungen Bezug genommen.
„Die genannte Vorgangsweise verpflichtet die passiven Steuersubjekte, wie bei der Einfuhr von Gold für Investi-
tionen, der Zollerklärung eine Selbsterklärung auf Firmenpapier beizulegen, aus welcher klar hervorgeht, weshalb
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die beantragte Bestimmung angewandt werden kann“ (Rundschreiben Nr. 24/D vom 15. Februar 2000).
Die Einfuhr von Gold für Investitionen ist in Zeile VF14 anzugeben, während die Einfuhr vom sog. „Industriegold“
in Zeile VF11, sowie in Zeile VJ11 zwecks Festsetzung der geschuldeten Steuer anzugeben ist.
Weiters ist zu beachten, dass die Einfuhr von Industriegold, sowie jener des Goldes für Investitionen
und des reinen Silbers auch in Zeile VF23, Feld 3, einzuschließen sind .

7. Von der Banca d’Italia und dem Italienischen Devisenamt durchgeführte Geschäftsfälle mit
Gold
Im Art. 4, fünfter Absatz, wird festgesetzt, dass ausschließlich die von der Banca d’Italia und dem Ita-
lienischen Devisenamt bezüglich Gold und den ausländische Währungen durchgeführten Geschäfte
nicht als Handelsgeschäfte zu betrachten sind. Diese Geschäfte sind von der Steuer befreit während
die von anderen Banken durchgeführten ähnlichen Geschäfte nunmehr unter den Anwendungsberei-
ch der MwSt. fallen.

8. Geschäftsfälle mit Silber
Im Sinne des Art. 3, Absatz 10 des Gesetzes Nr. 7 des Jahres 2000 unterliegt das Silber in Barren oder
in Korn, das eine Reinheit gleich oder mehr als 900 Tausendstel (sog. reines Silber) aufweist, der Re-
gelung gemäß Artikel 17, fünfter Absatz und Art. 70, fünfter Absatz, die vom vorgenannten Gesetz ab-
geändert worden sind.
Daraus geht hervor, dass das Silber, welches dieser Beschreibung entspricht, derselben steuerlichen
Bedingungen des so genannten „Industriegoldes“ unterliegt, weshalb die Steuer aufgrund des Me-
chanismus reverse-charge angewandt wird. Weiters unterliegt die Einfuhr der Bestimmung, die unter
Punkt 6 angeführt ist. Demnach wird auf die Anleitungen in Bezug auf das Gold für Industriezwecke
und bezüglich Abfassung der Jahreserklärung hingewiesen.
Zwecks Rückerstattung gemäß Art. 30, dritter Absatz, Buchst. a) werden die Veräußerungen des rei-
nen Silbers mit dem Durchschnittsprozentsatz berechnet.

9. Verpflichtungen der Zahntechniker und der sonstigen im Gesundheitsbereich beschäf-
tigten Personen
Aufgrund des Gesetzes Nr. 7 vom 17. Januar 2000, das die Geschäfte mit Gold und Silber der im Ge-
sundheitsbereich tätigen Subjekte regelt, insbesondere Zahntechniker und Zahnärzte, die aussch-
ließlich MwSt. befreite Geschäfte gemäß Art. 10, Nr. 18 durchführen, sind diese nun verpflichtet die
MwSt.-Jahreserklärung einzureichen, falls sie während des Besteuerungszeitraumes folgende An-
schaffungen von Gold und Silber gemäß Art. 17, Absatz fünf unter Anwendung des sog. reverse-char-
ge Systems, durchgeführt haben:
– von Material und Halbfertigwaren in Gold mit einer Reinheit gleich oder mehr als 325 Tausendstel. Von die-

sen Produkten sind Legierungen und Massen für Zähne ausgeschlossen, welche die Eigenschaften ärztli-
cher Verordnungen gemäß GD Nr. 46/1997 aufweisen (vgl. Beschluss Nr.168 vom 26.10.2001);

– von Silber.
In Bezug auf die Buchhaltungsverpflichtungen wird darauf hingewiesen, dass das DPR Nr. 315 vom
27. September 2000 für diese Kategorie von Steuerzahlern die Möglichkeit vorsieht, dass sie die Ver-
rechnungen und die MwSt.-Zahlungen für jedes Vierteljahr ohne Mitteilungspflicht der Wahl und ohne
Auferlegung der Zinsen, vornehmen können.
Für weitere Erläuterungen wird auf das Rundschreiben N. 216/E vom 27. November 2000 verwiesen.

WAHL UND WIDERRUF (Übersicht VO)
Im Sinne des Art. 2 des DPR Nr. 442 vom 10. November 1997, muss die im MWST.- Bereich und
im Bereich der direkten Steuern vorgesehene Möglichkeit auf Wahl und Widerruf, ausschließlich
über die Übersicht VO der jährlichen MwSt.-Erklärung in Beachtung der Wahl, die der Steuerzah-
ler im Laufe des Jahres getroffen hat, angeführt werden.
Bei Befreiung der Einreichung der Jahreserklärung muss die Übersicht VO der Einkommenserklä-
rung beigelegt werden. Zu diesem Zweck ist auf dem Titelblatt der Erklärung UNICO 2010 ein ei-
genes Kästchen vorgesehen, das von den obgenannten Subjekten angekreuzt werden muss, um
auf das Vorliegen der Übersicht VO hinzuweisen. Auf diese Art der Mitteilung hinsichtlich der Mö-
glichkeit auf Wahl und Widerruf kann nur dann zurückgegriffen werden, wenn das Subjekt nicht
verpflichtet ist die MwSt.-Jahreserklärung einzureichen. Dies in Bezug auf andere ausgeübte Tä-
tigkeiten bzw. in dem im Rundschreiben Nr. 209/E vom 27. August 1998 angeführten Fall, wenn die
Verpflichtung hinsichtlich Einreichung der Jahreserklärung auch infolge der getroffenen Wahl, ge-
geben ist.
Im genannten Rundschreiben Nr. 209/E von 1998 sind Erläuterungen zur Anwendung der Wahlmö-
glichkeiten angeführt und von der Regelung Nr. 442 von 1997 vorgeschrieben sind. Insbesondere
wird klargestellt, dass im Art. 1, Absatz 1 der genannten Regelung die Möglichkeit vorgesehen ist,
die getroffene Wahl zu widerrufen, falls neue Gesetzesbestimmungen erlassen werden. Deshalb
ist in Übersicht VO die aufgrund der neuen Verfügungen getroffene Wahl und nicht der Widerruf der
vorher bereits mitgeteilten Wahl anzuführen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahl für den Steuerzahler bei Anwendung mehrerer Steue-
rermittlungssysteme in der Regel mindestens für einen Dreijahreszeitraum und bei Anwendung von
Buchhaltungssystemen, für ein Jahr bindend ist. Diese Fristen beginnen immer am 1. Januar des
Besteuerungszeitraumes, in dem die Wahl getroffen wurde. Bestehen bleiben längere Fristen, die
von anderen Gesetzesbestimmungen vorgesehen sind und die Ermittlung der Steuer betreffen. Ist
die Mindestdauer des gewählten Systems abgelaufen, bleibt die Wahl für jedes weitere Jahr gültig
und zwar solange die getroffene Wahl angewandt wird, ohne dass dabei neuerdings das entspre-
chende Kästchen angekreuzt werden muss.
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VON ARTIKEL 13 DES GESETZES NR. 388 VOM 23. DEZEMBER 2000
VORGESEHENES BEGÜNSTIGTES BESTEUERUNGSSYSTEM 

Artikel 13 des Gesetzes Nr. 388 vom 23. Dezember 2000 hat das begünstigte Steuersystem ein-
geführt, das den natürlichen Personen vorbehalten ist und für die neuen unternehmerischen Initiati-
ven und die selbständige Tätigkeit bestimmt ist.
Mit Hinsicht auf die Mehrwertsteuer sieht das vorliegende begünstigte Besteuerungssystem aussch-
ließlich einige Vereinfachungen bei den Buchhaltungsverpflichtungen vor und zwar:
– Befreiung von Registrierungspflicht und von der Führung der Buchungsunterlagen;
– Befreiung von der Durchführung der periodischen Verrechnungen und Zahlungen;
– Befreiung von der jährlichen Akontozahlung, auch im ersten Jahr in dem das begünstigte System un-

terbrochen wurde. 
Bestehen bleiben folgende Verpflichtungen:
– Rechnungsstellung und Bescheinigung der Entgelte;
– Aufbewahrung der erhaltenen und ausgestellten Unterlagen;
– Einreichung der jährlichen MwSt.-Mitteilung von Seiten der Steuerzahler gemäß Art. 13, deren Ge-

schäftsumsatz im Jahr 2008 den Betrag von Euro 25.000 überschritten hat;
– Einreichung der Jahreserklärung;
– jährliche Einzahlung der Steuer.
Infolge der oben beschriebenen Vereinfachungen in der Buchhaltung müssen Subjekte, welche die
Steuerbestimmungen gemäß Artikel 13 des genannten Gesetzes Nr. 388 von 2000 in Anspruch ge-
nommen haben, die Übersicht VH, Teil 1 der periodischen Verrechnungen nicht abfassen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die eventuelle Übertretung der Grenzen, vorgesehen von Absatz 2,
Buchst. c) des Artikels 13, von weniger bzw. gleich fünfzig Prozent, die Aberkennung aller Befreiun-
gen mit sich bringt, die von den begünstigenden Systemen vorgesehen sind. Die Aberkennung beginnt
ab dem Besteuerungszeitraum, welcher jenem der Übertretung folgt bzw. ab demselben Besteue-
rungsjahr, wenn der Gesamtbetrag der Erträge oder Vergütungen 50 Prozent der genannten Grenzen
überschreitet.
Für weitere Erläuterungen siehe:
– die Verfügung vom 8. Februar 2001;
– die Verfügung vom 28. Februar 2001;
– die Verfügung vom 14. März 2001 (begünstigtes Besteuerungssystem für neue unternehmerische

Initiativen und für selbständige Tätigkeiten);
– die Verfügung vom 26. März 2001;
– das Rundschreiben Nr.1/E vom 3. Januar 2001;
– das Rundschreiben Nr.8/E vom 26. Januar 2001;
– das Rundschreiben Nr.23/E vom 9. März 2001;
– das Rundschreiben Nr.59/E vom 18. Juni 2001;
– das Rundschreiben Nr.157/E vom 23. Dezember 2004.

BERICHTIGUNGEN DES ABSETZBETRAGES (ART.19-BIS2) (Übersicht VF – Zeile VF56)
Zur Erleichterung der Berechnung des Gesamtbetrages der Berichtigungen, der in Zeile VF56 an-
zuführen ist, wurde die unten angeführte Aufstellung D vorbereitet.
Es wurde eine eigene Zeile für jede Art von Berichtigung gemäß Art.19-bis-2, so wie für die Berichti-
gung der zustehenden Absetzbeträge für die Anschaffungen der Vorjahre gemäß Artikel 19, Absatz 1,
vorgesehen. Die entsprechenden Beträge müssen mit dem Vorzeichen (+) oder (-) angeführt werden,
je nach dem ob es sich um eine Erhöhung oder um eine Verminderung des Absetzbetrages handelt.

Zeile 1, Berichtigung für nicht abschreibbare Güter und Dienstleistungen, soweit diese zur Durchfüh-
rung von Geschäften verwendet wurden, welche ein Anrecht auf Absetzung in einem anderen Maße
geben, als die bereits durchgeführte Absetzung. Zur Ermittlung der Höhe der Berichtigung muss auf
die beim Einkauf mutmaßlich getätigte und auf die bei deren ersten Verwendung tatsächlich zu-
stehende Absetzung Bezug genommen werden. Falls ihre erste Verwendung im Laufe des Anschaf-
fungsjahres erfolgt, ist die Berichtigung nicht in diesem Feld einzutragen, da in der Erklärung der ab-
setzbare Betrag aufscheint, der aufgrund der ersten tatsächlichen Verwendung berechnet wurde. Kla-
rerweise ist im Falle, dass die erste Verwendung erst in den Jahren nach der Anschaffung erfolgt, die
Berichtigung vorzunehmen.
Zeile 2, Berichtigung der abschreibbaren Güter bezüglich ihrer sonstigen Verwendung, die sich im
Jahr bzw. innerhalb der 4 darauf folgenden Jahre, nach deren Inbetriebnahme ergibt. Die Berichtigung
wird mit Bezug auf so viele Fünftel der Steuer berechnet, wie die zur Erreichung des Fünfjahreszei-
traumes fehlenden Jahre, ausmachen.
Zeile 3, Berichtigungen wegen Änderungen des Besteuerungssystems.

Art. 19 bis - 2

AUFSTELLUNG D
BERICHTIGUNG DES ABSETZBETRAGES

1

2

3

4

5

Berichtigung wegen Änderung des Verwendungszweckes der nicht abschreibbaren Güter (Absatz 1)

Berichtigung wegen Änderung des Verwendungszweckes der abschreibbaren Güter (Absatz 2)

Berichtigung wegen Änderungen des Besteuerungssystems (Absatz 3)

Berichtigung wegen Änderung der pro-rata-Anteile (Absatz 4)

Änderung des Absetzbetrages für Anschaffungen der Vorjahre

Algebraische Summe der Zeilen von 1 bis 5 (in Zeile VF56 zu übertragen)

Art. 19, Absatz 1

GESAMTBETRAG 6

3“ bozza  28/12/2007



MwSt. 2010 Anhang

91

Falls Änderungen des Besteuerungssystems in Bezug auf die aktiven Geschäftsfälle, auf die Rege-
lung der Steuerabsetzung auf Anschaffungen oder in der Tätigkeit, eine Steuerabsetzung in einem an-
deren Maße herbeiführen, als die bereits durchgeführte, muss eine Berichtigung beschränkt auf die
noch nicht veräußerten oder verwendeten Güter bzw. Dienstleistungen vorgenommen werden, und
bei abschreibbaren Gütern, falls noch nicht vier Jahre seit ihrer Inbetriebnahme vergangen sind.
Darunter fallen:
– die Änderung des Besteuerungssystems, welche auf die vom steuerpflichtigen Subjekt durch-

geführten aktiven Geschäfte, angewandt werden kann, und zwar in einem solchen Ausmaß, dass
dieses Besteuerungssystem die Höhe der zustehenden Absetzung beeinflusst (zum Beispiel der
Übergang, der sich aufgrund von gesetzlichen Änderungen, von einer Regelung der Steuerbe-
freiung zu einer Regelung der Steuerauferlegung oder umgekehrt ergibt, bzw. auch falls für die Tren-
nung der Tätigkeiten gemäß Art. 36 optiert wurde);

– die Anwendung oder die Auflösung - aufgrund der Wahl oder des Gesetzes - einer Sonderregelung,
die für die ursprüngliche Steuerabsetzung auf eine Pauschalbesteuerung gründet, wie dies zum Bei-
spiel in der Landwirtschaft und im Bereich des Showbusiness der Fall ist;

– die Änderungen in der vom Steuerzahler ausgeübten Tätigkeit, wobei zusätzlich auch das Anrecht
auf Absetzung abgeändert wird;

– der Wechsel, aufgrund des Gesetzes oder aufgrund der Wahl, von dem für die Mindeststeuerzahler
gemäß Artikel 1, Absätze von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 von 2007 vorgesehenen Besteue-
rungssystem auf die ordentliche Besteuerung.

Zeile 4, Berichtigung wegen Änderungen der pro-rata-Anteile.
Die Absetzung der Steuer bezüglich der Anschaffung von abschreibbaren Gütern und Dienstleistun-
gen betreffend die Umwandlung, die Wiederinstandsetzung oder Sanierung der Güter, welche im Sin-
ne des Art. 19, Absatz 5 vorgenommen wurde, muss in jedem Fall bei Änderung des Absatzprozent-
satzes von über zehn Punkten in jedem der vier Jahre nach Eintreten ihrer Verwendung einer Berich-
tigung, unterworfen werden. Die Berichtigung erfolgt durch Erhöhung oder Verminderung der jährli-
chen Steuer in Höhe eines Fünftels der Differenz zwischen der durchgeführten Absetzung und dem
Betrag, welcher dem Prozentsatz der Absetzung im zustehenden Jahr entspricht. Falls das Jahr bzw.
die Jahre der Anschaffung oder der Herstellung des abschreibbaren Gutes nicht mit jenem seiner
Verwendung übereinstimmt, muss die erste Berichtigung für die gesamte Steuer des Gutes aufgrund
des definitiven Abschreibprozentsatzes dieses letzten Jahres vorgenommen werden, auch wenn die
Abweichung zehn Punkte nicht überschreitet. Darüber hinaus kann die Berichtigung auch durch-
geführt werden, wenn die Abweichung des Absatzprozentsatzes zehn Punkte nicht überschreitet, in-
sofern das passive Subjekt für mindestens fünf darauf folgende Jahre dasselbe Kriterium anwendet.
In diesem Fall, muss diese Entscheidung durch Ankreuzen des Kästchens in Zeile VO1 mitgeteilt wer-
den.
Im Falle einer Abtretung von abschreibbaren Gütern vor der Fälligkeit, innerhalb welcher die Berichti-
gungen durchgeführt werden müssen, sind diese in einer einmaligen Lösung für die bis zur Beendi-
gung der Periode fehlenden Jahre vorzunehmen, wobei als Absatzprozentsatz 100% berücksichtigt
werden muss, wenn die Abtretung steuerpflichtig ist. In diesen Fällen darf die Steuer, welche vom
Steuerzahler wiedererlangt werden kann, den Gesamtbetrag der auf die Abtretung des abschreibba-
ren Gutes geschuldete Steuer, nicht überschreiten.
Zeile 5, Änderung des Absetzbetrages der Anschaffungen aus den Vorjahren.
Wie bekannt entsteht im Sinne des Artikels 19, Absatz 1, das Anrecht auf die Absetzung im Augenblick der
Fälligkeit der Steuer und kann spätestens in der Erklärung des zweiten Jahres nach der Entstehung des An-
spruches unter den Bedingungen, die bei der Entstehung dieses Anspruches bestanden haben (siehe Rund-
schreiben Nr. 328/E vom 24. Dezember 1997), durchgeführt werden. Zwecks Berücksichtigung der oben ge-
nannten Bestimmungen müssen bei der Abfassung der Erklärung für das Jahr in dem der Anspruch auf die
Absetzung geltend gemacht wird, in Übereinstimmung mit den verschiedenen anwendbaren Steuersätzen,
in Übersicht VF, jene Anschaffungen angeführt werden, für welche die Steuer in den Vorjahren eintreibbar
geworden ist, welche aber im Sinne des Art. 25 in jenem Jahr verbucht wurden, auf das sich die Jahre-
serklärung bezieht. Außerdem muss zwecks Ermittlung des genauen, zustehenden Absetzbetrages dieser
Anschaffungen, die Steuer dieser abzugsfähigen Anschaffungen mit Bezug auf den Prozentsatz des Abzu-
ges jenes Jahres berechnet werden, während dem der Anspruch auf den Absetzbetrag entstanden ist und je-
ner Steuer berechnet werden, die zum Augenblick, an dem dieser Anspruch durchgeführt wird, ermittelt wur-
de. Der Unterschiedsbetrag zwischen diesen beiden oben berechneten Absetzungswerten, muss in dieser
Zeile angeführt werden.
Zeile 6, Gesamtbetrag der Berichtigungen; es muss die Gesamtsumme der in den Zeilen von 1 bis 5
angeführten Beträge eingetragen werden. Dieser Betrag ist nachher in Zeile VF56 einzutragen.

SCHROTT
Art. 74, Absätze 7 und 8 sehen für Abtretungen von Schrott und anderen Wiederverwertungsmaterialien
vor, dass die Steuer vom Abtretungsempfänger geschuldet ist, der aufgrund des besonderen Mechanismus
der Inversion der Buchhaltung, sog. reverse-charge, ein passives Steuersubjekt ist. Der Käufer ist dem-
nach angehalten die vom Veräußerer ohne Steueranlastung ausgestellte Rechnung mittels Angabe des
anwendbaren Steuersatzes und der entsprechenden Steuer zu vervollständigen und diese im Register der
ausgestellten Rechnungen gemäß Art. 23 bzw. im Register der Entgelte gemäß Art. 24 einzutragen, um
dieselbe im Laufe der regelmäßigen Verrechnungen berücksichtigen zu können. Zudem ist diese Rech-
nung zwecks Steuerabsetzung in das Register der Ankäufe gemäß Art. 25 einzutragen.
Die genannte Besteuerung findet für Subjekte Anwendung, welche Veräußerungen von Gütern vorneh-
men, die in den Absätzen 7 und 8 des genannten Artikels 74 angeführt sind. Die Anwendung der ordentli-
chen MwSt.- Besteuerung bleibt bei Veräußerungen an private Verbrauchern weiterhin bestehen.
Mit Hinsicht auf die Einfuhren dieser Güter sieht Art. 70, Absatz 6 in Abweichung der ordentlichen Einhe-
bungskriterien der Steuer für Einfuhren vor, dass diese nicht im Zollamt einzuzahlen ist, sondern durch die
Eintragung des Zollscheines in das Register gemäß Artikel 23 oder 24 beglichen wird und zum Zwecke der
zustehenden Absetzung, durch Eintragung in das Register gemäß Art. 25 vorgenommen wird.
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In der folgenden Aufstellung sind Hinweise für die Eintragung dieser Umsätze in die Übersichten der
Erklärung angeführt.

BEHERRSCHENDE UND BEHERRSCHTE GESELLSCHAFTEN

Aufstellungen der beherrschenden Gesellschaften
Die beherrschende Körperschaft oder Gesellschaft ist verpflichtet zwei zusammenfassende Aufstel-
lungen der Gruppe einzureichen:
– Zusammenfassende MwSt.-Aufstellung 26PR/2010, die in der eigenen MwSt.-Jahreserklärung in-

begriffen ist;
– Aufstellung der periodischen Abrechnungen, MwSt.-Vordr. 26LP/2010, die innerhalb der vorgesehe-

nen Abgabefrist der MwSt.-Erklärung (vom 1. Februar bis 30. September 2010) beim zuständigen
Einhebungsdienst mit einer Kopie der MwSt.-Aufstellung 26PR/2010 einzureichen ist. Außerdem
muss die beherrschende Gesellschaft dem genannten MwSt.-Vordruck 26LP die Garantieleistun-
gen, die von den einzelnen Gesellschaften, welche an der Abrechnung der Gruppe (für die entspre-
chenden ausgeglichenen Guthaben) teilgenommen haben und die Garantieleistung für den even-
tuellen Guthabenüberschuss der Gruppe beilegen.

Es wird auch daran erinnert, dass für Gesellschaften bzw. Gruppengesellschaften, deren zusammengelegte
Bilanz einem Nettovermögen von mehr als 258.228.449,54 Euro entspricht, die Garantieleistung für alle
beherrschten Gesellschaften, die aus der letzten in Bezug auf die von diesen ausgeglichenen Guthabensü-
berschüssen eingereichten Konzernbilanz, von der Dachgesellschaft bzw. der beherrschenden Gesellschaft,
auch durch direkte Übernahme der Rückerstattungsverpflichtung des zu erstattenden Betrages an die Fi-
nanzverwaltung (Rundschreiben Nr. 164 vom 22. Juni 1998) geleistet werden kann.
Falls die Bedingungen gemäß Absatz 7 des Art.38-bis zutreffen, besteht für die von den beherrschten und beherr-
schenden Gesellschaften ausgeglichenen Guthaben zudem die Möglichkeit auf Freistellung der Garantieleistung.
Zu diesem Zweck müssen die von Buchst. a), b) und c) des genannten Absatzes 7 des Art. 38 vorgesehenen Be-
dingungen für die Gesellschaft oder die an der MwSt.-Gruppenabrechnung beteiligten Körperschaft aus welchen
das Guthaben hervorgeht (Rundschreiben Nr. 54 vom 4. März 1999) zutreffen.
Wie bereits im Absatz 3.4 erwähnt müssen Gesellschaften, die im Jahr 2009 an der MwSt.-Gruppenabrechnung
teilgenommen haben, die MwSt.-Jahreserklärung getrennt einreichen. Die MwSt.-Erklärung ist auch dann auto-
nom einzureichen, wenn eine Gesellschaft durch den Verlust der Voraussetzungen bzw. durch außerordentliche
Geschäftsvorfälle im Laufe des Jahres, weniger als ein Jahr an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen hat.
Außerdem wird daran erinnert, dass MwSt.-Guthaben und –Verbindlichkeiten, die von den Gesell-
schaften, welche an der MwSt.-Gruppenabrechnung im Sinne des Art. 73 (Art. 8 des DPR Nr. 542 vom
14. Oktober 1999) teilgenommen haben und der beherrschenden Körperschaft bzw. Gesellschaft
übertragen worden sind, nicht zum Ausgleich gemäß GvD Nr.241 von 1997 zugelassen sind.

Zur Abrechnung zugelassen sind hingegen MwSt.-Guthaben und –Verbindlichkeiten, die sich in der
zusammenfassenden Aufstellung (MwSt.-Aufstellung 26PR) der Erklärung der Gruppe ergeben, die
von der beherrschenden Körperschaft bzw. Gesellschaft, abgefasst wurde.
Es wird darauf hingewiesen dass, wie schon im Ministerialbescheid Nr. 626305 vom 20. Dezember 1989
erwähnt, im Falle eines Teilausgleiches der von den einzelnen Gesellschaften übertragenen Guthaben, die
beherrschende Körperschaft bzw. Gesellschaft, die Zurechnung des tatsächlich verrechneten Guthabenü-
berschusses bestätigen muss. Diese Bestätigung musste in der Vergangenheit der Jahreserklärung der
einzelnen beherrschten Gesellschaften beigelegt werden. Diese Anlagen wurden durch die verlangten An-
gaben in der Erklärung der beherrschenden Gesellschaften und zwar durch Feld 10 in der Übersicht VS
der zusammenfassenden Aufstellung 26/PR ersetzt, die sich auf den verrechneten Guthabenüberschuss
jeder einzelnen Gesellschaft bezieht. Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass zwecks Ermittlung des
gesamten Guthabenüberschusses, der von den Gesellschaften im Bereich der Gruppe ausgeglichen wur-
de – und für welchen, die von Art. 6, Absatz 3 des MD vom 13. Dezember 1979 vorgesehenen Garantien
seitens der einzelnen Gesellschaften, deren Guthaben verrechnet wurde, geleistet werden müssen – auf
den Gesamtbetrag des Schuldenüberschusses, der von den anderen Gesellschaften derselben Gruppe,
nach Abzug der entrichteten Steuern, die im Laufe des Jahres von der beherrschenden Körperschaft oder
Gesellschaft übertragen wurde, Bezug genommen werden muss.

Die Angaben der zusammenfassenden MwSt.-Aufstellung 26PR/2010 sind in der MwSt.-Jahre-
serklärung enthalten, die von der beherrschenden Körperschaft bzw. Gesellschaft eingereicht werden
muss. Im Besonderen:
– Die Übersicht VS enthält die Aufstellung aller Gesellschaften (die beherrschende Gesellschaft eingesch-

lossen), die während des Jahres an der MwSt.-Gruppenabrechnung teilgenommen haben; für jede einzel-
ne von ihnen muss der Betrag angegeben werden, dessen Rückerstattung beantragt wurde (und zwar im
Bereich des Gesamtbetrages der von der Gruppe beantragten Rückerstattung), der entsprechende vo-
raussichtliche Betrag, wie auch der Betrag des Guthabenüberschusses, der mit den Verbindlichkeiten ver-
rechnet wurde, die von anderen Gesellschaften der Gruppe, übertragen wurden.

Veräußerungen nach San Marino VE30 (auch Feld 5)

Innergemeinschaftliche Veräußerungen VE30 (auch Feld 3)

Ausfuhren VE30 (auch Feld 2)

Veräußerungen innerhalb des Staates an Steuerschuld-
ner VE34, Feld 2

Veräußerungen innerhalb des Staates an private Ver-
braucher Übersicht VE, Teil 2

Anschaffungen innerhalb des Staates VF11; VJ6

Anschaffungen von San Marino VF11; VJ1; VF23 Feld 6

Innergemeinschaftliche Anschaffungen VF11; VJ9; VF23 Feld 1

Einfuhren VF11; VJ10; VF23 Feld 3

VERÄUSSERER ABTRETUNGSEMPFÄNGER
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Im Teil 3 der Übersicht VS muss der Guthabenüberschuss der Gruppe aus dem Vorjahr angegeben
werden, der im Laufe des Jahres 2009 für den Ausgleich der übertragenen Verbindlichkeiten der ein-
zelnen Gesellschaften der Gruppe, in Anspruch genommen wurde;
– in Übersicht VV sind die periodischen Abrechnungen der Gruppe angeführt;
– in Übersicht VW sind die Verrechnungsangaben der Jahressteuer der Gruppe angeführt;
– in Übersicht VY sind die Daten der geschuldeten MwSt. bzw. des Gruppenguthabens angegeben;
– in Übersicht VZ sind die Daten anzugeben, welche sich auf die absetzbaren Überschüsse der Grup-

pe aus den vorhergehenden zwei Jahre beziehen, und zwar zwecks (eventuelle) Rückerstattung des
absetzbaren überschüssigen Mindestbetrages des Dreijahreszeitraumes der Gruppe.

Rückerstattungsgrund
Der Kode des Rückerstattungsgrundes muss aus der unten angeführten Tabelle entnommen werden
und ist für jede einzelne beherrschte Gesellschaft, für welche die Rückerstattung beantragt wird, in
Übersicht VS - Feld 6 - der MwSt.-Aufstellung 26 PR anzuführen, die von der beherrschenden Gesel-
lschaft abgefasst werden muss.

TABELLE DER ZAHLUNGSGRÜNDE FÜR DIE RÜCKERSTATTUNGEN
______________________________________________________________________________

1 Auflassung der Tätigkeit

2 Art. 30, Abs. 3, Buchst. a) - Mittlerer Steuersatz

3 Art. 30, Abs. 3, Buchst. b) - Durchführung nicht steuerpflichtiger Geschäftsfälle

4 Art. 30, Abs. 3, Buchst. c) - Abschreibbare Güter sowie Studien und Forschungen

5 Art. 30, Abs. 3, Buchst. d) - Vorherrschen von Geschäftsfällen, die nicht der Steuer unterliegen (Art. 7)

6 Art. 30, Abs. 3, Buchst. e) - Voraussetzungen Art. 17, Absatz 2

7 Art. 34, Absatz 9 - Ausfuhren und sonstige nicht steuerpflichtige Geschäftsfälle
_______________________________________________________________________________

VON AUSSERORDENTLICHEN EREIGNISSEN BETROFFENE SUBJEKTE
(Abfassung der Zeile VA10 und der Übersicht VH)

Abfassungsart der Zeile VA10

AUFSTELLUNG DER AUSSERORDENTLICHEN EREIGNISSE

1 Opfer von Erpressungen und von Wucherzinsen
Art.20, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 44 vom 23. Februar 1999, sieht die Aufschiebung der Fäl-
ligkeitsfrist von drei Jahren vor, die innerhalb einem Jahr ab dem Datum der Schädigung verfal-
len würde, und sich auch auf die Abgabefrist der Jahreserklärung auswirkt.

2 Kleine und mittlere Unternehmen, die Gläubiger der abgeschafften EFIM sind
Art. 1 des GD Nr. 532 vom 23. Dezember 1993 und Art. 6 des GD Nr. 415 vom 2. Oktober 1995,
mit Abänderungen umgewandelt von G. Nr. 507 vom 29. November 1995. 
Die Zahlung der ausgesetzten Steuern von Seiten der Unternehmen muss im Sinne des Art.1 des
genannten GD Nr. 532 von 1993, innerhalb von 30 Tagen ab dem Datum vorgenommen werden,
in dem die Ausschöpfung der geforderten Guthaben aufgrund der endgültigen, gesamten bzw.
teilweisen Zahlungen von Seiten der Schuldnerkörperschaften, einschließlich der Betriebe in
verwaltungsbehördlichen Zwangsliquidation erfolgt. 

3 In der Region Abruzzen ansässige Subjekte
Für die am 06. April 2009 in den von dem an diesem Tag in der Region Abruzzen eingetretenen
Erdbeben betroffenen Gemeinden ansässigen Subjekte, für die die Ministerialverfügung Nr. 3780
vom 06. Juni 2009 vom 06. April bis zum 30. November 2009 die Aussetzung der Fristen bezü-
glich der in diesem Zeitraum fälligen Erfüllungen und Steuerzahlungen vorgesehen hat. Besagte
Fristen wurden von der Ministerialverfügung Nr. 3837 vom 30. Dezember 2009 bis zum 30. Juni
2010 verlängert.

4 Für in der Provinz Messina ansässige Subjekte
Für die am 01. Oktober 2009 in den von der an jenem Tag in der Provinz Messina aufgetretenen
Überschwemmung getroffenen Gemeinden ansässigen Subjekte, für die das Dekret vom 08. Ok-
tober 2009 die Aussetzung vom 01. Oktober 2009 bis zum 01. November 2009 der Fristen bezü-
glich der in diesem Zeitraum fälligen Erfüllungen und Steuerzahlungen vorgesehen hat.

5 Andere Steuerzahler, die von einem Ausnahmezustand betroffen wurden, der nicht in den
vorhergehenden Kodes vorgesehen ist
Personen, die von einem ausserordentlichen Ereignis betroffen wurden, das unter den vorher-
gehenden Kodes nicht vorgesehen ist, müssen im entsprechenden Kästchen den Kode 5 anfüh-
ren.
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Abfassungsmodalität der Übersicht VH
Subjekte, welche infolge von einem ausserordentlichen Ereignis (siehe die entsprechende Tabel-
le) besondere Begünstigungen in Anspruch genommen haben (Aussetzung der steuerlichen Verp-
flichtungen und der Einzahlungen), müssen in Übersicht VH, in Übereinstimmung mit den einzel-
nen Zeiträumen (Monate oder Vierteljahre) in jedem Fall die geschuldeten Beträge anführen, die in
den regelmäßigen Abrechnungen aufscheinen.
Außerdem ist für die Übereinstimmung der Daten in Zeile VL29, Feld 1, der Betrag der geschul-
deten, periodischen Zahlungen anzugeben und zwar auch dann, wenn sie infolge einer Ausset-
zung nicht entrichtet wurden.
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STAAT DES WOHNSITZES IM AUSLAND

ABU DHABI ......................................... 238
AEGYPTEN ......................................... 023
AETHIOPIEN ....................................... 026
AFGHANISTAN.................................... 002
AJMAN................................................. 239
ALBANIEN ........................................... 087
ALGERIA ............................................. 003
AMERIKANISCHE INSELN IM PAZIFIK................. 252
AMERIKANISCHE JUNGFERNINSELN......... 221
AMERIKANISCHE SAMOA INSELN ..148
ANDORRA........................................... 004
ANGOLA.............................................. 133
ANGUILLA ........................................... 209
ANTIGUA UND BARBUDA.................. 197
ANTILLEN HOLLAND.......................... 251
ÄQUATORIALGUINEA ........................ 167
ARGENTINIEN .................................... 006
ARMENIEN.......................................... 266
ARUBA ................................................ 212
ASCENSION........................................ 227
AUSTRALIEN ...................................... 007
AZERBAIGIAN..................................... 268
AZOREN INSELN................................ 234
BAHAMAS ........................................... 160
BAHRAIN............................................. 169
BANGLADESH .................................... 130
BARBADOS......................................... 118
BELGIEN ............................................. 009
BELIZE ................................................ 198
BENIN.................................................. 158
BERMUDA........................................... 207
BHUTAN .............................................. 097
BIELORUSSIA..................................... 264
BOLIVIEN ............................................ 010
BOSNIEN HERZEGOVINA ................. 274
BOTSWANA ........................................ 098
BOUVET INSEL................................... 280
BRASILIEN .......................................... 011
BRITISCH-ANTARKTISCHESTERRITORIUM. 180
BRITISCHE JUNGFERNINSELN ........ 249
BRITISCHES TERRITORIUM IM INDISCHEN OZEAN245
BRUNEI DARUSSALAM ..................... 125
BULGARIEN ........................................ 012
BURKINA FASO .................................. 142
BURUNDI ............................................ 025
CAMPIONE D'ITALIA........................... 139
CEUTA................................................. 246
CHAFARINAS...................................... 230
CHAGOS INSELN ............................... 255
CIAD .................................................... 144
CHILE .................................................. 015
CHINA VOLKSREPUBBLIK................. 016
CLIPPERTON...................................... 223
COCOS (KEELING) INSELN............... 281
COOKINSELN ..................................... 237
DÄNEMARK ........................................ 021
DEUTSCHLAND.................................. 094
DOMINICA........................................... 192
DOMINIKANISCHE REPUBLIK........... 063
DUBAI.................................................. 240
ECUADOR........................................... 024
ELFENBEINKÜSTE............................. 146
EL SALVADOR..................................... 064
ERITREA ............................................. 277
ESTLAND ............................................ 257
FALKLANDINSELN ............................. 190
FÄRÖER INSELN................................ 204
FIJI INSELN......................................... 161

MACAO................................................ 059
MADAGASKAR ................................... 104
MADEIRA ............................................ 235
MALAWI............................................... 056
MALAYSIEN......................................... 106
MALDIVEN .......................................... 127
MALI .................................................... 149
MALTA ................................................. 105
MAN INSEL ......................................... 203
MAROKKO .......................................... 107
MARSHALL (INSELN) ......................... 217
MARTINIQUE ...................................... 213
MAURITANIEN .................................... 141
MAURITIUS ......................................... 128
MAYOTTE............................................ 226
MAZEDONIEN..................................... 278
MELILLA .............................................. 231
MEXIKO............................................... 046
MICRONESIA(KONFEDERIERTE STAATEN). 215
MIDWAYINSELN ................................. 177
MOLDAU ............................................. 265
MONGOLEI ......................................... 110
MONTENEGRO................................... 290
MONTSERRAT.................................... 208
MONZAMBIQUE.................................. 134
MYANMAR........................................... 083
NAMIBIA .............................................. 206
NAURU ................................................ 109
NEPAL ................................................. 115
NEU KALEDONIEN ............................. 253
NEUSEELAND .................................... 049
NICARAGUA ....................................... 047
NICHT KLASSIFIZIERTE LÄNDER..... 799
NIEDERLANDE ................................... 050
NIGER ................................................. 150
NIGERIEN ........................................... 117
NIUE .................................................... 205
NORDKOREA ..................................... 074
NÖRDLICHE MARIANEN (INSELN) ... 219
NORFOLK INSELN ............................. 285
NORWEGEN ....................................... 048
OMAN .................................................. 163
ÖSTERREICH ..................................... 008
PAKISTAN............................................ 036
PALÄSTINENSISCHEN AUTONOMIEGEBIETE.. 279
PALAU ................................................. 216
PANAMA.............................................. 051
PAPUA NEU GUINEA.......................... 186
PARAGUAY ......................................... 052
PENON DE ALHUCEMAS................... 232
PENON DE VELEZ DE LA GOMERA . 233
PERU................................................... 053
PHILIPPINEN ...................................... 027
PITCAIRN ............................................ 175
POLEN................................................. 054
PORTORICO ....................................... 220
PORTUGAL ......................................... 055
QATAR ................................................. 168
RAS EL KAIMAH ................................. 242
REUNION ............................................ 247
ROMANIA ............................................ 061
RUANDA.............................................. 151
RUSSLAND (FÖDERATION)............... 262
SAINT KITTS UND NEVIS................... 195
SAINT LUCIA....................................... 199
SAINT MARTIN (NÖRDLICH) ............. 222
SAINT-PIERRE UND MIQUELON....... 248
SALOMON INSELN............................. 191

SAMOA ............................................... 131

SAN MARINO ...................................... 037

SAO TOME UND PRINCIPE ............... 187

SAUDI ARABIEN ................................. 005

SCHWEDEN........................................ 068

SCHWEIZ ............................................ 071

SENEGAL............................................ 152

SERBIEN ............................................. 289

SEYCHELLES ..................................... 189

SHARJAH ............................................ 243

SIERRA LEONE .................................. 153

SINGAPORE ....................................... 147

SLOWAKISCHE REPUBLIK................ 276

SLOWENIEN ....................................... 260

SOMALIEN .......................................... 066

SPANIEN ............................................. 067

SRI LANKA .......................................... 085

ST. HELENA ........................................ 254

ST. VINCENTUND DIE GRENADINEN.................196

SÜDAFRIKANISCHE REPUBLIK........ 078

SUDAN ................................................ 070

SÜDGEORGIEN UND DIE SÜDLICHE SANDWICHINSELN 283

SÜDKOREA ......................................... 084

SURINAM ............................................ 124

SVALBARD UND JAN MAYEN INSELN 286

SYRIEN ............................................... 065

SWAZILAND ........................................ 138

TAGIKISTAN ........................................ 272

TAIWAN ............................................... 022

TANZANIEN......................................... 057

THAILAND ........................................... 072

OSTTIMOR.......................................... 287

TOGO .................................................. 155

TOKELAU ............................................ 236

TONGA ................................................ 162

TRINIDAD UND TOBAGO................... 120

TRISTAN DA CUNHA .......................... 229

TSCHECHISCHE REPUBLIK.............. 275

TUNESIEN........................................... 075

TÜRKEI................................................ 076

TURKMENISTAN................................. 273

TURKS E CAICOS (INSELN) .............. 210

TUVALU............................................... 193

UKRAINIEN ......................................... 263

UGANDA ............................................. 132

UMM AL QAIWAIN............................... 244

UNGARN ............................................. 077

URUGUAY ........................................... 080

UZBEKISTAN....................................... 271

VANUATU ............................................ 121

VATIKAN STAAT – HEILIGE STADT ... 093

VENEZUELA ....................................... 081

VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA.............. 069

VEREINGTES KÖNIGREICH (GROSSBRITANIEN)... 031

VIETNAM............................................. 062

WAKE INSELN .................................... 178

WALLIS UND FUTUNA ....................... 218

WEIHNACHTINSEL............................. 282

WESTSAHARA.................................... 166

YEMEN ................................................ 042

ZAMBIA ............................................... 058

ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK 143

ZIMBABWE.......................................... 073

ZYPERN .............................................. 101

FINNLAND........................................... 028
FRANKREICH ..................................... 029
FRANZÖSISCH POLINESIEN ............ 225
FRANZÖSISCH SÜDLICHE TERRITORIEN ... 183
FÜRSTENTUM MONACO................... 091
FUIJAYRAH ......................................... 241
GABON................................................ 157
GAMBIA............................................... 164
GEORGIEN ......................................... 267
GHANA ................................................ 112
GIBRALTAR ......................................... 102
GIBUTI................................................. 113
GOUGH ............................................... 228
GRIECHENLAND ................................ 032
GRENADA ........................................... 156
GRÖNLAND ........................................ 200
GUADALUPA....................................... 214
GUAM INSEL....................................... 154
GUATEMALA....................................... 033
GUAYANA FRANCESE ....................... 123
GUERNSEY ........................................ 201
GUINEA ............................................... 137
GUINEA BISSAU ................................. 185
GUYANA.............................................. 159
HAITI.................................................... 034
HEARD UND DIE MCDONALDINSELN......... 284
HONDURAS ........................................ 035
HONG KONG ...................................... 103
INDIEN................................................. 114
INDONESIEN ...................................... 129
IRAN .................................................... 039
IRAQ .................................................... 038
IRLAND................................................ 040
ISLAND................................................ 041
ISRAEL ................................................ 182
JAMAICA ............................................. 082
JAPAN.................................................. 088
JERSEY C.I. ........................................ 202
JORDANIEN ........................................ 122
KAIMANINSELN .................................. 211
KAMBOTSCHA.................................... 135
KAMERUN........................................... 119
KANADA .............................................. 013
KANARISCHE INSELN ....................... 100
KAPVERDISCHE INSELN................... 188
KAROLINENINSELN ........................... 256
KAZAKISTAN....................................... 269
KENYA................................................. 116
KIRGHIZISTAN.................................... 270
KIRIBATI .............................................. 194
KOLUMBIEN........................................ 017
KOMOREN INSELN ............................ 176
KONGO ............................................... 145
KONGO (DEMOKRATISCHE REPUBLIK)...... 018
KOSOVO ............................................. 291
KOSTARIKA......................................... 019
KROATIEN........................................... 261
KUBA ................................................... 020
KUWAIT ............................................... 126
LAOS ................................................... 136
LESOTHO............................................ 089
LETTLAND .......................................... 258
LIBANON ............................................. 095
LIBERIEN ............................................ 044
LIECHTENSTEIN ................................ 090
LITAUEN.............................................. 259
LUXEMBURG ...................................... 092
LYBIEN ................................................ 045
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